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EDITORIAL 


iebe Leserinnen und Leser, 

Provinz bleibt Provinz! Gut dass 

die unbedeutende Zonen-Mes- 
sestadt zwar gerne auf dicke Hose 
macht, sich aber letztendlich nicht viele 
ihrer erbarmen und für ein, zwei 
Nächte verweilen. Folge: immer noch 
zu viele Hotelbetten, aber zu wenige, 
um die ganze olympische Familie ins 
Dorf zu holen. Das »kreative und fort- 
schrittliche« Aufstockungsmodell — aus 
zwei mach sechs dank Doppelstock- 
betten — konnte glücklicherweise inter- 
national nicht begeistern. So bleibt uns 
das Nationenfest wenigstens mit deut- 
schen Vorzeichen erspart. Und das ver- 
mutlich für die nächsten 16 Jahre. Ob- 
wohl sich Olympiakritik selbstver- 
ständlich nicht nur, aber explizit, gegen 
Olympia auf gut deutsch richtet und 
Leistungswahn wie Nationalismus im 
allgemeinen angegriffen wird, werden 
die »Spiel« in Athen doch nicht nur 
kritisch begleitet werden. Alle werden 
wieder wissen, wann der Hundert- 
Meter-Lauf angesetzt ist und der so 
genannte Medaillenspiegel ist zwar an 
sich eklig, aber kennen muss man ihn 
doch, um im Freisitz mitreden zu kön- 
nen. 
Olympia in Athen ist für Links- 
radikale allerdings die kleinere Hürde 
der anstehenden Sporthighlights. Da 


können manche immerhin für Israel 
sein. Außerdem werden auf Eurosport 
bestimmt lauter Sportarten (freuen wir 
uns auf die tägliche Bemühung des 
Exotenpräfixes) gezeigt, in denen 
Deutschland keine Rolle spielt, 
Schwieriger wird es bei der EM. Ob- 
wohl das letzte Testspiel gegen Ru- 
mänien hoffen lässt, schafft es die deut- 
sche Elf wenn es drauf ankommt doch 
zu oft mit einem Tor in der 85. Minute 
1:0 zu gewinnen. Und irgendwie sind 
alle im Fieber nirgends ist dem Thema 
zu entkommen und jeder Depp läuft 
mit dem neuen schwarz-rot-gelben 
Trikot rum. Aber vielleicht gibt es am 
23. Juni eine kleine antideutsche Feier, 
wenn Tschechien die Benes-Dekrete 
erneuert und die Deutschen kein Land 
sehen lässt. Oder Frankreich schießt 
Deutschland im Halbfinale raus und 
das Finale kann genossen werden. 
Doch soll hier nicht unser ausgeklügel- 
tes EM Tippsystem verraten werden, 
Immerhin: die Europameisterschaft 
macht Europa zum Thema in der 
Linken. Und das hält hoffentlich bis 
zum 24. Juli an. 
Sport frei, 
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Gespenster sterben nie 


ZUM SCHWERPUNKT DIESER AUSGABE 


sam: Die Versuche ihrer Verwirklichung konnten 

bislang nicht einmal ansatzweise die Erwartungen 
erfüllen, die ihre TheoretikerInnen in sie gesetzt haben. 
Das hindert weder die liberale noch die radikale Linke 
daran, beiden Begriffen auf dem Papier zu einer 
Renaissance zu verhelfen. Suhrkamp lässt Superstar Slavoj 
Zizek mit Lenin titeln, Campus mobilisiert mit 
Hunderttausenderauflagen gegen das kapitalistisch- 
biopolitische Empire, und die Bundesstiftung für politi- 
sche Bildung finanziert einen Kommunismus-Kongress. 
Derweil löst unter immer mehr Flugblättern und 
Redebeiträgen ein gigantomanisch-minimalistisches »Für 
den Kommunismus!« die alten Parolen ab, und Auf- 
klärungsverrat ist in weiten Kreisen zu einem schlim- 
meren Schimpfwort avanciert als seinerzeit der Reformis- 
mus. Der Bezug auf den Kommunismus in vielen links- 
radikalen Gruppen erweist sich bei näherem Hinsehen 
oftmals als verspätete Reaktion auf antideutsche Diskus- 
sionen. Während die einen so Diskussionsbereitschaft mit 
den »Theoriefraktionen« signalisieren, versuchen andere, 
den Klassenkampf in seiner postautonomen Form als 
»soziale Kämpfe« mit der Bezeichnung Kommunismus zu 
belegen. 

Auch für viele bürgerliche Linke steht fest: die Rede 
vom Kommunismus ist »entkrampft« und der Begriff 
damit auch von seinem kämpferischen Charakter be- 
freit. Das Ende der meisten realen Sozialismen mehr 
oder minder linker Prägung habe den Raum für 
freizügige Auslegungen dessen eröffnet, was »das Ende 
der Herrschaft des Menschen über den Menschen« sein 
könnte. Fortan könnte Kommunismus auch Radikal- 
demokratie bedeuten. 


K ommunismus und Aufklärung haben eines gemein- 


Aufklärung: Selbstanwendungsprobleme 


Dem steht die (post-Jlinksradikale Hinwendung zur 
Aufklärung gegenüber, insbesondere in Form der Ver- 
teidigung der westlichen Zivilisation als Hort eben 
dieser. Dass antideutsche Kreise den Begriff der Auf- 
klärung aber nicht allein und nicht in ihrem Sinne 
reklamieren können, ist erst kürzlich wieder sichtbar 
geworden. Old Europe hat die französisch-deutsche 
Freundschaft, verkörpert in den Philosophen Habermas 
und Derrida, ins Rennen geschickt, um die »aufklä- 
rerisch-pluralistischen Traditionen Europas« gegen den 
kapitalistischen Predator Amerika stark zu machen. Die 
bürgerliche Gesellschaft (genaugenommen ihre Mitte) 
macht hier erfolgreich ihren Anspruch auf etwas gel- 
tend, was als einer ihrer Gründungsmythen bezeichnet 
werden muss. Es sei dahingestellt, ob die Aufklärung 


diese zweifelhafte Ehre verdient hat. So oder so kultur- 
alisiert Habermas sie sich zur Begründung einer 
europäischen Identität zurecht und steht damit durch- 
aus in langer Diskurstradition. Wo früheren »Aufklä- 
rerInnen« der Naturwüchsig-Wilde als zu zivilisierender 
erschien, sind es heute die hyperkapitalistischen Ameri- 
kanerInnen, die erzogen werden müssen. 

Linke, die sich von der Aufklärung abwenden, be- 
gründen das dagegen nicht selten damit, dass sie eben 
ein westliches, weißes Konzept und noch dazu Leitide- 
ologie des Kolonialismus samt Folgewirkungen sei. Die 
Feststellung, dass die Aufklärung trotz gegenteiligen 
Anspruchs über weite Strecken kein Projekt der 
gesamten Menschheit war, sondern mit Rassismus pro- 
blemlos verbindbar, ist notwendig. Sie rechtfertigt aber 
nicht das antiwestliche, antiaufklärerische Ressentiment, 
das sich in weiten Kreisen mit ihr verbindet. Es ist 
schlecht bestellt um die linke Rede von der Aufklärung: 
Entweder sie kehrt in die Mitte der Gesellschaft zurück, 
wie es einst die Philosophen der Frankfurter Schule 
taten, als sie ihre Verbundenheit zur Bundesrepublik er- 
klärten. Oder ihr fällt nichts besseres ein, als das, was die 
Aufklärung als ihr anderes setzt, als eben solches 
anzunehmen und es zuweilen noch gar zum Potential 
des Widerstands umzudefinieren.' Die Kritik der ba- 
salen Kategorien der Aufklärung fällt dagegen eher dünn 
aus. 

All diese Ab- und Hinwendungen von und zu Kom- 
munismus und Aufklärung vollziehen sich gerade bei 
Linken weitgehend unter der Hand. Sukzessive werden 
die großen Begriffe ersetzt oder umdefiniert, die damit 
verbundene theoretische Arbeit wird — wenn überhaupt 
— im Nachhinein vollzogen. Dieser unschönen Diskus- 
sionstradition der Nachträglichkeit schließt sich diese 
Ausgabe der Phase 2 an. In fünf Schwerpunktartikeln 
möchten wir der Konjunktur der Begriffe Kommunis- 
mus und Aufklärung nachgehen und wenigstens ein 
paar Anregungen für die dringend benötigte Kritik der 
Kategorien geben. 


Beziehungskrisen 


Den historischen Rahmen für die Diskussion öflnet 
Gerrit Brüning in »Karl Marx, Vollender der Aufkli- 
rung«. Er fragt danach, welche Verhältnisse die schillern- 
den Begriffe Aufklärung und Kommunismus miteinan- 
der eingegangen sind. Brüning arbeitet die Ambivalen 
einer Aufklärungskritik heraus, die ihrerzeit von Rous 
seau formuliert wurde. Rousseau erzählte die Geschichte 
der Zivilisation als eine der Entfernung von einem 
»glücklicheren Naturzustand«. Diese Kritik ist jedoch 
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kein reiner frühsozialistischer Romantizismus, sondern 
enthält auch Elemente der Selbstkritik der Aufklärung. 
Der Marxismus nahm die Ideale der Aufklärung auf und 
kritisierte die reale Verfasstheit der bürgerlich-kapitalis- 
tischen Gesellschaft gleichzeitig als eine, die ihnen nicht 
gerecht zu werden vermag. Zu den problematischen 
Aspekten gehört dabei insbesondere der marxistische 
Arbeitsbegriff, der immer wieder changiert: zwischen 
einer Hinwendung zur Arbeit — als vermeintlich zen- 
tralem Moment der Menschwerdung — und einem 
Hinausweisen über die Arbeit, wo sie als bestimmendes 


Shoah, führt Phase 2 Leipzig ins Feld, dass man nur Im 
Kontext die Bedeutung von Ereignissen als etwas 
erfassen kann, das über reine Faktizität hinausgeht, 
Anders gesagt: die Wirklichkeit von Auschwitz kann 
nicht anhand der Frage des Vorhandenseins von 
Abzugsklappen diskutiert werden. 

Brüning bezieht die Ideale des Kommunismus also 
aus der Aufklärung und Phase 2 Leipzig entwickelt den 
Begriff des Kommunismus negativ an der Kritik des 
Kapitalismus. Dagegen plädiert Katja Diefenbach im 


Interview mit Phase 2 Berlin dafür, genau diese Vorstel- 


»DIE FRAGE, WAS POLITISCH IST UND WAS RADIKALE KRITIK BEDEUTET, MUSS 
AN JEDER SPEZIFISCHEN FORMATION ERNEUT VERHANDELT WERDEN.« 


Element des »Reichs der Notwendigkeit« in Abgrenzung 
zum »Reich der Freiheit« gesetzt wird. Die Idee eines 
säkularen Glücksversprechens des Kommunismus im 
Diesseits ist in jedem Falle nicht zu knapp der 
Aufklärung geschuldet. Als deren eigentliche theoretis- 
che (nicht praktische) Vollendung kann der Marxismus 
gesehen werden. Damit beschreibt der Artikel jedoch 
vor allen Dingen die problematischen Erbteile auf- 
klärerischen Denkens. Zumindest der Rousseausche 
Wunsch nach dem Herausarbeiten eines glücklicheren 
Naturzustands aus der Elendsgeschichte der Zivilisation 
lebt heute wohl eher im kulturalistischen Rassismus 
fort. 


Wirkliche Bewegungen 


Mit den unscharfen Grenzlinien des »wissenschaftlichen 
Marxismus« setzt sich Phase 2 Leipzig in »Die Wahrheit 
des Kommunismus« auseinander. Wie ist es um revolu- 
tionäre Potenz der Aufklärung bestellt? Die Neubewer- 
tung von Wissen nach aufklärerischen Kriterien, also 
nicht zuletzt die Einführung wissenschaftlicher Maß- 
stäbe, war ihrer Zeit dazu geeignet, Herrschaft zu dele- 
gitimieren. In Form der Naturalisierung gesell- 
schaftlicher Prozesse und Kategorien kommt diesen 
Maßstäben andererseits selbst ein ideologischer Cha- 
rakter zu. Die Verabsolutierung gesellschaftlich pro- 
duzierten Wissens zur überhistorischen Wahrheit kann 
gerade dazu beitragen, die Verhältnisse als ewig unverän- 
derliche zu betrachten. Gegen einen solchen Wahr- 
heitsbegriff weist Phase 2 Leipzig darauf hin, dass gerade 
in der Kritik der wirklichen Verhältnisse des Kapital- 
ismus dessen spezifische Historizität in Betracht gezogen 
werden muss. Der »wissenschaftliche Marxismus« 
beharrt auf der Objektivität seiner Kategorien — aber 
diese gilt nur insofern, als diese Kategorien als Kritik 
des Kapitalismus entwickelt worden sind und vor 
diesem Hintergrund ihre Gültigkeit haben. Eben des- 
halb wird die Kategorie der wissenschaftlichen Wahrheit 
des Marxismus dann problematisch, wenn sie in den 
Dienst des Aufbaus des Kommunismus gestellt werden 
soll. 

Gegen den Vorwurf, ein derart »postmoderner« Re- 
lativismus verstelle letztlich den klaren Blick auf unbe- 
streitbare historische Tatsachen, insbesondere auf die der 


lung von Geschichte zurükzuweisen, in der der Kapital- 
ismus als dialektisches Drama erscheint, das gemäß 
einer einzigen, beherrschenden Logik in Richtung 
Kommunismus oder Untergang prozessiert. Ein solcher 
Bezug auf das Glücksversprechen als Nachfolger aus 
einer total gedachten, vorhergehenden Ordnung falle 
immer auf die eine oder andere Art in Geschichtstele- 
ologie zurück. Gegen die Entwicklungslogik klassischer 
Marxismen und ihre pessimistische Wendung in der kri- 
tischen Theorie betont sie die Gleichzeitigkeit unter- 
schiedlicher, das Gesellschaftliche strukturierender 
Rationalitäten. Es geht demnach um das neben- und in- 
einander ungleichzeitiger, nicht entwicklungslogischer 
Strukturen und Momente, die nicht in einer großen 
Meisterzählung vereinigt werden können. Die Frage, 
was politisch ist und was radikale Kritik bedeutet, muss 
an jeder spezifischen Formation erneut verhandelt wer- 
den. So lässt sich der Kommunismus dann auch nicht 
nur als Einlösung bürgerlicher Glücksversprechen 
denken. Beispielhaft dafür lässt sich auch die neuerdings 
wieder viel diskutierte Figur der »messianischen 
Erwartung« von Walter Benjamin als Drängen zum 
Kommunismus lesen. Diese Figur erscheint als möglich- 
er Teil einer aktuellen kommunistischen Perspektive, 
obwohl sie sich aus Motiven speist, die der Aufklärung 
vorausgegangen sind. Damit ist allerdings noch lange 
nicht gesagt, ob und welche emanzipatorischen Mo- 
mente diese Figur in den aktuellen Verhältnissen bein- 
haltet oder entwickeln kann — im schlechtesten Fall lässt 
sie sich wohl im linksradikalen Bewegungsfetischismus 
vor-finden, der noch in jedem Globalisierungsprotest 
das Rettende sucht. 


Am Ende der Gewalt 


Zurück also zur radikalen Linken, denn »Keine Revolu- 
tion ist auch keine Lösung«. Das meint zumindest Max 
Törleß von der Phase 2 Göttingen, wenn er sich der Frage 
widmet, wann und warum der Bezug aufs Revoltieren 
suspekt wurde und dem fernen Versprechen der 
herrschaftsfreien Gesellschaft wich. Der Bezug aufs 
Revoltieren wird hier mit der orthodox-marxistischen 
Annahme in Verbindung gebracht, es gäbe ein revolu- 
tionäres (Klassen-)Subjekt, das nur seine Lage erken- 
nend »zu sich« kommen müsse, um so die Verhältnisse 


umzustürzen. Diese Vorstellung lebt auch in autonomen 
Kämpfen fort, insofern sie dem rebellischen Impuls eine 
prinzipiell befreiende Wirkung zuschreiben. Egal, ob 
das revolutionäre Subjekt nun aus ArbeiterInnen, 
Kolonisierten oder biopolitischen UnternehmerInnen 
besteht, wenn es sich erst mal aufrafft, endlich die 
Verhältnisse umzustürzen, wird schon das Gute dabei 
herauskommen. Gegen diese Auffassung vom revolu- 
tionären Subjekt steht maßgeblich die Ideologiekritik. 
Sie macht darauf aufmerksam, dass die spontanen 
Impulse der im zeitgenössischen Kapitalismus Subjekt 
gewordenen in aller Regel nicht besonders emanzipa- 
torisch sind. Das aktuelle Misstrauen gegen den revolu- 
tionistischen Reflex ist berechtigt. Da erscheint es alle- 
mal sicherer, das Fernziel Kommunismus anzuführen, 
für dessen Einlösung die Massen in absehbarer Zeit 
nicht bereitstehen. Der Verlust eines positiven Revolu- 
tionsbezugs wirft jedoch die Frage auf, wie die funda- 
mentale Veränderung der Verhältnisse, mag sie auch 
noch so fern sein, ins Auge gefasst werden kann. 
Joachim Bruhn betont schließlich in »Metaphysik 
der Klasse«, dass der Zeitpunkt für die Revolution längst 
verpasst ist. Zentral für diese Aussage ist der fundamen- 
tale Einschnitt, den der Nationalsozialismus für eine 
Geschichte bedeutet, die viele davon unbeeindruckt als 
eine der Klassenkämpfe sehen möchten. Diese ge- 
schichtsvergessene Vorstellung kritisiert er insbesondere 
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am Artikel »Unkritische Theorie« von Felix Baum in 
Phase 2.11, der eine Rethematisierung der ArbeiterIn- 
nen als Klassensubjekte gefordert hatte. Baums 
Vorstellung, dass in den ArbeiterInnen die »Ware 
Arbeitskraft« in ihrer »ganzen Subjektivität« vorliege, 
weist Bruhn zurück. In dieser Vorstellung geht ihm 
zufolge jeder kritische Bezug auf die Vermittlung der 
Ware Arbeitskraft als gesellschaftliche verloren, die 
Differenz zwischen dem Subjekt und seiner Verwertung 
wird dadurch unsichtbar — die Klasse gerät zum meta- 
physischen Subjekt. Das Subjekt der Arbeiterklasse ist 
aber nach Bruhn nicht Ausdruck eines ahistorischen 
Kapitalverhältnisses, wodurch es sich nach wie vor als 
»potentiell widerständiges« verstehen ließe — vielmehr 
macht die Arbeit längst aus Prinzip Einheitsfront mit 
Deutschland. Die Revolution kann damit keine Sache 
des Proletariats mehr sein. 

Die Diskussion von Kommunismus und Aufklärung 
bleibt an die gesellschaftlichen Verhältnisse gebunden, 
in denen oder gegen die sie geführt wird — und genau 
diese Rückbindung ist auch nötig, damit die Begriffe 
nicht zu einem rein normativen Vorschriftenkatalog 
erstarren. 
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Karl Marx, 
Vollender der Aufklärung 
ÜBER DIE NORMATIVEN KONTINUITÄTEN VOM 


VERNUNFTAPPELL KANTS UND DER ZIVILISATIONSKRITIK ROUSSEAUS BIS 
ZUM WISSENSCHAFTLICHEN SOZIALISMUS. 


Was ist Aufklärung?, fragte 1783 Immanuel Kant 
\N lakonisch, als hätten damals nicht seit immerhin 

schon etwa einem Jahrhundert die Aufklärer ihre 
neuen Lehren verbreitet. Sollte niemand von ihnen das 
Wesen ihrer eigenen Tätigkeit richtig erkannt haben? Die 
Kontroverse um Inhalte und Ziele der Aufklärung findet 
also nicht nur rückblickend statt, sondern zeichnete sie von 
Beginn aus. Die immerwährende Frage nach ihrem Wesen 
liegt in diesem selbst begründet. 


Was war Aufklärung? 


Die Geschichte aller modernen Philosophie ist die Ge- 
schichte der Auseinandersetzung mit der Aufklärung, hier 
verstanden als die herrschende geistige Strömung des 18. 
Jahrhunderts. Im wörtlichen Sinn will Aufklärung etwas 
aufklären, d.h. transparent machen, erhellen. Die einfache 
ursprüngliche Bedeutung verweist metaphorisch auf das 
Licht der Erkenntnis und appelliert damit an die kogni- 
tiven und rationalen Vermögen des Menschen. Deren Auf- 
wertung in der Neuzeit appellierte an den Verstand, nicht 
nur die äußere, sondern auch die innere Welt, das Wesen 
des Menschen, gedanklich zu erfassen. Die Vernunft hörte 
auf, dem Glauben zur Seite zu stehen und begann, der 
Wirksamkeit des unergründlichen göttlichen Ratschlusses 
immer mehr Gebiete zu entreißen. Auch die Frage, was den 
Menschen in letzter Instanz bestimme und bestimmen soll- 
te, konnte sich einer rationalen Prüfung schließlich nicht 
mehr entziehen. Das Ergebnis dieser Prüfung musste dem 
christlichen Versprechen der ewigen himmlischen Seligkeit 
etwas verstandesmäßig Begreifbares, also weltliches, entge- 
gen setzen. 

Die Aufklärung suchte also, und damit verlieh sie sich 
selbst die höchste normative Rechtfertigung, nach der all- 
gemeinen säkularen »Glückseligkeit«, wie Kant es 1784 in 
seiner Idee zu einer allgemeinen Geschichte in weltbürgerli- 
cher Absicht ausdrückt. Ein Ziel, dem der Mensch kraft sei- 
ner Natur durch »eigene Vernunft« immer näher kommen 
solle - und werde. Nichts rein Intellektuelles bezweckte 
also der Philosoph mit seinem berühmten »Wahlspruch der 
Aufklärung« aus demselben Jahr: »Habe Mut, dich deines 
eigenen Verstandes zu bedienen!« Die konkreten Forderun- 
gen der Französischen Revolution ergaben sich zwar aus 
den konkreten Bedingungen des Jahres 1789. Doch die 
Ideale »Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit« wurzelten in 
der Vereinigung von Seligkeitsversprechen und säkularer 
Vernunft — im Fortschrittsoptimismus. Der Sprung vom 
tausendjährigen Glauben an die gottgegebene, ewige Stän- 
deordnung hin zur Forderung nach einer umfassenden 


Aufhebung gesellschaftlicher Hierarchien hätte kühner 


kaum sein können: »Jetzt erst brach das Tageslicht, das 
Reich der Vernunft an; von nun an sollte der Aberglaube, 
das Unrecht, das Privilegium und die Unterdrückung ver- 
drängt werden durch die ewige Wahrheit, die ewige Gere- 
chtigkeit, die in der Natur begründete Gleichheit und die 
unveräußerlichen Menschenrechte.« So brachte Engels 
1882 in der Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur 
Wissenschaft bei allem Spott dem Projekt der Aufklärung 
gebührenden Respekt entgegen. 

Nicht alle dachten so positiv von der Wirkung der Ver- 
nunft. Kein geringerer als der geistige Wegbereiter der 
Französischen Revolution, Rousseau, versuchte den Glau- 
ben an den zivilisatorischen Fortschritt kompromisslos und 
mit allen rhetorischen Mitteln zu erschüttern. Die Kultur 
habe dem Menschen die Empfindung der ursprünglichen 
Freiheit des Naturzustands geraubt, urteilte er vernichtend 
schon 1750 in seiner Abhandlung über die Frage, ob die 
Wiederherstellung der Wissenschaften und Künste zur Läute- 
rung der Sitten beigetragen hat. Das Licht der Vernunft sieht 
Rousseau im Dienst der sozialen Selbstinszenierung und 
der Affırmation realer Unmündigkeit, um deren Ketten die 
Kultur ihre »Blumenkränze« winde. Der Aufstieg geistiger 
Kultur fördere jedoch nicht bloß den einmal vorhandenen 
Verfall gesellschaftlicher Tugend, sondern rufe ihn selbst 
hervor. »Luxus, Zügellosigkeit und Sklaverei sind also zu 
allen Zeiten die Strafen unserer stolzen Bemühungen gewe- 
sen, uns aus der glücklichen Unwissenheit, in welcher uns 
die ewige Weisheit gelassen hatte, herauszureißen.« Die 
Wissenschaften wiederum entstanden nach Rousseau aus 
den menschlichen Lastern: die Astronomie aus dem Aber- 
glauben, die Rhetorik aus dem Ehrgeiz, die Mathematik 
aus der Habgier. 

Wo das natürliche Unwissen als die wahre Weisheit, die 
Wissenschaft jedoch als ein lasterhafter Luxus gelten, wird 
auch dessen Grundlage — der ökonomische Wohlstand — 
zum Fluch. Die Politiker denken nur noch an Geld und 
Handel. »Sie schätzen die Menschen wie Herden Vieh.« In 
seiner Abhandlung über den Ursprung und die Grundlagen 
der Ungleichheit unter den Menschen von 1755 führte Rous- 
seau das zivilisatorische Unheil paradoxerweise auf die von 
der Aufklärung gepriesene, anthropologisch definierte Ver- 
vollkommnungsfähigkeit des Menschen, die Perfektibilitit, 
zurück. Selbst das Eigentum sei nicht naturgegeben, son- 
dern habe sich erst aus den Fortschritten des menschlichen 
Geistes entwickelt, und zwar zum großen Schaden. Der 
Menschheit wären viele Kriege und Leiden erspart geblie- 
ben, so Rousseau, wenn rechtzeitig jemand darauf hinge- 
wiesen hätte, »daß die Früchte allen gehören und daß die 
Erde niemandem gehört!« Dies zeigt schon, dass nicht das 
gesamte Gedankengebäude der aufklärerischen Intelligenz 


des 18. Jahrhunderts auf das materielle Interesse der Bour- 
geoisie hinauslief. Für Rousseau ist es gegen das Gesetz der 
Natur und damit gegen das Naturrecht des Menschen, dass 
eine Minderheit Überfluss genießt, während die Mehrheit 
darbt. 


Über den Urzustand zurück in die Zukunft 


Demgegenüber entwarf Rousseau 1762 im Gesellschafts- 
vertrag ein Modell der Volkssouveränität, in dem der ein- 
zelne Mensch seinen prekären, vereinzelten Naturzustand 
zwar wie in der Despotie aufgibt, seine Freiheiten dabei 
aber nicht verliert, sondern in Form eines freiwilligen Ver- 
trages auf die »volonte generale« der Gemeinschaft über- 
trägt. Rousseau wandte sich also nicht gegen die Auf- 
klärung im Ganzen. Er argumentierte, wie es in der 
Abhandlung über die Ungleichheit heißt, »allein mit Licht 
der Vernunft und unabhängig von den heiligen Dogmen«, 
und stellt die gottgegebene Ordnung radikal in Frage. 
Nicht für die Ablehnung von Aufklärung und Fortschritt 
lässt er sich in Anspruch nehmen, sondern für deren Selbst- 
kritik. 

Mit seinem Modell vollzieht Rousseau einen gedankli- 
chen Schritt der doppelten Negation, indem erst der 
Naturzustand durch die gesellschaftliche Ungleichheit 
abgelöst wird und dieser wiederum durch den »contrat 
social« aufgehoben wird, wodurch sich die natürliche 
Gleichheit auf höherer Ebene realisiert. »Wir haben hier«, 
stellte Engels 1878 im Anti-Dühring fest, valso schon bei 
Rousseau nicht nur einen Gedankengang, der dem in 
Marx’ »Kapital« verfolgten auf ein Haar gleicht, sondern 
auch im einzelnen eine ganze Reihe derselben dialektischen 
Wendungen, deren Marx sich bedient: Prozesse, die ihrer 
Natur nach antagonistisch sind, einen Widerspruch in sich 
enthalten, Umschlagen eines Extrems in sein Gegenteil, 
endlich als Kern des Ganzen die Negation der Negation.« 

Wie sehr der wissenschaftliche Sozialismus nicht nur 
formal und methodisch, sondern auch inhaltlich von Rous- 
seau profitierte, zeigt der Ursprung der Familie von 1884. 
Daraus geht hervor, dass die Vision des Kommunismus 
neben ökonomischen wesentlich auf anthropologischen 
Annahmen beruht. Wo Rousseau den vorzivilisatorischen 
Menschen nicht empirisch beschreiben, sondern rein hypo- 
thetisch konstruieren musste, konnten Marx und Engels 
auf die Forschungsergebnisse zurückgreifen, die der Prähis- 
toriker Lewis H. Morgan 1877 in seinem Buch Urgesells- 
chaft vorgelegt hatte. Von Rousseaus Kritik der Zivilisation 
hat sich jedoch vieles auch bei Engels erhalten, der gleich- 
falls in ihr die Entfesselung lasterhafter menschlicher Lei- 
denschaften, vor allem des Egoismus, und die Zerstörung 
der ursprünglich vorhandenen besseren Vermögen erblickt. 
Die Zivilisation habe den Urzustand abgelöst, »indem sie 
die schmutzigsten Triebe und Leidenschaften der Men- 
schen in Bewegung setzte und auf Kosten seiner ganzen 
übrigen Anlagen entwickelte. Die platte Habgier war die 
treibende Seele der Zivilisation von ihrem ersten Tag bis 
heute, [...] Reichtum nicht der Gesellschaft, sondern dieses 
einzelnen lumpigen Individuums, ihr einzig entscheiden- 
des Ziel.« 

Wie bei Rousseau dient auch bei Engels die Wertschät- 
zung des menschlichen Urzustandes dazu, den Weg in eine 
bessere Zukunft möglich erscheinen zu lassen. Zusammen 


mit Morgan ruft er dazu auf, die »Freiheit, Gleichheit und 


Brüderlichkeit« der Urgesellschaft in höherer Form wieder- 
zubeleben.* Zivilisationskritik und Fortschrittshoffnung 
schließen sich also nicht notwendigerweise aus. Während 
der Warnruf Rousseaus jedoch bei der Mehrheit der opti- 
mistischen Aufklärer des 18. Jahrhunderts auf taube Ohren 
stieß, erbrachte der Marxismus eine gewaltige Integrations- 
leistung, indem er die beiden konträren Positionen zu einer 
in sich geschlossenen Theorie verschmolz und bis heute 
verschmilzt. Er kritisiert allen bisherigen Fortschritt, inklu- 
sive des zeitgenössischen, als eine sich steigernde Ausbeu- 
tung und Entfremdung des Menschen, und verheißt den 
unmittelbar bevorstehenden als ganzheitlichen, alle seine 
bisherigen Widersprüche aufhebenden Sprung in die Frei- 
heit. 


Der Kommunismus des Betriebswirts 


In der Entwicklung des Sozialismus wird der moderne Sozi- 
alismus, seiner »theoretischen Form« nach, denn auch als 
Fortführung der Aufklärung des 18. Jahrhunderts betrach- 
tet.’ Streng genommen kann sich diese Aussage nur auf 
Rousseau beziehen, denn nur er war Aufklärer und dachte 
zugleich, wie wir gesehen haben, zumindest ansatzweise 
dialektisch-historisch. Die Ära der Aufklärung schließt im 
Wesentlichen mit Kant ab, für den die Dialektik aber pri- 
mär erkenntnistheoretische Relevanz besass. Demgegen- 
über eröffnen die Vertreter des spekulativen »deutschen« 
Idealismus — Fichte, Schelling und schließlich Hegel — im 
19. Jahrhundert eine neue philosophische Epoche. Auf 
welche Weise der Marxismus und seine theoretische Me- 
thode, der dialektische Materialismus, sich aus dem System 
Hegels entwickelten, kann hier nicht eigens erörtert wer- 
den und ist besser in der Entwicklung des Sozialismus nach- 
zulesen. Seine »theoretische Form« gewann der Marxismus 
jedenfalls mehr durch die Rezeption Hegels und weniger 
durch die der Aufklärung. 

Deren Vertreter steuerten jedoch etwas viel Fundamen- 
taleres bei. Die Forderung des Kommunismus ergab sich 
für Marx und Engels ja nicht aufgrund bloß systematisch- 
logischer Ideen. Diese sind traditionell bestimmten Nor- 
men außerhalb ihrer selbst verpflichtet, die der abstrakten 
Argumentation erst den emphatischen, sozialrevolutio- 
nären Impetus verliehen. Diese normativen, regulativen 
Ideen bestehen im Gegensatz zu der daraus abgeleiteten 
Schlussfolgerung auf bestimmten, nicht abgeleiteten Ideen, 
die offen oder verdeckt moralisch sind, die sich zwar gegen 
das Wohl des Einzelnen richten können, aber immer das- 
jenige der Menschheit befördern wollen. So diente für die 
Aufklärer das Licht der Erkenntnis dem Zweck, den Weg 
zur menschlichen Glückseligkeit zu beleuchten. 

Engels übt nun in der Entwicklung des Sozialismus eine 
wütende Kritik an der »hochtönendsten Phrase« der auf- 
klärerischen »Bourgeois-Ideologen«.° Wie das? Wendet sich 
der wissenschaftliche Sozialismus etwa gegen das Glück der 
Menschheit, oder stellt er gar etwas noch Höheres in Aus- 
sicht? Keines von beiden trifft zu. Nicht die Versprechen 
der Aufklärung stehen zur Disposition, sondern ihre nicht 
erfolgte Realisation. Statt des Reichs der Vernunft ein Reich 
der Wohlhabenden, statt der Gerechtigkeit die Klassenjus- 
tiz, statt der Gleichheit die Gleichheit vor dem Gesetz — so 
sieht für Engels die Bilanz der bürgerlichen Gesellschaft 
und ihrer Ideale aus. Auch die nach den Grundsätzen der 
Aufklärer eingerichtete Gesellschaft sei unvernünftig und 
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ungerecht. Von der ewigen Vernunft sei nur der idealisier- 
te kleinbürgerliche Verstand übrig geblieben, vom ewigen 
Frieden der Eroberungskrieg, vom Allgemeinwohl der 
verschärfte soziale Gegensatz, von der Zivilehe der offiziöse 
Deckmantel der Prostitution; wie denn auch die gepriese- 
nen moralischen Maximen nur den allseitigen kapitalistis- 
chen Sündenpfuhl überdeckten. »Kurzum, verglichen mit 
den prunkhaften Verheißungen der Aufklärer, erwiesen 
sich die durch den »Sieg der Vernunft« hergestellten gesell- 
schaftlichen und politischen Einrichtungen als bitter ent- 
täuschende Zerrbilder.“” 

Engels persönlich würde das Gefühl der Enttäuschung 
natürlich von sich weisen und versichern, dass er nie ge- 
glaubt hätte, der Kapitalismus könne seine Versprechen 
einhalten. Doch es bleibt die Tatsache bestehen, dass er 
eben diese Versprechen zwar als hohle Phraseologie verur- 
teilt, sie im Kern aber nicht hinterfragt. Er möchte viel- 
mehr ihre Konsequenzen ziehen und die Ideale von Freihe- 
it, Gleichheit und Brüderlichkeit endlich verwirklichen — 
und zwar explizit, wie oben zitiert, oder dadurch, dass er 
der bürgerlichen Gesellschaft vorhält, auf welche Weise sie 
ihre eigenen Parolen mit Füßen tritt. Dass sie dies tut, soll 
hier gar nicht zur Debatte stehen. Wohl aber, dass der Mar- 
xismus offenbar eine nichtbürgerliche Gesellschaft auf den 
normativen Grundsätzen der Aufklärung, das heißt auf his- 
torisch bürgerlichen Ideen, errichten will. Man muss ja 
hinter das Glücksversprechen nicht zurückfallen, und 
übertreffen lässt es sich schon deswegen nicht, weil Glück- 
seligkeit per definitionem den höchsten denkbaren men- 
schlichen Zustand bezeichnet. Aber etwas genauer musste 
dieses Glück schon bestimmt werden, wenn es kein leeres 
Wort bleiben sollte. 

Marx und Engels versuchten die Ideale der Aufklärung 
gewissermaßen dadurch zu erden, dass sie ihnen ein öko- 
nomisches Fundament verliehen. Sie warfen der bürgerli- 
chen Gesellschaft nämlich über den Verrat an Idealen 
hinaus noch vor, sich selbst an ihr oberstes Gesetz, das der 
Akkumulation des Kapitals, nicht zu halten. Diesen Nach- 
weis erbrachte Karl Marx mit seinem Hauptwerk, das all- 
gemein als die wissenschaftliche Begründung des Kommu- 
nistischen Manifestes schlechthin gilt. Doch schon vor 
Marx und Engels war die Idee des Kommunismus aus dem 
Drang zur Akkumulation entsprungen. Engels berichtet in 
der Entwicklung des Sozialismus, wie der britische Unter- 
nehmer Robert Owen in seiner Baumwollfabrik Schulen 
für seine Arbeiter errichtete, ihre Arbeitszeit verkürzte, bei 
geschäftlicher Flaute den Lohn fortzahlte und auf diese 
Weise den Wert seines Kapitals verdoppelte. Owens Kom- 
munismus, folgert Engels, entstand »als Frucht sozusagen 
der kaufmännischen Berechnung«.® 


Feindbild Luxus 


Von diesem und anderen geistigen Vorgängern übernahm 
der wissenschaftliche Sozialismus die Kritik am Kapitalis- 
mus und stellte die utopischen Entwürfe auf eine volks- 
wirtschaftliche Grundlage.” Die revolutionäre Aufhebung 
des zerstörerischen Widerspruchs zwischen dem gesell- 
schaftlichen Charakter der Produktion und dem privaten 
Charakter der Aneignung sollte die ungehemmte Entfal- 
tung der Produktivkräfte garantieren, die der krisenges- 
chüttelte Kapitalismus periodisch untergrub: mit seiner 
künstlichen Hemmung der Produktion, den konjunkturel- 


len Rückschlägen, aber auch mit der »blödsinnigen Luxus- 
verschwendung« der Herrschenden.'’ Als würde die Marx- 
sche Ökonomie nicht bereits säuberlich zwischen notwen- 
diger und luxuriöser Konsumtion unterscheiden, fügt 
Engels dem Wort »Luxus« noch das an sich überflüssige 
Beiwort »Verschwendung« zur verdoppelten Abwertung 
hinzu. Damit nicht genug: Die Verschwendung, die ja 
schon per definitionem unsinnig sein müsste (und erst 
recht die verschwenderische Verschwendung), wird 
nochmals als blödsinnig und damit schon dreifach ver- 
dammt, um ihre Beseitigung zu legitimieren. 

Luxus beginnt da, wo die Notwendigkeit aufhört: beim 
Kuchen, wo auch Mischbrot seinen Zweck tun würde. Ku- 
chen, genau wie alle anderen Luxusgüter, mag verschwen- 
derisch und damit gewissermaßen unsinnig sein. Doch die 
meisten Menschen wollen trotzdem Kuchen essen und 
nicht in einem bloßen Zweckbau wohnen. Eine Beseiti- 
gung des Luxus, wie sie Engels pauschal fordert, ist jeden- 
falls etwas ganz anderes, als den gehobenen Lebensstil zu 
verallgemeinern und den allgemeinen Lebensstandart mög- 
lichst zu erhöhen. Eine gewisse Bescheidenheit kann daher 
die in Aussicht gestellte Existenzsicherung der Menschen 
sowie die »völlige und freie Ausbildung und Betätigung 
ihrer körperlichen und geistigen Anlagen« nicht verleug- 
nen.'' Dagegen hätte letztlich keiner der geschmähten 
Kapitalisten prinzipiell etwas einzuwenden, im Gegenteil: 
Jeder Unternehmer wird wenigstens behaupten, dass sein 
Profit letztlich der Mehrung des allgemeinen Wohllebens 
diene. 

Neben der Abneigung gegen Luxus zeichnet sich der 
Marxismus durch eine zum Teil überschwängliche Würdi- 
gung der Arbeit aus. Im letzten Abschnitt der Dialektik der 
Natur schätzte Engels den »Anteil der Arbeit an der Men- 
schwerdung des Affen« als die »erste Grundbedingung alles 
menschlichen Lebens«.'” Ob sie seiner Meinung nach auch 
das letzte Ziel des menschlichen Lebens darstelle, erfahren 
wir leider nicht; das Manuskript bricht dort ab, wo Engels 
die Rolle der Arbeit im Kapitalismus behandelt. Marx 
zumindest hoffte in der postum veröffentlichten Kritik des 
Gothaer Programms, dass »Arbeit nicht nur Mittel zum 
Leben, sondern selbst das erste Lebensbedürfnis« werde." 
Dadurch erst erhält die Parole ihren eigentlichen Sinn: 
»Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürf- 
nissen!« 


Arbeit ist... 


Die Frage des marzistischen Arbeitsbegriffes ist kontrovers 
diskutiert worden. Während die real existierende Arbeiter- 
bewegung die Arbeit ganz unverblümt zum Selbstzweck 
erhob — »Arbeit, Arbeit, Arbeit« (SPD) -, betonen andere 
Marx’ durchaus kritische Haltung zur Arbeit. Tatsächlich 
beginnt im Kapital für ihn das »Reich der Freiheit« erst da, 
wo das Arbeiten, das durch äußere Sachzwänge geprägt ist, 
aufhöre.'‘ Dieses liege jenseits der Produktion materieller 
Güter, und zwar unabhängig von der jeweiligen Gesell- 
schaftsform. Aufgrund von Zwängen bleibe Arbeit jedoch 
immer ein »Reich der Notwendigkeit«, auf dessen Basis erst 
ein zweckfreies Leben stattfinden kann. Marx fordert daher 
eine Verkürzung der Arbeitszeit, die demnach offenbar 
nicht dem »ersten Lebensbedürfnis« entspricht. 

Der frühe Marx hatte noch versucht, den Freiheits- 
drang des Menschen mit der Notwendigkeit der Arbeit zu 


vermitteln. In der 1845/46 entstandenen Deutschen Ideolo- 
‚gie schlägt er mit Engels einen Kommunismus vor, in dem 
es möglich sei, »heute dies, morgen jenes zu tun, morgens 
zu jagen, nachmittags zu fischen, abends Viehzucht zu trei- 
ben«, ohne sich dazu auf einen der Berufe festlegen zu müs- 
sen." Dies ist durchaus kein Wunschtraum, sondern war in 
der frühen Phase der neolithischen Revolution wahrschein- 
lich gang und gäbe. Auch in der Industriegesellschaft wech- 
selt ein Teil der arbeitenden Menschen laufend die Tätig- 
keit, allerdings nur die Ungelernten, die nur primitive 
Handgriffe auszuführen haben. Darüber hinaus können 
diejenigen Menschen an ein und demselben Tag Kanin- 
chen jagen, Karpfen angeln und Tauben züchten, die 
Urlaub haben oder Rente beziehen und sich ein solches 
Hobby leisten können. Aber Gebäude errichten, Flugzeuge 
lenken, Computer programmieren und Essen zubereiten, 
werden auch in Zukunft nur diejenigen tun, die es können 
und die sich, zum Teil über Jahre, dazu ausbilden müssen. 

An einer anderen Stelle der Deutschen Ideologie heißt es, 
dass die kommunistische Revolution sogar die Arbeit, hier 
verstanden als ausbeuterische Form materieller Produkti- 
on, »beseitigt«, also ganz abschafft.'* Der frühe Marx verur- 
teilte also die Arbeit an sich und entwarf parallel dazu das 
phantastische Wunschbild einer künftig von allen Zwän- 
gen befreiten Tätigkeit. Später scheint er sich jedoch da- 
rüber klar geworden zu sein, dass sich das Problem der 
Arbeit (im Sinne materieller Produktion) in keiner Gesell- 
schaft völlig anders stellt als z.B. im Kapitalismus: Arbeit 
kann per se unabhängig vom Zwang der zu produzieren- 
den Sachen nicht existieren. Ein Gebrauchsgegenstand soll 
seinen Zweck erfüllen (ein Brot soll schmecken, nicht 
Magenschmerzen verursachen), und alle freie Assoziation 
zwischen den Produzenten hebt das Zwangsverhältnis zwi- 
schen ihnen und dem Produkt nicht auf. Frei und subjektiv 
ist lediglich die Entscheidung, ein bestimmtes Produkt zu 
herzustellen, was folgt ist zweckmäßig und objektiv, denn 
es geht um Produktion und nicht um Beschäftigungsthe- 
rapie. 


Die Fortsetzung der Akkumulation mit anderen Mitteln 


Arbeit bringt also immer auch Zwang mit sich. Das ändert 
nichts an ihrer Notwendigkeit und ist auch an sich nicht 
weiter schlimm. Im Optimalfall kann sie trotzdem Freude 
bringen (und tut dies häufig auch). Dass Arbeit Freude 
bringt, heißt aber noch nicht, dass sie selbst damit ein 
»Lebensbedürfnis« (noch dazu das »höchste«) sein muss. 
Der Marxismus nimmt eine mal phantastische, mal prag- 
matische, mal aber auch eine kultisch anmutende Haltung 
zur Arbeit ein. Die Grenzen des »Reichs der Freiheit«, das 
Marx, scharfsinnig und aufklärerisch, als dasjenige der 
Zweckfreiheit bestimmt, schließen nicht die zweckfreie 
Konsumtion mit ein, die als »Luxus« zwar korrekt, aber 
negativ beurteilt wird. Ein »asketischer, allen Lebensgenuß 
verpönender, an Sparta anknüpfender Kommunismus«” 
mag den Begründern des wissenschaftlichen Sozialismus 
fremd gewesen sein. Aber Askese beginnt nicht dort, wo 
man allem Lebensgenuss abschwört, sondern dort, wo man 
ihn nicht nach Kräften befördert. 

Der normative Textbefund über Produktion und Kon- 
sumtion, das heißt über den gesamten gesellschaftlichen 
Stoffwechsel, nährt den Verdacht, der Kommunismus ver- 
lagere objektiv den Akkumulationszwang vom Kapital auf 


die Produzenten. Als absoluter Selbstzweck wird die Akku- 
mulation natürlich nicht verkündet, doch die Lehre von 
Marx und Engels kann in diesem Sinne rezipiert werden 
und wurde es auch. Unter der Fahne des Kommunismus 
holte Russland die ursprüngliche Akkumulation nach, mit 
den Mitteln des Arbeitszwangs und des Arbeitskultes. Der 
sogenannte Stalinismus ist zwar häufig als Verzerrung und 
Pervertierung des Marxismus bezeichnet worden, doch wie 
berechtigt auch immer die gegenteiligen Deutungen gewe- 
sen sein mochten: Die Schriften von Marx und Engels 
waren offenbar so missverständlich formuliert, dass sie in 
den autoritär regierten Staaten des real existierenden Sozia- 
lismus nicht verboten werden mussten, sondern im Gegen- 
teil zur einzig gültigen Wahrheit erhoben werden konnten. 

Dies ändert nichts daran, dass der Marxismus den letz- 
ten großen Entwurf darstellt, im weitesten Sinne aufkläre- 
rische Ziele zu erreichen. Es geht ihm um den Abbau zwi- 
schenmenschlicher Hierarchien durch den Ausgang der 
Arbeiterklasse sogar aus ihrer nicht selbst verschuldeten 
Unmündigkeit, es geht um die Verbindung von Zivilisati- 
on und Humanität, um die allseitige Entwicklung des 
Menschen, seinen Sprung aus dem »Reich der Notwendig- 
keit« in das »Reich der Freiheit«, den 1795 schon Schiller 
im 4. Brief der Ästhetischen Erziehung des Menschen prokla- 
miert hatte. In diesem Sinne, nicht im streng epochenges- 
chichtlichen, hat Marx die Aufklärung gedanklich zu Ende 
geführt, aber nicht vollendet. Von der Glückseligkeit ist 
ideell nur ein leeres Wort und materiell immerhin, aber sel- 
ten, mehr als ein voller Kühlschrank übrig geblieben. Was 
sie positiv auszeichne, harrt immer noch der Klärung, Dies 
liegt natürlich auch daran, dass sie, wenn überhaupt, letzt- 
lich nicht objektiv beschreibbar, sondern nur subjektiv 
erfahrbar ist. So muss sich an ihr letztlich jede gesellschaft- 
liche Umgestaltung messen lassen. Es hofft aber vergebens, 
wer sich Glück durch eine so-ziale Reform verspricht, und 
sei sie noch so tiefgreifend. In seiner Schrift Über das Recht 
des Volkes zu einer Revolution erkannte 1795 der soge- 
nannte deutsche Jakobiner Johann Benjamin Erhard: »Alle 
Versuche, Glückseligkeit zum Zweck der Staatsverfassung 
zu machen, sind bisher gescheitert und mußten es. Zur 
Glückseligkeit wird notwendig erfordert, daß sie sich der 
Mensch selbst zu verdanken hat und daß er andere auch 
glücklich machen kann.« 

Politische und wirtschaftliche Maßnahmen befreien im 
günstigen Fall die äußeren, materiellen Verhältnisse der 
Menschen von möglichst vielen Einschränkungen. Nicht 
mehr und nicht weniger. Es ist bislang offenbar nicht klar 
geworden, was das eigentlich bedeutet. An jeder Ecke hört 
man: »Eine andere Welt ist möglich!« Gestritten wird eifrig 
darüber, welcher Weg dahin führen soll. Der parlamentar- 
ische, militante, reformerische, revolutionäre oder welcher 
auch immer. Aber vor den Zielen braucht über die Mittel 
dazu nicht gesprochen werden. Erst gilt es zu ermessen, ob 
die verheißene »andere« Welt nicht eine genauso mangel- 
hafte oder noch schlechtere Welt wäre als die vorhandene, 
ob nicht ihre »Gerechtigkeit« darauf hinaus läuft, dass es 
allen gleich schlecht geht. Bislang war dies meistens der 
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Die Wahrheit des Kommunismus 


WARUM DER KOMMUNISMUS AUFHÖREN MUSSTE, EINE WISSENSCHAFT- 
LICHE WELTANSCHAUUNG ZU SEIN. 


Es ist, zum Beispiel, für umstrittene Minderheiten 
F ziemlich selbstmörderisch, Michel Foucault zu 

übernehmen. [...] Es war stets die Überzeugung 
der Minderheit, daß Macht durch Wahrheit untergraben 
werden kann. [...] Wenn man bei Foucault dann liest, 
Wahrheit sei einfach eine Folge der Macht, ist es vorbei.' 
So klar diese Sätze formuliert sind, so rätselhaft sind sie 
in Bezug auf die Wahrheit. Sie beginnen mit einem stra- 
tegischen Argument: Der Bezug auf die Wahrheit ist die 
entscheidende Waffe in den Händen der Unterdrückten; 
um im Anschluss doch zu folgern, dass die Einordnung 
der Wahrheit in das Arsenal der strategischen Mittel diese 
zerstöre. Deshalb sei es ratsam, sich Analysen zu ver- 
schließen, welche die Wahrheit über den Zusammenhang 
von Wahrheit und Macht aussagen. Und das alles auch 
noch im Namen der einen, unteilbaren und ewig festste- 
henden Wahrheit. 

Natürlich würden die Fans des mit Emphase vorge- 
tragenen Wahrheitsbegriffs dieses Problem nicht sehen. 
Schließlich gibt es für sie nur die Wahrheit, die für sich 
selbst steht und deshalb zwangsläufig von der Macht un- 
beeinflusst bleibt, weshalb es auch keine Wahrheit über 
den Einfluss der Macht auf die Wahrheit geben kann, 
außer, dass die Mächtigen ihnen unangenehme Wahr- 
heiten zu unterdrücken versuchen. Das strategische Ar- 
gument, warum sich die Unterdrückten dieser Welt nicht 
irre machen lassen sollten, trägt zur Wahrheitsfindung 
über die Wahrheit nichts bei. Sei aber abgesehen davon 
einfach wahr. 

Und trotzdem ist es kein Zufall, dass immer dann, 
wenn es gilt, die Wahrheit als unhintergehbares Konzept 
zu verteidigen, strategische Argumentationen eine ent- 
scheidende Rolle spielen. Ohne diese Überlegungen re- 
duzierte sich das Argument einfach auf ein: Die Wirk- 
lichkeit ist die Wirklichkeit, und die Wahrheit ist die 
Wahrheit über sie. Das ist eben so, Ende der Diskussion. 
Doch solche Glaubensbekenntnisse machen die Wahrheit 
nicht zu der Waffe, die sie in den Händen der sie vertei- 
digenden Linken werden sollte. Und so werden schließ- 
lich doch wieder ihre Vorzüge in der Auseinandersetzung 
mit »der Macht« angepriesen. 


»Es war stets ...« 


Der Antagonismus zwischen Herrschaft und Wahrheit ist 
aber keineswegs so alt, wie behauptet wird. Vielmehr ver- 
knüpft sich hier ein Mythos über das Verhältnis von 
Aufklärung und Mittelalter mit der Legitimation der bür- 
gerlichen Gesellschaften. Der Mythos weist dem Mittel- 
alter das reine Bücherwissen zu, während die Aufklärung 
nur den strengen Maßstäben der Vernunft und dem em- 


pirischen Material verpflichtet gewesen sei. Aufklärung 
ist dann die Durchsetzung der modernen Wissenschaft 
gegen das »Vorurteil der Autorität«, die im alten System 
des Feudalismus die Bibel und die aristotelischen 
Schriften als kanonische Texte inne hatten. 

Das Bild des Mittelalters als der Gewinnung von 
Wissen aus Beobachtung unfähig, ist dabei eine polemi- 
sche Karikatur im Ergebnis der Aufklärung selbst. Es ver- 
deutlicht aber, wo in Bezug auf die Wahrheit seitdem die 
Unterschiede zwischen »links« und »rechts« gesehen wur- 
den. Avicenna, der bereits 1037 gestorbene persische Arzt 
und Philosoph, wurde für Bloch gar zu einem Anführer 
der »aristotelischen Linken«, jener Strömung des 
Aristotelismus, die nicht wie die europäische Tradition 
Aristoteles in erster Linie als Logiker las, sondern den 
realwissenschaftlichen Schriften zur Physik und Biologie 
beispielgebende Bedeutung zumaß. 

Aber erst als die Französische Revolution den Streit 
um die Legitimation der Autoritäten Religion, Staat und 
Wissenschaft praktisch entschied, konnte aus dem ambi- 
valenten Verhältnis von Überlieferung und Beobachtung 
rückblickend das Zeitalter der Aufklärung werden.‘ 
Ebenfalls im Rückblick wurden aus Vorurteilen der Au- 
torität im revolutionären Zusammenhang Täuschungen 
und Verschwörungen, die Jahrhunderte lang eine Perver- 
sion der Religion hervorgebracht hatten. Dagegen setzte 
die Aufklärung das Programm der Begründung religiöser 
Überzeugungen, sozialer Verfassungen und der Beherr- 
schung der Natur. Alles sollte jetzt aus natürlichen 
Grundlagen nach vernünftigen Methoden geschlussfol- 
gert werden. 

Die Neubewertung des Wissens nach den aufklärer- 
ischen Kriterien konnte nicht ohne Einfluss auf die Le- 
gitimation von Herrschaft bleiben, doch ihr selbst schon 
eine revolutionäre Potenz zuzuschreiben, ist gewagt. So 
benutzte Descartes die analytische Methode nicht zur Sä- 
kularisierung, sondern zum Beweis Gottes, der trotz 
allem die Vernunfterkenntnis garantieren muss. Hobbes 
beruft sich auf den Naturzustand, um die Notwendigkeit 
einer Erbmonarchie zu begründen, während Locke die 
Legitimität des Eigentums aus dem Vers eines Psalms 
ableitet. Es sind weder die neuen Methoden des Wissens- 
erwerbs noch neue Fakten, die eine Gesellschaft umwäl- 
zen, sondern die Umwälzung der bürgerlichen Revolu- 
tion schuf das Bedürfnis’nach neuen Legitimationen, ei- 
nem anderen Verständnis der Natur und einer Erweite- 
rung des Wissens. 

Entsprechend war die Klassik des 18. und beginnen- 
den 19. Jahrhunderts voll von Brüchen, die nicht nur ein- 
zelne Wahrheiten betrafen, sondern die Organisation des 
Wissens veränderten. So entstand etwa das Gebiet der 


Nationalökonomie neu. Und während die Physiokraten 
in Frankreich noch davon ausgingen, der Boden sei die 
einzige Quelle des Reichtums, setzte sich im nachrevolu- 
tionären England bereits das Paradigma der Arbeit als 
Grundlage des Wohlstandes der Nationen durch. Dabei 
entspringt der physiokratische Gedanke der Plausibilität 
des Naturzustandes. Nur der Boden vermag aus sich 
selbst heraus die Grundstoffe aller weiteren Produktion 
hervorzubringen, so dass ohne seine immer wieder ent- 
stehenden Rohstoffe die Verfeinerungen des Handwerks 
gar nicht möglich wären. 

Doch so plausibel, ja wahr dieser Gedanke ist, er ent- 
stammt noch immer der agrarischen Situation des Feu- 
dalismus. Dort ist tatsächlich der Grundbesitz entschei- 
dend. In der sich entwickelnden kapitalistischen Öko- 
nomie hingegen ist der natürliche Ursprung der Dinge 
von untergeordneter Bedeutung. In ihrem System, in 
dem jedes Ding gegen jedes andere getauscht werden 
kann, verwandelt sich Reichtum in Wert und Wert ist 
die menschliche Mühe, die in einen Gegenstand zu sei- 
ner Produktion investiert werden muss. Der Boden ist 
dabei nur ein Ding unter anderen und wenn der Wert 
der Produkte, die er hervorzubringen vermag, im gesell- 
schaftlichen Maßstab der tauschbaren Güter abnimmt, 
sinkt seine Bedeutung. 

Die Brüche in den Wissensordnungen verweisen des- 
halb nicht einfach auf einen Zuwachs an Wissen, sondern 
auf neue Bedingungen, aus denen es entsteht. Zwar hat 
sich mit der Aufklärung die Basis der Erkenntnis endgül- 
tig verschoben, doch die Vernunft, die als unhintergeh- 
bares Prinzip die Dunkelheit der Tradition erhellen soll, 
vermag nur Wahrheit zu produzieren, weil sie selbst der 
neuen gesellschaftlichen Ordnung entspricht. Die Wahr- 
heit ist in den bürgerlichen Revolutionen nicht die Waffe 
der Unterdrückten, sondern das Prinzip der Legitimation 
einer neuen Ordnung. Deren Zwang beruht nicht mehr 
auf persönlichen Abhängigkeitsbeziehungen, sondern auf 
der Rationalität der kapitalistischen Ordnung, in der die 
Eigentumslosigkeit die Armen zur Arbeit für die Besitz- 
enden zwingt. Das neue an dieser gesellschaftlichen Ver- 
mittlung ist dabei in der Tat, dass sie sich nicht mehr 
hauptsächlich auf Autoritäten stützt, sondern als Not- 
wendigkeit die Zwänge der gesellschaftlichen Ordnung 


im Denken jedes einzelnen Menschen verankert. 
Der Kommunismus als Wissenschaft 


Mit der von Kant als Credo der Aufklärung ausgespro- 
chenen »Maxime, jederzeit selbst zu denken«‘, begründet 
die bürgerliche Epoche die Wahrheit als Fähigkeit zur 
Einsicht in die Notwendigkeit, als Programm der Selbst- 
unterwerfung unter die gesellschaftliche Situation, an der 
sich nichts ändern lässt. Doch die Wahrheitssuche darauf 
zu reduzieren, hieße verkennen, warum bis heute die 
Ideen der Aufklärung als emanzipatorisches Versprechen 
interpretiert werden können. Es ist die Auseinanderset- 
zung um den Kommunismus als Wissenschaft, die der 
mit dem Gestus der Aufklärung versehenen Wahrheits- 
suche neue Kraft gegeben har. 

Der kommunistischen Theorie ging es nicht mehr da- 
rum, einfach die der bürgerlichen Ordnung entsprechen- 
de Rationalität zu ergründen, vielmehr war ihr Ziel, die 


Wahrheit der kapitalistischen Ökonomie und ihres gesell- 


schaftlichen Systems auszusprechen. Der Gesamtzusam- 
menhang war für sie nicht mehr Ausdruck des Vernünf- 
tigen oder auch nur eines sozialen Verhältnisses, das sich 
auf eine rational gestaltete Ordnung zu bewegte, sondern 
die Kritik galt einer Ordnung, die das Unvernünftige und 
Unmenschliche zwangsläufig immer wieder aus sich her- 
vorbringt. Das was der Aufklärung das Ideal des indivi- 
duell Einsichtigen war, führt ihre Kritik zur Beschreibung 
einer Herrschaftsordnung, in der ein falsches und ver- 
stümmeltes Bewusstsein der sozialen Verfasstheit einer 
Gesellschaft nicht nur immer wieder produziert wird, 
sondern vom Individuum zum Fristen seines alltäglichen 
Lebens kultiviert werden muss. 

Die Wahrheit über Ausbeutung und Profite, aber 
auch über die Rolle der arbeitenden Menschen als wirkli- 
che ProduzentInnen der sozialen Wirklichkeit auszuspre- 
chen und zu propagieren, eröffnete der kommunistischen 
Bewegung ihre einzige Perspektive auf die Überwindung 
des Kapitalismus. Wahrheit und Wissenschaftlichkeit 
nahmen in der Strategie der gesellschaftlichen Mobilisie- 
rung eine herausragende Rolle ein, sollte doch mit ihnen 
die spezielle Perspektive der Kritik an der kapitalistischen 
Gesellschaft als der allgemeine Standpunkt ausgewiesen 
werden. Kommunismus war nicht einfach die Diktatur 
des Proletariats, sondern die Verwirklichung einer nun 
tatsächlich rationalen Organisation des menschlichen 
Zusammenlebens. Die wissenschaftliche Weltanschauung 
des Marxismus-Leninismus wurde geboren. 

Das Beharren auf der Objektivität der Theorie, die 
den kommunistischen Strategien ihre Richtung gab, spei- 
ste sich allerdings nicht nur aus rhetorischen Erwägung- 
en. Die Objektivität diente zugleich zur Abgrenzung des 
eigenen Wissens gegen die falsche Rationalität der bür- 
gerlichen Gesellschaftserklärungen. Wie anders hätte an- 
gesichts einer Gesellschaft, die falsches Bewusstsein per- 
manent hervorbringt, das eigene Bewusstsein als privile- 
giert gekennzeichnet werden können? 


Die sich verwirklichende Wahrheit des Kommunismus 


Die Stärke der als wissenschaftliche Weltanschauung ge- 
priesenen kommunistischen Kritik liegt bis heute in 
ihren Analysen der kapitalistischen Ökonomie. Dort, wo 
es ihr gelingt, den Sinn der widersprüchlichen, von der 
bürgerlichen Gesellschaftsordnung hervorgebrachten Er- 
fahrungen nachvollziehbar zu machen, eröffnet die kom- 
munistische Kritik Perspektiven zur Überwindung indi- 
vidueller Miseren, wie des Kapitalismus insgesamt. Das 
ist ihr möglich, weil es ihren Erklärungen nicht darum 
geht, Sinn zu stiften, der das gesellschaftliche Ganze als 
vernünftig legitimiert, sondern ihr Ziel ist es, die Ratio- 
nalität der kapitalistischen Produktionsweise als für die 
Mehrheit der Menschen weitgehend irrational zu kritisie- 
ren. 

Das hat für den Wahrheitsanspruch allerdings Kon- 
sequenzen, die mit dem aufklärerischen Wahrheitsan- 
spruch, dem sich die kommunistische Bewegung in ihren 
praktisch entscheidenden Teilen verpflichtet fühlte, nicht 
vereinbar sind. So offenbart- die Analyse der kapitalis- 
tischen Vergesellschaftung durchaus deren eigene Ratio- 
nalität. Die Formen des gesellschaftlichen Austauschs im 
Kapitalismus sind nicht einfach unwahr. Für ein Leben in 
seinen Verhältnissen sind sie sogar unabdingbar. Wer das 
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Prinzip des Tausches Ware gegen Geld zugunsten der tie- 
feren Wahrheit des sozialen Austauschs von Produzieren- 
den schon im Kapitalismus überwinden will, fällt deshalb 
zwangsläufig hinter die Realität der gültigen gesamtgesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung zurück. Die sich so bildenden 
Inseln von Tauschringen und Kom-munen bleiben in 
ihrer Kritik am Kapitalismus bruchstückhaft, wie die 
Ware-Geld-Beziehung Fragment der gesellschaftlichen 
Vermittlung im Kapitalismus bleiben muss. 

Zum zweiten bleiben die kritischen Wahrheiten des 
Kommunismus an die Praxen gebunden, die sie beschrei- 
ben. Statt objektiv eine allgemeine Wahrheit über die 
Menschen und ihr Zusammenleben auszusprechen, tau- 
gen sie nur zur Kritik des Kapitalismus. »Geht man von 
der Voraussetzung aus, daß das Denken gesellschaftlich 
bedingt ist, so ergibt sich [...], daß die Marxsche Theorie 
— da ja auch sie in den Kontext der kapitalistischen 
Gesellschaft gehört — ebenfalls historisch spezifisch ist.«“ 

Es sollte aus heutiger Perspektive nicht mehr verwun- 
derlich sein, dass Wissenschaftlichkeit und Wahrheitsan- 
spruch in genau jenen Momenten problematisch wurden, 
da sie sich aus einer Kritik des Kapitalismus in ein Pro- 
gramm zum Aufbau des Kommunismus verwandelten. 
Wo die Kritik sich an Aspekten der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit zu entzünden vermag, sind die Anforde- 
rungen an ein Programm viel höher. Dessen blinde Fle- 
cke führen nicht einfach zu einem Mangel an Plausibi- 
lität oder Erklärungskraft, sondern verwandeln sich ten- 
denziell in Zwang und Gewalt. So wurde aus der Enteig- 
nung des Produktionsmitteleigentums in den sozialisti- 
schen Gesellschaften umgehend der Zwang zur Arbeit 
unter den Bedingungen einer Produktionsbürokratie. 
Schließlich lehrte die Wahrheit, dass die Produktion ent- 
weder dem Kapital oder dem Proletariat unterstand — für 
eine weitere Emanzipation des Proletariats innerhalb des 
Produktionsprozesses war nach der Revolution deshalb 
kein Platz. 

Und auch wenn der Terror des Stalinismus nicht auf 
die gesamte sozialistische Epoche ausgeweitet werden 
darf,’ ist die Möglichkeit der paranoiden Bekämpfung ir- 
realer Verschwörungen nicht vom Wahrheitsanspruch 
einer wissenschaftlichen Weltanschauung zu trennen. 
Spricht nämlich die objektive Wahrheit der gesellschaft- 
lichen Entwicklung für den Fortschritt in der Sowjetuni- 
on, dann sind Rückschläge schnell unerklärlich, wenn sie 
nicht auf persönliches Versagen und Sabotage zurückge- 
führt werden. Während sich die Kritik an der abweichen- 
den Wirklichkeit zu schärfen vermag, ist im Programm 
das Verhältnis von Wahrheit und Realität umgekehrt. Die 
Wahrheit steckt nun schon im Programm, und die 
Wirklichkeit ist nach ihr zu modellieren. Wo das nicht 
gelingt, bleibt nur der Ausweg gewaltsamer Angleichung 
von Anspruch und Wirklichkeit oder eine Vernachlässi- 
gung der Realität zu Gunsten der höheren Wahrheit, wie 
sie sich in den fortlaufenden Erfolgsmeldungen des Spät- 
sozialismus durchgesetzt hatte. 


Eine Alternative zum Wahrheitsanspruch 


Sowohl Terror als auch Realitätsverlust waren geeignet, 
den Wahrheitsanspruch der wissenschaftlichen Welt-an- 
schauung des Marxismus-Leninismus zu diskreditieren. 
Doch die Abkehr vom alten kommunistischen Pro- 


gramm kann sich in zwei Richtungen vollziehen. Die 
Rettung von objektiver Wahrheit und Wissenschaft stützt 
sich darauf, das alte Wahre als Falsches zu identifizieren, 
das es mit den gewonnenen Erfahrungen zu revidieren 
gilt. Aus dieser Perspektive kommt es darauf an, nicht nur 
das Programm als unzulänglich zu charakterisieren, son- 
dern dessen Unzulänglichkeit auf die Schwächen der 
Kritik zurückzuführen. 

Das Verfahren ist bekannt. Auch in den Naturwis- 
senschaften offenbaren sich immer wieder die Unzuläng- 
lichkeiten der verwendeten Modelle. Für den Glauben an 
die einzige Wahrheit ist deshalb der Fortschritt notwen- 
dig, mit dem jedes Modell durch ein besseres ersetzt wird, 
bis endlich die Welt hinreichend genau erkennbar wird. 
Doch diese Heilung der Schwächen der bekannten 
Modelle macht die Wahrheit zu einem bloßen Grenz- 
begriff, an dessen Erreichbarkeit es zu glauben gilt. Dabei 
erzeugen heute die Wissenschaften auch diesseits dieser 
endgültigen Wahrheiten schon jede Menge von Er- 
kenntnissen, die zwar genau genommen nicht den An- 
spruch auf Wahrheit für sich reklamieren können, in den 
Praxen, in die sie Eingang finden, aber hinreichend 
zuverlässige Vorhersagen erlauben. 

Es ist genau dieses Phänomen, das die Experimental- 
wissenschaften in den mittelalterlichen Wissensordnung- 
en immer am Leben erhielt: Das Wissen, das sie hervor- 
brachten, war unmittelbar anwendbar und hatte nicht 
selten direkt spürbare Verbesserungen der menschlichen 
Lebensumstände zur Folge. Ein Vorteil, der sich aus der 
Einbindung in eine außerwissenschaftliche Praxis ergibt, 
aus der nicht nur die Ziele und Motivationen des Ex- 
periments entstehen, sondern in die auch ohne große 
Transferleistung das Ergebnis wieder übertragen werden 
kann. Die Aufladung mit einem Wahrheitsbegriff steht 
dieser Verbindung eher im Wege. Wo es wichtig ist, zu- 
nächst die Wahrheit herauszufinden, entwickeln sich 
Wissenschaftspraxen, in denen ihr praktischer Ursprung 
verschüttet ist. Dort scheint das Experiment zur reinen 
Beobachtung einer Welt zu dienen, der die Wissenschaft 
gegenübersteht, statt sie zu beeinflussen und zu formen. 

So absurd es wäre, mit der Anwendung physikalischer 
Einsichten solange zu warten, bis die Theorien der Quan- 
tenmechanik mit denen der Gravitationstheorie verein- 
bar würden,? so sinnlos wäre eine kommunistische Kritik, 
die sich dem Anspruch einer Bestimmung der endgülti- 
gen Wahrheit des sozialen Zusammenlebens stellen müs- 
ste, bevor sie praktische Konsequenzen hätte. Dies umso 
mehr, als in der sozialen Welt offensichtlich ist, dass sich 
mit ihrer Veränderung auch die Fragen und Erkenntnisse 
ändern müssen. Will eine Kritik ihre Begrenztheit über- 
winden, dann nur indem sie sich ihres Ursprungs und 
ihres Ziels bewusst ist und deshalb unter veränderten 
Bedingungen und in veränderten Kontexten zur Dis- 
position steht. 


Simple Fakten 


Mag der Wahrheitsanspruch so zu begrenzen sein, der 
Glaube an die Notwendigkeit des Beharrens auf die 
Wahrheit ist mit solchen Argumenten nicht zu stoppen. 
Statt dessen führt die Diskussion jetzt unweigerlich auf 
die Ebene von Fakten. »Wer leugnet, daß kontextunab- 
hängige Behauptungen wahr sein können, der entledigt 


sich nicht nur der Quantenmechanik und der Moleku- 
larbiologie, sondern auch der Gaskammern der Nazis, der 
Versklavung von Afrikanern in Amerika und der Tat- 
sache, daß es in New York heute regnet. 

Es ist wohl notwendig, dieses Argument ein wenig zu 
übersetzen, um es überhaupt verständlich zu machen. 
Wer nicht glaubt, dass die Wahrheit irgendwo da drau- 
ßen wohnt und von ruhelosen Agentinnen und Agenten 
der objektiven Erkenntnis verfolgt und schließlich zur 


auch als Konsequenz aus dem Faschismus begriffen 
wurde, die Vernichtung als Tat der Nazis und damit als 
Ausdruck des Imperialismus verstanden, erwies sich mit 
dem 1989 wieder aufgebrochenen nationalen Taumel in 
Deutschland die Notwendigkeit, die darin enthaltene 
Entschuldung des deutschen Volkes anzugreifen. 
Natürlich werden solche Auseinandersetzungen um 
Interpretationen mit Fakten geführt. Doch welche Fakten 
Teil der Wahrheit sind, das zeigt auch dieses Beispiel, be- 


»SOWOHL TERROR ALS AUCH REALITÄTSVERLUST WAREN GEEIGNET, 
DEN WAHRHEITSANSPRUCH DER WISSENSCHAFTLICHEN WELTANSCHAUUNG 
DES MARXISMUS-LENINISMUS ZU DISKREDITIEREN.« 


Strecke gebracht werden kann, so das Argument, verliert 
damit jede Fähigkeit, überhaupt etwas zu erkennen. Sei 
es das Spiel von Quarks und Neutrinos, sei es das Wirken 
von Eiweißen in lebenden Zellen, aber eben auch das 
Wissen über die Shoah oder die Sklaverei, also über Ver- 
nichtung und Unterdrückung. Ja selbst zur einfachsten 
sinnlichen Gewissheit sei ein solcher Mensch nicht mehr 
fähig. 

Jenes Argument ist so plump wie falsch. Nicht nur 
sind komplexe Theorien, wie die Quantenmechanik, 
nicht einfach wahr. Sobald nur simple Ereignisse, wie ein 
Regenschauer in Worte gefasst werden, kommen Ab- 
straktionen ins Spiel, die für sich keine Notwendigkeit 
beanspruchen können. Dass die verschiedensten Phä- 
nomene mit dem Wort »Regen« zusammengefasst wer- 
den, ist bloße Konvention. Zwischen Niederschlag und 
einem Begriff für milden Sommerregen, muss es keine 
Vorstellung geben. Warum wir den Regen nicht mehr 
spüren können sollen, wenn uns bewusst wird, dass wir 
ihn nur deshalb als Regen erkennen, weil wir in einer so- 
zialen Umgebung leben, die uns mit Sprache ausgestattet 
hat und in der Regeln zur Bestimmung von Ereignissen 
etabliert sind, bleibt unklar. Und selbst Worte wie 
»heute«, die einen unmittelbar anzeigenden Charakter zu 
haben scheinen, erweisen sich äußerst komplex, wie sich 
schon in dem Zitat offenbart, in dem nicht klar wird, ob 
es sich auf den Zeitpunkt seiner ersten Niederschrift be- 
zieht oder auf heute, also den Tag, an dem wir dieses Wort 
lesen. Es sind sehr abstrakte Ausdrücke, von denen die 
sinnliche Gewissheit infiziert wird, sobald wir über sie zu 
sprechen beginnen. 

Statt durch solche, in der Philosophiegeschichte längst 
ausgetragenen Debatten’, gewinnt das Argument im Be- 
zug auf die Shoah seine eigentliche Bedeutung. Zugleich 
erweist sich dort aber auch seine endgültige Schwäche. 
Das Problem mit der Wahrheit beginnt nämlich dort, wo 
die Gaskammern mehr sind als ein konstatierbarer Fakt. 
Ihre Existenz ist von den Überlebenden bezeugt, ihre 
Überreste sind erhalten, die Aufträge zu ihrer Fertigung 
einsehbar, die Dokumente ihres Betriebs überliefert und 
die rauchenden Krematorien von Auschwitz gar photo- 
graphiert. Und doch kann all das die Auseinandersetzung 
mit dem, was das Wort Gaskammer bedeutet, nicht been- 
den. Was ist die Wahrheit der Vernichtung, für die sie ste- 
hen? Seit 1945 ist diese Auseinandersetzung nicht abge- 
schlossen. Wurde nach der Vernichtung im Ostblock auf- 
grund der Politik des Aufbaus des Sozialismus, der selbst 


stimmt der Kontext, in dem die Auseinandersetzung mit 
ihr gesucht wird. Zu leicht machen es sich diejenigen, die 
glauben, hierbei bestimmten Lügen und bewusste Aus- 
lassungen die Argumentationen. Auch Fakten entstehen 
nur im Zuge von Handlungen, die Interpretationen her- 
vorbringen, in denen die Fakten als Elemente enthalten 
sind. Eine isolierte politische Strategie kann deshalb aber 
noch nicht die Wirklichkeit bestimmen, da sich diese in 
einer Vielzahl von Handlungen, Interaktionen und Stra- 
tegien bildet, aus deren Zusammenhang nicht einfach per 
Willensakt ausgestiegen werden kann. Das heißt aber 
auch umgekehrt, dass in dem Fall, wo sich eine solche 
Strategie in den Zusammenhang des allgemeinen sozialen 
Handelns und der gängigen Interpretationen einfügt, es 
keine bloße Frage des Wollens ist, ob die für eine alterna- 
tive Interpretation entscheidenden Fakten offenbar wer- 
den." 

Die Wahrheiten im Zusammenhang ihrer Entstehung 
zu begreifen, heißt nichts anderes, als Wahrheit einen 
Effekt der Macht zu nennen. Es hieße, die Ergebnisse die- 
ser Analyse auf den Kopf zu stellen, wenn aus dieser 
Relativität von Wahrheit die Unmöglichkeit der Kritik 
von Interpretationen gefolgert würde. Die einzige Un- 
möglichkeit, die aus ihr hervorgeht, ist die eines externen 
Standpunktes, von dem von Ewigkeit zu Ewigkeit unbe- 
teiligt Urteile über Gott und die Welt gefällt werden kön- 
nen. Doch einer Kritik einen Standpunkt hinzuzufügen, 
von dem sie geäußert wird, sie einer politischen Strategie 
zuzuordnen, der sie verpflichtet ist, entwertet sie nicht. 
Sie ist nur schmerzhaft für jene, die unter dem Mantel der 
Wahrheit gewohnt waren jede Befragung ihrer Wahrhaf- 
tigkeit abzuwehren. Dabei ist die Wahrhaftigkeit der ei- 
gentliche Ursprung der Wahrheitsforderung, die nicht aus 
dem Kontrast der tatsächlichen Erkenntnis zur ewigen 
Wahrheit entstand, sondern aus der Tatsache, dass Men- 
schen auch zu lügen vermögen. Wahrheit und Lüge 
haben aber mit den Ansprüchen der Wissenschaft nichts 
zu tun. Die Frage nach ihnen erstreckt sich auf die For- 
derungen nach Ehrlichkeit und Sorgfalt bei der Kom- 
munikation zwischen Menschen. Dort kann Wahrheit 
dann tatsächlich zu einem zu verteidigenden Wert wer- 
den, doch das hat weder mit Aufklärung noch mit Kom- 
munismus viel zu tun." 
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»Wenn ich von sozialen Kräfteverhältnissen 
ausgehe, dann wird die Frage nach dem Politischen 
radikal« 


INTERVIEW MIT KATJA DIEFENBACH 


Katja Diefenbach arbeitet im b_books-Ladenkollektiv in 
Berlin und beschäftigt sich mit poststrukturalistischer 
Theorie. Im November 2003 hat sie auf dem Kommunis- 
mus-Kongress »Indeterminatel« in Frankfurt a.M. über das 
Moment des »Messianischen« in der Linken gesprochen. Vor 
kurzem erschien von ihr der Artikel »Das erfolgreiche 
Scheitern von 1968«, in dem von Tanja Nusser und 
Elisabeth Strowick herausgegebenen Sammelband »Raster- 
fahndungen«. 


PHASE2: Zu Beginn zu Deinen theoretischen Grund- 
lagen. Deine Argumentationen folgen erklärtermaßen 
Deleuze, Guattari und Foucault, deren Ansätze Du vom 
Marxismus abgrenzt. Gesellschaftliche Prozesse lassen 
sich demzufolge nicht als Dynamiken großer Wider- 
sprüche fassen. Es gäbe kein historisches Gesetz, son- 
dern vieldeutige, immanente Prozesse. Das Potential, 
das über diese Prozesse hinausweisen kann, hätten die 
»Fluchtlinien«. Was soll man sich darunter vorstellen, und 
was unterscheidet Fluchtlinien von Widersprüchen? 

Katja Diefenbach: Wenn wir die Frage diskutieren, 
ob Gesellschaft in Widersprüchen oder Fluchtlinien zu 
theoretisieren ist, muss man ein paar Sachen voraus- 
schicken. Erstens, Fluchtlinie ist ein gesellschaftstheoreti- 
scher Begriff von Deleuze, mit dem er sich vom Denken 
des Marxismus absetzt, ohne ihn aufzugeben. Der ganze 
Poststrukturalismus ist als freundschaftliche, aber radika- 
le Absetzbewegung vom Marxismus zu verstehen, mit der 
geschichtsteleologische Vorstellungen aufgegeben, die 
Idee der Einheit der Widersprüche verlassen, Kategorien 
der Entfremdung, der Repression, der Ideologie kritisiert 
und der Diskussion über die Logik der Kapitalbewegung 
weitere Überlegungen zur Seite gestellt werden, zum Bei- 
spiel über Begehren und Waren, über Biopolitik und 
Kontrolle. Zweitens, das ganze Reden von molaren, mo- 
lekularen und Flucht-Linien führt manchmal zum Ab- 
bruch der Debatte, weil sich eine bestimmte Hermetik 
poststrukturalistischen Jargons breit macht. Ursprünglich 
ging es um das Gegenteil. Diese Sprechweise sollte sicht- 
bar machen, dass eine konstruktive Herausforderung kri- 
tischer Gesellschaftstheorie darin besteht, neue Begriffe 
zu erfinden, anstatt an den alten endlos herumzubasteln. 
Drittens, zu überdenken, inwieweit man Gesellschaft in 
Widersprüchen begreift, heißt nicht, dass es keine Wi- 
dersprüche gebe. Es geht um die Frage, ob die gesell- 
schaftlichen Widersprüche einem historischen Gesetz 
unterstehen, das ihre Entwicklungsdynamik definiert 
und kein Darüber hinaus kennt, das nicht Modernisie- 
rung oder Revolution bedeute. In dieser Logik wird jeder 


gesellschaftliche Bruch, jedes Ereignis, jeder Entwick- 
lungssprung zum antizipierbaren Modernisierungs- 
schritt. Das ist das Problem der marxistischen Position 
das Verschwinden des sozialen Ereignisses. Es geht nicht 
darum, festzustellen, dass alles flexibel, diffus und viel- 
deutig sei. Es geht nicht um eine Entschärfung der poli- 
tischen Auseinandersetzung, nach der man nicht mehr 
weiß, was man machen soll und lieber noch ein Deleuze- 
Buch liest. 

PHASE 2: Okay, behalten wir das im Hinterkopf und 
kommen noch einmal auf die Frage zurück, was mit 
Fluchtlinien gemeint ist. 

Katja Diefenbach: Die Absage, um die es Deleuze 
wie Foucault geht, lautet: es gibt kein (Form-)Gesetz, das 
die historische Entwicklung bestimmt. Marx theoretisier- 
te ja die Entwicklung der Gesellschaft in doppelter — öko- 
nomischer und politischer — Perspektive: zum einen als 
Selbstbewegung des Kapitals, als universelle Ausbreitung 
der Wertform, zum anderen als politische Aneignung 
dieser unablässlich Widersprüche freisetzenden Ent- 
wicklung durch die Arbeiterklasse. Die Kapitalbewe- 
gung besitzt in dieser Konzeption eine eigene innere 
Grenze. Ab einem bestimmtem Moment verkehren sich 
die Bedingungen der Entwicklung in ihre Fesseln, und es 
kommt zur Krise. Die ganze Konzeption ist auffällig zir- 
kulär: das Proletariat ist Voraussetzung und Folge der 
Kapitalbewegung, es schafft die Krise, und es realisiert die 
Krise. Historisch steht es subjektiv genau da, wo die 
objektive Bewegung krisenhaft hinführt. Während ich 
den Eindruck habe, dass euer Umfeld einfach die politi- 
sche Seite des Marxismus verabschiedet, interveniert der 
Poststrukturalismus genau an der Stelle, wo der Marx- 
ismus einen idealistischen Kurzschluss zwischen Politik 
und Ökonomie erzeugt hat. Der Begriff der Fluchtlinie 
gehört in diesem Sinne in eine Konzeption, mit der 
Gesellschaft als dialektisch nicht-vermitteltes Kräftever- 
hältnis analysiert wird, in dem unterschiedliche Verwer- 
tungsstrategien, Ausbeutungsweisen, biopolitische Regie- 
rungsformen und Widerstandspraktiken ineinander ver- 
schränkt sind. Sofort stellt sich natürlich die Frage nach 
dem Wie? 

Der Begriff der Fluchtlinie antwortet auf einer bis zur 
Unbrauchbarkeit abstrakten Ebene auf die Frage, warum 
überhaupt Geschichte statt hat, warum etwas passiert 
und Verhältnisse nicht einfach stillstehen. Wovon sind sie 
bewegt? Von sozialen Kämpfen? Von der Dynamik des 
Kapitals selbst? Von einer relativen Entwicklung von Wi- 
derständen und zwischen Antizipation und Reaktion 
schwankenden Machtstrategien, wie Foucault es be- 


schrieben hat? Deleuze geht davon aus, dass die Verhält- 
nisse von einer nicht-natürlichen und nicht-subjektiven 
Kraft durchzogen sind, die sie bewegen und in ihren un- 
terschiedlichen Elementen zusammenfügen. Diese Kraft 
zieht die Fluchtlinie. Die Macht ist demgegenüber sekun- 
där. Sie richtet sich in dieser Bewegung als institutionelle 
Blockade oder Ablagerung auf. In diesem Sinne ist der 
Kapitalismus die erste gesellschaftliche Formation, die die 
Kraft der Fluchtlinie mobilisierend zu integrieren ver- 
sucht. Der Begriff der Fluchtlinie wirft eine Reihe von 
Problemen auf, wie die der Vorgänglichkeit oder Ur- 
sprünglichkeit. Deleuze hat diese Probleme einfach 


kann zum Beispiel das Verhältnis zwischen Marxismus 
und Poststrukturalismus politisch durch zwei Momente 
markieren. Zum einen gab es eine starke Verbindung zu 
linksradikalen minoritären Gruppen in Frankreich und 
Italien während der sechziger und siebziger Jahre, aus der 
eine relativ kämpferische, zum Teil sehr optimistische 
poststrukturalistisch-operaistische Position hervorging. 
Zum anderen gab es in Frankreich in den siebziger Jahren 
eine Auseinandersetzung um die russischen Dissidenten, 
um Solschenizyns Archipel Gulag und die Frage des 
Stalinismus. Foucault hat sich im Verlauf dieser Debatte 
vom sozialistischen Projekt verabschiedet, Deleuze nicht. 


»DER GANZE POSTSTRUKTURALISMUS IST ALS FREUNDSCHAFTLICHE, ABER 
RADIKALE ABSETZBEWEGUNG VOM MARXISMUS ZU VERSTEHEN.« 


sprachlich abgebogen, indem er darauf hinwies, dass 
Fluchtlinien nicht-ursprünglichen, nicht-natürlichen, a- 
substantiellen, a-subjektiven etc. Charakters seien. Wie 
viele theoretische Begriffe ist auch der der Fluchtlinie nur 
relativ zu anderen Konzeptionen zu verstehen: als eine 
Entfamiliarisierung und Entsexualisierung von Freuds 
Libido-Begriff; als eine Antwort auf die Frage, warum die 
Macht begehrt wird; als eine Überarbeitung von Marx 
These, dass der Kapitalismus aus einer ununterbrochenen 
Erschütterung aller gesellschaftlichen Zustände bestehe. 

PHASE 2: Du hast von einer freundschaftlichen 
Absetzbewegung des Poststrukturalismus vom Marx- 
ismus gesprochen. Aber von den poststrukturalistischen 
Theoretikerinnen und Theoretikern ist doch eigentlich 
eine klare Absage an zentrale Analysekategorien des 
Marxismus erfolgt - und auch an sein gesellschaftliches 
Befreiungsversprechen. 

Katja Diefenbach: Der Poststrukturalismus ist keine 
marxistische Theorie. Aber er ist durch die Erfahrung des 
Marxismus hindurch gegangen. Die theoretische Absage 
ergeht nicht an das Versprechen, sondern an den 
Automatismus der Befreiung, an jene schon in die Theo- 
rie eingelassene Vorausbestimmung eines kommenden 
Endes der Geschichte. Sie ergeht an die Organisations- 
form der Partei, an die Aufgabe des Kaders, die Rolle des 
Intellektuellen, das Primat der Fabrik etc., alles Positi- 
onen, die die undogmatische Linke mitentwickelt hat. 
Und sie ergeht an die philosophische Vorstellung, die wir 
schon besprochen haben, dass das gesellschaftliche 
Verhältnis in einer Form wie dem Quidproquo (Dies für 
das) des Warentauschs ausgedrückt sei. Eine Vorstellung, 
in der zum Beispiel die Hervorbringung extrem mobili- 
sierter und sexualisierter Körper ungedacht bliebe oder 
einfach aus der ökonomischen Entwicklung abgeleitet 
würde. Gleichzeitig reagierte der Poststrukturalismus auf 
das Missverständnis, dem der Linksradikalismus, was die 
Machtverhältnisse in Westeuropa anbetraf, aufsaß. Die 
Macht, das sind nicht die Herrschenden da oben, das ist 
nicht in erster Linie Repression, Auspressung, Verbot, 
Zensur. Dann gibt es noch eine andere Ebene. Wie haben 
sich einzelne Theoretiker zum Marxismus positioniert? 
Foucault meinte zum Beispiel, er sei mit Marx ganz und 
gar fertig. Aber, ich glaube, es ist quatsch, den Poststruk- 
turaliimus mit dieser Aussage zu identifizieren. Man 


Foucault machte den, wie ich finde, strategisch wichtigen 
Einwand, den Stalinismus nicht vom Kommunismus 
abzuziehen, als handele es sich bei ihm um eine Abirrung, 
eine Dysfunktion, einen unglücklichen Fehler, der von 
außen, durch historischen Druck, die Umstände etc. über 
das kommunistische Gesellschaftsprojekt gekommen sei 
und nichts mit der marxistischen Theoriebildung zu tun 
habe. Stattdessen formulierte er die Aufforderung, die 
Frage des Gulags in radikal positiven Termini zu stellen: 
Wie kam es zu der Verbindung zwischen sozialistischem 
Staat, Bürokratismus, klassischen Techniken der Ein- 
sperrung und Teilen des marxistischen Wissens? In seinen 
Abhandlungen zur Bio-Macht hat er dazu ein paar inter- 
essante Thesen entwickelt, insbesondere die über die so- 
wjetische Wiedereinschreibung des Klassenkampfes in 
die stummen Mechanismen des Staatsrassismus, wonach 
der Klassenfeind als biologische Gefahr gefasst wird, als 
Kranker, als Abweichler und Verrückter. Hier ergibt sich 
auch ein Übergang zum Antisemitismus in den realsozia- 
listischen Staaten. Politisch kurzsichtig finde ich dagegen 
Foucaults Unterstützung der neuen Philosophen, von 
Glucksman, Finkielkraut, Levy. Deleuze hat relativ genau 
gesehen, wie diese Leute das Drama des Stalinismus 
instrumentalisieren, um die Frage der Befreiung insge- 
samt ad acta zu legen und das gesamte kämpferische 
Wissen von 1968, auch um die (selbst) gemachten Fehler, 
gegen die Möglichkeit eines neuen 1968 zu drehen. Mit 
den neuen Philosophen beginnt der Menschenrechtsdis- 
kurs der NGOs: gestern gauche proletarienne, heute 
humanitäre Hilfe für boat people. 

PHASE 2: Am Anfang hab ich das so verstanden, dass 
Du die Zurückweisung der großen Widersprüche teilst. 
Gleichzeitig gehst Du von den bestimmenden Strukturen 
Biopolitik und Kapitalismus aus. Du machst also auch 
ganz bestimmte zentrale gesellschaftliche Logiken aus, 
die den gleichen »Raum« einnehmen. Sind das nicht ein- 
fach zwei Ordnungsprinzipien statt einem? 

Katja Diefenbach: Ich glaube, es geht nicht um das 
Nebeneinander von zwei Ordnungsprinzipien. Schon 
deshalb nicht, weil mit der Analyse biopolitischer Stra- 
tegien kein universales Ordnungsprinzip ausgedrückt 
wird. Das ist ja der theoretische Clou. Biomacht-Prozesse 
— also Subjektivierung, Sexualisierung und Normierung 
des Körpers, die Regulation des gesamten Bevölkerungs- 
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körpers — laufen über unterschiedliche institutionelle und 
diskursive (das Wissen betreffende) Formen. Es gibt da- 
rin keine stille Teleologie und kein stilles determinieren- 
des Formprinzip. Wenn Negri und Hardt behaupten, wir 
seien von der Disziplinar- des 18. zur Kontrollgesellschaft 
des 21. Jahrhunderts voran geschritten, verfehlen sie ei- 
nen zentralen Punkt: Heute existieren unterschiedliche 
biopolitische Register nebeneinander, zum Beispiel harte 
Ausnahmedisziplin (Sicherheitsverwahrung, Lager), die 
weder resozialisiert noch reintegriert, und extreme Selbst- 
mobilisierung in den Kreativanstalten der postfordis- 
tischen Produktion. Die Theorie der Bio-Macht beinhal- 
tet, dass gesellschaftliche Kräfteverhältnisse immer nur 
momentane Querschnitte durch Entwicklungen aus- 
drücken, die verschiedene Richtungen nehmen können: 
zunehmende Verstärkung des stärksten Elements, Um- 


was wie Emanzipation nur aus dem Eintreten von etwas, 
was der geschichtlichen Logik sich entzieht, zu denken 
wäre. »Fluchtlinien« können anscheinend solche Ele- 
mente sein - müssen aber nicht. Andererseits ist uns da 
der Vergleich zu Slavoj Zizek eingefallen. Der vertritt ja 
mit der Rede vom »Wahrheitsereignis« ein ähnliches 
Konzept - es geht immer um irgend etwas, das aus dem 
Bereich des rational Erwartbaren herausspringt, sich 
nicht mehr fassen lässt mit der Logik, mit der man bis- 
her gedacht hat. Das hat ihn dazu gebracht, seine Sym- 
pathien für den maoistischen »Leuchtenden Pfad« zu 
entdecken. Siehst Du eine ähnliche Gefahr in der 
Theorie der Fluchtlinien - etwa einen Verlust der politi- 
schen Bewertungskategorien, tatsächlich beliebig zu 
werden, indem man das Singuläre entgegen aller 
Rationalität als das Ganze und Wahre begreift? 


»ES GIBT KEINE POLITISCHE PROGRAMMATIK, DIE NOTWENDIG 
VERBINDLICH IST.« 


kehrung des Verhältnisses, gleichzeitiges Anwachsen von 
zwei Polen etc. Die Verbindung der Perspektive von Bio- 
Macht und Verwertung ist deshalb extrem interessant, 
weil sie uns zu der Frage führt, welche Verhältnisse zwi- 
schen Verwaltung der Lebensformen und zwischen Ver- 
wertungsprozessen bestehen. 

PHASE 2: Stichwort Empire: Das Buch repräsentiert ja 
genau den Verbindungsversuch zur »Biopolitik«. Aller- 
dings feiert es ja mit der Menge gegen das Empire sei- 
nen ganz eigenen »Großen Widerspruch« ab. 

Katja Diefenbach: Negri und Hardt versuchen, die 
poststrukturalistische These der Bio-Macht und die marx- 
istische These der reellen Subsumption der Arbeit unter 
das Kapital gleichzusetzen. Sie wählen zwei theoretisch 
sehr unterschiedliche Ansätze, der eine richtet sich auf den 
Körper, der andere auf die Warenform und sagen: »Das ist 
das gleiche«. Damit zerstören sie die eigentliche Produk- 
tivität dieses Doppelansatzes, dessen Heterogenität dazu 
nötigt, in einer interessanten Weise »theoretisch zu schie- 
len«, die historische Bedingtheit von Philosophie zu sehen, 
also auch, dass Theorie weder mit Wirklichkeit überein- 
stimmt noch Politik anleitet. Bei der Figur der Bio-Macht 
geht es um positive Strategien der Subjektivierung. Positiv, 
nicht im Sinne von gut, sondern im Sinne von Strategien, 
die Unterdrückung in einer Bewegung der Mobilisierung, 
der Befähigung, der Ausbildung und Produktivmachung 
realisieren. Die biopolitische Frage bei Foucault war: 
Warum ist die Macht so insistent? Negri und Hardt haben 
die Frage umgedreht: Warum ist die Menge so potent? Sie 
schlagen eine operaistische Bresche in den Poststruktura- 
lismus und behaupten, dass die Menge sich genau das 
Potenzial aneignet, das sich in der krisenhaften Entwick- 
lung zum imperialen Kapitalismus ergibt: nämlich die bio- 
politische Selbstverwaltung. Das ist der alte Kurzschluss 
zwischen Ökonomischem und Politischem anstatt ein 
soziales Kräfteverhältnis zu analysieren, in der Selbstorga- 
nisation, immaterielle Arbeit und kooperative Lebensfor- 
men auch Ausdruck von Jungunternehmertum sind. 

PHASE 2: Du gehst davon aus, das so etwas wie E- 
manzipation und Befreiung sich nicht aus einer histori- 
schen Dynamik heraus denken lässt, sondern das so 


Katja Diefenbach: Zizek hat meines Erachtens ein 
ganz anderes Problem. Mit dem Begriff der Fluchtlinie hat 
er nichts zu tun. Für ihn ist Deleuze ein systemaffirmati- 
ver Witzbold, der den Horizont der kapitalistischen 
Vergesellschaftungsweise nicht überblickt. Deshalb ist 
eine seiner Lieblingsanekdoten die, warum Tausend Pla- 
teaus in das Regal für neoliberale Management-Theorie 
gehört. Er setzt Theorie und Praxis der minoritären Be- 
wegung mit der Deterritorialisierungsbewegung des 
Kapitalismus in eins. Am Ende geht es darum, dass ein 
paar Lesben und andere Minderheiten, Stadtteilgruppen, 
behinderte Schwarze etc. ihre kleine integrierte Nische in 
der Gesellschaft pflegen und damit den Kapitalismus at- 
traktiver machen. Das Bescheuerte seiner Position 
besteht darin, Kämpfe und ihr Scheitern gleichzusetzen. 
Damit liquidiert er Erfahrung und Zeit des Politischen. 
Was vielleicht Eurer Position gar nicht so fern steht. 

PHASE 2: Wie lassen sich konkrete politische 
Ereignisse in Deinem Theoriehorizont bewerten? Die 
Feststellung, ob etwas über die bestehenden Verhält- 
nisse hinausweisen kann, scheint ja immer erst nach der 
Reterritorialisierung möglich zu sein. Das wäre doch 
etwas witzlos. 

Katja Diefenbach: Es geht nicht darum, nachträg- 
lich aufzuzeichnen, was schief gelaufen ist. Nehmen wir 
zum Beispiel diese minoritäre Fröhlichkeit, die bei 
Deleuze und Guattari so ins Auge springt — ihre Rede 
vom Feuer der Revolution, das in den Stadtteilen brennt, 
von den molekularen Wünschen, die nicht mehr einhol- 
bar sind, egal wie viele Bürokraten und Therapeuten auf 
ihre Normalisierung angesetzt sind. Diese ultra-optimi- 
stische Sprache hat mit der historischen Situation zu tun. 
In gewisser Weise hat die Intensität der Auseinanderset- 
zungen in Frankreich und Italien dazu geführt, dass Au- 
toren wie Deleuze und Guattari in ihren kleinen Texten 
und manchen Interviews sowohl in einen Erweckungs- 
diskurs linker Eschatologie als auch in die Sprache marx- 
istischer Teleologie des Uneinholbaren verfallen sind, 
gegen die sie sich in ihrer Theorie selber wenden. Man 
kann oft beobachten, dass Arbeiten Spuren von Diskur- 
sen aufweisen, von denen sie sich absetzen. Entscheidend 


ist aber, dass damals diskutiert wurde, inwieweit mino- 
ritäre Politik die kapitalistische Vergesellschaftungsweise 
modernisiert. Das muss man nicht nachträglich anfüh- 
ren. Diese Frage strukturiert gerade zu Deleuze und 
Guattaris Buch Anti-Ödipus. 

Ein anderes Beispiel: die Popantifa. In den neunziger 
Jahren hatte jeder Neue-Mitte-Spießer gelernt, was der 
Pop-Nietzscheanismus der achtziger Jahre »Wir wollen 
mehr Entgrenzung, Spaß, Werbung, Mode und Tempo« 


sten zwanzig Jahre wird er sein Kollege. Als er an die 
Schule kommt, beginnen die Seminare, aus denen »Für 
Marx« und »Das Kapital lesen« hervorgehen werden. In 
einem Gespräch mit Michael Sprinker erklärt Derrida, er 
habe in all den Jahren nie seine Kritik am Marxismus 
geäußert, weil er Angst vor einer liquidatorischen Re- 
aktion gehabt hätte und besorgt gewesen sei, den Rechten 
in die Hände zu arbeiten. Diese Position ist erstaunlich 
und vollkommen doof für einen Dekonstruktivisten. Auf 


»WENN DERRIDA SICH SOZIALDEMOKRATISCH ÄUSSERT, DANN IST DAMIT 
NICHT DAS THEORETISCHE PROJEKT DER DEKONSTRUKTION FÜR IMMER 
DER DOOFHEIT ÜBERFÜHRT.« 


gepredigt hatte, nämlich dass Politik verklemmt, Kritik 
peinlich und der Kapitalismus dumm, aber lustig sei. Die 
Antifaschistische Aktion hat gedacht, dass sie sich diese Po- 
sition repolitisierend aneignen könne, indem sie be- 
hauptet, Antifa ist sexy, Antifa ist Pop. Dass dieses Projekt 
begrenzt ist, war schon damals klar. Zum einen, weil das 
Begehren nach Stuckrad-Barre und Carhartt, zum ande- 
ren, weil das Verhältnis von Leben und Politik nach dem 
68er-Übergriff des linken Moralismus auf die eigene Zeit 
nicht offen diskutiert wurde. Das führt zurück zu Eurer 
Frage nach dem Befreiungsversprechen und dem Politi- 
schen. Wenn ich von sozialen Kräfteverhältnissen ausge- 
he, die keiner prädeterminierten historischen Logik un- 
terstehen, dann wird die Frage nach dem Politischen radi- 
kal. Es gibt keine politische Programmatik, die notwen- 
dig verbindlich ist. Damit wird auch eines der großen, 
schwarzen Löcher der Linken sichtbar: die Frage, nach 
einer Art und Weise zu leben, in der sich die politische 
Erfahrung anreichert, ohne ultramoralischen Terror aus- 
zuüben. Bei der Pop-Antifa war der Spalt in doppelter 
Weise zu groß. Sexiness sagen, selber aber das (hetero-) 
sexuelle Beziehungslangweilerregime fortzusetzen und 
gleichzeitig zu unterstellen, mehr Sexiness führe aus die- 
sem heraus, mündet in die bekannte Falle politischer Re- 
präsentation, die behauptet, die Linke sei toll, ohne dass 
es stimmt. 

PHASE 2: Wenn wir uns die liberale Argumentation 
zum Ende der Geschichte anschauen und die Ausein- 
andersetzung damit, kommen wir zum Derrida-Buch 
Marx’ Gespenster, mit dem er Fukuyamas liberale These 
vom »glücklichen Ende der Geschichte« entgegengetre- 
ten ist. Da gab’ s ja in letzter Zeit einen kleinen Hype. 
Man könnte jetzt sagen: Vor zehn Jahren, als das Buch 
entstand, war das Spektakuläre daran, dass ein führen- 
der Postmoderner um den Kommunismus herumgei- 
stert. Aber Fukuyamas These ist ja von der Geschichte 
augenfällig erledigt worden. Ist damit das Derrida-Buch 
nicht auch anachronistisch geworden? Trotzdem wird es 
zur Zeit viel diskutiert. Ist das für Postmoderne einfach 
eine Möglichkeit, in der Derrida-Tradition jetzt wieder auf 
Kommunismus zugreifen zu können? 

Katja Diefenbach: Zuerst einmal stellt sich die 
Frage, warum Derrida erst Anfang der neunziger Jahre 
über das Verhältnis von Dekonstruktion und Marxismus 
zu sprechen beginnt. 1963 lädt ihn Althusser ein, Kurse 
an der Ecole Normale Superieure zu geben. Für die näch- 


der anderen Seite erinnert es an das seltsame Ausmaß der 
Angst vor Auseinandersetzungen, das gerade angesichts 
der anti-deutschen Leidenschaft, Ressentiments statt 
Argumente zu verbreiten, relativ aktuell ist. 

Derrida beginnt also 1993 seltsam verspätet über den 
Marxismus zu sprechen. Kurz vorher ist Fukuyamas Buch 
»Das Ende der Geschichte« erschienen. Fukuyama ist für 
Derrida nur ein Symptom für den bürgerlichen Tri- 
umphalismus, für die jubilierende Trauer, mit der das Ge- 
spenst des Kommunismus für immer als exorziert darge- 
stellt wird. Dass sich der Horizont der liberalen De- 
mokratien verdunkelt hat und Fukuyama vergessen ist, 
macht den Ansatz von »Marx’ Gespenster« nicht hinfällig. 
Ich glaube auch nicht, dass sich hier ein paar Postmoder- 
ne (wer soll übrigens mit dieser unterdefinierten Be- 
zeichnung gemeint sein?) mit Kommunismus wichtig 
machen wollen. Für mich stellt sich folgende Frage: Was 
lässt sich mit Derridas Position, sich im Marxismus an er- 
ster Stelle für das messianische Versprechen eines kom- 
menden unkalkulierbaren Ereignisses zu interessieren, 
anfangen? 

PHASE 2: Die Althusser-Schule wollte das messiani- 
sche aus der marxistischen Theorie raus haben. Derrida 
interessiert sich dagegen gerade für diese Weichteile 
des Marxismus. Möglicherweise zeigt die Neudiskussion 
des Buches auf, wie gerade diese Vorstellung des Mes- 
sianischen auch einen Reflex bei Linken auslöst, sozia- 
len Bewegungen hinterher zu rennen und dabei im Zwei- 
felsfall auch zentrale Ideologien klein zu reden. In der 
europäischen Friedensbewegung wären das natürlich 
Antisemitismus und Antiamerikanismus. Gibt es eine 
Verbindung zwischen der Vorstellung des messiani- 
schen Glücksversprechens und der Neigung, so was auf 
kurze Distanz auszublenden? 

Katja Diefenbach: Man kann Derridas theoretischen 
Vorschlag nicht mit dem Problem der Friedensbewegung 
identifizieren. Es ist richtig, dass Derridas Konzept einer 
democratie a venir, das er mit einigen Hegemonietheore- 
tikerInnen verfolgt, nach Sozialdemokratie in der The- 
orie klingt. Es ist auch richtig, dass Derridas Beschrei- 
bung der zehn Wunden der neuen Weltordnung an ein 
Attac-Programm erinnern. Aber na und? Es geht nicht um 
Derrida. Wir führen keinen Prozess, und wir sammeln 
keine Beweise. Wenn Derrida sich sozialdemokratisch äu- 
ßert, dann ist damit nicht das theoretische Projekt der De- 
konstruktion für immer der Doofheit überführt. Die poli- 
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tische Debatte lässt sich nicht auf ihre 
intellektuellen Vertreter reduzieren, 
sonst verlängert man endlos die insti- 
tutionalisierte Arbeitsteilung, die uns 
in der Theorie entgegentritt. 

PHASE 2: Bleibt also die Frage: Was 
ist interessant an Marx Gespenster? 
Katja Diefenbach: Derrida fasst Marx- 
ismus als disparates Theorieprojekt mit 
vielen Linien und wählt eine für ihn 
politisch interessante aus: die drängende 
messianischen Erwartung des kommen- 
den neuen Tages, der uns bevorsteht. 
Derridas Manöver im Marxismus ent- 
spricht genau seiner Ethik, offen für ein 
radikal kommendes 
Ereignis zu sein. Da Derrida logisch- 


unbestimmtes 


dekonstruktiv und nicht historisch-spe- 
zifisch argumentiert, verbirgt er die 
Frage, welche Verbindungen das messia- 
nische Versprechen im Kommunismus 
mit Angst und Autoritarismus eingegan- 
gen ist. Für Derrida ist das Messianische 
ohne Messianismus in der Tradition von 
Walter Benjamin per se antistalinistisch. 
Für Benjamin beinhaltete die theologi- 
sche Erfahrung, die er in der kapitalisti- 
schen Gesellschaft verschüttet, diskredi- 
tiert und korrumpiert vorfindet, die 
Möglichkeit, dem Materialismus ein 
Geschenk zu machen: die Erinnerung 
an die plötzliche Vergänglichkeit der 
Zeit, die Augenblicklichkeit der Er- 
lösung, das Verschwinden im Nichts, 
das Glücksversprechen usw. Deshalb 
mahnt sie gegen Fortschrittsrationalität 
und Arbeitsfetisch. Derrida macht aus 
dieser Möglichkeit einer gelungenen 
Begegnung zwischen dem Theologi- 
schen und dem Politischen, eine begriff- 
lich-abstrakte antistalinistische Ver- 
sicherung. Wenn man das historisch 
untersucht, kann man erkennen, wie die 
messianische Kraft, etwas drängend zu 
erwarten, Augen verbunden hat. Ak- 
tivistInnen, die schon Monate später im 
Gulag waren, wollten noch Teil eines 
Projekts sein, das sie einsperren wird. 
Die Frage ist, was das bedeutet. In 
eurem politischen Umfeld wird dieses 
Moment des messianischen Drängen 
einfach vollkommen entleert. Das 
scheint mir ein unsinniger Umkehrpro- 
zess zu sein: von einer messianischen 
Tendenz, die es in der Linken gegeben 
hat, zur totalen messianischen Entlee- 
rung und zum Zynismus, der kein Mo- 
ment einer drängenden Erwartung 
kennt, das nicht der Peinlichkeit oder 
des Antisemitismus verdächtig wäre. Es 
gibt eine gefährliche Instrumentalisie- 
rung und Verallgemeinerung des An- 
tisemitismusbegriffs in Eurem Umfeld, 


die den Kampf gegen den Antisemitis- 
mus verstellt und behindert. 

PHASE 2: Jetzt hast Du selbst eine 
Übertragung des messianischen Kons- 
trukts auf die Bewegung vorgenom- 
men. Die Frage ist aber doch, ob die 
Theorie um den Messianismus nicht 
gerade ein ganz bestimmtes, problema- 
tisches Angebot an Linke macht. Wenn 
die Vorstellung da ist, dass es so ein 
Drängen geben müsste, lässt sich das 
ja auch als Legitimation gegen theoreti- 
sche Arbeit nutzen, als Legitimation, um 
zu sagen: ich fühle das Drängen, dieses 
Messianische ist in mir, und ich gebe 
dem Drängen nach, und das wird die 
gesellschaftlichen Verhältnisse voran- 
treiben. Ist das nicht ein Einfallstor 
dafür, im Zweifelsfall einfach unkritisch 
zu sein, wenn’s gerade besser passt? 

Katja Diefenbach: Eure Frage zeigt 
eine bestimmte politische Argumenta- 
tionsstrategie, nämlich die der Verdäch- 
tigung. Ich halte es für völlig abwegig, 
dass Leute auf das Konzept des Messia- 
nischen zurückgreifen, um ungehemmt 
unkritisch sein zu dürfen. In der aktivi- 
stischen Linken wird die Diskussion 
über theologische Spuren im Marxismus 
kaum geführt. Oder täusche ich mich? 
In Teilen einer akademisch orientierten 
Linken gibt es durch Derrida und 
Agamben vielleicht diese Debatte, viel- 
leicht auch durch Zizeks gegen die 
Dekonstruktion gerichtete Position von 
der subversiven Stärke des Christen- 
tums, die er dem jüdischen Messianis- 
mus entgegenstellt. Das gleiche gilt viel- 
leicht noch für Badious Paulus-Buch 
oder Negris und Hardts Lob der 
Franziskaner und der Bettelorden. Ein 
gewisser Hype um Derrida, Agamben 
etc. ist, wenn überhaupt, eher deshalb 
problematisch, weil er einen Neo-Aka- 
demismus anzeigt, das Wiederauftau- 
chen akademischen Jargons und ge- 
pflegter Wissensdistinktion. Trotzdem 
bleiben Vergänglichkeit und Glücksver- 
sprechen interessante Momente einer re- 
ligiösen Erfahrung jenseits des Kirch- 
entums, die vielleicht gegen Polit-Sol- 
datentum helfen könnten, gegen Mach- 
ertum und Leistungsorientierung. Aber 
ich habe bisher noch kein Flugblatt dar- 
über gelesen, auch kein unkritisches. 

PHASE2: Herzlichen Dank für das 
Gespräch. 


Das Interview führte PHASE 2 Berlin. 


Keine Revolution ist auch 
keine Lösung! 


WER VON DER IDEE DER REVOLUTION ABSTAND NIMMT, ENTLEDIGT SICH 
DER MÖGLICHKEIT EINER MATERIALISTISCHEN KRITIK AM KAPITALISMUS. 


stehenden Verhältnisse ist fester Bestandteil quasi 

jeder kommunistischen, anarchistischen oder an- 
deren linksradikalen Strömung. Der kategorische 
Imperativ aller heißt dabei, die Verhältnisse abzuschaffen, 
in denen der Mensch ein geknechtetes, ein verlassenes, 
ein verächtliches Wesen ist. Die Abschaffung des 
Bestehenden ist dabei kein evolutionärer Prozess an sich, 
sondern kann nur als eine revolutionäre Umgestaltung 
der Gesellschaft als Ganzes begriffen werden. Dessen liegt 
zugrunde, dass nur als ein qualitativer Schritt im gesell- 
schaftlichen Entwicklungsprozess hin zu einer höheren 
Stufe, der die alte gesellschaftliche Qualität, ihre zentra- 
len Kategorien und Werte, negiert, die bisherigen Ab- 


D ie Idee einer revolutionären Umwälzung der be- 


hängigkeitsverhältnisse umgeworfen werden können. Sei- 
en es nun personale unmittelbare Abhängigkeitsverhält- 
nisse, wie in vorbürgerlichen Gesellschaften, oder aperso- 
nale abstrakte Abhängigkeitsverhältnisse, die sich aus 
einer Vergesellschaftung von waren- und rechtsförmigen 
Beziehungen konstituieren. Ohne den Bruch mit den aus 
dieser Form der Vergesellschaftung begründeten Abhän- 
gigkeitsverhältnissen kann kein Eintritt ins »Reich der 
Freiheit« — oder einfacher — kein Kommunismus erreicht 
werden. Ohne Revolution bleibt so nur die Wahl zwi- 
schen bürgerlich-kapitalistischer Gesellschaft oder Bar- 
barei. Eine Wahl, die allen, die sich KommunistInnen 
nennen, nicht eine Sekunde des Zögerns abnötigen und 
gerade deswegen eigentlich keiner weiteren Beschäfti- 
gung bedürfen sollte. In Zeiten, in denen aber Menschen, 
die sich für Linke halten oder gar KommunistInnen 
schimpfen, in den ProtagonistInnen einer neuen Barbarei 
nur Feinde der herrschenden kapitalistischen Ordnung 
sehen können, ohne dabei erkennen zu wollen, dass diese 
die negative Aufhebung dieser Ordnung anstreben, muss 
diese Banalität doch betont werden. Diese unappetitli- 
chen Erscheinungsformen halten zwar am Gedanken 
einer grundsätzlichen Umwälzung der bestehenden Ver- 
hältnisse fest, haben sich aber von einer kommunisti- 
schen Perspektive verabschiedet, die in der Revolution 
eine Notwendigkeit zur Überwindung des Bestehenden 
sieht, um das Ziel des Kommunismus erreichen zu kön- 
nen, aber keinen antikapitalistischen Selbstzweck. Das 
muss hier besonders hervorgehoben werden, wenn im 
Folgenden die Idee der Revolution scheinbar gegen die 
Begriffe Kommunismus und Kritik stark gemacht wird. 
Scheinbar nur, weil die Idee gerade nicht gegen Kritik 
und Kommunismus in Stellung gebracht werden soll, 
sondern gegen den Hype, der innerhalb der radikalen 
Linken seit einigen Jahren um diese Begriffe veranstaltet 
wird. 


back to when | was a teenager 


Schon in den Anfängen der kommunistischen Bewegung 
war die Auseinandersetzung um die Idee der Revolution 
und das Programm zu deren Verwirklichung der zentrale 
Streitpunkt zwischen den verschiedenen Parteien und 
Organisationen. Kein anderes Thema prägt begrifflich, 
nicht unbedingt theoretisch, bis heute die Schlamm- 
schlachten der noch existierenden Splittergruppen und 
verspricht neben dem eigenen Distinktionsgewinn die 
absolute Diskreditierung anderer konkurrierender Par- 
teien und Organisationen. Die Anschuldigung, die Ver- 
wirklichung der Idee der Revolution aufgegeben zu 
haben, spiegelt sich im Reformismusvorwurf wider. Dem 
Gegner wird die »Sozialdemokratisierung« und/oder 
»Irade-Unionistische Positionen« unterstellt. Auch der 
Opportunismusvorwurf schlägt in die gleiche Kerbe, ist 
aber stärker gegen die Arbeiteraristokratie und deren Ten- 
denzen zur Prinzipienlosigkeit und Korrumpierbarkeit 
durch die Bourgeoisie gerichtet. Das schärfste Geschütz 
bleibt am Ende die Bezichtigung des/der Konkurren- 
ten/in als RevisionistIn. Die bewusste Kooperation mit 
dem Klassenfeind wird unterstellt, indem gezielt die Klas- 
siker des Marxismus unter dem Denkmantel der Weiter- 
entwicklung verfälscht werden, um die Arbeiterklasse zu 
lähmen und davon abzuhalten, sich als Klasse für sich zu 
konstituieren. An diesem Punkt geht es selbstverständ- 
lich nicht mehr allein um die Aufgabe der Idee der 
Revolution, denn der so Bezeichnete wird zum politi- 
schen Gegner, der entschieden bekämpft werden muss, 
doch gehört er der Vollständigkeit halber zu der vorange- 
gangenen Aufzählung dazu. 

Dagegen wirkt der Vorwurf des Radikalismus, der re- 
volutionären Ungeduld, geradezu liebevoll. Ihm wird so- 
gar in seiner Erscheinungsform als Reaktion auf den Op- 
portunismus und Reformismus ein gewisses Verständnis 
entgegengebracht. 

Die Heftigkeit der Auseinandersetzung speist sich aus 
der Überzeugung, eine wissenschaftliche Theorie verbun- 
den mit einem deterministischen Moment über den U- 
bergang vom Kapitalismus zum Kommunismus entwick- 
elt zu haben. Aus der später vereinfachten Theorie er- 
wuchs der Anspruch einer richtigen bzw. falschen Praxis 
und damit eine der Sache nützlichen oder schädlichen 
Erschließung. Dieser theoretische Ansatz umfasst nicht 
nur die Kritik des Bestehenden, das Begreifen der kapital- 
istischen Vergesellschaftung, sondern auch die Erkennt- 
nis, über den in dieser Gesellschaft immanenten, wenn 
zur Auflösung drängenden, dann notwendig systemüber- 
windenden Charakter des Klassenantagonismus. Dass der 
Klassenantagonismus zur Aufhebung drängen muss, liegt 


zu 
TOP STORY 


PHASEZ - 21 


ae en ae 


SIR SER 


TS 


Im i EN x 


FE 


: < SE N 


EIN 


1588 


PHASE2 


22 - 


im philosophischen Konzept des dialektischen Materia- 
lismus begründet. In Frage steht also nicht, ob es eine 
Aufhebungsbewegung geben könnte, sondern wie diese 
auszusehen hat. Das revolutionäre Subjekt ist in der 
Arbeiterklasse aufgrund seiner objektiven gesellschaftli- 
chen Lage erkannt, alles andere wird zu einem Problem 
der Strategie, die es nur noch abzuleiten gelte. Nicht die 


Hingegen geht es nicht um, die Hoffnung, diese Kämpfe 
zu revolutionären Kämpfen transformieren zu können. 
Dieser Ansatz, kombiniert mit der eigenen gesellschaftli- 
chen Marginalität, hält zwar die Forderung nach der 
Revolution aufrecht, hat aber keinerlei Verständnis dafür, 
was diese ausmacht, was der dialektische Sprung aus dem 
Entwicklungsprozess der kapitalistischen Gesellschaft 


»GERADE DIE PRAKTISCHE UNMÖGLICHKEIT DIESES ZIEL ERREICHEN 
ZU KÖNNEN, WIRD FÜR VIELE ZUM ANSATZPUNKT SICH DES RADIKALEN 
INHALTES DER PAROLE ‚FÜR DEN KOMMUNISMUS: ZU ENTLEDIGEN.« 


tatsächliche Existenz des Staatskapitalismus, der einer 
anderen Kritik unterzogen werden müsste, sondern die 
reale Erfahrung des Nationalsozialismus als negative 
Aufhebung des Klassenantagonismus in Volksgemein- 
schaft und Vernichtung, hat auf schrecklichste Weise 
aufgedeckt, dass die Zuordnung einer objektiv revolu- 
tionären Rolle, die das Proletariat einnehmen soll, so 
nicht mehr zu halten ist.' 


The times they are a-changin 


Ein gerade die Autonomenbewegung, aber auch noch die 
Antifabewegung stark prägendes Prinzip war die Abkehr 
von vielen theoretischen Grundsätzen des Marxismus auf- 
grund der gesellschaftlichen Praxis der staatskapitalisti- 
schen Systeme. In Abgrenzung zu der K-Gruppenpolitik 
der siebziger und achtziger Jahre in Westdeutschland wur- 
de auch der leninistische Parteiaufbau als hierarchisch und 
folglich als emanzipationsfeindlich abgelehnt. Vom Ansatz 
der Autonomen her, alle Herrschaftsformen zu kritisieren 
und vor allem in selbst erkämpften gesellschaftlichen Frei- 
räumen diese soweit wie möglich schon innerhalb der ka- 
pitalistischen Logik ganz praktisch überwinden zu wollen, 
war dies nur konsequent. Für die Verwirklichung der Idee 
der Revolution war die Revolutionierung der eigenen 
Persönlichkeit und damit notwendigerweise der eigenen 
Lebensrealität zentrale Voraussetzung für die Möglichkeit 
der Umwälzung der bestehenden Verhältnisse. Die eigene 
praktische Erfahrung von Alltagsmilitanz und militanten 
Konfrontationen mit dem Gewaltmonopol des Staates, 
aber auch mit anderen politischen GegnerInnen, dient in 
diesem Konzept dem unmittelbaren Ziel, Autoritäten und 
Formen der bürgerlichen Verkehrsformen in einem konti- 
nuierlichen Prozess in Frage zu stellen und dauerhaft zu 
überwinden. Von diesem radikalen Selbstverständnis aus- 
gehend, konnten AdressatInnen der eigenen politischen 
Praxis und Aufklärungsarbeit neben der eigenen Person 
nur Menschen sein, die bereits eine Offenheit gegenüber 
den eigenen Wertvorstellungen hatten, die sich also bereits 
an gesellschaftlichen Widersprüchen rieben, weil sie ihren 
eigenen Interessen entgegenstehen. Logischer Schluss 
hieraus ist der Versuch, in die sozialen Bewegungen, die 
sich bereits an konkreten Widersprüchen abarbeiten, die 
eigenen Vorstellungen durch Praxis und Debatten zu tra- 
gen und dort zu verbreitern. Dass diese Widersprüche 
auch systemimmanent gelöst werden können — anders als 
der Klassenantagonismus —, spielt im Konzept der 
Autonomen eine zu vernachlässigende Rolle. Denn Ziel ist 
es, die einzelnen Personen durch die eigene politische 
Praxis aufzuklären und Freiräume zu erkämpfen. 


überhaupt sein könnte. Es wird kein einzelner dem 
System notwendigerweise innewohnender Widerspruch 
mehr theoretisch begriffen, der mit seiner Aufhebung die 
Gesellschaft überwindendes Potential hat, sondern die in 
jedem Hertschaftsverhältnis liegenden Widersprüche tra- 
gen, wenn sie zu ihrer Aufhebung drängen, zur Destabi- 
lisierung des gesamten gesellschaftlichen Systems bei und 
zur Weiterentwicklung der eigenen als revolutionär ver- 
standenen Persönlichkeit. Neben einer gewissen Beliebig- 
keit — denn es wird vor allem auf Widersprüche reagiert, 
mit denen man selbst konfrontiert ist -— und der Gefahr 
sich in Milieukämpfen zu verheddern und letztlich auf 
eine sozialdemokratische Form von Politik zurückzufallen, 
findet leicht eine idealisierende Überhöhung von Per- 
sonenkreisen statt, die am stärksten von Uhnter- 
drückungsverhältnissen betroffen sind. In ihren Kämpfen 
wird das größte revolutionäre Potential gesehen, da am 
meisten gesellschaftliche Widersprüche auf einmal ange- 
gangen werden. Dass quasi alle Forderungen dieser Käm- 
pfe systemimmanent bleiben, d.h. nicht weniger, aber 
auch nicht mehr als die Forderungen nach den bürgerli- 
chen Rechten Freiheit und Gleichheit sind, wird in der 
Fixierung auf den politischen Kampf häufig allzu schnell 
verdrängt. Die »autonome Vorliebe« für soziale Kämpfe 
der Marginalisierten dieser Welt, immer häufiger auch 
ohne Betrachtung ihrer politischen Forderungen, die teils 
hinter emanzipatorische Werte der bürgerlichen Gesell- 
schaft zurückfallen, entspringt genau dieser Vorstellung 
von Revolutionierung der eigenen Persönlichkeit. 

Die globalisierungskritische Bewegung mit ihrem Pro- 
gramm der Reformierung zwecks Humanisierung der ka- 
pitalistischen Gesellschaft und dem eigenen Anspruch, die 
»Bewegung der Bewegungen« zu sein, ist ein geradezu per- 
fekter Anknüpfungspunkt für eine solche Politikkonzep- 
tion. Die nicht vorhandene Intention auf eine Revolution 
mit der Perspektive auf eine kommunistische Gesellschaft, 
die diese Bewegung zu nichts anderem macht als zur So- 
zialdemokratie der Straße, beförderte in der unbedingten 
Ambition, anschlussfähig an diese Bewegung sein zu wol- 
len, die Verwässerung des eigenen politischen Konzeptes, 
bis zur Selbstaufgabe des autonomen Selbstverständnisses. 


Rollback 


Die Hoffnung und Bestrebung, nach dem Zusammen- 
bruch des staatkapitalistischen Machtblocks den Marx- 
ismus seinem Dasein als Legitimationstheorie zu entrei- 
ßen und ihn wieder zur schonungslosen Kritik der beste- 
henden Verhältnisse zu nutzen, hat überraschender Weise 


seinen Niederschlag bis in die Reste der Antifabewegung 
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gefunden. Die selbstkritische Erkenntnis, dass nicht in je- 
der gesellschaftlichen Auseinandersetzung schon ein Vor- 
geschmack der noch kommenden Gesellschaft erfahren 
werden kann, stand dabei am Anfang eines Prozesses, in 
dem das Primat der politischen Praxis immer mehr in 
Frage gestellt wurde und schließlich nicht mehr zu halten 
war. Nachdem also bereits die Idee der gesellschaftlichen 
Umwälzung durch die Idee der Revolutionierung des In- 
dividuums und der eigenen Lebensverhältnisse zurückge- 
drängt war, wurde mit Rückgriff auf die marxistische The- 
orie auch dieser Ansatz verworfen. Verworfen deshalb, 
weil das Subjekt durch die Vergesellschaftung von waren- 
und rechtsförmigen Beziehungen konstituiert wird. Be- 
greift man dabei diese Vergesellschaftung als totalitäre, 
bleibt kein Raum mehr für die Revolutionierung der ei- 
genen Persönlichkeit. Mit diesem langsamen Beginn der 
Wiederentdeckung der marxistischen Theorie ging auch 
eine Wiederentdeckung des Klassenantagonismus einher, 
obwohl dieser aufgrund der Entwicklung der kapitalisti- 
schen Gesellschaft sein revolutionäres Potential einge- 
büßt hatte. In Folge dessen und in der Ermangelung der 
Existenz einer revolutionären Aufhebungsbewegung wird 
sich auch immer stärker von der Idee der Revolution abge- 
wandt. Die Betonung der Idee der Revolution erscheint 
in einer Situation, in der die einzige, die bürgerlich-kapi- 
talistischen Gesellschaften ernsthaft herausfordernde Ge- 
fahr eine ideologische regressive antiemanzipatorische 
Bewegung ist, einfach nur realitätsfern und suspekt. Sus- 
pekt, da es nicht einmal mehr AdressatInnen zu geben 
scheint, die überhaupt noch aufgeklärt werden können, 
die in ihrer ideologischen Verstricktheit eher zum 
Pogrom neigen als zu einer einzigen emanzipatorischen 
Handlung. Die der Realität geschuldet aktuelle Unmög- 
lichkeit der Revolution, selbst der Mangel einer 
Perspektive auf diese, hat sicherlich nicht unerheblich zu 
einer Konjunktur und einem Hype der Begriffe der 
Kritik und des Kommunismus geführt. Die Kritik soll 
befreit werden von ihrer missbräuchlichen Verwendung 
als Anleitung zur Praxis und allein der Dechiffrierung der 
kapitalistischen Vergesellschaftung dienen, also der Kritik 
der politischen Ökonomie und der damit einhergehen- 
den Subjektkonstitution. Der Kommunismus wird hin- 
gegen als die den unvernünftigen und menschen-unwür- 
digen Kapitalismus ersetzende Gesellschaft behandelt, die 
sich aus dem Kapitalismus aber nur negativ bestimmen 
ließe. Die Überwindung aller Abhängigkeitsverhältnisse 
in Form einer vernünftigen Vergesellschaftung bleibt aber 
letztlich nicht vorstellbar. 

Der Hype, der allgegenwärtige Gebrauch, die Vehe- 
menz und die Selbstverständlichkeit um Parolen wie »Für 
den Kommunismus«, die auf fast jeder Demonstration 
und in unzähligen Flugblättern aufzufinden ist, geht mit 
einer Sinnentleerung des Begriffs einher. Übrig bleibt 
nicht mehr als ein Modebegriff der Linken. Gerade die 
praktische Unmöglichkeit, dieses Ziel erreichen zu kön- 
nen, wird für viele zum Ansatzpunkt, sich des radikalen 
Inhalts der Parole zu entledigen. Die aus der Parole prak- 
tisch zu ziehende Notwendigkeit, die einen Frieden mit 
dem Bestehenden genauso unmöglich macht, wird aufge- 
geben und sich allein auf die Verteidigung der Beding- 
ungen der Möglichkeit beschränkt, die Verteidigung bür- 
gerlich-kapitalistischer Verkehrsformen. Dass die kapita- 
listische Gesellschaft allen bisherigen Formen von Gesell- 
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schaft zumindest in soweit überlegen ist, als dass sie allein 
die Bedingung der Möglichkeit zur Emanzipation des 
Menschen bietet, impliziert, dass der Verlauf der Ge- 
schichte letztlich den Menschen seiner eigenen Emanzi- 
pation immer näher gebracht hat. 

Hier knüpfen einige linksradikale Gruppen an und 
übersetzen den bisherigen Geschichtsverlauf in eine Ge- 
schichte des gesellschaftlichen Fortschritts, verbunden mit 
dem der aktuellen Skepsis gegenüber der Idee der Revo- 
lution. Dieser Idee an sich beraubt, müsste eigentlich von 
der Praxis, gesellschaftliche Widersprüche aufdecken zu 
wollen und diese zuzuspitzen, Abstand genommen wer- 
den, dürfte doch unter diesen Voraussetzungen am Ende 
der Parole »let’s push things forward... für den Kom- 
munismus!« genau nicht mehr Kommunismus stehen. 
Außer, man beschränkt sich bewusst darauf, nur die Wi- 
dersprüche anzugehen, die mit Sicherheit systemimma- 
nent zu lösen sind und gelangt dann nur von der anderen 
Seite da an, wo die globalisierungskritische Bewegung 
schon ist: Beim Versuch, die kapitalistische Gesellschaft 
durch die Verteidigung und den Ausbaubürgerlicher Ver- 
kehrsformen zu stabilisieren und zu erhalten. 

Die radikale Linke, die sich nicht der Idee der Revo- 
lution entledigt hat, steht aber kaum besser da. Denn auch 
für sie bleibt die Reduzierung der Idee auf die Bedingung 
der Möglichkeit ohne konkrete Perspektive bestehen. Auch 
sie ist nur den Verhältnissen selbst entsprungen, jedes ihrer 
Individuen ein Subjekt der kapitalistischen Vergesellschaf- 
tung. Eine Hoffnung auf die wenigstens theoretische 
Möglichkeit formulierte das BgR Leipzig in Phase 2.06 
unter ähnlichen Grundannahmen folgendermaßen: »Dass 
allerdings Veränderung sich vollzieht, davon ist auszuge- 
hen. Keine Linke ohne diese Grundannahme. Und dass 
sich Veränderung nur durch das Handeln der Menschen 
vollzieht. Auch wenn dieses bewusstlos, d.h. ohne Blick auf 
die Gesellschaft vonstatten geht, so steckt in ihm doch 
bereits das Versprechen, dass es auch anders sein könnte, 
d.h. dass die Menschen ihr Geschick ganz in ihre Hände 
nehmen können. Dieser Gedanke transzendiert das Beste- 
hende und doch ist diese Transzendenz im Bestehenden 
bereits angelegt. Es gibt, wenn man so will, die Momente 
der Befreiung bereits im Hier und Jetzt oder wie Walter 
Benjamin einmal sinngemäß formulierte: In der Jetztzeit 
sind die Splitter der messianischen Zeit eingesprengt. Je- 
doch ist der Weg dahin nicht positiv zu dechiffrieren. Re- 
volution ist nicht planbar, weil Geschichte nicht planbar 
ist. Allenfalls im Bewusstsein des Fehlens von etwas ist 
emanzipatorisches Handeln möglich. Fehlt einem nichts, 
so fehlt doch eines: der Wille zur Veränderung. « 

Dass dieser Wille zur Veränderung, wenn er letztlich 
zu einer revolutionären Aufhebungsbewegung der beste- 
henden Verhältnisse werden soll, einer ganz praktischen 
Umsetzung Bedarf, d.h. auch einer Gegenmacht, einer 
Organisationsform, die in der Lage ist, das kapitalistische 
System in seiner Gesamtheit qualitativ zu überwinden, ist 
eine ganz simple Tatsache‘, die Debatte darum aber eine 
ganz andere. 


Max Törleß 
Der Autor ist Mitglied von PHASE2 Göttingen 


Metaphysik der Klasse 


SOLL ES WIRKLICH SO GEWESEN SEIN, DASS DER 
NAZIFASCHISMUS WEDER DEN BEGRIFF NOCH DIE REALITÄT DES 
PROLETARIATS BERÜHRT HAT? 


on Eduard Bernstein über Jürgen Habermas bis 

hin zu Andre Gorz ist das Proletariat schon so oft 

verabschiedet worden, dass es jetzt radikal chic 
scheint, dem Klassenkampf anzuhängen. Gegen das so- 
ziologische Ausradieren der Ausbeutung wie gegen das 
politologische Ungeschehenmachen der Herrschaft zu 
polemisieren und daher gegen das, wie Felix Baum das 
nennt, »Verschwindenlassen der Klassenverhältnisse« an- 
zugehen, dagegen also, dass »das Klassenverhältnis zur 
Randnotiz wird«, gilt als subversiv. Die Frage ist aber, ob 
die kritische Theorie — in diesem Fall die der ISF - in a- 
pologetischer Absicht etwas zum Verschwinden bringt, 
oder ob dies eine originäre Leistung der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit selbst ist, ob die »Krise der Revolutions- 
theorie« etwas in der Sache liegendes reflektiert oder nur 
eine willkürliche Eingebung spätbürgerlicher Intellek- 
tualität darstellt. Klar ist, dass in der Geschichte der The- 
orie das Adieu au Proletariat stets von eher traditionell ge- 
stimmten Marxisten erteilt wurde, die der Philosophie 
der Arbeit anhingen und sodann an den Arbeitern in all 
ihrer Tristesse und Empirie verzweifelten. Diese Theore- 
tiker waren durch die Bank so entschiedene Anti-Hege- 
lianer wie der von Felix Baum heranzitierte Raniero 
Panzieri und die Operaisten?, wovon noch die letzte End- 
moräne dieser Strömung, Antonio Negri, zeugt, aber auch 
die Zeitschrift Wildcat. Und kein einziger dieser Theore- 
tiker, weder Bernstein noch Tronti — wobei der Ausdruck 
»Theoretiker« durchaus pejorativ gemeint ist’ —, hat die 
ersten einhundert Seiten des Marxschen Kapital, die A- 
nalyse der Formen, die der Wert anzunehmen gezwungen 
ist, in ihrer revolutionstheoretischen Bedeutung aufgefas- 
st. Das macht: Sie haben Marx nicht als den Kritiker der 
politischen Ökonomie verstanden, sondern als Soziologen 
der Klassenverhältnisse. 

Es gibt m.E. zwei Möglichkeiten, jenseits der üblichen 
Unterstellungen über das Problem der Klasse zu diskutie- 
ren — erstens, indem man den Begriff der Klasse bei Marx 
selbst untersucht, zweitens, indem man die schon im 
Kapital veflektierte negative Perspektive eines sich zu sei- 
nem eigenen Begriff historisch entfaltenden und gesell- 
schaftlich durchsetzenden Kapitals auf die Darstellung der 
durch den Nazifaschismus geschaffenen Volksgemein- 
schaft bezieht und auf das darin implizierte Schicksal der 
Klasse. 

Worum es im ersten Punkt geht, wird an der Argu- 
mentation von Felix Baum dann durchsichtig, wenn von 
Arbeit die Rede ist: »Wo sind die Träger der Arbeitskraft 
geblieben?«, fragt er, und spricht schon so von »Irägern« 
wie die dogmatische Tradition im Stile Karl Kautskys von 
den Kulis des Klassenbewusstseins, den Arbeitskraftdar- 
stellern der Intellektuellen. Es komme bei Marx, heißt es 


dann, »der Ware Arbeitskraft« auch deshalb »zentrale Be- 


deutung« zu, »weil sie eben kein Ding ist, sondern in Ge- 
stalt der ArbeiterInnen mit ihrer ganzen Subjektivität vor- 
liegt. Was die ProletarierInnen als Ware verkaufen, ist 
nichts weniger als ein Teil ihrer Lebenszeit.« Die Ware 
liegt in »ihrer« eigenen Subjektivität vor — nichts anderes 
hat die ISF dargelegt, nur eben kritisch. Und dass das so 
ist, liegt daran, dass die »TrägerInnen« keineswegs oder 
gar konkret »ihre Lebenszeit« verkaufen, sondern durch- 
schnittlich notwendige gesellschaftliche Arbeitszeit, die 
nicht die empirischen Individuen durch ihr Leben konsti- 
tuieren, sondern die Kapitale in ihrer Konkurrenz ex post 
der Produktion. Die Subjektivität der Arbeiter -— man 
höre von ferne das Grollen der Autonomie und ihrer 
Phrase der Autovalorizzazione —, verhält sich so zum Ka- 
pital wie der Tauschwert zum Gebrauchswert, d.h. als 
bloße Natur. Das ist der Grund, warum Marx eingangs 
des Kapital vom Gebrauchswert als dem »stofflichen Trä- 
ger des Tauschwerts« spricht.‘ Ich verstehe das so, dass 
Felix Baum sich damit selbst ausgehebelt hat: Er wollte 
kritisieren, hat aber nur recht positivistisch das gesagt, 
was ist, und seinen tristen Befund dann moralisch über- 
höht. Das muss auch so sein, denn es ist nicht die Ar- 
beitskraft, die das Kapital konstituiert, sondern es ist das 
Kapital, das an den empirischen Individuen jene Realab- 
straktion vornimmt, die sie als juristische Subjekte, als 
vertragsfähige Personen und Privateigentümer ihrer Ar- 
beitskraft gesellschaftspraktisch setzt, d.h. als Form der 
Verausgabung gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit.’ 
Anders gesagt: dass es lebendige Individuen gibt, ist, wie 
beim Gebrauchswert als der gesellschaftlichen Erschei- 
nungsform von Natur, eine zwar unbedingt notwendige, 
aber keineswegs hinreichende oder gar auch nur konstitu- 
ierende Bedingung des Kapitals. Eben darin liegt auch der 
Skandal, den Marx auf eine Art und Weise »erklären« will, 
dass die Unwahrheit dieses Verhältnisses in der Form von 
Kritik und Krise gesellschaftlich, d.h. revolutionär er- 
kannt wird im Akt seiner Abschaffung. 

Darum beginnt Das Kapital nicht mit der Arbeits- 
kraft, kann es auch nicht. Denn Marx ist kein linksradi- 
kaler Ricardianer. Und wenn nun die Marx-Lektüre der 
’68er-Bewegung eines ergeben hat, dann ist es, wie sogar 
der Anti-Philosoph Wolfgang F. Haug anerkennt, »die 
Bedeutung des Anfangs für die Kritik der politischen 
Ökonomie«.° Derart muss der Anfang einer sozialphilo- 
sophischen Argumentation beschaffen sein, dass er, wie in 
der Hegelschen »Logik«, durch das Werk hindurch als 
der notwendige Anfang so bewiesen wie zugleich repro- 
duziert wird, dass am Ende nicht: eine Theorie der Ware 
steht, sondern deren Kritik als Antizipation eben der Kri- 
se, in die sie sich selbst verstrickt. Die Arbeitskraft ist 
nicht dieser Anfang, die Klasse erst recht nicht. Und 
schon, einmal nur formal argumentiert, erweist sich 


TOP STORY 


ANMERKUNGEN 


' Einige Einwände 
gegen Felix 

Baums Artikel 
»Unkritische Theorie. 
Zur falschen 
Überwindung des 
‚traditionellen 
Marxismus« « 

in Phase 2.11 

(März 2004.) 


? Anmerkung der 
Redaktion: Das italienis- 
che Operaismo wird 
dem Wortsinn nach als 
»Arbeiterwissenschaft« 
übersetzt. Die 
Operaisten gingen 
Anfang der sechziger 
Jahre aus der antiau- 
toritären Opposition 

im italienischen 
Parteikommunismus 
hervor. Ihre Theorie 
und Praxis bestand 
darin, die Dynamik 
kapitalistischer 
Vergesellschaftung 
nicht primär über die 
Gesetze der Ökonomie, 
sondern aus den 
alltäglichen Attacken 
eines permanenten 
Klassenkampfs 


verstehen zu wollen. 


° Initiative 
Sozialistisches Forum 
(Hrsg.), Der Theoretiker 
ist der Wert. Eine ide- 
ologiekritische Skizze 
der Wert- und 
Krisentheorie der Krisis- 
Gruppe, Freiburg: 
2000. Vgl. auch: Das 
Konzept Materialismus. 
Thesen der ISF, 
Freiburg 2002, in: 
http://www.isf- 
freiburg.org. 


* Karl Marx, 

Das Kapital. 

Kritik der politischen 
Ökonomie, 

Bad. 1, 

Berlin: 1973 

(MEW 23), 50. 


° Ein Irrtum der linken 
Klassenkampfsoziologie 
besteht mit trister 
Regelmäßigkeit darin, 
die Kategorie des 
Interesses blank zu 
nehmen und nicht auf 
ihre gesellschaftliche 
Form, die eben die des 
juristischen Subjekts ist, 
zu achten. In der Form 
des Subjekts sind die 
Klassen schon aus- 
gelöscht, und folglich 
ist der Klassenkampf, 
der in ihr stattfindet, 
nur Kampf gegen 
Diskriminierung und 
Unterprivilegierung. 
Vgl. dazu Eugen 
Paschukanis, 
Allgemeine Rechtslehre 
und Marxismus, 
Freiburg 2003. 
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® Marx, Kapital 1, 82. 


° Vgl. Joachim Bruhn, 
Adorno: Die 
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Materialismus, in: 
Risse. Analyse und 
Subversion, Sommer 
2003, sowie Ders., 
Avantgarde und 
Ideologie. Nach- 
bemerkung zum 
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Freiburg 2003, 197 ff; 
beides in: 
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'° Theodor W. Adorno, 
Reflexionen zur 
Klassentheorie, in: 
Ders., Soziologische 
Schriften 1, Frankfurt 
1972, 373-391. Vgl. 
auch Ulrich Enderwitz, 
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Sozialistisches Forum, 
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Baums Argument als erschlichen: Weiß doch jeder, wenn 
er auch sonst nichts weiß, dass es Marx nicht gelang, sei- 
nen Anfang zu reproduzieren, dass Das Kapital ausgerech- 
net im dritten Band im Kapitel »Die Klassen« abbricht, 
dass also von einer Marxschen Klassentheorie auf dem 
Niveau des »Kapital« gar nicht die Rede sein kann, zumin- 
dest nicht revolutionstheoretisch. Behandelt doch Marx 
die Klassen hier — siehe nur die »trinitarische Formel« - als 
aggregierte Revenuequellenbesitzer und die Klasse der 
Arbeiter als »Eigentümer von bloßer Arbeitskraft«, wobei 
der Akzent allerdings nicht auf der »Kraft« liegt (wie es 
Negri und den autonomen Vitalisten gefiele), sondern auf 
der Blöße sowie auf dem Privateigentum, d.h. dem 
Selbstverhältnis des juristischen Subjekts. 

Die Linke hat an den Klassenbegriff um so weniger 
philosophische Ansprüche gestellt, als er ihr vielmehr ei- 
ne Herzensangelegenheit war: eben der gute Grund, auf 
dem theoretischen Niveau des frühen oder auch »wahren« 
Sozialismus zu verbleiben, ein Vorwand, das gesammelte 
»Elend dieser Welt« (Bourdieu) im Namen der Gerech- 
tigkeit zu verklagen. Wenn von »Klassen« die Rede ist, 
dann redet jeder Linke so, als könnte er die Marxschen 
Frühschriften auswendig und Engels’ Zage der arbeitenden 
Klassen in England dazu. Baums Apologie der »ganzen 
Subjektivität«, die »in Gestalt der ArbeiterInnen vorliegt« 
(sic: vorliegt!), ist viel zu bürokratisch und daher viel zu 
poetisch, als dass man damit eine Mini-Jobberin bei Bolle 
agitieren könnte: Die würde es sich verbitten, dem The- 
oretiker Baum eine »Gestalt« zu sein, in der etwas anderes 
als sie selbst »vorliegt«. Verhüllt ist darin das von Baum 
links liegengelassene Problem der gesellschaftlichen Syn- 
thesis, eben die Frage der kritischen Theorie, insbesonde- 
re Alfred Sohn-Rethels, nach dem Verhältnis von All- 
gemeinen und Besonderen. Wie die Marxsche Wertform- 
analyse das Problem löst, indem sie zeigt, warum das als 
negativ bestimmte Allgemeine — d.h. der Wert als das 
»logische Wort« (Marx) der Vermittlung des Nichtvermit- 
telbar-Antagonistischen, und d.h. die gesellschaftliche, 
durch Ausbeutung und Herrschaft gesetzte negative Tota- 
lität — nur sein kann, indem es sich in sich selbst verding- 
licht als ein Besonderes — Geld — darstellt und repräsentiert 
und sich im Selbstbezug als das »automatische Subjekt« 
Kapital reproduziert und akkumuliert, kann hier nicht 
dargelegt werden. 

Auf den Begriff der Klasse allerdings bezogen, bedeu- 
tet diese Analyse der erst dinglichen, dann prozessieren- 
den Identität von Allgemeinem und Besonderem, d.h. 
die Existenz »allgemeiner unmittelbarer Austauschbar- 
keit«, jedenfalls, dass die Klasse weder — in der antikriti- 
schen Manier von Georg Lukäcs und Felix Baum - als 
Deduktionsverhältnis gefasst werden kann, das vom All- 
gemeinen der Arbeitskraft auf proletarische Individuum 
folgert, noch — nach Art etwa des Rätekommunisten Karl 
Korsch — als Induktionsverhältnis, das von der Lage des 
Individuums nach oben aufs Klassenbewusstsein schließt. 
Marx, der in den Frühschriften & la Lukäcs argumentiert 
—»Es handelt sich nicht darum, was dieser oder jener ein- 
zelne Proletarier sich vorstellt. Es handelt sich darum, was 
das Proletariat geschichtlich zu tun gezwungen sein wird« 
-, überwindet in der Wertformanalyse des »Kapital« ge- 
nau diesen Gegensatz von Ontologie vs. Nominalismus, 
indem er sie als eben jene »Antinomie« und falsche 


Alternative darstellt, in der das Kapital die Menschen 


zwingt, es zu denken, d.h. eine »Denkform« zu applizie- 
ren, die Fleisch ist vom Fleische. Es ist dann die Erfah- 
rung des Nazifaschismus, durch die Kritische Theorie 
diese Wahrheit sich anzueignen gezwungen wird.” Der 
Nazifaschismus lässt den Begriff und die Wirklichkeit der 
Klasse nicht unberührt, und der ominöse »Grundwider- 
spruch zwischen Lohnarbeit und Kapital« ist kein außer 
der Geschichte hockender Gott. Denn wenn es stimmt, 
dass das Kapital ein sich historisch wie logisch zu seinem 
Begriff entfaltendes Gesellschaftsverhältnis darstellt, wenn 
es ferner stimmt, dass diese Entfaltung nicht i.S. einer 
Evolution, sondern vermittelt über Krise und Zusam- 
menbruch verläuft, wenn es schließlich stimmt, dass der 
politische Souverän diesem Totalbankrott, wie er 1929 in 
Deutschland eintrat, als praktizierender und bewaffneter 
Gesamtlordsiegelbewahrer der Akkumulation zu wehren 
sucht — dann lässt der darin gesetzte Umschlag des »glei- 
chen Rechts« ins »Unrecht durch die Gleichen« (von dem 
die Dialektik der Aufklärung spricht) die Klasse der 
Arbeiter um so weniger unberührt, als ihr Privateigentum 
an sich selbst, an der Arbeitskraft, unter den strategischen 
Vorbehalt ihres antisemitischen Engagements wie ihres 
Aktivismus als Bestandteil des volksgemeinschaftlichen 
Mordkollektivs gestellt wird. Hier kehrt die Rechtsform 
ihre wahre Bedeutung heraus; und hier zeigt sich auch, 
dass die Form, in der das proletarische Interesse gesell- 
schaftsgültig verfasst ist, den etwaigen Inhalt dominiert. 
Adornos Reflexionen zur Klassentheorie von 1942 beden- 
ken eben diesen Zustand der »negativen Aufhebung der 
Klassengesellschaft«.'” Hierin emanzipiert sich die Klasse 
im Staat vom Kampf. Und das proletarische Interesse, das 
Subsistenz wie Existenz des Körpers, der die Arbeitskraft 
behaust, im politischen Souverän garantiert sieht, macht 
sich leidenschaftlich (nicht etwa im Zuge von Manipula- 
tion) ans Vernichtungswerk. Nach der Wannsee-Konfe- 
renz ist jede Rede vom Klassenkampf nur Beschönigung 
und Verdrängung der Geschichte. 

Bleibt Felix Baums Darlegung des Begriffs der reellen 
Subsumtion, die ich für linke Soziologie halte (aber, böse 
gesagt, jeder Autonome ist nur ein Soziologe auf der 
Lauer). Denn wenn der Begriff der Abstraktion bei Marx 
nicht im Sinne der rein nominalen Bildung von All- 
gemeinheiten (Birnen, Äpfel, Obst), sondern im Sinne 
von Realabstraktion (Birnen, Äpfel, Geld) gefasst wird, 
dann ist die Subsumtion nichts anderes als der historische 
Prozess, indem sich das Kapital auch gesellschaftsprak- 
tisch nach seiner logischen Bestimmung setzt. Baums vi- 
talistisches Geraune von der »Gestalt der ArbeiterInnen«, 
in der die Ware Arbeitskraft »in ihrer ganzen Subjektivität 
vorliegt«, gibt das katholische Geklingel zur Darstellung 
wirklicher Menschen als das bedeutungslose Nichts blo- 
ßer Natur (was Giorgio Agamben weiß). Man muss 
schon ein Theoretiker oder ein Geschichtsphilosoph sein, 
um die Feinde der historischen Bewegung der Abstrakti- 
on, an deren Ende das empirische Individuum nurmehr 
als so phänomenale wie ephemere »Erscheinungsform des 
Genus Mensch«', als Arbeitskraft und juristisches Sub- 
jekt, d.h. nackt und bloß dasteht, des, wie Baum es tut, 
»Kulturpessimismus« oder »romantischen Antikapitalis- 
mus« zu .bezichtigen. Der Erfinder der Autonomie, 
Raniero Panzieri, der dagegen als Kronzeuge aufgeboten 
wird, hat mit gutem Grund alle Bestimmungen der 
Marxschen Analyse der Fabrik und der Maschinerie, in 


denen vom Arbeiter als dem »lebendigen Anhängsel« die 
Rede ist, die ein »toter Mechanismus ... einverleibt«' nur 
metaphorisch oder sozialhistorisch, nie jedoch sozialphi- 
losophisch verhandelt. Aber das ist nur folgerichtig: die 
autonomia operaia entstand aus dem linken Flügel der 
(italienischen) Sozialdemokratie, und am Ende, der at- 
tac-Auftragsdenker Negri zeigt es, kehrt sie dahin zu- 
rück. Wer sich für Frühsozialismus interessiert, sollte lie- 
ber Wilhelm Weitling, Bakunin oder Auguste Blanqui le- 
sen als www.scarlett.com. 

Die »ganze Subjektivität« ist der Zustand des Men- 
schen, der außer seiner Natur, d.h. seinem Körper und 
seinem Hunger, nichts mehr hat: Fleisch, »stofflicher Trä- 
ger«. Das meint die Marxsche Rede von der zur »zweiten 
Natur« gewordenen Gesellschaft: zwar abgeleitet, aber 
bösartiger darum als die Pest. Was das für den Begriff des 
Nazifaschismus bedeutet, kann ich hier nicht entfalten." 
Baum lacht darüber, dass die ISF bzw. ich die Möglichkeit 
der Revolution »überhaupt nicht mehr angeben« könne — 
ich dagegen empfinde die Frage danach als zynisch und als 
— ja: warum eigentlich nicht - regelrecht reaktionär: Denn 
wenn es in der Geschichte des Kapitals jemals ein Kairos' 
der Revolution gegeben hat, dann war es genau der Tag 
der Wannsee-Konferenz. 

Die Revolution aber blieb aus. Und die deutschen 
Arbeiter wissen bis auf den heutigen Tag ganz genau, wa- 
rum sie ausblieb. Denn es war nichts mit der Klasse gewe- 
sen, von der der Marx der Deutschen Ideologie noch schrei- 
ben konnte, sie verkörpere als besondere Klasse das allge- 


ANZEIGE en 


meine Elend der Menschheit und die »Protestaktion« 
dagegen zugleich, die Synthese von subjektiver und objek- 
tiver Vernunft, von Leiden und Leidenschaft. Sondern die 
Arbeit machte Einheitsfront mit Deutschland. Wenn die 
Revolution jetzt noch stattfinden würde, wäre das zwar 
äußerst begrüßenswert und auch sehr vernünftig, aber nur, 
wenn auch: immerhin, nachgetragene Rache. Die kom- 
mende Revolution kann keine mehr der Arbeiterklasse 
sein, keine des proletarischen Interesses. Baums Rede vom 
»Klassenantagonismus« und vom »Proletariat als Kraft der 
Negation« ist ein Hirngespinst, mehr noch: Westenta- 
schen-Metaphysik für akademische Genießer. Die Revolu- 
tion hat den Moment ihrer intensivsten historischen Not- 
wendigkeit verpasst. Die Vitalisten und die militanten 
Nitzscheaner der Arbeiter-autonomie haben dazu, d.h. 
zum Begriff der einzig begreifenswerten Sache, noch we- 
niger als gar nichts beizutragen. Für die ’Irontis, Negris 
und Panzieris, die zum Nazifaschismus nie einen einzigen 
vernünftigen Satz gesagt haben, ist die Shoah nur Ba- 
gatelle. 

Aber die Geschichte, so heißt es in Kreuzberg im Freun- 
deskreis des letzten linken Studenten, hat schon aus Prin- 
zip eine Geschichte von Klassenkämpfen zu sein.” 


JOACHIM BRUHN 
Der: Autor ist Mitarbeiter der Initiative Sozialistisches 
Forum (ISF) Freiburg. 
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28 - PHASE2 


Aufbruch ins Ungewisse 


JENSEITS VEREINFACHENDER SCHULDZUWEISUNGEN LASSEN SICH 
KOMPLIZIERTE BEDINGUNGEN FÜR EINE FORTSCHRITTLICHE ENT- 
WICKLUNG DES IRAK AUFZEIGEN. 


u einfach machen es sich all diejenigen, die Ge- 
7 waltausbrüche im Irak, ob gezielte Anschläge oder 

gewaltsame Massendemonstrationen, pauschal 
dem Versagen der amerikanisch-britischen Militär- und 
Zivilver-waltung zuschreiben. Dabei wäre es cher hilf- 
reich, sich die Strukturiertheit des baathistischen 
Regimes in Erinnerung zu rufen. 

Das Baath-Regime überzog ab 1968 den gesamten 
Irak mit einer absolut autoritären, zentralistischen 
Gewaltherrschaft. Parteibürokratische, militärische und 
sicherheitspolitische Institutionen sollten Untergebenheit 
und Loyalität jedes einzelnen Individuums erzwingen, 
wenn nicht sogar die Individualität der Untergebenen 
auslöschen.' Gleichzeitig sorgte eine spezifische Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik dafür, dass die Einwohner des 
Irak am materiellen Reichtum des Landes zum Teil par- 
tizipieren konnten. Zwar stellten arabische Sunniten die 
Elite des baathistischen Staates, allerdings wurde ver- 
sucht, schiitische Araber und sunnitische Kurden zu inte- 
grieren. Einige Vertreter dieser Gruppen fanden sich in 
hohen Ämtern wieder. Auf widerständige Einstellungen, 
Äußerungen und Handlungen reagierte das Regime mit 
extremer Gewalt. Dennoch behaupteten sich insbeson- 
dere im kurdischen Norden, und zwar begünstigt durch 
historische, ethnische sowie geographische Umstände, 
Widerstandsgruppen.? 

Bis zu einer Million Menschen sollen durch die abso- 
lut repressive Politik des Regimes ermordet worden sein. 
Dabei war lange Zeit das Schicksal vieler ungewiss. 
Human Rights Watch spricht von 300.000 Verschwun- 
denen.’ Erst nach dem April 2003 konnten Massengräber 
geöffnet werden, und neu gegründete Komitees ehema- 
liger politischer Gefangener suchten in den bürokratisch 
geführten Akten des Regimes nach Klarheit über 
Vermisste. Derweil liefen Vorbereitungen für Tribunale 
an, um zukünftig Personen, die sich besonderer Ver- 
brechen unter dem Regime schuldig gemacht haben, 
rechtlich zur Verantwortung zu ziehen. Allerdings sind 
bereits mehrere der hier engagierten Richter ermordet 
worden: Durch Anhänger des alten Regimes, die das 
Ansinnen eines Tribunals freilich als »Verrat« betrachten. 
Dennoch steht seit Ende April 2004 ein Tribunal mit 
anerkannten Richtern. 

Schätzungsweise waren in den achtziger Jahren ca. 
346.000 Menschen beim Innenministerium sowie beim 
Amt des Staatspräsidenten beschäftigt. Die Truppen- 
stärke erreichte in der gleichen Zeit eine halbe Million.‘ 
Die amerikanisch-britische Coalition Provisional Autho- 
rity (CPA) entschied sich unter dem Zivilverwalter Paul 
Bremer Ende Mai 2003, aus der Verwaltung all diejeni- 


gen zu entlassen, die zu den drei ranghöchsten Ebenen 
der Baath-Partei gehörten, sowie die irakische Armee 
gänzlich aufzulösen. Diese Schritte waren, wenn auch im 
Sinne einer notwendigen Ent-Baathisierung und 
Entmilitarisierung recht problematisch. So verlor die ira- 
kische Verwaltung auf einen Schlag eine große Zahl von 
für die öffentliche Verwaltung wichtigen Technokraten. 
Probleme in der Wasser- und Stromwirtschaft, im Ge- 
sundheitssektor sowie in der zentral gelenkten Lebens- 
mittelversorgung werden darauf zurückgeführt. Außer- 
dem scheint, nach diversen Medienberichten zu urteilen, 
die CPA bei der Ent-Baathisierung auch recht willkürlich 
vorgegangen zu sein: Mit der Begründung, Basis des 
Regimes sei die arabisch-sunnitische Minderheit gewe- 
sen, wurden viele Schiiten in Positionen belassen, ja bei 
Vergabe neuer Positionen bevorzugt. Was das Militär be- 
trifft, so sorgte die faktische Auflösung der alten Armee 
für Aufruhr, denn die Soldaten und Offiziere standen 
plötzlich ohne Sold und Job da, aber auch — und das ist 
in den Kontexten Militär sowie Naher Osten äußerst be- 
deutungsvoll — ohne Ehre. Auf blutige Proteste reagierte 
die CPA mit Notgeldern für die Betroffenen, später auch 
— im Rahmen der »Irakifizierung« der politischen und 
militärischen Macht — mit der teilweisen Re-Mobi- 
lisierung für die neue Armee. Diese hat allerdings bis 
jetzt, aus Gründen mangelnden Vertrauens der ausländis- 
chen Truppen in die irakischen, eher nicht-mobile Wach- 
und Schutzaufgaben. Aufgrund der heftigen anti- 
amerikanischen Gegenwehr im sogenannten sunnitisch- 
en Dreieck werden bei der Aufstellung neuer regulärer 
Truppen schiitische Rekruten bevorzugt. In Kreisen der 
arabisch-sunnitischen Bevölkerung ruft dies wiederum 
heftigen Unmut hervor. 

Die strategische Politik des irakischen Regimes schuf 
eine Reihe von Tatsachen, die heute als problematisches 
Erbe das Land vor Zerreißproben stellen. Zu nennen wä- 
ren hier die Re-Iribalisierungspolitik seit den achtziger 
Jahren, vor allem aber Arabisierung und Neu-Is- 
lamisierung. 

Im Sinne der »ewigen Mission« der extrem arabisch- 
nationalistischen Baath-Partei, vor allem aber zur Siche- 
rung der Erdölquellen im kurdischen Norden, galt es, die 
irakische Gesellschaft zu arabisieren. So vertrieb das Re- 
gime aus erdölreichen Gebieten um Kirkuk und Mosul 
Zehntausende kurdische Familien, und schuf mit der An- 
sieldung arabischer Familien in den Regionen, na- 
mentlich der Stadt Kirkuk, neue demographische Tat- 
sachen. Die kurdischen Einwohner lebten als Binnen- 
flüchtlinge zum Teil über viele Jahre unter denkbar un- 
gesicherten Verhältnissen im von den kurdischen Parteien 


seit 1991 kontrollierten Nordirak und erblickten letzten 
Frühling ihre Chance auf Rückkehr. Damit aber sahen 
sich viele arabische Familien in und um Kirkuk von Ver- 
treibung bedroht — nicht einsehen wollend, dass sie an 
Unrecht beteiligt gewesen waren bzw. von Unrecht profi- 
tiert hatten.’ In der Stadt Kirkuk, die im April 2003 fak- 
tisch von kurdischen Peschmerga (Partisanen) befreit 
worden war‘, ist die CPA derweil um Ausgleich bemüht. 
So lieferten sich im August 2003 immer wieder Araber 
oder Turkmenen auf der einen, Kurden auf der anderen 
Seite Auseinandersetzungen in Kirkuk, bis die CPA ver- 
anlasste, mehr Araber und Turkmenen in den Lokalrat 
der Stadt aufzunehmen. Gelöst sind die Probleme damit 
längst nicht, wie gelegentliche Ausschreitungen von allen 
Seiten belegen. 

Saddam Hussein, der 1979 sich zum alleinigen Herr- 
scher im Irak aufschwang, war bekanntermaßen jedes 
Mittel recht, um seine Herrschaft zu sichern und aus- 
zubauen. Dazu gehörte auch eine gewisse Flexibilität in 
der Rhetorik, die mit dem Krieg gegen den Iran, vor 
allem aber nach der Kuweit-Invasion immer mehr is- 
lamische Züge aufwies. Für eine gewisse Neu-Isla- 
misierung der irakischen Gesellschaft, die nur vorder- 
gründig dem Baathismus widerspricht, da dieser sich 
enorm aus islamischer Tradition’ speist, sorgte Saddams 
spezifische Politik gegenüber den Schiiten. Während ein 
Teil der schiitischen Geistlichkeit das Regime offen 
bekämpfte und deshalb Anfang der achtziger Jahre 
ermordet, in den Untergrund oder ins Ausland gejagt 
wurde, glau-bte das Regime, einen anderen Teil kor- 
rumpieren zu können. Der Vater des jetzt zu Be- 
rühmtheit gelangten, knapp dreißigjährigen Mugtada as- 
Sadr, Großayatollah Muhammad Sadiq as-Sadı, erhielt 
besonders in den 90er Jahren mehr Handlungsspielraum 
gewährt, um der, unter dem internationalen Embargo 
Not leidenden, Bevöl-kerung religiöse Identität und mit- 
tels karitativer Organ-isationen ein Stück sozialer Hilfe 
zu bieten. Entsprechend weitverbreiteter islamistischer 
Praxis betrieb as-Sadr systematisch die Ausgestaltung des 
sozialen und politischen Raums von unten, predigte 
gegen westlichen Einfluss und den Verfall der Sitten® und 
ließ schiitische Shari’a-Gerichte wirken, was nach 
irakischer Rechts-praxis schlichtweg unzulässig war. 
Dabei war er Anhänger eines islamischen Staates unter 
Führung der Rechtsgelehrten, wie im Iran. Erst als as- 
Sadr immer offener, etwa in Freitagspredigten, dem 
Regime von Saddam Husain die Legitimität absprach, 
wurde er gefangengenommen und hingerichtet. Das war 
1999. Daraufhin ausbrechende Unruhen wurden blutig 
und mit Baath-typischer Effizienz’ unterdrückt. Dass es 
ihm gelungen war, zahlreiche Anhänger zu sammeln, 
zeigt die Unterstützung, die sein Sohn Mugtada as-Sadr 
heute vornehmlich durch junge Leute erfährt. Diese 
haben in ihrem bisherigen Leben in Sachen »große 
Erzählung« und politisches Modell kaum mehr als zwei 
Dinge wahrgenommen: Das nationalistische und angeb- 
lich säkulare, repressive Baath-Regime und den Islam in 
den politisch-theologischen Dimensionen, wie sie Groß- 
ayatollah as-Sadr vermittelte. Beide Bezugssysteme 
weisen strukturell sowie ideologisch eine Reihe von 
Gemeinsamkeiten auf: Gruppen- statt Individualrecht, 
Ungleichwertigkeit der Menschen, Autorität und Hier- 
archie, Universaliimus und Totalität, Sanktionierung 


ökonomischer und sozialer Ungleichheiten. Konkrete 
Konsequenzen liegen auf der Hand: So beispielweise 
Zurückweisung von Feminismus, Ablehnung von (west- 
licher) Demokratie, Feindschaft gegenüber Israel bzw. 
arabischer Antisemitismus, Antiamerikanismus. 


Macht durch Repräsentation? 


Im Juli 2003 setzte die CPA einen Irakischen Re- 
gierungsrat ein, quasi als Legislativgremium. Der Re- 
gierungsrat besteht aus 25 Personen, davon 14 arabisch- 
schiitischer, 4 arabisch-sunnitischer, 5 kurdischer, 1 
christlicher und 1 turkmenischer Herkunft. Eine ethni- 
sche bzw. konfessionelle Gruppenzugehörigkeit wurde 
hier bevorzugt. Allerdings befinden sich unter den 
»Schiiten« nicht nur Vertreter der religiösen Parteien wie 
“Abd al-’Aziz al-Hakim vom Hohen Rat der Islamischen 
Revolution (SCIRI), sondern auch Säkularisten wie der 
Vorsitzende der Irakischen Kommunistischen Partei 
(IKP), Majid Hamid Musa, sowie der Vorsitzende des 
ethnisch-konfessionell durchmischten, von Exil-Irakern 
repräsentierten Irakischen Nationalkongresses (INC), 
Ahmad Chalabi. Im Rat sind mit der schiitischen Ärztin 
Raja Habib al-Khazai, der turkmenischen Ingenieurin 
Songül Capuk sowie der ehemaligen Mitarbeiterin des 
Außenministeriums, der Schiitin Salma Khafaj'‘, drei 
Frauen vertreten. Der Regierungsrat wird von einzelnen 
Mitgliedern im Rotationsverfahren geleitet. Für die 
Kurden sind die Chefs der drei wichtigsten politischen 
Gruppen vertreten: Demokratische Partei Kurdistans 
(DPK) — Mas’ud Barzani, Patriotische Union Kurdistans 
(PUK) - Jalal Talabani, Islamische Union in Kurdistan- 
Irak (IUIK) — Salah’addin Baha’addin, sowie der altgedie- 
nte Politiker Mahmud Osman und ein Richter aus 
Kurdistan. Auch einige arabische Stammesvertreter sind 
vertreten. 

Die Zeit später eingesetzte Irakische 
Provisorische Regierung als quasi-Exekutivgremium hat 
ebenfalls insgesamt 25 Mitglieder. Und auch wenn 
manche ausländische Beobachter meinen, hier wären — 
wie angeblich beim Regierungsrat auch - nur Unbekann- 
te und Exilanten am Start, so ist das ein Irrtum. Außen- 
minister der irakischen Regierung wurde der bekannte 
kurdische Politiker Hoshyar Zibari (DPK), der ge- 
genüber der internationalen arabischen Politik stets 
diplomatisch und souverän auftritt. Eine andere bekan- 
nte Persönlichkeit ist der Kultusminister, Mufid Mu- 
hammad al-Jazairi, ein der IKP nahestehender Dichter. 
Und schließlich kann die Regierung erprobte Politik- 
erinnen aufweisen wie Nasrin Mustafa Berwari, die ehe- 
malige kurdische Ministerin für Wiederaufbau, jetzt zu- 
ständig für Public Works. 

Ohne Zweifel vereinen die Vertreter beider Gremien 
eine Reihe von Kernkompetenzen. Allerdings haben sie 
zu wenig Handlungsspielräume. Denn zum einen tut sich 
die CPA schwer damit, die administrative Verantwortung 
abzugeben. Zum anderen demonstrieren Gegner jedwe- 
der demokratischen Neuordnung heftigst ihre Ableh- 
nung. 

Das Wichtigste, was der Regierungsrat bislang be- 
werkstellige, ist die Verabschiedung eines Provisorischen 
Grundgesetzes. Wegen Terroranschlägen, aber auch Differ- 
enzen unter den Ratsmitgliedern musste die Unterzeich- 


kurze 


wi 
GLOBAL ACTION 


ANMERKUNGEN 


® Schnell stürzten sich 
im Mai/Juni zum 
Beispiel deutsche 
Reporter auf eben 
solche Familienschick- 
sale, meist ohne den 
historischen Kontext zu 
beachten, und somit, 
den Kurden die 
eigentliche Schuld 
anlastend, vor allem 
aber, um Befürcht- 
ungen hinsichtlich 
eines Bürgerkrieges 
zu nähren. 


® Aufgrund der 
Weigerung der Türkei, 
US-amerikanische 
Truppen passieren zu 
lassen (die Türkei 
befürchtete von 

einem Umsturz im Irak 
Vorteile für die Kurden) 
kam den kurdischen 
Peschmerga eine wich- 
tige Rolle 

im Krieg zu. 


” Eine nähere 
Betrachtung von 
Begriffen und 
Konzepten lohnt sich. 
So versteht sich die 
Baath-Partei als 
Ausführerin einer »ewi- 
gen Mission« (ar-risala 
al-khalida). Auch das 
Konzept »arabische 
Gemeinschaft«, 

das nicht von der 
Baath-Partei erfunden, 
von ihr aber wirksam 
gebraucht wurde, ist 
vom islamischen 
Terminus »islamische 
Gemeinschaft« (al- 
umma al-islamiya) 
abgeleitet. 


® Letzteres in Bezug auf 
»unbedeckte«, sprich 
kopftuchlose Frauen 
muslimischer oder 
christlicher Herkunft. 


° Ich erinnere mich an 
Gespräche mit kommu- 
nistischen Funktionären 
1999 in Kurdistan, 

die von Aufruhr berich- 
teten und davon, dass 
beispielsweise ein 

Tag nach einer 
Straßenschlacht auslän- 
dische Journalisten 
keine Hinweise mehr 
auf selbige finden 
konnten. 


‘Sie rückte nach, 
nachdem die bekannte 
ehemalige Mitarbeiterin 
des Außenministeriums, 
Agila Hashimi, im 
September 2003 von 
Saddam-Loyalisten 
ermordet worden war. 
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" Erlassen unter der 
Regierung von ‘Abd 
al-Karim Qasim 

und unter Einfluß der 
mit ihm kooper- 
ierenden Irakischen 
Kommunistischen 
Partei. 


" Vgl. Bagdad, Iraq 

Press, 20.04.2004 
(unter Berufung auf 
die irakische Tages- 
zeitung az-Zaman). 


" Gelegentliche 
Veröffentlichungen fin- 
den sich in der islami- 

stischen Zeitung al- 
Quds al-’arabi 
(Arabisches Jerusalem) 
in London. 
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nung zweimal verschoben werden, fand am 8. März dann 
aber statt. Dabei waren die wesentlichen Konfliktpunkte 
folgende: 

1. Die kurdische Seite bestand auf Fixierung des fö- 
deralen Charakters eines künftigen Iraks, zum Ärger schi- 
itischer und arabisch-sunnitischer Akteure. Letztlich 
heißt es nicht mehr wie früher, dass der Irak ein Teil der 
arabischen Nation sei, sondern — in Art. 7 (B) - lediglich, 
die Araber im Irak seien Teil der arabischen Nation. 

2. Vor allem schiitisch-religiöse Kräfte wollten den Is- 
lam als offizielle Staatsreligion verankert wissen. Säkular- 
istische Kräfte widersprachen. Als Kompromiss entstand 
Art. 7 (A), der die islamische Identität der Mehrheit der 
Bevölkerung respektiert, aber individuelle religiöse 
Freiheit sowie Art. 12, der allen unabhängig von »gender, 
sect, opinion, belief, nationality, religion or origin« gle- 
iches Rechtverspricht. 

Bereits im Dezember 2003 hatten schiitisch-religiöse 
Kräfte im Regierungsrat versucht, moderne Errungen- 
schaften früherer Dekaden zu beseitigen, nämlich das re- 
lativ fortschrittliche Personalstatut von 1959." Plötzlich 
wurde in einer quasi putschistischen Art und Weise die 
Shari’a eingeführt. Nach Frauenprotesten vor allem in 
Kurdistan und dem entschlossenen Handeln von Frauen 
und Kurden im Rat wurde dieser Beschluss im Februar 
2004 wieder aufgehoben. Hier zeigt sich der Versuch re- 
ligiöser Kräfte, über Repräsentation tatsächlich Macht 
herzustellen. Ansonsten ist es den beiden Gremien kaum 
möglich, Macht auszuüben, auch wenn ein Großteil der 
Vertreter gesellschaftlich relevante Gruppen und Schi- 
chten repräsentiert. 

Die Posten in der Übergangsregierung nutzen einige 
Akteure um an Themen zu rühren, die für gewöhnlich 
arabisch-nationalistisch besetzt waren. So äußerte sich 
erst kürzlich ein kurdischer Vertreter in der Regierung da- 
hingehend, dass einst aus Irak vertriebene Juden durch- 
aus willkommen seien." Und auch das Grundgesetz (Art. 
11) erkennt das Recht auf Staatsbürgerschaft für alle ver- 
triebenen Iraker, somit faktisch auch für die über 
120.000 Juden, an. 


Repräsentation durch Macht 


Die neuen Verhältnisse, d.h. amerikanisch-britische Ver- 
waltung, Kontrolle durch ausländische Truppen, politi- 
sche Übergangsgremien und Versuch einer Neuord- 
nung, haben ihre erklärten Gegner. Und diese bestimmen 
das von der Weltöffentlichkeit wahrgenommene Bild 
über den Irak heute wesentlich. Drei Gruppen sind zu 
nennen: Saddam-Loyalisten, Islamoterroristen (al-Qaida) 
sowie die schiitische Bewegung von Mugtada as-Sadr und 
seine »Mahdi-Armee«. 

Saddam-Loyalisten. Offenbar organisieren sie sich in der 
Tradition des früheren baathistischen Geheimapparates: 
klandestin und autoritär, beweglich und militant. Durch 
gezielte Attentate, Terroranschläge und militärische Ak- 
tionen und schließlich Geiselnahmen verbreiten die Ak- 
teure systematisch Angst, und auch dies ist baath-typisch. 
Dabei gibt es einige Beweggründe: Viele dieser Akteure 
kommen aus Militär, Sicherheits- und Staatsapparat bzw. 
gehörten früher zu den Privilegierten im Systems und 
befürchten heute (zu recht oder nicht), Verlierer zu sein. 
Handlungsleitend ist in jedem ein Ehrbegriff. Die »Be- 


satzung« wird als Schmach und Verschwörung, als Schan- 
de betrachtet. Durch absolut gewaltsames Handeln und 
die Verbreitung von Angst ist es den Saddam-Loyalisten 
gelungen, Macht (wieder-)herzustellen und somit 
Gesellschaft zu repräsentieren. 

Islamoterroristen. Auch sie verbreiten systematisch 
Angst und stellen durch Gewalt Macht her. Die Angst 
und Unsicherheit ist dabei um so größer, als widersprüch- 
liche oder keine Bekennerschreiben ausfindig zu machen 
sind.” Ihr Terror richtet sich gegen die ausländische 
Präsenz, die kurdischen sowie schiitischen Gruppen und 
gegen neue irakische Sicherheitseinrichtungen. Dabei 
sind die Akteure nicht nur jordanischer, saudischer, 
syrischer oder afghanischer Herkunft. Die Infiltration 
durch die Grenzen scheint zwar beträchtlich zu sein, den- 
noch sind auch Iraker, einschließlich Kurden, diesem 
Spektrum zuzuordnen. Bekanntermaßen operierten im 
Nordirak jahrelang die Ansar al-Islam, die sich, dezimiert 
durch amerikanisches Militär und die Peschmerga der 
PUK, kürzlich mit anderen radikalen Kräften zu einer 
Gruppe namens Ansar al-Sunna vereinigten. 

Mugtada as-Sadr. Er agiert in Konkurrenz zum schi- 
itischen Gelehrtenestablishment, das zum Beispiel durch 
den Großayatollah al-Sistani repräsentiert wird. Dabei 
kommt ihm das Prestige seines ermordeten Vaters zu 
gute, aber auch seine internationalen Beziehungen. So 
bestehen Verbindungen zur libanesischen Hizbullah, de- 
ren Chef, Nasrallah, unter dem Vater von as-Sadr studiert 
hatte. Im übrigen hatte die Hizbullah bereits im letzten 
Frühling in Basra Büros eröffnet. Noch wichtiger aber 
sind as-Sadrs Beziehungen zu bedeutenden Klerikern im 
Iran, namentlich im traditionsreichen Gelehrtenzentrum 
Qum. Mugtada as-Sadrs Erfolg hat grundsätzlich auch 
damit zu tun, dass anders als unter Saddam die 
amerikanisch-britische Präsenz im Irak ein Stück poli- 
tiche Freiheit garantiert. Seine Dominanz und die allge- 
meine Gefahr, die von seinem Agieren ausgeht, ist aller- 
dings auch auf das Fehlen von alternativen Figuren 
zurückzuführen. So wurde der etwas moderatere schii- 
tische Gelehrte und Politiker Bagir al-Hakim, Chef der 
wichtigen islamischen Oppositionsgruppe, SCIRI, im 
August letzten Jahres ermordet. Ob as-Sadr bzw. seine 
Anhänger an der Ermordung des ebenfalls moderateren 
Gelehrten al-Khoy im April 2003 beteiligt waren, ist 
noch immer nicht geklärt. Wie auch immer, as-Sadr 
gelingt es, durch aggressives Auftreten seiner Anhänger 
und der »Mahdi-Armee«, den Eindruck zu vermitteln, er 
repräsentiere die Schiiten. Dabei verhalten sich Geistliche 
wie al-Sistani eher abwartend und gefallen sich darin, as- 
Sadr die Legitimität deshalb abzusprechen, weil er zu 
jung und kein Gelehrter sei. Übrigens ein Argument viel- 
er, auch politisch verantwortlicher Iraker. Somit könnte 
man die Unruhen der meist sehr jungen Anhänger as- 
Sadrs auch so interpretieren, dass sich Jüngere gegen die 
Älteren und Etablierteren wehren. Versuche der Ver- 
ständigung mit as-Sadr von Seiten politischer Akteure aus 
den Übergangsgremien scheinen eher sinnvoll zu sein als 
das in letzter Zeit, wenn auch verständliche, härtere 
Vorgehen der ausländischen Truppen. 


Der kurdische Faktor 


Zwar repräsentieren die kurdischen Parteien DPK und 
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" Ein Beispiel ist 

die derzeitige irak- 
ische Botschafterin in 
den USA, 

Rend Rahim Francke, 
die erkannt hat, 

mit ihrer Exilge- 
schichte und ihren 
politischen 
Vorstellungen kaum 
an Boden gewinnen 
zu können und sich 
daher auf diesen 
Bereich der Diplomatie 
beschränkt. 


Vgl. RFE Iraq 


Report, 
20.02.2004. 
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PUK einen Großteil der kurdischen Gesellschaft. Wenn 
es allerdings um das Einfordern föderaler Strukturen und 
dezentraler Verwaltung eines künftigen Iraks geht, ist die 
dritte Kraft, die aus den Muslimbrüdern hervorgegan- 
gene Islamische Union in Kurdistan-Irak, sicherlich ein 
Risiko. Dabei treten DPK und insbesondere die PUK 
sehr viel kompromissbereiter auf als es vielen Kurden, 
die gern jenseits arabischer Dominanz leben würden, 


Andere Kräfte 


Die Irakische Kommunistische Partei als einzige landes- 
weit strukturierte Gruppe hätte es sein können, denn sie 
hatte sich immer für die Kurdistan-Frage engagiert, 
wenn auch als Avantgarde ihre Rolle überbewertet. Auch 
lebten viele der arabischen Mitglieder jahrelang im Nor- 
den, lernten Kurdisch, begriffen den Konflikt aus an- 


»DABEI SIND AKTEURE, DIE INDIVIDUALRECHTEN DEN 
VORRANG GEBEN GEGENÜBER GRUPPENRECHTEN ‚ ÄUSSERST MARGINAL.« 


lieb ist. Zu tief sitzt das Trauma der genozidalen Verfol- 
gungen besonders von 1988. Bei arabischen Polit- 
akteuren treffen aber eben selbst die moderaten 
Forderungen kurdischer Politik auf heftiges Misstrauen, 
was auf den verfestigten arabischen Nationalismus im 
Irak und auf die jahrzehntelange Propaganda des 
Regimes zurückzuführen ist, die vom kurdischen 
Widerstand stets als von »Saboteuren«, »Agenten« und 
Kollaborateuren mit den USA, Israel und Iran sprach. 
Und auch islamistische Kreise wie Mugtada as-Sadr, die 
bekanntermaßen der religiösen gegenüber der natio- 
nalen Identität den Vorrang geben, verunglimpfen die 
kurdischen Vorstellungen als »israelisches Projekt«. Als 
aktueller Beleg für die verschwörungstheoretische 
Unterstellung wird die kurdische Unterstützung im 
Krieg der USA und ihrer Verbündeten gegen Saddam 
Hussein angeführt. 

Wenn schiitische oder sunnitische Kräfte immer 
wieder den USA vorwerfen, sie würden die Kurden und 
ihren Peschmerga-Verbänden den Vorrang gegenüber 
anderen Milizen einräumen, so spricht hier auch ein 
bisschen der Neid auf diejenigen, die tatsächlich eine 
lange Widerstandstradition innerhalb des Landes vor- 
weisen können, was in Nach-Diktatur-Phasen immer 
hinsichtlich des Prestige und der Legitimität des Han- 
delns von Bedeutung ist. 

Allerdings hat die kurdische Politik, während sie sich 
in den vergangenen dreizehn Jahren im Norden eine for- 
male Administration organisierte und dabei dezentrales 
und quasidemokratisches Handeln übte, es offenbar ein 
wenig versäumt, sich ernsthaft mit den Möglichkeiten in 
einer Nach-Saddam-Zeit zu befassen. Eventuell glaubten 
viele, die gewisse Eigenständigkeit im Norden würde 
ewig so weitergehen. Tatsächlich weist die Gesellschaft im 
Norden andere Züge auf als im Süden. Hier wuchs 
inzwischen eine neue Generation heran, die nicht mehr 
Arabisch sprechen lernen musste, die an Internet und 
Satellitenfernsehen gewöhnt ist und die mit dem kurdis- 
chen Parteienpluralismus, der kommunistische, national- 
istische und islamistische Facetten kennt, aufgewachsen 
ist. Es gibt eine kompetente Frauenbewegung, die hinter 
Erreichtes nicht zurückkehren wollen wird und sich das 
Einverständnis der herrschenden kurdischen Politik 
erkämpft hat. Wer allerdings könnte als Vermittler 
fungieren, wenn es in der arabischen Bevölkerung insge- 
samt großes Misstrauen gegen die Kurden gibt? 


derer Perspektive. Allerdings ist die Partei nachhaltig 
strukturell geschädigt worden, als das Regime 1978/79 
die Allianz mit ihr aufgekündigt hatte. Und der Ein- 
bruch des Realsozialismus und der kommunistischen 
Weltbewegung tat sein Übriges. Die Partei war über 24 
Jahre im Irak nur als marginalisierte Untergrundbewe- 
gung präsent, dies lag daran, dass der Saddam- 
Sicherheitsapparat ihrer Bekämpfung neben der Aus- 
schaltung der Islamisten von SCIRI die höchste Priorität 
eingeräumt hatte. 

Eine Reihe von kleineren Bewegungen und Parteien 
bewegt sich vornehmlich Bagdad, darunter nationalistis- 
che, sich liberal und demokratisch Verstehende. Das 
Zeitungswesen und die Rundfunklandschaft tragen 
dieser gewissen Vielfalt Rechnung. Dabei sind Akteure, 
die Individualrechten den Vorrang gegenüber Gruppen- 
rechten einräumen würden, äußerst marginal. Und 
schließlich gibt es ja auch noch die Arbeiterkommunis- 
ten, die sich in den vergangenen Jahren in Kurdistan, wo 
sie auch 1993 gegründet wurden, zwar als kleine, aber 
äußerst aktive Gruppe zu sozialen Fragen äußerte. 
Allerdings darf die gewisse Professionalität, mit der sie 
inzwischen ihre Öffentlichkeitsarbeit und eigenen 
Webseiten sowie die, der mit ihr in den Bereichen Ge- 
werkschaft und Frauen assoziierten Gruppen, betreiben, 
nicht auf tatsächlich gesellschaftliche Relevanz schließen 
lassen. Überhaupt scheint es Dutzende neuer Frauen- 
gruppen und -komitees zu geben, wobei unter anderem 
aus dem Exil zurückgekehrte Irakerinnen sowie Kurd- 
innen für Impulse gesorgt haben. Und auch Paul Bremer 
lässt es sich nicht nehmen, hier unterstützend auf- 
zutreten. So besuchte er im Februar die Eröffnung eines 
soziokulturellen Frauenzentrums in Karbala.' In Sachen 
Frauenrechte ist zu hoffen, dass Erfahrungen von Exil- 
antinnen sowie die Erfahrungen der kurdischen 
Frauenbewegung, aber auch Momente in der kollektiven 
Erinnerung an die traditionsreiche Frauenbewegungs- 
geschichte im Umfeld der IKP die Akteurinnen stärken 
werden. Dabei werden sie nicht nur — und in Zukunft 
vielleicht sogar noch mehr — von konservativen, männ- 
lichen Kräften angefeindet werden, sondern müssen sich 
auch mit konkurrierenden Identitäten und Konzepten, 
die laut von Islamistinnen vorgetragen werden, ausein- 
andersetzen. Und was jegliche Versuche demokratischer 
Neuausgestaltung des Irak betrifft, so drohen diese zwi- 
schen den Bomben und Geschossen der Saddam- 


Loyalisten und Islamoterroristen sowie dem Toben der 
as-Sadr-Anhänger unterzugehen. Zwar gab es immer 
wieder Demonstrationen verschiedener Gruppen gegen 
den Terrorismus. Allerdings werden zu viele politische, 
regionale sowie (vermeintlich) ethnische bzw. ethnisch- 
konfessionelle Differenzen beschworen, als dass erfolgre- 
iches Handeln gegen die systematisch produzierte Angst 
derzeit denkbar scheint. Und erst ein gewisses Maß an 
friedlicher Stabilität — das hat beispielsweise der kurdis- 
che Norden in selbständigem beharrlichem Engagement 
gezeigt — kann für demokratische und friedenswillige 
Kräfte die Handlungsspielräume bringen, die notwendig 


wären. 
Ausblick 


Zweifelsohne hat der Sturz des alten Regimes für eine 
Reihe von Akteuren neue Handlungsspielräume eröffnet. 
Dass insbesondere diejenigen, die am meisten, sozial, 
sozialpsychologisch und politisch unter dem Regime gelit- 
ten haben, wie etwa langjährige politische Gefangene, 
weniger handlungsfähig sind als etwa diejenigen, die sich 
unter dem Regime eingerichtet hatten, ist offensichtlich. 
Für schiitische Akteure wie Großayatollah al-Sistani, ins- 
besondere aber für Mugtada as-Sadr, dürfte sich der Sturz 
Saddams als Gottesgeschenk darstellen. Damit aber ist aus 
ihrer Sicht die Rolle und Legitimität der »Ungläubigen« 
beendet, die weitere Präsenz auf arabisch-islamischen 
»heiligen Boden« »Schmach« und »Schande«. In massiven 
Protesten vor allem gegen die US-amerikanische Präsenz 
entlädt sich die Wut über diese »Unehre«, und um der 
»Ehre« willen müssen die »Ungläubigen« so lange be- 


ANZEIGE b > 


kämpft werden, bis sie abziehen. Ist da noch Raum für 
Dialog? 

Iraker, die jenseits von Ideen islamischer Herrschaft 
eine würdevolle Existenz aufbauen wollen, stehen nicht 
nur wegen des Erbes der Baath-Herrschaft sowie der tat- 
sächlichen Stärke religiöser Kräfte vor enormen Proble- 
men. Auch die Nachbarn in der Region betrachten die 
Vorgänge im Irak mit größter Sorge. Dabei gehen 
Desinformation, Hetze und Verunglimpfung in den ara- 
bischen Massenmedien Hand in Hand mit den konkret- 
en Versuchen der Einflussnahme etwa durch Förderung, 
zumindest Tolerierung der Infiltration. Der Iran mit sei- 
nen Versuchen der Einflussnahme spielt freilich eine spe- 
zifische Rolle. Aber hatten arabisch-sunnitische Medien 
nie auch nur einen Funken von Sympathie für frühere 
schiitische Erhebungen, so sind sie derzeit geradezu 
begierig nach diesen. Zu groß ist eben die Angst der über- 
alterten, undemokratischen Regime, aus dem Irak könn- 
te sich doch noch ein demokratischer Staat entwickeln, 
der Vorbild ist für hauseigene Demokratisierungsversu- 
che von unten und der offensiv den arabisch-nationalis- 
tischen und antizionistischen Konsens kritisiert und 
infragestellt. 


HANNA STRUWE 

Die Autorin ist Mitarbeiterin von kahina — Bildung und 
Informationszentrum Naher und Mittlerer Osten e.V., 
Leipzig. 
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® Assassinil, Flugblatt 
der Autonomen Antifa 
[M], Juli 2001, 
http://www.nadir.org/na 
dir/initiativ/aam/2001/go 
eburg/mord.htm. 
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Out of this world! reloaded 


Neue Beiträge zu Science-Fiction, Politik & Utopie 


Karl Dietz Verlag 


Der Band präsentiert Beiträge der Out of this world!-Kongresse 2002 und 2003. 
Gemeinsam sind ihnen drei Grundannahmen. Erstens, dass Science Fiction (mit 
all ihren Verwandten) eine Genre-Familie ist, die sich in besonderer Weise dazu 
eignet, Utopien auszuprobieren und die Veränderung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse zu diskutieren. Zweitens, dass populäre Kultur — sowohl als expe- 
rimentelles Projekt wie als Mainstream und Blockbuster — etwas ist, womit es 
sich zu beschäftigen lohnt; weil darin Alltagserfahrungen, Widerständigkeiten, 
utopische Überschüsse, politische Einsichten und transformatorische Haltungen 
aufbewahrt sind, und zwar in hoher Dichte und bildmächtiger Gestalt. Drittens, 
dass man diese politisch-kulturellen Sprachen auch sprechen können muss, aktiv 
daran teilnehmen, weil nur durch sie hindurch eine Umwälzung der Verhältnisse 
möglich ist. 


Gegen die Zumutungen des globalen 


Einführung: Spehr: Out of this world! - reloaded - revolutions Kapitalismus, gegen Rassismus oder 
Basics: Haug: Anarres revisited; Hammerschmitt: Plädoyer gegen die Utopie in 

der Science Fiction; Chlada: Utopische Denken in der Postmodemne; 
Kinder/Kretschmer/Pallmer: Living Trekism 

Matrix, Star Trek, Empire: Schmidt: Matrix, Empire und die prekären Subjekte 

des Widerstands; Rainer: Starke Frauen im Hollywoodfilm; zur Nieden: 
Cyberbarbie goes Enterprise 

Jenseits von Hollywood: Kirschner: Fühmanns „Saiäns-Fiktschen“; 

Nduka: Utopie in der afrikanischen Literatur 

Einen Planeten bewohnbar machen: Schlemm: Science Fiction und die Revolution; 
Scurrell: Vorsorgendes Wirtschaften als konkrete Utopic; Nissen; Das alternative 
Währungssystem von Christiania; Haude: Herrschaftsfreies Zusammenleben; 
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' Zit. n. http:// 
fesportal.fes.de/ 
pls/portal30/ 
docs/folder/presse/ 
brennpunkt/ 
israelpalestina. 
html. 


? Der Konflikt mit den 
PalästinenserInnen ist 
dabei für die FES nur 
einer unter vielen. Eine 
weiter wichtige Rolle 
spiele die zunehmende 
Distanzierung der arabi- 
schen Israelis von der 
Mehrheitsgesellschaft, 
aber auch ein sich 
zuspitzender Konflikt 
zwischen Religiösen 
und Säkularen. 


® Vgl. konkret, März 
2004, 24. 


* Zit. n. http:// 
fesportal. 
fes.de/pls/ 
portal30/ 
docs/folder/ 
presse/ 
brennpunkt/ 
Pressemit- 
teilungBeirut.doc. 


° Vgl. http://fesportal. 
fes.de/pls/portal30/ 
docs/FOLDER/PRES- 
SE/BRENNPUNKT/ 
Jassinlsrael.pdf. 


° Bei der SWP handelt 
es sich um einen der 
wichtigsten außenpoliti- 
schen Think-Tanks 
Deutschlands. 


’ Stiftung für 
Wissenschaft und 
Politik (Hrsg.), Muriel 
Asseburg: Die EU und 
der Friedensprozess im 
Nahen Osten, Berlin 
2003, 31. 
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Ehrliche Makler 


BEIM VERSUCH DEUTSCHLANDS, ALS VERMITTLER IM 
NAHEN OSTEN AUFZUTRETEN, LEISTEN ZIVILGESELLSCHAFTLICHE 
ORGANISATIONEN WICHTIGE VORARBEIT 


ieser Artikel ist eine Fortsetzung des in Phase 2.10 

erschienen Textes »Exportschlager Zivilgesell- 

schaft« und wird die Aktivitäten der deutschen 
politischen Stiftungen im Nahen Osten darstellen. Da 
diese keine offiziellen Organe deutscher Außenpolitik 
sind, werden sie von ihren Gastländern eher als NGO’s 
aufgenommen. Dementsprechend haben sie einen politi- 
schen Handlungsspielraum, der weit über den der 
Diplomatie hinausreicht. Ihre Anbindung an die außen- 
politische Linie Deutschlands erfolgt zum einen aus eige- 
nen Analysen, zum anderen aus den informellen Ver- 
flechtungen mit den hiesigen politischen Eliten. 

Der Nahe Osten ist eine der Regionen, in denen 
Deutschland und Europa als Friedensmacht und 
Bewahrer des Völkerrechts aufzutreten versuchen. Aus 
einem ethnisch-kulturalistischen Denken resultieren tra- 
ditionell die Maßstäbe deutscher Konfliktbewertung. 
Darüber hinaus kann sich Deutschland im Rahmen der 
EU in der islamischen Welt als genehmere Alternative zur 
US-amerikanischen Ordnungsmacht profilieren. Eine 
niedrigschwellige Vorarbeit dazu leisten die politischen 
Stiftungen. 


Friedrich Ebert im Nahen Osten 


Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) hat seit 1978 ein Büro 
in Tel-Aviv, seit 1995 eines in Ost-Jerusalem. Als ihre 
Aufgabe begreift sie es, einen Beitrag zum Friedenspro- 
zess mit den PalästinenserInnen zu leisten. Wenn neben- 
bei noch politischer Gewinn für Deutsch-Europa abfällt, 
umso besser. Sie rühmt sich, dass ihr »Bemühen, den legi- 
timen Belangen beider Seiten gerecht zu werden, [...] der 
Friedrich-Ebert-Stiftung Vertrauen und Anerkennung 
verschafft [hat].«' Die FES versucht, einen Vermittlungs- 
prozess zwischen beiden Seiten in Gang zu setzen. In 
ihren Analysen stellt sie allerdings klar, dass sie in der ak- 
tuellen israelischen Regierung keine stringente Politik zur 
Lösung des Konflikts erkennen kann. Dementsprechend 
wäre eine alternative Regierungspolitik nötig, um die is- 
raelischen Probleme?’ zu lösen. Faktisch bemüht sich die 
Stiftung um einen Spagat zwischen einem Appeasement 
mit dem »politischen Islam« und einer Vermittlungs- 
tätigkeit, die auch von Israel noch als akzeptabel betrach- 
tet wird. 

So reagierte die Stiftung auf Kritik an einer Kon- 
ferenz, die sie im März 2004 zusammen mit dem His- 
bollah-nahen Consultativ Centre for Studies and Docu- 
mentation durchführte?: »Der Dialog mit dem Islam muss 
den politischen Islam einschließen. Ihn zu marginalisie- 
ren führt in die Sackgasse. Nur der kritische Dialog — 


auch mit Vertretern von Positionen, die unserer politi- 


schen Haltung grundlegend widersprechen — dient der 
Strategie, Wandel durch Annäherung zu ermöglichen.« 
Auf dem Podium saßen neben deutschen Orient-Ex- 
pertInnen offizielle Hisbollah-Vertreter sowie Theoreti- 
ker des akademischen Islamismus. 

Die Konferenz in Beirut war allerdings kein 
Ausrutscher, sie entspricht den Analysen der Ebert-Stif- 
tung, wie mit extremistischen Gruppen umzugehen sei. 
Dementsprechend beklagte sie nach der Liquidierung des 
Hamas-Führers Scheich Yassin, dass mit ihm einer der 
wenigen verhandlungsbereiten Hamas-Funktionäre getö- 
tet worden sei.’ Hier befindet sich die Stiftung im Ein- 
klang mit den außenpolitischen StrategInnen Deutsch- 
lands: Da die islamistischen Organisationen in den paläs- 
tinensischen Gebieten auf breite Zustimmung stießen, 
müsse, laut Stiftung für Wissenschaft und Politik (SWP), 
versucht werden, »den pragmatischen Teil der Hamas 
sowie der anderen Gruppierungen in den politischen 
Prozess einzubinden und ihnen dadurch bewusst zu 
machen, dass ein Gelingen des Friedensprozesses auch in 
ihrem Interesse liegen muss.« Das Wort Antisemitismus 
kommt in der Analyse der SWP nicht vor. 

Dieser unkritische Umgang politikwissenschaftlicher 
Institutionen mit islamistischen und panarabischen 
Strömungen findet in der Praxis politischer Stiftungen im 
Nahen Osten ebenso seine Entsprechung. Hauptaugen- 
merk liegt hier auf der Verankerung in zivilgesellschaft- 
lichen Strukturen, sowie auf der Förderung von Ak- 
teurlnnen mit Lösungsvorschlägen, die kompatibel zu 
den Politikempfehlungen der deutschen Think-Tanks 
sind. So beklagen das größte universitäre Institut der 
Politikberatung in Deutschland CAP (Centrum für ange- 
wandte Politikforschung an der Uni München ) und die 
SWP einhellig das schlechte europäische Image in Israel, 
das einer stärkeren Rolle der EU im Nahen Osten im 
Wege stehe. Die CAP empfiehlt eine Mischung aus ko- 
operativem Engagement mit einer Erhöhung des »selekti- 
ven Drucks« auf Israel. Wie der momentan aussieht und 
wo er noch erhöht werden kann, erklärt die SWP. Ins- 
besondere bemängelt sie den Widerspruch zwischen einer 
deklarativen Politik, die Israel wegen Nicht-Einhaltung 
des Friedensfahrplans sowie internationaler Verträge kri- 
tisiert, und gleichzeitig der Nicht-Umsetzung dieser Po- 
litik im konkreten Umgang mit Israel. Eine Möglichkeit 
für die Stiftung wäre die Aussetzung des Assoziationsab- 
kommens mit Israel, das den zollfreien Export israelischer 
Waren in die EU ermöglicht. Darüber hinaus sollten die 
Rüstungslieferungen an Israel gestoppt werden. Die SWP 
weiss um die Symbolhaftigkeit dieser Vorschläge, nichts- 
destotrotz will sie damit aber die Ernsthaftigkeit, mit der 
die EU Israel zum Friedensprozess zwingen könnte, ver- 


deutlichen.® 

Für die Erhöhung der Kooperationsbereitschaft Isra- 
els ist die FES zuständig. Dies wird allerdings nicht durch 
eine Vermittlung zwischen EU und Israel versucht, son- 
dern mit der Stärkung israelischer AkteurInnen, deren 
politisches Projekt kompatibel zu den Ambitionen Eu- 
ropas ist. So liegt, laut FES, die Aussichtslosigkeit der 
Situation nicht am Friedenswillen der Bevölkerung -der 
sei auf beiden Seiten vorhanden — sondern an den politi- 
schen AkteurInnen und der politischen Struktur. Nicht 
nur der Konflikt mit den PalästinenserInnen, sondern 
auch die innergesellschaftlichen Probleme hätten sich so- 
weit dynamisiert, dass das politische System paralysiert 
wurde. Am Stärksten wirken hier, laut FES, der zuneh- 
mende Konflikt zwischen religiösen und säkularen Israe- 
lis, sowie die zunehmende Distanzierung der arabischen 
Minderheit von der Mehrheitsgesellschaft’. In der von 
der FES herausgegebenen Zeitschrift Internationale Po- 
litik und Gesellschaft schreibt Reiner Bernstein, Sprach- 
rohr der Genfer Initiative in Deutschland, dazu: »In Israel 
hat der sogenannte Yeshiva-Nationalismus — die aktivisti- 
sche Ideologie-Symbiose aus Religion, Volk und Land, 
die den säkularen Zionismus verdrängt hat — seinen 
Marsch durch alle Teile der Gesellschaft angetreten; Völ- 
kerrechtler [...] sprachen wie selbstverständlich von 
‚Judäa und Samaria«, wenn sie die Westbank meinten.« 
De-mentsprechend sei »die politisch extremistische 
Peripherie [...] in die gesellschaftliche Mitte eingewandert 
und hat alle Parteigrenzen überwunden. Dieser schon in 
den siebziger Jahren erkennbare Trend hat das gesamte 
System nachhaltig beeinflusst, wenn nicht gar gestört.«' 
Dieser Tenor zieht sich durch die Analysen der Ebert- 
Stiftung zur israelischen Gesellschaft. 


Einmischung in innere Angelegenheiten 


Ein weiteres innenpolitisches Problem, für das die israeli- 
sche Politik aus Sicht der FES keinen adäquaten Umgang 
findet, ist der Konflikt zwischen jüdischen und arabi- 
schen Israelis. Die Diskriminierung letztgenannter durch 
die israelische Gesellschaft ist für sie der Hauptgrund für 
eine steigende Radikalisierung dieses Bevölkerungsteiles. 

Parallel dazu agiert die Grünen-nahe Heinrich-Böll- 
Stiftung (HBS) bei der Unterstützung der arabischen 
Minderheit, indem sie politische Organisierung befördert. 
Der Versuch, in Israel »Volksgruppenrechte« durchzuset- 
zen, kann so auf deutsche Unterstützung zählen. Als poli- 
tischen Weg, »das Leben der Zielgruppe zu verbessern, 
ohne sie in ihrer Kultur zu verändern«'" sieht die Stiftung 
das Engagement für kollektive Minderheitenrechte. Ein 
individuell anwendbares Antidiskriminierungs-Gesetz 
wird als politisch inadäquat verworfen. Da es sich schein- 
bar um ein strukturelles Problem handle, würden nur 
kollektive Schutzrechte helfen. Dass dabei ethnische 
Identitäten zumindest reproduziert werden, ist für die 
HBS anscheinend kein Problem. Folglich werden zivilge- 
sellschaftliche Projekte unterstützt, die sich für 
Minderheitenrechte zugunsten arabische Israelis stark 
machen. In der Auseinandersetzung ihnen scheut die 
Stiftung — solange halbwegs demokratische Verfahrens- 
weisen anerkannt werden — auch nicht den Dialog mit 
panarabischen Positionen. Deren Forderung nach Auto- 
nomie läuft in letzter Konsequenz auf ein Ende des 


Staates Israel als jüdischer Staat hinaus. 

Auf einer durch die HBS unterstützten Veranstaltung 
zur »Arab Community in Mixed Cities«, auf der Bürger- 
meister und StädteplanerInnen arabischer Kommunen 
tagten, wird dann auch unverhohlen gesellschaftliche Se- 
gregation als Lösungsmittel diskutiert, Bürgermeister ara- 
bischer Kommunen können für politische Autonomie 
der arabischen Minderheiten werben.'” Diese »Extrem- 
positionen« in der arabischen Minderheit seien wiederum 
auch nur durch die staatliche und gesellschaftliche Dis- 
kriminierung und Marginalisierung zu erklären.” Die 
Beschreibungen vermeintlicher Missstände innerhalb der 
israelischen Gesellschaft erfolgen in der Regel sehr einsei- 
tig bis entkontextualisiert. Die dahinter stehende Stra- 
tegie zielt darauf ab, das politische System Israels als 
strukturell gescheitert darzustellen. Die folgerichtige Be- 
zugnahme auf die pro-europäische — allerdings auch mar- 
ginalisierte — Linke in Israel und deren Unterstützung, 
soll dort genau jene Zustimmung erzeugen, die für ein 
internationales Mandat notwendig ist. GegnerInnen die- 
ses Konzepts werden je nach dem als politisch gescheitert, 
unzurechnungsfähig oder friedensunwillig dargestellt. Ob 
der FES-Autor Michele Auga ungenannte Analysten die 
These vertreten lässt, Israel würde die Hamas-Führer nur 
liquidieren, um die islamistischen Gruppen zu stärken 
und so ein hartes militärisches Vorgehen zu legitimieren", 
in einer anderen Analyse sich das politische System Israels 
schleichend entsäkularisiert'” oder am Ende Scharon gar 
von einem Groß-Israel träumt, geschlussfolgert wird im- 
mer die Unfähigkeit zur Friedenspolitik. Auf der Oppo- 
sitionsbank sieht es demnach auch nicht besser aus. Die 
parlamentarische Linke weiss ebenfalls keinen Ausweg 
aus der Krise, »schlimmer als diese Selbstbestätigung der 
Rechten (gemeint ist das Scheitern des Abkommens von 
Oslo) ist die Enttäuschung der Linken, des größten Teil 
des Friedenslagers.«'” Das Resultat ist, dass diese Linke 
keine Alternative zur Politik Scharons vorweisen könne. 


Als Alternative wird die israelische Zivilgesellschaft 
präsentiert. Ihre Ansätze, wie die Kooperation Nord oder 
die Genfer Initiative werden dann auch von den deut- 
schen Organisationen unterstützt. Da die FES auf Regie- 
rungsebene kein Interessente mehr am Friedensprozess 
entdecken kann, versucht sie zivilgesellschaftliche Initia- 
tiven vor Ort zu unterstützen. Die Fbert-Stiftung arbeitet 
auch auf kommunaler Ebene als Vermittlerin zwischen 
Israelis und den PalästinenserInnen. Paradebeispiel ist 
hier die von der ihr angestoßene Kooperation Nord, ein 
von FES und Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit getragenes Projekt grenzüberschreiten- 
der Zusammenarbeit zwischen den israelischen Kom- 
munen Haifa, Gilboa und Bet Shean und des Bezirks 
Dschenin auf palästinensischer Seite. Dieses wurde von 
der Economic Cooperation Foundation, eine von Jossi 
Beilin gegründete Partnerorganisation der Ebert-Stiftung 
und von RepräsentantInnen der beteiligten Regionen 
bzw. Städte initiiert und wird von der EU finanziert. Im 
Rahmen dieses Projekts sieht sich die FES als »neutrale 
Plattform«', die als Basis der Zusammenar-beit dient. 
Die Genfer Initiative geht auf israelische und palästinen- 
sische Privatpersonen, unter ihnen wiederum Jossi Beilin, 
zurück, die einen Vertragsentwurf über Endstatus eines 
israelischen und palästinensischen Staates ausgearbeitet 
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® Vgl. Asseburg, 
Friedensprozess, 24 ff. 


° Vgl. Stabsabteilung 
der Friedrich-Ebert- 
Stiftung (Hrsg.), 
Winfried Viet: Israel: 
Warten auf Godot. 
Bonn 2002, 2. 


"° Reiner Bernstein: 
Die »Road Map« und 
die blockierten Wege 
zu einem Nahost- 
frieden, in: 
Internationale 

Politik und Gesell- 
schaft 4/2003 117. 


"'»... to improve and 
enhance the target 
group’s way of life, 
without altering it in 
culture.« Zit. n. 
http://www.boell.org.il/ 
en/web/11.html. 
Übersetzung Phase 2 
Leipzig. 


"Vgl. 
http://www.boell.org. 
i/en/web/22.html. 


" Julia Scherf, 
Leiterin des Tel Aviver 
Büros der Heinrich- 
Böll-Stiftung. 


“Vgl. 
http://fesportal.fes. 
de/pls/portal30/ 
docs/folder/ 
presse/brennpunkt/ 
JassinPA.pdf. 


's Vgl. Bernstein, 
Road Map, 117. 


'® Vgl. Viet, Godot, 3. 
"Ebd. 6. 


' http://fesportal. 
fes.de/pls/ 
portal30/docs/ 
folder/worldwide/ 
nahost/ 
coopnorth.html. 
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2 Vgl. Neues 
Deutschland 
vom 17.1. 2004. 


?' So beklagt sich bei- 
spielsweise die Stiftung 
für Wissenschaft und 
Politik, die deutsche 
Politik verhindere eine 
einheitliche europäische 
Politik, die Israel wegen 
Menschenrechtsverlet- 
zungen angemessen 
sanktionieren könne. 
Vgl. Asseburg, 
Friedensprozess, 25. 


” Vgl. Süd- 
deutsche Zeitung 
vom 14.04.04. 


?® Vgl. http://www. 
auswaertigesamt.de/ 

www/de/ 

eu_politik/gasp/ 

| eu_aussenbez/ 
mittelmeer_html. 
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haben. Der Vertrag wurde in Genf im Beisein deutscher 
VertreterInnen von Personen der israelischen und palä- 
stinensischen Öffentlichkeit unterzeichnet. Von israeli- 
scher Regierungsseite wird der Plan abgelehnt, zumal 
auch kein offizieller Vertreter Israels bei der 
Unterzeichnung anwesend war. Die PR dafür in 
Deutschland übernahm die Ebert-Stiftung, indem auf 
einer von ihr organisierten Veranstaltung in Berlin durch 
die InitiatorInnen das Projekt öffentlich vorgestellt 
wurde . 


Das »Abkommen« beinhaltet ein Rückkehrrecht für 
palästinensische Flüchtlinge nach Israel, sowie einen 
Tausch palästinensischen gegen israelisches Territorium. 
Es greift damit nicht nur in Belange israelischer Souver- 
änität ein, ein Recht auf Rückkehr palästinensischer 
»Vertriebener« würde ebenfalls eine Transformation des 
israelischen Staatsverständnisses nach sich ziehen. Im 
Frühjahr diesen Jahres wurde das Papier der Genfer 
Initiative an alle Haushalte Israels verteilt. Das erklärte 
Ziel, ist laut dem Gouverneur von Bethlehem — einem 
Mitinitiator — die Mobilisierung der israelischen Öffent- 
lichkeit gegen die aktuelle israelische Regierung.” Die 
Förderung lokal begrenzter Kooperationen dient der 
Legitimation des eigenen politischen Wirkens und der 
Darstellung des »anderen« Israels, das sich mit der Po- 
litik Scharons nicht mehr identifizieren kann. Ganz ne- 
benbei werden so vermeintliche israelische »Hoffnungs- 
trägerInnen« wie Jossi Beilin oder Haim Ramon ins Spiel 
gebracht, die für ein internationales Mandat besetzten 
Gebiete und eine stärkere Rolle der EU plädieren. 

Deren Vorschläge einer Intervention von Außen ha- 
ben mittlerweile Einzug in die israelische Öffentlichkeit 
gehalten. So wertet es die Ebert-Stiftung als Erfolg, dass 
ihre Partnerorganisation Economic Cooperation Foun- 
dation auf der »Herzliya-Konferenz über die nationale 
Sicherheit Israels« das Modell Kosovo vorgestellt hat. 
Bereits im Frühjahr 2002 hatte die FES begonnen, in 
Israel für eine militärische Intervention zu werben. Das 
Protektorat im Kosovo soll als Vorbild für ein mögliches 
internationales Mandat für die besetzten Gebiete und 
Israel dienen. Die pro-europäische Linke in Israel favori- 
siert ein Modell, nach dem internationale Truppen die zu 
schaffende Pufferzone zwischen Israelis und Palästi- 
nenserInnen, in Kooperation mit israelischen Einheiten, 
die Grenzen zu Ägypten und Jordanien überwachen sol- 
len. Für alle Beteiligten besteht das Haupthindernis sol- 
cher Planspiele in der ablehnenden Haltung Israels. 
Genau daran arbeiten die deutschen Stiftungen. Das 
Verfahren erscheint vertraut: Die von den deutschen 
Organisationen mitinitiierten Projekte versuchen zur 
herrschenden Politik eine Alternative zu bewerben, die 
sich auf eine moralisch höherwertige Legitimation beruft 
und das in eine Sackgasse geratene System zu retten ver- 
mag. Die Partnerinitiativen werden nach den Prämissen 
der deutschen Stiftungen ausgewählt, um so die 
Positionen zu stärken, die den europäischen Vorstellun- 
gen der Gestaltung des Nahen Osten am nächsten kom- 
men. Darüber wird innerhalb der israelischen Öffentlich- 
keit die eigene Position verstärkt in die Diskussion 
gebracht und ausgebaut. Zusätzlich passt sich die Praxis 
der Stiftungen nahtlos in die europäische Linie ein, als 
neutraler Vermittler im Nahen Osten aufzutreten. 


Deutsche Stiftungen als Vorhut 


Das unkritische Verhältnis der deutschen Organisatio- 
nen zum Antisemitismus islamistischer Gruppen erleich- 
tert es Deutsch-Europa, als alternative Ordnungsmacht 
für den Nahen Osten aufzutreten, die zumindest in der 
islamischen Welt auf mehr Zustimmung als die USA hof- 
fen kann. Dass dabei durch nicht-staatliche Institutionen 
der palästinensische Terrorismus verharmlost wird, stört 
zumindest nicht die deutsche Außenpolitik. Sie kann 
einerseits auf die privatrechtliche Verfasstheit der 
Stiftungen verweisen, zum anderen hält sie sich mit offi- 
ziellen Verurteilungen der israelischen Politik relativ zu- 
rück.” 

Der aktuelle Streit um einen einseitigen Truppen- 
rückzug Israels aus dem Gaza-Streifen ermöglicht der 
deutschen Politik eine weitere Profilierungsmöglichkeit 
gegenüber den USA. Dabei kann das deutsche Image als 
»ehrlicher Makler« ausgebaut werden. Mitte April hatte 
Israels Premier angekündigt, die israelischen Truppen 
ohne vorherige Verhandlungen mit den Palästinen- 
serInnen aus dem Gaza-Streifen abzuziehen, dafür aber 
fünf Siedlungen im Westjordanland halten zu wollen.” 
Die USA hatten angekündigt die Abzugspläne zu unter- 
stützen. Die Aussage der USA, die Entwicklung im 
Westjordanland müsse die »demographischen Reali- 
täten« anerkennen, wurde in Europa als Bestandser- 
klärung dieser Siedlungen und damit als Abkehr von der 
Road-Map verstanden. Sie wurde als Steilvorlage genutzt 
um sich gegenüber den USA als Fürsprecher der 
PalästinenserInnen darzustellen. Mit der Kritik an den 
jüngsten israelischen Plänen stieg quasi sprunghaft die 
Einigkeit in der europäischen Nahost-Politik. Ganz ne- 
benbei wächst mit dem offenen Konfrontationskurs 
gegen den Kurs der USA die Zustimmung der Bevöl- 
kerung zur »Friedensmacht Deutschland« und damit zur 
Zivilmacht Europa. 

Deutsche SoldatInnen, die in Israel für Ruhe und 
Ordnung sorgen, sind mittlerweile eine Option der deut- 
schen Außenpolitik. Entsprechend finden sich in trauter 
Regelmäßigkeit Aussagen wieder, wonach - falls gefragt — 
man Truppen nach Israel schicken würde. Praxis der 
Stiftungen ist es, dafür zu sorgen, dass irgendwann ge- 
fragt wird. 

Dabei kann die Außenpolitik auf die Zustimmung 
der deutschen Bevölkerung vertrauen, für die ja bekannt- 
lich die größte Bedrohung des Weltfriedens von Israel 
ausgeht. Darüber hinaus existiert das Bedürfnis, dem jü- 
dischen Staat Lektionen in Sachen Menschenrechten zu 
erteilen. Hier korreliert der Antisemitismus der deut- 
schen Bevölkerung mit dem langfristigen Interesse, eine 
europäische Weltmacht in Abgrenzung zu den USA zu 
konstituieren. Andererseits soll zu Israel ein gutes Ver- 
hältnis bestehen, da sowohl Israel als auch ein zukünfti- 
ger palästinensischer Staat in eine geplante Freihandels- 
zone mit der EU einbezogen werden sollen.” Die Rolle, 
die hierbei nichtstaatliche Organisationen wie die politi- 
schen Stiftungen spielen, sollte dabei nicht unterschätzt 
werden. 


PHASE 2, Leipzig 


Basisbanalitäten reloaded 


EINE REPLIK 


on in Hamburg zu tätlichen Angriffen auf Israel- 
fahnen und die TrägerInnen eines antideutschen 
Transparentes, welche — begleitet von Rufen wie »Inti- 


N m 31.Januar 2004 kam es bei einer Demonstrati- 


fada bis zum Sieg« — aus der Demonstration geworfen 
wurden. Nachfolgende Diskussionen drehten sich vor- 
nehmlich um die Frage, ob es sich beim Tragen der Fah- 
nen des Staates der Jüdinnen und Juden um einen Re- 
gelverstoß bzw. eine Provokation gehandelt habe, denn 
das Demobündnis hatte das Mitführen von National- 
fahnen missbilligt. Andererseits stellten einige Veröffent- 
lichungen die klar antisemitische Motivation und die 
politische Dimension der skandalösen Vorkommnisse in 
den Vordergrund. Ein zentrales Statement wurde von 
der Hamburger Antifagruppe Bad Weather mit dem 
Anspruch »thesenartig inhaltliche Mindeststandards zu 
benennen« publiziert. 

Sollte dieses Papier als eine Grundlage einer israelso- 


AngreiferInnen und diejenigen, die das Geschehen be- 
obachteten und nicht eingriffen, waren. Doch als wären 
diese Fakten nicht scheußlich genug, wird aus den An- 
greiferInnen an der Spitze der Demo - von der KP Ber- 
lin in ihrem Papier zu den Geschehnissen (www.kp-ber- 
lin.de) noch als »30-40 Personen« abgeschätzt — »ein 
Großteil der Demonstration«. Das Hamburger Papier 
suggeriert, die AngreiferInnen hätten mit den erwa 3000 
DemonstrantInnen eine antisemitische Melange gebil- 
det. Diese Behauptung wird auch durch ihre mehrmali- 
ge Wiederholung im Basisbanalitäten-Papier nicht wah- 
rer, ist es doch offensichtlich, dass nur ein überschauba- 
rer Teil der DemonstrantInnen die Angriffe mitbekom- 
men haben. Die denunziatorische Absicht, die auch 
schon überdeutlich aus der Positionierung der Bahamas 
(»Wer schweigt stimmt zu« www.redaktion- 
bahamas.org) hervorschien, macht die Messer der Kritik 
in diesem Falle nur stumpf. Unzweifelhaft ist und bleibt 


»DER ERFOLGTE ANGRIFF AUF DIE ISRAELFAHNEN GALT TATSÄCHLICH OHNE 
ZWEIFEL AUCH ISRAEL SELBST.« 


lidarischen, antideutschen Politik gelten wollen, was des- 
sen Titel »Basisbanalitäten« nahe legt, müsste darüber 
wohl noch einmal geredet werden. Die Vorgehensweise 
der bekenntnishaften Unterstützung eines unserer Mei- 
nung nach erheblich undifferenzierten Papiers stellt ein 
Hindernis für eine weitergehende Auseinandersetzung 
mit dem Antisemitismus in der Linken dar. Derlei Selb- 
stbestätigungen führen im Allgemeinen zu nichts. Im 
Folgenden möchten wir daher zuerst unsere kritischen 
Anmerkungen zu besagtem Papier darlegen. 


Kritik der Banalitäten 


Die nachfolgende Nummerierung bezieht sich auf die 
Punkte im Basisbanalitäten-Papier. Relevante Textstellen 
sind den jeweiligen Kommentaren kursiv vorangestellt. 

»1.Mit dem Angriff auf die Israel-Fahne waren nicht 
die »antideutschen Provokateure« sondern Israel direkt ge- 
meint. Die unbeanstandet gebliebenen »Mörder, Mörderc-, 
»Intifada«- und »Juden raus -Rufe, die man zum gleichen 
Anlass auch beim Naziaufmarsch hören konnte, zeigten 
deutlich, was ein Großteil der Demonstration mit der Fah- 
ne assoziierte.« 

Der erfolgte Angriff auf die Israelfahnen galt tatsäch- 
lich ohne Zweifel auch Israel selbst. Die erklungenen 
Rufe »Mörder, Mörder«, »Intifada« und »Juden raus« las- 
sen keine andere Deutung zu. Ebenso bezeugt der initia: 
le Angriff auf das Transparent der KP Berlin mit der Auf- 
schrift »Deutschland denken heißt Auschwitz denken« 
überdeutlich und abgründig, welch’ Geistes Kind die 


die Nichtreaktion der Demoleitung am Tag selbst, so- 
wie die nachfolgende beschämende Diskussion teilneh- 
mender Gruppen um Demoformalitäten, fatal für die 
Linke und offenbart deren andauernde Unfähigkeit, die 
Kritik des Antisemitismus praktisch durchzusetzen. 

»II. Dass die nationalen Symbole des jüdischen Staates 
und der Länder der Anti-Hitler-Koalition auf einer soge- 
nannten antifaschistischen Demonstration in Deutschland 
gewaltsam entfernt werden, ist zwar skandalös, hat aber 
bisher in der Hamburger Linken keinen Widerspruch her- 
vorgerufen. [...] Dass die Fahnen der Alliierten in der Tra- 
dition des Antifaschismus stehen, ist anscheinend nicht ein- 
mal mehr der Antifa bekannt.« 

Trotz des Wissens darum, ganz bewusst nur die 
Fahnen der USA und Großbritanniens mitgeführt zu 
haben, werden im Hamburger Papier daraus die »Länder 
der Anti-Hitler-Koalition«. Es liegt nun jedoch nahe, bei 
der Präsentation explizit dieser Auswahl an Ländern der 
ehemaligen Alliierten, deren Beteiligung am Irakkrieg in 
den Vordergrund zu stellen. Abgesehen von dieser recht 
durchsichtigen Krücke, den DemonstrantInnen vorwer- 
fen zu können, sie seien sich der antifaschistischen 
Tradition der alliierten Fahnen nicht bewusst, offenbart 
sich an dieser Stelle ebenso eines der Hauptprobleme bei 
der Verwendung von Symbolen. Der positive Bezug auf 
einen Aspekt des Symbols erfordert die Bagatellisierung 
all dessen, was damit unabtrennbar noch repräsentiert 
wird. So steht die Fahne der Vereinigten Staaten natür- 
lich ohne Zweifel in einer antifaschistischen Tradition, 
bezieht man diese auf die Niederschlagung der Deut- 
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schen im Zweiten Weltkrieg. In ihrem Namen wurde 
jedoch ebenso eine jahrzehntelange antikommunisti- 
sche Politik praktiziert. Wir finden es wichtig, derartige 
Mehrdeutigkeiten zu bedenken. 

Auch, weil einer adäquaten Auseinandersetzung 


dass die Solidarität mit dem »Widerstand gegen die 
Besatzung« im Irak oder dem »Befreiungskampf« in 
Palästina, der noch immer nur die Befreiung von den 
Juden meint, auf linken Demonstrationen nichts verlo- 
ren hat. Das Vorgehen gegen derlei Tendenzen ist kon- 


»EIN ANGRIFF AUF AMERIKANISCHE ODER ISRAELISCHE FAHNEN ALLERDINGS, ER- 
FOLGT NIEMALS MIT DEM WILLEN DER AUSEINANDERSETZUNG, SONDERN IST IM- 
MER AUSDRUCK ANTIAMERIKANISCHER ODER ANTISEMITISCHER RESSENTIMENTS...« 


durch solcherlei symbolische Bekenntnispolitik der 
Raum genommen wird. Ein Angriff auf amerikanische 
oder israelische Fahnen allerdings erfolgt niemals mit 
dem Willen der Auseinandersetzung, sondern ist immer 
Ausdruck antiamerikanischer oder antisemitischer Res- 
sentiments, die es zu bekämpfen gilt. 

»V. Die Geschichte des Antisemitismus ist immer auch 
die Geschichte der Konterrevolution.« 

Die Konstruktion einer unmittelbaren Verbindung 
der Geschichte des Antisemitismus mit konterrevolu- 
tionären Tendenzen scheint uns außerordentlich pro- 
blematisch. Impliziert diese Selbststilisierung zum indi- 
rekten Opfer des Antisemitismus doch, der Vernich- 
tungsantisemitismus, der in den Jüdinnen und Juden 
seine Opfer fand und findet, stünde auf einer Stufe mit 
der Bedrohung deutscher Möchtegernrevolutionär- 
Innen in einer heute permanent konterrevolutionären 
Welt. Auch wenn es genügend historische Beispiele für 
die Subsumtion von KommunistInnen unter das »jüdi- 
sche Prinzip« und diesem Wahn entsprechende Verfol- 
gung gibt, ist dies doch ein gewaltiger Unterschied zur 
permanenten, bis heute andauernden, existenziellen 
Bedrohung der Jüdinnen und Juden. Überdies lassen 
thetorische Entgleisungen, wie das Sprechen von der 
»Antisemitenfrage«, ein fragliches Geschichtsbewusst- 
sein erahnen, ist die so genannte Judenfrage doch 
untrennbar mit deren mörderischer, deutscher Lösung 
verknüpft. 

»VI. Die nach dem Sechstagekrieg 1967 einsetzende 
globale linke antiimperialistische Solidarität mit Panara- 
bistInnen und IslamistInnen in ihrem Kampf gegen Israel 
ist in den Metropolen Ausdruck linker Projektionen [...] 
Die heutigen Antiimps dokumentieren dagegen mit ihrer 
Hetze gegen alle, die derzeit im Irak besseres zu tun haben, 
als mit Kadern des Baath-Regimes und DjihadistInnen 
gegen die US-Besatzung vorzugehen, dass ihr Volkskampf 
unmittelbar gegen all jene gerichtet ist, die sich für ein bes- 
sere Zukunft einsetzen.« 

Die linke Solidarität nach dem Sechstagekrieg galt 
weniger »PanarabistInnen und IslamistInnen«, sondern 
vornehmlich dem »sozialistischen« Projekt Palästina, 
welches sich erst langsam in das islamistische Terror- 
kollektiv transformierte, das es heute ist. Die Islamist- 
Innen hatten in den meisten Ländern mit so genanntem 
sozialistischem Entwicklungsweg lange Zeit durchaus 
nichts zu lachen. Die PLO (Palestine Liberty 
Organisation) oder auch die PFLP (Popular Front for 
the Liberation of Palestine) waren — wenn auch antise- 
mitisch — nicht islamistisch. Unzweifelhaft ist dagegen, 


kreter Anti-Antisemitismus. 

»VII. Nichts hält die antiemanzipatorischen Kräfte im 
Nahen Osten, in Europa und anderswo so sehr zusammen 
wie die antisemitische Agitation gegen Israel« 

Neben der durchaus richtigen Auflistung von 
Antisemitismus im Libanon, sowie innerhalb der deut- 
schen Sozialdemokratie und Globalisierungskritik, 
scheint es doch zumindest für Europa fraglich, ob hiesi- 
ge »antiemanzipatorische Kräfte« ausschließlich von 
»antisemitischer Agitation gegen Israel« zusammenge- 
halten werden. Ideologien wie Nationalismus, 
Rassismus und Antiamerikanismus spielen durchaus 
eine gewichtige Rolle. Abgesehen davon, scheinen uns 
hierzulande in kaum einer politischen Kraft auch nur 
Fragmente der Emanzipation erkennbar. Und auch in 
arabischen Regimes wird nationale Einheit nicht aus- 
schließlich durch Antisemitismus oder Antizionismus 
hergestellt. Erinnert sei hier nur an das mörderische 
Vorgehen gegen oppositionelle Kräfte im Irak und Iran, 
bei denen Zehntausende sterben mussten, um die natio- 
nale Einheit zu sichern. 

»IX. Die Verurteilung Israels durch den internationa- 

len Strafgerichtshof wegen der Sicherung seiner Staats- 
grenze oder gar die Entsendung von UNO-Truppen wären 
für Deutschland die ersehnte — und im Gegensatz zu 
Hohmanns Ausfällen — »politisch korrekte Schuldumkehr 
auf internationaler Ebene.« 
Zwar kritisieren die EU und im Übrigen auch die USA 
den Verlauf des israelischen Grenzzaunes, dennoch 
sprechen auch sie sich — und insbesondere auch Deut- 
schland - gegen die Anrufung des Internationalen Straf- 
gerichtshofes seitens der UNO-Vollversammlung aus. 
Die EU hält »die Anhörung für wenig hilfreich, um den 
Friedensprozess zwischen Israel und den Palästinensern 
voranzubringen«. Eine Stellungnahme des Gerichts- 
hofes sei »nicht angemessen«. Wäre eine Verurteilung 
Israels die von Deutschland lang ersehnte »Schuld- 
umkehr auf internationaler Ebene«, erklärt dies nicht 
die reale Politik Deutschlands gegen eine Anrufung des 
Gerichtshofes. Hier wird wenig überzeugend gegen die 
Faktenlage argumentiert. 

»X. Israel ist die einzige Konsequenz aus Auschwitz in 
einer Welt, die keine anderen Konsequenzen zu ziehen 
bereit war. |...] Aber Israel ist die einzige Gesellschaft, de- 
ren Staatsräson darin besteht, genau diesen Schutz [vor 
antisemitischen Massakern] zu bieten, und die schon des- 
halb dem antisemitischen Vernichtungswahn Grenzen 
setzt.« 

Unzweifelhaft ist Israel eine Konsequenz aus 


Auschwitz und besteht die Staatsräson dieser Nation 
auch im Schutz der Jüdinnen und Juden vor Antisemi- 
tismus. Nun ist Israel aber weder die einzige Kon- 
sequenz aus Auschwitz, noch bietet es als einziger Staat 
Schutz vor Antisemitismus. Ohne dass dies gegen Israel 
sprechen würde, können heute Jüdinnen und Juden 
beispielsweise in den Vereinigten Staaten wesentlich 
sicherer leben als in Israel selbst. 

»XI. Israelische Fahnen auf antifaschistischen Demon- 
strationen, die diesen Namen verdienen, sind aus all die- 
sen Gründen eine Selbstverständlichkeit.« 

Natürlich sollten israelische Fahnen auf antifaschi- 
stische Demonstrationen verteidigt werden, sollte dies 
nötig sein. Allerdings klingt dies im Hamburger Papier 
ein wenig so, dass antifaschistischen Demonstrationen 
diese Bezeichnung nur verdienten, wenn sie nur genü- 
gend Israelfahnen mitführten. Je mehr desto besser. 
Diese Art der Bekenntnispolitik halten wir für wenig 
hilfreich und würden deshalb politisch andere 
Schwerpunkte vorschlagen: 


Jenseits der Bekenntnisse 


Spricht auch nichts dagegen, antisemitischen Manifes- 
tationen — beispielsweise den IslamistInnen am so ge- 
nannten Al-Quds Tag oder eben den linken Antise- 
mitInnen in Hamburg - die israelische Fahne entgegen 
zu halten, so sind die Bekenntnisse gegen Antisemitis- 
mus und zur Solidarität mit Israel für sich genommen 
doch wenig bedeutungsvoll, wenn sie keine praktischen 
Konsequenzen nach sich ziehen. Gerade für eine kos- 
mopolitische Linke in Europa gäbe es viel zu tun, bre- 
chen sich heute hierzulande doch in beängstigendem 
Maße Antiamerikanismus und Antisemitismus wieder 
Bahn. Vor allem in Deutschland, Frankreich, Belgien, 
den Niederlanden und Großbritannien haben antise- 
mitisch motivierte Taten drastisch zugenommen. In 
den neuen osteuropäischen EU-Mitgliedsstaaten ist 
Antisemitismus durchaus salonfähig. Die sich aktuell 
konstituierende europäische Identität ist durchwoben 
von Antisemitismus und Antiamerikanismus, wobei 
sich die dergestaltige ideologische Verfasstheit Europas 
auch abseits antiamerikanischer Friedensdemonstra- 
tionen bereits praktisch äußert. Die einhellig scharfe 
Verurteilung Israels für die Tötung von Hamas- 
Gründer Yassin und die Androhung von Konsequen- 
zen, sollten weitere gezielte Tötungen erfolgen, legen 
ein deutliches Zeichen von der Gefährlichkeit Europas 
— dem Hauptfinanzier der palästinensischen Auto- 
nomiebehörde — ab. Eben auch, weil für viele Linke die 
Vorstellung von einer sozialen, zivilen und moralische- 
ren europäischen Nation durchaus verlockend ist. 

Für uns wird Europa damit zum Feind, denn nur 
im offenen Gegensatz zu Antisemitismus, Antiamerika- 
nismus und nationaler Identität kann Emanzipation 
wieder denkbar werden. 


BGR Leipzig, Mai 2004 
www.nadir.org/bgr 
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| 
\ AUGSBURG: Infoladen Augsburg, Reitmayrgäßchen 4; BAD BLANKEN- 
| BURG: Infoladen; BERLIN: Infoladen Daneben, Liebigstr. 34, Infoladen 
| Brunnenstraße, Buchladen Schwarze Risse Prenziberg, Kastanienallee 
| 85, Buchladen Schwarze Risse, Gneisenaustraße 2a, B-Books, Lübbener 
| Str. 14, Infoladen M99, Manteufelstraße 96, Buchhandlung 021 Oranien- 
| str. 21, Kisch & Co., Oranienstr. 25; BIELEFELD: Buchladen Eulenspiegel, 
' Hagenbruchstr. 7, Infoladen Anschlag, Heeper Str. 127; BOCHUM: Not- 
| stand, Universitätsstraße 150, UbU, Universitätstr. 26; BONN: Buchladen 
| Le Sabot, Breite Str. 76 ; BRAUNSCHWEIG: Guten-Morgen-Buchhand- 
| lung, Bültenweg 87; BREMEN: Infoladen Bremen, St.-Pauli-Str. 10-12, 
| Buchladen im Ostertor, Fehrfeld 60, Andere Seiten, Antiquariat und Buch- 
\ Cafe, Brunnenstr. 15/16; DESSAU: Infoladen Dessau, Schlachthofstraße; 
' DRESDEN: Buchladen Koenig Kurt, Rudolf-Leonhard-Str. 39; DÜSSEL- 
\ DORF: Buchladen Bibabuze, Aachener Str. 1; ERFURT: Infoladen Sabot- 
| nik, Moritzstr. 25; ESSEN: Heinrich-Heine-Buchhandlung, Viehofer Platz 8; 
' FLENSBURG: Ossietzky-Buchhandlung; FRANKFURT/M: Infoladen und 
' Archiv, Leipzigerstr. 91, Buchladen Georgi Dimitroff, Karl-Marx- 

Buchhandlung, Jordanstr. 11; FREIBURG: jos fritz buchhandlung, Wil- 
| helmstr. 15, Infoladen KTS, Baslerstr. 103; GIESSEN: Infoladen, Alter 
\ Wetzlarer Weg 44; GÖTTINGEN: Buchladen Rote Straße, Nikolaikirchhof 
' 7; HAGEN: Quadrux-Buchladen, Lange Str. 21; HALLE: Politbüro Reil- 
| straße 78; HAMBURG: Buchladen Osterstraße, Osterstr. 156, Buchladen 
im Schanzenviertel, Schulterblatt 55; HANNOVER: Infoladen Kornstraße, 
| Kornstraße 28-30, annabee Buchladen, Gerberstr. 6; HANAU: Infoladen, 
| Metzgerstr. 8; HEIDELBERG: Cafe Gegendruck, Fischergasse 2; HILDES- 
| HEIM: Infoladen Hildesheim, Steingrube 19a; KÖLN: Infoladen Köln, 
Ludolf-Camphausen-Str. 36; LEIPZIG: Infoladen/Conne Island, Koburger 
Str. 3 Buchladen el libro, Bornaische Str. 3d, B12, Braustr. 20; LÜBECK: 
Infoladen Lübeck, Willy-Brandt-Allee 9; LUTTER: Burgladen auf der Burg; 
LUDWIGS-HAFEN: Infoladen Mannheim, Jakob-Binder-Str. 10; LUD- 
' WIGSBURG: Infoladen Ludwigsburg, Wilhelmstr. 45/1; MARBURG: 
' Buchhandlung Roter Stern, Am Grün 28; MEININGEN: Infoladen Notaus- 
, gang, Mauergasse 14; MÜNCHEN: Basis-Buchhandlung, Adalbertstr. 
| 41b-43, Infoladen München, Breisacherstr. 12; MÜNSTER: Umweltzen- 


| trum, Scharnhorststr. 57; NEUBRANDENBURG: Infoladen, OBERHAU- | 


' SEN: Projekt Archiv / Infoladen im Druckluft, Am Förderturm 27; OLDEN- | 


BURG: Infoladen Alhambra; OSNA-BRÜCK: Infoladen, Alte Münze 12; 
, RECKLINGHAUSEN: Infoladen, König-Ludwig-Str. 50; RENDSBURG: 
' Infoladen; ROSTOCK: Cafe Median, Niklotstr. 5; SIEGEN: Buchladen 
' ‚Bücherkiste, Bismarckstr. 3; STUTTGART: Infoladen Stuttgart, Ludwigstr. 
| 110a; TÜBINGEN: Infoladen Tübingen, Schellingstraße 6; WÜRZBURG: 
Buchladen Neuer Weg, Sanderstr. 23-25; INNSBRUCK (ÖSTERREICH): 
Infoladen Grauzone; WIEN: (Österreich), Infoladen 10 im Ernst- 
, Kirchweger-Haus; ZÜRICH (Schweiz): Buchladen am Helvetiaplatz, 
Stauffacherstr. 60; AMSTERDAM (Niederlande): International Bookshop, 


winkel Assata, 2e Waalstrat 21. 
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Jodenbreestr 24, Amsterdam; NIJMEGEN (Niederlande): Autonome Boek- 
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' Dan Diner, Von 
»Gesellschaft« zu 
»Gedächtnis«. Über 
historische Paradig- 
menwechsel, in: 
Ders., Gedächt- 
niszeiten. Über jüdis- 
che und andere 
Geschichten, 
München 2003, 7. 


? Bernd Faulenbach, 
Diktaturerfahrung und 
demokratische 
Erinnerungskultur in 
Deutschland, in: 
Annette Kaminsky 
(Hg.), Orte des 
Erinnerns. 
Gedenkzeichen, 
Gedenkstätten und 
Museen zur Diktatur in 
SBZ und DDR, Bonn 
2004, 18. 


® Karl Heinz Roth, 
Geschichtsrevisionismu 
s. Die Wiedergeburt 
der Totalitarismus- 
theorie, Hamburg 1999. 
Roths Aufsätze zeich- 
nen v,a. den Siegeszug 
der Totalitarismus- 
theorie im deutschen 
historiographischen 
Diskurs nach. 


| + Frankfurter All- 
| gemeine Zeitung vom 
24. April 1986. 


° Die Welt vom 
9. November 1992. 


| ® Ansprachen zur 
Eröffnung des Hannah- 

I Arendt-Instituts am 17. 
Juni 1993, Dresden 
(Vorträge aus dem 
Hannah-Arendt-Institut, 
Heft 1). 


’ Frankfurter 
Allgemeine Zeitung 
vom 4. Juni 1994. 


® Stellungnahme des 
Geschäftsführers zur 
Entscheidung des 
Zentralrates vom 
22.01.04 
(www.stsQ. i- 
bin/print.pl?url=/main/s 
ts erblick/aktuell 


s/index.php?id=155). 


® Vollständig: »Gesetz 
zur Errichtung der 
Stiftung Sächsischer 
Gedenkstätten zur 
Erinnerung an die 
Opfer politischer 
Gewaltherrschaft«. 
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Totale Erinnerung 


DER GEDENKSSTÄTTENSTREIT UND DER OSTDEUTSCHE 
ANTI-ANTIFASCHISMUS MARKIEREN DAS ERINNERUNGSPOLITISCHE 
UPDATE DER TOTALITARISMUSTHEORIE. 


otalitarismustheorien sind antikommunistisch und 

shoahrelativistisch. Bis in die 1990er Jahre domi- 

nierte die erste, danach die zweite Dimension den 
Diskurs. Die These, dass die Kategorie Gesellschaft der 
des Gedächtnisses weicht,' ist, was die Reformulierung 
der Totalitarismustheorie betrifft, zutreffend. Die Se- 
mantik der Relativierung — in Begriffen wie: beide Dik- 
taturen, doppelte Erinnerung, doppelte Vergangenheit, 
auch, mit im Zentrum, ebenso — gehört zur Grundwort- 
schatz des German Gedächtnis. Lassen wir einen x-belie- 
bigen Historiker und Sozialdemokraten zu Wort kom- 
men und z.B. Bernd Faulenbach von »deutschen Dik- 
taturerfahrungen« sprechen. Er fragt dazu in seine 
Gemeinschaft: »Ist es uns gelungen, in den Jahren seit 
1989/90 diese beiden Erfahrungen kritisch zu verarbeiten 
und sie — gleichsam als gesamtstaatliche Aufgabe — in 
einer nationalen oder gesamtstaatlichen Erinnerungskul- 
tur und -politik aufzuheben?« Die TäterInnengesell- 
schaft wird zum Objekt von »Diktaturerfahrungen«, die 
Tat ist »aufgehoben« und die Knautschfalten sind rausge- 
streichelt aus dem »Wir« einer nationalen Identität. Als 
deutscher »Gedächtnisaktivist« (Carol Gluck) stellt Fau- 
lenbach den zentralen Aufsatz des von des Bundeszentrale 
für politische Bildung herausgegebenen DDR-Unrecht- 
Gedenkstättenbuch. Seine Logik der deutschen Erinne- 
rungspolitik ist diese: Die NS-Vergangenheit dominiert 
die deutsche Erinnerungskultur, hat sich gar verselbstän- 
digt. Nun sei das Erinnern an den Nationalsozialismus 
geleistet und gesichert und man müsse sich besonders 
drei Dingen zuwenden: der »DDR-Diktatur«, dem Wi- 
derstand dagegen und als Konsequenz aus allem, der 
Zivilgesellschaft — antitotalitär versteht sich. 

Die Totalitarismustheorie stellte die Leitdoktrin der 
kapitalistischen Akteure des Kalten Krieges dar. In 
Deutschland erfüllte die Doktrin zusätzlich weitere 
Funktionen, indem sie »den Antikommunismus als 
klammheimliche Fortsetzung des Volksgemeinschafts- 
konzepts mit den normativen Ansprüchen der repräsen- 
tativen Demokratie kombinierte«.” Die — natürlich nicht 
absolute — funktionale Verschiebung von Antikom- 
munismus auf Shoah-Relativierung lässt sich anhand ei- 
niger Wegmarker leicht nachzeichnen. 

Der Kohl-Berater und Historiker Michael Stürmer 
orwellte 1986, dass »die Zukunft gewinnt, wer die Er- 
innerung füllt, die Begriffe prägt und die Vergangenheit 
deutet«.‘ Im Falle des Historikerstreits — der Totalitaris- 
musdiskurs entwickelte damals zum ersten Mal explizit 
erinnerungspolitische Züge — konnte die zweite Wieder- 
kehr der Totalitarismustheorie verhindert werden. Linke 
freuten sich zu früh. Sie kam wieder mit dem Ende der 
Staatssozialismen und diesmal waren auch die meisten 
ihrer Ex-KritikerInnen überzeugt, nur ein paar Modi- 
fizierungen geltend machend. Fürs politische Tagesge- 
schäft der 1990er wurde die Totalitarismustheorie einge- 


setzt zur Diskreditierung der PDS, für die Bekämpfung 
des Antifaschismus (linke Gewalt gleich rechte Gewalt), 
zur Erklärung der Neonaziterrors (Blauhemd gegen 
Braunhemd ausgetauscht) und zur Abwicklung der 
DDR. Mit dem Paradigma des Widerstandes — die 
Deutschen hätten sich immer gegen die ihnen aufge- 
zwungenen »Diktaturen« gewehrt - sollten und sollen die 
Ossis beruhigt werden, die das Gefühl hatten, dass die 
Anklage der DDR auch ihnen persönlich galt. Vor allem 
aber sollte das gute Deutschland repräsentiert werden. 
1992 zeigte sich dieses gute Deutschland lichterkettelnd 
und danach aufgewühlt: »300.000 Menschen haben 
heute in Berlin für die Menschenwürde und gegen 
Gewalt, gegen Fremdenhaß demonstriert. Links- und 
rechtsradikale Gruppen haben versucht, dieses Bild zu 
beschmutzen«.’ Zum konsensuellen Analyseraster wurde 
die Totalitarismustheorie auch für die 1992 ins Werk ge- 
setzte Enquete-Kommission zur »Aufarbeitung von 
Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deut- 
schland«. Auch Aufgrund der marginalen linken Kritik 
daran erfolgte eine immer dreistere semantische Legie- 
rung von Nationalsozialismus und DDR. Faktisch stand 
dabei immer noch die Abwicklung der DDR im Vorder- 
grund. 1993 wurde der 17. Juni gefeiert. In Dresden er- 
öffnete an diesem Tag das Hannah-Arendt-Institut für 
Totalitarismusforschung. Es wurde bemängelt, dass dieses 
Datum nicht breit genug begangen werde. Die Schuld, so 
der argumentative Erstschlag der EröffnungsrednerIn- 
nen, hätten angeblich die »langen Schatten der Shoah«.° 
1994 wurde der 50. Jahrestag des 20. Juli gefeiert, massiv 
geprägt von einer Diskreditierung des kommunistischen 
Widerstandes. Andersherum griff man die an, die die 
Ikonen des 20. Juli bezüglich derer antisemitischen und 
großdeutschen Phantasien zu kritisieren wagten — dies ge- 
schah auf einer Tagung in Potsdam. Jens Jessen schrie in 
der FAZ Vaterlandsverrat: »Eine verräterische Potsdamer 
Tagung über den Widerstand«.’ 

Zehn Jahre später, in den Jahren 2003 und 2004, 
fließt alles wie selbstverständlich in eins. In den gleichen 
Fernsehformaten wird dem einen wie dem anderen 
gedacht. Der Widerstandsbegriff ist pluralisiert, immer 
geht es um ein besseres Deutschland. Der Widerstands- 
begriff ist abstrahiert — es geht gegen Diktaturen. Ein 
abstrakter Widerstand schiebt sich vor die reale Tat. Er 
kann und will sie nicht verhindern, sondern verdecken. 

Der Übergang von einer dominant antikommunis- 
tisch motivierten zu einer v.a. shoah-relativistisch einge- 
setzten Totalitarismustheorie kann in den Debatten um 
die Ex-DDR-Gedenkstätten Anfang und Mitte der neun- 
zigerer Jahre verortet werden. Hierbei ging es in der anti- 
kommunistischen Dimension darum, die antifaschistische 
Nachkriegsjustiz generell zu diskreditieren und die »Aura« 
der ehemaligen KZs auf die deutschen »Opfer« der 


Speziallager abstrahlen zulassen. Die erinnerungspolitische 


Dimension der totalitarismustheoretischen Debatte um 
die Orte bestand in dieser offenen Relativierung wie auch 
darin, dass mit dem Abwickeln der Ausstellungen aus 
DDR-Zeiten die totalitarismuskritische Deutung als ein- 
zige Alternative zu den Antifa-Narrativen ä la DDR eta- 
bliert wurde. Nur vor dem Hintergrund der damals so 
‚erfolgreich: angelegten Implementierung der Totalitaris- 
mustheorie in den Gedenkdiskurs können die Abgründe 
der gegenwärtigen Debatten verstanden werden. 


und den Nationalsozialismus um die DDR zu totalitari- 
sieren. 

Der sächsische Landtag hatte ein Jahr zuvor, am 28. 
Februar 2003, das Gedenkstättengesetz für die »Opfer 
politischer Gewaltherrschaft« verabschiedet.’ Diesem Ti- 
tel entsprechend heißt das, dass von den sieben Gedenk- 
stätten zwei dem Gedenken an die NS-Verfolgten gewid- 


met sind. Auch gewidmet, muss es lauten, denn im Vor- 
dergrund steht deren Nach-NS-Geschichte als Haft- 


»DER KOHL-BERATER UND HISTORIKER MICHAEL STÜRMER 
ORWELLTE 1986, DASS »DIE ZUKUNFT GEWINNT, WER DIE ERINNERUNG 
FÜLLT, DIE BEGRIFFE PRÄGT UND DIE VERGANGENHEIT DEUTET«. 


Sächsische Erinnerungslandschaften 


Der aktuelle Gedenkstättenstreit ist ein sächsischer Skan- 
dal mit bundespolitischer Dimension. Und er ist eine er- 
neute totalitarismustheoretische Offensive, nun unter 
dem erinnerungspolitischen Paradigma. Entzündet hat er 
sich an der Stiftung Sächsische Gedenkstätten bzw. dem 
dazugehörigen Gedenkstättengesetz. Auf der einen Seite 
stehen konservative totalitarismustheoretische Hardliner, 
viele von ihnen ehemalige DDR-BürgerrechtlerInnen 
und VertreterInnen ihrer »Opferverbände und auf der 
anderen Seite stehen die Verfolgten des Nationalsozialis- 
mus. Nacheinander traten der Zentralrat der Juden in 
Deutschland, die Interessensvertretung der Roma und Sinti, 
die Vereinigten Verfolgten des NS und die Opfer der NS- 
Justiz aus dem Stiftungsbeirat aus — als Antwort auf ihre 
jahre lange und strukturelle Marginalisierung in der säch- 
sischen Gedenkstättenarbeit. Der gemeinsam erhobene 
Vorwurf: Analogisierung der NS-Verbrechen und der des 
Stalinismus, Waagschalenmentalität, Diskriminierung 
der NS-Opfer, De-facto-Ausschluss der Opfer des NS, 
Nichtbenennung von Opfern und TäterInnen. 

Der Geschäftsführer der Stiftung Sächsische Ge- 
denkstätten, Dr. Norbert Hase, fühlte sich schlecht be- 
handelt. Er rechtfertigte die Stiftungsarbeit: »Diese zielte 
von Anbeginn darauf ab, an die Opfer der nationalsozia- 
listischen Diktatur, der sowjetischen Besatzung und des 
SED-Regimes zu erinnern, ohne das jeweilige Unrecht 
und das Leid gegeneinander aufzurechnen, zu bagatelli- 
sieren oder zu relativieren«.® Er log. Von Anfang ging es 
immer auch um letzteres. Schon obige Formulierung 
stellt eine Bagatellisierung und Relativierung von natio- 
nalsozialistischer Herrschaft und Verbrechen da. Die Re- 
lativierung wird deutlich in der klaren Besetzung von 
Stiftungsrat und Beirat, in der Gewichtung der Ver- 
anstaltungen und schließlich in der Anzahl und Ausrich- 
tung der Gedenkstätten. In allen Fällen gibt es eine klare 
Übergewichtung zugunsten von DDR-Unrecht. Salo- 
mon Korn, Vizepräsident des Zentralrates der Juden, 
sprach von einer »Zwangsvereinigung«. Anfragen der NS- 
Opferverbände wurden, ein offener und deutlicher 
Affront der Landesregierung, ignoriert oder abgetan. Der 
Verlust für die Stiftung ist allerdings auch im Sinne der 
Totalitarismustheoretiker erheblich. Sie brauchen die 
Verfolgten des NS zur Legitimierung der eigenen Politik 


anstalten der SBZ und der DDR. Fünf Gedenkstätten 
widmen sich ausschließlich dem Gedenken an Repressi- 


on in SBZ und DDR. 
Deutsche Erinnerungslandschaften 


Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion plante am 30. 
Januar. 2004 einen Antrag im Bundestag zu stellen. 
Initiator Günther Nooke ruderte zurück, indem er eine 
Aussage des Zentralrats der Juden umdrehte. Der 
Zentralrat hatte in seiner Presseerklärung darauf verwie- 
sen, dass die permanente Bezugsetzung zum DDR- 
Unrecht dessen »fundamentalen Unterschied zu den 
Verbrechen der Nationalsozialisten mit europäischer 
Dimension« einebnete. Nooke begründete daraufhin sei- 
nen Rückzug damit, dass man keinesfalls die »europäi- 
sche Katastrophe des Holocaust« gegen das DDR- 
Unrecht ausspielen wolle.'' So funktioniert German 
Gedächtnis in Deutscheuropa, auch bei der CDU zivilge- 
sellschaftlich inspiriert: Aus »Verbrechen der 
Nationalsozialisten mit europäischer Dimension« (Zen- 
tralrat) wird »die europäische Katastrophe des Holocaust« 
(Nooke). Für die Jungle World meinte es Burkhard 
Schröder gut, blieb analytisch sonstwo und verbal grund- 
dumm im Jargon: »Die Shoah als europäische Tragödie 
soll nationalisiert und für die spezifische deutsche 
‚Erinnerungsarbeit« eingemeindet werden«.' 

Der CDU/CSU-Vorschlag, zur Zeit bis auf weiteres 
verschoben, toppte den sächsischen: Neben einer Aus- 
wahl der schon existierenden Gedenkstätten für die »bei- 
den Diktaturen«, sollten auch die noch zu errichtenden 
Gedenkstätten für die deutschen »Opfer« von »Vertrei- 
bung« und »Bombenkrieg« implementiert werden. Die 
Taten der Deutschen stehen im Hintergrund, statt des- 
sen: Unterdrückung, Opposition und Widerstand — die 
Features der Zivilgesellschaft.' 

Besser als die Sachsen weiß allerdings der Bundestag um 
die Notwendigkeit der zivilgesellschaftlichen Imprägnier- 
ung des German Gedächtnis. Wenn der Zentralrat aus- 
steigt, ist in dieser Logik Vorsicht geboten, es geht um das 
Ansehen Deutschlands. Rot-Grün versteht die Aufregung 
sowieso nicht, ihre Zivilgesellschaft ist schon verortet. Die 
Kulturstaatsministerin Christina Weiss ließ verlautbaren, 
dass Gedenkstätten für NS-Unrecht und SED-Unrecht 
bereits heute gleichrangig gefördert würden. '* 
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"° Antrag: Förderung 
von Gedenkstätten zur 
Diktaturgeschichte in 
Deutschland — 
Gesamtkonzept für ein 
würdiges Gedenken 
aller Opfer der beiden 
deutschen Diktaturen; 
Drucksache 15/1874. 


" die tageszeitung vom 
28. Januar 2004. 


" Jungle World vom 

4. Februar 2004. 

" Erinnerungspolitik 
lässt sich doch quantifi- 
zieren: auf der einen 
Seite die dem 
Zivilisationsbruch 
Shoah und dem 
Nationalsozialismus 
gewidmeten 
Gedenkstätten und auf 
der anderen Seite jene, 
die die Deutschen vikti- 
misieren. Man meint, 
den Dimensionen der 
Verbrechen gerecht zu 
werden, wenn sieben 
Gedenkstätten an die 
Opfer der Nazis erin- 
nern, zwei 
Gedenkstätten sowohl 
an die Opfer der Nazis, 
als auch an die Nazis 
als angebliche Opfer 
der Sowjets und elf 
Gedenkstätten sich nur 
den Deutschen 

als Opfer bzw. als 
»friedliche 
Revolutionäre« 
widmen. 


“ Oberpfalznetz vom 
28. Januar 2004. 


'" In der Rezeption wur- 
den die historisch dicht 
argumentierten, ana- 
Iytisch scharfen Teile zu 
Antisemitismus, 
Imperialismus, zum 
Mob-Elite-Verhältnis, 
Ethnisierung, 
Staatenlosigkeit und die 
Rolle der Flüchtlinge in 
der modernen Welt ver- 
nachlässigt und allein 
die politisch kommod- 
eren Ausführungen zum 
Totalitarismus goutiert. 


'° Hannah Arendt, 
Elemente und 
Ursprünge totaler 
Herrschaft, München 
19886. 


' Ansprachen zur 
Eröffnung des Hannah- 
Arendt-Instituts am 17. 
Juni 1993, Dresden 
(Vorträge aus dem 
Hannah-Arendt-Institut, 
Heft 1). 
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'® Nobert Kapferer, Der 
Totalitarismusbegriff auf 
dem Prüfstand. 
Ideengeschichtliche, 
komparatistische und 
politische Aspekte eines 
umstrittenen Terminus, 
Dresden 1995 (Vorträge 
aus dem Hannah- 
Arendt-Institut, Heft 5). 


'® Götz Bergander, 
Kalkül und Routine. 
Dresdens Rolle in der 
britisch-amerikanischen 
Luftkriegsplanung, 
Dresden1995 (Vorträge 
aus dem Hannah- 
Arendt-Institut, Heft 4). 


® U.a. durch eine Reihe 

von Artikeln in 

Mittelweg 36 zwischen 

1992 und 1994 und eine 
Totalitarismustagung 

1994. Die 

Totalitarismustheorie 

war dabei zuerst eine 

»unter der Hand«, 

indem sie dem Sample 

der »Makroverbrechen« 

implizit war. Die theore- 

tische Klammer um die 
»Makroverbrechen« 

sollte durch 

Vorstellungen einer 

»negativen Modernität« 

und durch den Einsatz 

der Zivilisationstheorie 

von Norbert Elias erfol- 

gen. Die erwünschte 
zustimmende öffentli- 

| che Resonanz erhielt 
das Institut erst, als es 
begann, die 

| Totalitarismustheorie 
explizit zu machen und 
zu fundieren suchte. 
Dazu: Roth, 
Geschichtsrevisionis- 
mus, 118 ff. 


?' Mittelweg 36, 
April/Mai 1999. 


? Mittelweg 36, 
April/Mai 1993. 


® Es ist absehbar, dass 

die erfreulich antideut- 

schen 

| Vergangenheitsdiskurse, 
wie sie v.a. in Polen und 
Tschechien immer noch 
zu finden sind, in 
absehbarer Zeit von 
Deutschland zu deren 
Ende sanktioniert sein 
werden und in dem 
Maße Ausnahme wer- 
den, wie das »Beispiel 
Lettland« Schule 
machen kann. 


®* Zuletzt in den Reden 
zur NATO-Aufnahme 
(www.nato.int/docw/spe 
ech/2003/s030326f.htm) 
und auf der Irak-Geber- 
Konferenz 
(www.am.gov.iv/eu/?id= 
4320). 
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Institutionalisierte Totalitarismustheorie 


Zuletzt soll nun noch ein Blick auf zwei gedächtnispoli- 
tische Institutionen geworfen werden. Die eine, das 
Hannah-Arendt-Institut für Totalitarismusforschung 
(HAIT), arbeitet mit einem konservativen Modell der 
Totalitarismustheorie, die andere, das Hamburger Institut 
für Sozialforschung (HIS), mit einer zivilgesellschaftlich 
motivierten Variante der selben Theorie. Will das HAIT 


auch immer etwas grotesker, erinnerungspolitischer 
Sturmtank. 

Zeitgleich mit dem Dresdner Institut bemühte sich 
das Hamburger Institut um die erinnerungspolitische 
Überformung der Totalitarismustheorie.” In Hamburg 
gab man sich frei von den ideologischen Fesseln des Kal- 
ten Krieges. Die Shoah wurde zu einem »Makroverbre- 
chen des 20. Jahrhunderts« erklärt. Unter anderen: »etwa 
Auschwitz, der Archipel GULag, der Genozid an den 


»IN DER GLEICHEN REDE DEUTET KALNIETE DIE SHOAH ALS GENOZID, 
WELCHEM MEHRERE SOWJETISCHE GEFOLGT WAREN. SALOMON KORN TAT 
ALS EINZIGER DAS ANGEMESSENE UND GING.« 


auch programmatisch (historisch gestützte) Erinner- 
ungspolitik betreiben, schaltet das HIS noch soziologi- 
sche Paraphrase zwischen die Totalitarismustheorie und 
ihren gedächtnispolitischen Einsatz. 

Arendts Totalitarismustheorie ist kritikwürdig. Ihre 
deutsche Rezeption war dagegen immer fatal.'” Regel- 
recht dreist ist es allerdings, wenn sich ein Institut an 
Arendts Namen vergreift, das sich zu 80 Prozent mit dem 
angeblich totalitären Charakter der DDR befasst. Han- 
nah Arendt hat sich in „The Origins of Totalitarism« aus- 
drücklich auf den Nationalsozialismus und die Sowjet- 
union unter Stalin bezogen. Im Vorwort der deutschen 
Ausgabe machte sie explizit, dass die DDR mit dieser Ka- 
tegorie nicht zu erfassen sei.’ 

Das Institut schließt von Anfang an aus der simplen 
Tatsache, dass Ostdeutschland erst nationalsozialistisch 
und dann sozialistisch regiert wurde, auf Vergleichbar- 
keit.” Das Ergebnis von »vergleichenden Untersuch- 
ungen« stand von vorneherein fest.'* Der Nationalsozial- 
ismus kommt in den Texten des HAIT vor allem deshalb 
vor, um deutsches Leid aufzuzeigen und als Vergleichs- 
folie die banale DDR in den düstersten Farben zeichnen 
zu können — vom »Auschwitz der Seelen« sprach ein Ver- 
wandter im Geiste: Jürgen Fuchs, DDR-Bürgerrechtler 
und Schriftsteller. Die Shoah kommt nur marginal vor. 
Sie kann nur marginal vorkommen, weil sonst die 
Totalitarismustheorie nicht funktioniert. Sie kommt vor, 
wenn von Hannah Arendt die Rede ist und sie kommt 
vor, und das ist chronisch durch die Jahre, als dunkler 
Schatten, der vermeintlich die deutsche Erinnerungs- 
politik bestimme und vom Schicksal der Ossis ablenke. 
Das Hannah-Arendt-Institut war immer zentral darum 
bemüht, die Deutschen als Opfer des sog. »Bombenkrie- 
ges« zu stilisieren. Weil das aber immer schon alle konn- 
ten und taten, setzte das Institut noch einen drauf, indem 
es die These vertrat, Dresden — militärisch völlig unbe- 
deutend, wie jedeR Deutsche weiß — sei von den Westal- 
liierten bombardiert worden, um es den Sowjets so rich- 
tig zu zeigen. Die Deutschen waren damit totalitarismus- 
theoretisch Triple-Opfer: Als unschuldige Zivilisten mus- 
sten sie für die Nazis büßen, sie waren als Exempel für die 
KommunistenInnen die ersten Opfer des Kalten Krieges, 
um dann auch noch selbst unter deren Knute zu kom- 
men." Das HAIT versteht sich als Think Tank der sächsi- 
schen Gedenkstättenpolitik. Tatsächlich ist es ein, wenn 


Armeniern, aber auch Hiroshima«.?”' Nachdem die Shoah 
bezüglich Dimension und Ideologie entkernt war, wur- 
den in einem nächsten Schritt die Täter entrückt. Die 
Shoah sollte in obiger Reihung Ausdruck der Moderne 
sein. Diese Universalisierung erforderte eine allgemeine 
Anthropologisierung der Tat. Die »Wehrmachtsausstel- 
lung« widersprach der Institutslinie schon anfangs nicht. 
Der Vernichtungskrieg ist Teil einer Ausstellungs-Trias, 
eingereiht zwischen Gulag und Atomtod.” Auch in der 
Semantik der Zivilgesellschaft bleibt alles beim Alten der 
Relativierung der Shoah. Die Fragestellungen des HIS 
verzerrten den Fokus von Anfang an. Auch wenn es die 
Wehrmachtsopas und ihre Nahen nicht glauben wollten, 
bewies das HIS dabei Führungsqualitäten. Mit der Aus- 
stellung wurde ein Teil des Wehrmachtsandenkens »geop- 
fert«, um den Rest zu retten. Schon in der ersten, stärker 
aber noch in der zweiten Version der Ausstellung wurde 
die Wehrmacht als Armee konzeptionalisiert, die Verbre- 
chen begangen hatte, statt die kollektiven Verbrecher 
Wehrmacht (Armee und Soldaten), nationalsozialisti- 
scher Staat und deutsche Nation anzugreifen. 


Osterweiterte Erinnerungslandschaften: Das Beispiel 
Lettland * 


Ein weiterer Eklat begann in Sachsen, in diesem Fall soll- 
te er eine europäische Dimension annehmen. Zur Eröff- 
nung der Leipziger Buchmesse sprach ein Shooting Star 
des neuen Europa: die Kunsthistorikerin, Schriftstellerin 
und Bürgerrechtlerin Sandra Kalniete. Zusätzlich blickt 
die lettische Politikerin auf eine Vergangenheit als Au- 
ßenministerin zurück und ist die aktuelle EU-Kommis- 
sarin Lettlands. Der Eklat, der kam, wäre voraussehbar 
ge-wesen. Wie in all ihren Reden kam sie schnell zum 
Kern ihrer Weltsicht — dem »Totalitären«.”* Als erinne- 
rungspolitisches Credo ließ sie verlauten: »Erst nach dem 
Fall des Eisernen Vorhangs erhielten die Forscher einen 
Zugang zu den archivierten Dokumenten und 
Lebensgeschichten dieser Opfer. Diese belegen, dass 
beide totalitären Regime — Nazismus und Kommunismus 
— gleich kriminell waren. Es darf niemals eine Unter- 
scheidung zwischen ihnen geben, nur weil eine Seite auf 
der Seite der Sieger gestanden hat. Der Kampf gegen den 
Faschismus kann nicht als etwas angesehen werden, dass 
die Sowjetunion, die zahllose Unschuldige im Namen der 


Ideologie einer Klasse unterdrückte, für immer von ihren 
Sünden freispricht«.”° In der gleichen Rede deutet sie die 
Shoah als Genozid, welchem mehrere sowjetische gefolgt 
wären. Salomon Korn tat als einziger das Angemessene 
und ging.” 

Die deutsche Öffentlichkeit konnte sich entspannt 
zurücklehnen und in Ausgleich und Verständnis machen. 
Korn gewährte man ein wenig Nachsicht, gewohnt an 
»Empfindlichkeit« und »Überreaktion«.” Und von Kal- 
niete erwartete man auch ein wenig Bemühen in diese 
Richtung. Es seien Vorurteile aus dem Kalten Krieg, die 
beide Seiten belasten würden. Nun müsse ein integratives 
Europa die universellen Dimensionen »beiderlei Leides« 
ausweisen. Nach den allgemeineren Plädoyers konzen- 
trierte man sich auf den Gulag. Kalnietes Kindheit dort 
sei es gewesen, die ihrer Aussage besondere Berechtigung 
verliehe. Ihre Kindheit erzählt Kalniete in dem Buch Mit 
Ballettschuhen im sibirischen Schnee, das sie auf der Buch- 
messe vorstellte.” In diesem Buch geht es, dies entspricht 
dem hegemonialen lettischen Erinnerungsdiskurs, um 
das Leid von LettenInnen in sowjetischer Gefangen- 
schaft. Die Kollaboration mit den Nazis wird marginali- 
siert und als antisowjetischer Kampf um die Unabhän- 
gigkeit gewertet. 

Das Feuilleton griff regulierend ein, mit der Auffor- 
derung an die Beitrittskandidaten, die jüdischen Befind- 
lichkeiten und die Ergebnisse der deutschen Erinne- 
rungspolitik zu berücksichtigen.” Die offene Relativie- 
rung der nationalsozialistischen Verbrechen wurde im 
Diskurs hinter einem Plädoyer der Integration verborgen. 
Die Inkorporation der Erinnerungskulturen eines Teils 
der Staaten, die aus dem sowjetischen Block nach Westen 
kamen, verspricht ein breites Narrativ sowjetischer Un- 
terdrückungsgeschichte, welches die Shoah würdig kon- 
textualisieren kann - als vasiatische Tat« —- und, unlogisch 
damit verbunden, den Nationalsozialismus als antikom- 
munistischen Abwehrkampf.”' Die weichere Argumenta- 
tion gleicher Intention verfolgte der banatschwäbelnde 
Berliner Publizist Richard Wagner und entwertete die 
Bezugnahme auf den alliierten Antifaschismus als bloße 
»Imagepflege«.” 

Kalniete reformulierte in der Ausrufung der Gleich- 
artigkeit von Nationalsozialismus und Stalinismus eine 
Argumentation, die auch die lettische Präsidentin Vaira 
Vike-Freiberga auf der Holocaust-Konferenz im Jahre 
2000 in Stockholm zum Besten gab. Beide Varianten stel- 
len allerdings noch die größtmögliche diplomatische Se- 
mantik dar. Jenseits der internationalen Bühne konzen- 
triert sich der lettische Diskurs, bzw. die dortige »kriti- 
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sche Erinnerungskultur«,” auf das Selbstverständnis als 
kollektives Opfer des Stalinismus. Entgegen der interna- 
tionalen Präsentation als Opfer von Stalinismus und Na- 
tionalsozialismus, werden mit einem nationalen Feiertag 
am 16. März öffentlich, massenhaft und inklusive des ge- 
samten liberalen und konservativen politischen Spek- 
trums, ehemaligen Angehörige (der von Deutschland mit 
Renten alimentierten) lettischen SS geehrt. Am 16. März 
1943 war eine lettische 100.000 Mann starke SS-Divisi- 
on aufgestellt worden. Daneben stützten sich die Nazis 
auf 30.000 lettische Polizisten, von denen sich viele aktiv 
an der Vernichtungspraxis beteiligten. 

Der Transformationsprozess zur lettischen Unabhän- 
gigkeit war begleitet von Prozessen, in denen die Käm- 
pferInnen gegen den Nationalsozialismus als Kriegsver- 
brecherInnen verfolgt und die Taten von lettischen 
KollaborateurInnen bagatellisiert oder offen zu Helden- 
taten umdeutet.” Erst die Intervention der USA führte 
zu einer Verurteilung von Konrad Kalejs, der als Offizier 
des »Arajs-Kommandos« die Ermordung von 30.000 
Juden mit anführte. Die Shoah wird massenhaft und 
unsanktioniert geleugnet und relativiert und antisemiti- 
sche und antirussische Propaganda kann auf noch tiefere 
und ältere Wurzeln der kollektiven lettischen Identität 
vertrauen. Die Erinnerungspolitik der Straße manifestiert 
sich in einer zornigen Praxis regelmäßiger Schändungen 
antifaschistischer Gedenkorte, solcher der jüdischen 
Opfer des Nationalsozialismus sowie jüdischer Fried- 
höfe.’” Die Marginalisierung oder Umdeutung der Taten 
der KollaborateurInnen, die Schändungen der Erinner- 
ungsorte der von den Nazis »rassisch“ und politisch 
Verfolgten und die permanente Überbetonung sowjeti- 
scher Verbrechen missachtet in Lettland vor allem dieje- 
nigen, die am meisten gelitten haben: 2.000 Roma und 
Sinti, 20.000 KommunistInnen und Widerstandskäm- 
pferInnen und über 60.000 Jüdinnen und Juden.” 

Salomon Korn verweist auf die Parallele der Gedenk- 
stätten-Offensive und des Falles Kalniete auf europäi- 
scher Ebene. In beiden geht es um die Einebnung natio- 
nalsozialistischer Herrschaft und Verbrechen. Die Praw- 
da drückte sich, mit Verweis auf die lettische Gedenk- 
praxis, drastischer aus: »Man kann Brüssel nur gratulie- 
ren: zur Europäischen Union wird ein Staat gehören, der 
die »Taten« der Nazis lobt«. Das Nazi-Problem, das Eu- 
ropa hatte und hat ist ein deutsches. Es bekommt erneut 
Verstärkung. 
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® Die Rede im Original: 
www.mdr.de/leipzig- 
liest/interak- 
tiv/1290734.html; eine 
Übersetzung stellt die 
CDU zur Verfügung: 
www.die- 
union.de/reden/altes_ne 
ues_europa.htm . Auf 
Nachfrage der Welt am 
Sonntag vom 28. April 
2004 begriff sich 
Kalniete als missver- 
standen, um dann im 
Kern bei ihrer Aussage 
zu bleiben. 


?® Korn selbst 
(Süddeutsche Zeitung 
vom 31. April 2004) und 
Brumlik (die tageszei- 
tung vom 10. April 
2004) sollten die einzi- 
gen bleiben, die die 
Rede öffentlich scharf 
kritisierten. 


” Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 
29. März 2004. 


?®® Süddeutsche Zeitung 
vom 14. April 2004 und 
vom 25. März 2004. 


® Das Buch ist bisher 
nur in Lettland und 
Frankreich erschienen. 
Eine deutsche Ausgabe 
ist im Erscheinen. 


® Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 
27. März 2004. 


°' Der Historiker Ernst 
Nolte versuchte im 
Historiker-Streit mit die- 
ser Bezeichnung zu ver- 
deutlichen, wie sie die 
NS-Verbrechen vom 
Kommunismus geprägt 
worden seien: 
»Vollbrachten die 
Nationalsozialisten, voll- 
brachte Hitler eine 
»asiatische« Tat vielleicht 
deshalb, weil sie sich 
und ihresgleichen als 
potentielle oder wirkli- 
che Opfer einer »asiati- 
schen: Tat betrachten« 
(Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 6. Juni 
1986). 


® Neue Züricher Zeitung 
vom 07. April 2004. 


® Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 
3. April 2004. 


* Guardian Unlimited 
vom 13. März 2000. 


® Einen Überblick lie- 
fert: www.fsumonitor 
.com/indices/Latvia.sht 
ml. 


* Israel Gutman (Hg.), 
Enzeklopädia des 
Holocaust, München u. 
Zürich 1998, Bd. 2, 856. 
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Generation W - 


wie Widerstand 


DER 20. JULI IM INTERGENERATIONELLEN GESPRÄCH DER ENKEL 


»Der Bogen vom 20. Juli spannt sich heute, ob wir wollen oder 
nicht, zu jenem Tag, an dem sich ein gepeinigtes und gemarter- 
tes Volk gegen seine Unterdrücker und seine Bedrängten erhob.« 

Ernst Reuter, Berlin am 17. Juli 1953 


»Du hast den Blutzoll bezahlt, den ich nicht mehr entrichten 
muss. Ich habe von dir gelernt, wovor ich mich zu hüten hab.« 
Wibke Bruhns über ihren Vater und Attentats-Beteiligten Hans 
Georg Klamroth 


Erinnerung an den Nationalsozialismus und das pri- 

vate Gedächtnis in den Familien nicht unbedingt 
decken, ist nicht neu. Zwischen offizieller Geschichtsschrei- 
bung und nationalem Gedächtnis klafft eine Lücke zur 
gefühlten Geschichte des Einzelnen. Dass sich in den letzten 
Jahren die Ebenen der Reflexion des Vergangenem aneinan- 
der angenähert haben, mag verwundern, zeigt allerdings nur, 
wie familiengeschichtliche Konzeptionen von Verdrängung, 
Verschiebung und Verwischung auch auf einen offiziellen 
bundesdeutschen Streifzug in die Historie des National- 
sozialismus passen. Es weist auf die derzeitigen eklatanten 
Veränderungen hin, dass man diesen Mechanismen in der 
Regel seine Intentionen nicht auf den ersten Blick anmerkt. 
Fast könnte man meinen, hier fände so etwas Ähnliches wie 
die von Adorno als Konsequenz von Auschwitz geforderte 
»Aufarbeitung der Vergangenheit« statt. Allerdings geht es 
um Schuldabwehr der kollektiven Erinnerung. 

Die Konzeptionen der Unschärfe — der Erzählung und 
Darstellung ungenauer Bilder — werden derweil in nicht 
wenigen dieser Erzählungen zur Grundlage sowohl privater 
als auch historisch-offizieller Erinnerung erklärt. Als Träger 
und Diskursmacher des Prinzips hat sich der autobiografi- 
sche Stil innerhalb einer neuen Literatur etabliert. Vormals 
schwer aus der Mode, erlebt die Ich-Erzählung des scheinbar 
eigenen Erlebten ein Revival. Es lieg in der literarischen 
Natur der autobiografischen Sache, dass sich mit der Ich- 
Erzählung ein suggestiver Charakter einschleicht, der in der 
Rhetorik um die nationalsozialistische Vergangenheit Ge- 
schichten statt Geschichte entstehen lässt. Deren reflexhafte 
Verstümmelung von Vergangenheit wiederum können nicht 
mehr nur als revisionistische Untertöne bezeichnet werden, 
vielmehr kreieren sie auf breiter Ebene ganz neue Erinne- 
rungsfacetten. Zum Wohle des deutschen Volkes, versteht 
sich. 


)) ie Erkenntnis, dass sich die öffentliche deutsche 


Aufruhr, Widerstand 


Die private Erzählung und medial inszenierte Erinnerung an 
einen deutschen Widerstand steht nicht kontextlos im Wust 
deutscher Vergangenheitsdiskurse. Die »Männer des 20. 
Juli«, die sich für Deutschland in preußischer Pflichterfül- 
lung opferten sind, heute Ausdruck eines »Aufstand des 
Gewissens« und aktualisiertes Sinnbild einer auf »Ehren- 
schuld« getrimmten Erinnerungsverwaltung.' 

Der Weg zur öffentlichen, selbstbewussten Erzählung 


von Geschichten und Zeugnissen der Tätergeneration ge- 
staltete sich beschwerlich und dauerte annährend bis zur rot- 
grünen Regierungsbildung. Bis hierhin war das Recht, 
Zeugnis vom Undarstellbaren abzulegen, einzig und allein 
den Opfern vorbehalten. Einstweilen existierte ein Formel- 
kompromiss, der alle deutschen Seiten befriedigte: »Den 
Protagonisten war in ihm die subjektive Schuld genommen, 
den anderen schien es ausreichend, eine Wiederholung zu 
verhindern, und ein Verschweigen der Verbrechen als solche 
zu vermeiden. So konnte die Ablehnung des Nationalsozia- 
lismus in der Gesellschaft gleichsam versenkt werden, ohne 
in ihr Innerstes vorzudringen«.” Mit Rot-Grün ward alles 
neu, umgänglicher und legerer. Deren heutige Säuberungen 
der eigenen Familienbiographie fing insgeheim ‘68 an und 
erlebt seit 1998 beharrlich neue Höhepunkte, persönlich 
gegenüber der Familie, politisch gegenüber dem Volke und 
der Nation. Es ist allseits bekannt: Der Jugoslawienkrieg 
einschließlich seinem Auschwitzvergleich bewirkte die 
Katharsis des deutschen Gemüts. In dessen Beipackzettel 
befand sich die Unbedenklichkeitserklärung einer Regierung 
von Straßenkämpfern und WeltverbesserInnen. 

Das oral-historisierende Erzählen von Subgeschichte, die 
von Hitlers Frauen über ostpreußische Vertriebenengruppen 
bis hin zu den Aufzeichnungen der Anonyma über 
Massenvergewaltigungen im befreiten Berlin reicht, hat nun 
ein neues Objekt der Begierde gefunden: Der deutsche 
Widerstand und seine Helden vom Bendlerblock. Wenn 
am 20. Juli diesen Jahres der sechzigste Jahrestag der wohl 
bekanntesten Attentatsversuchs auf Adolf Hitler begangen 
wird, dann zeigt das natürlich in erster Linie eine strategische 
Fortführung auf: Das Tagesgeschehen um alle möglichen 
Jahrestage auf Hinweise und Argumente abzugrasen, die den 
eigenen Status als Opfer zu bestätigen vermögen. 

Andererseits verhält es sich bei der Betrachtung des 
Widerstands innerhalb eines German Gedächtnis auch um 
einiges subtiler als beispielsweise bei der Debatte um 
Friedrichs Der Brand und andere Blüten deutscher Nach- 
kriegsmoralität. Die »Männer des 20. Juli« wurden nicht 
immer als Helden verehrt. Bis zu den Anfängen der sechzi- 
ger Jahre galten von Stauffenberg, von Tresckow, Goerdeler 
und Beck sowie der weitere und engere Kreis in weiten 
Teilen der bundesrepublikanischen Gesellschaft als ehrenlo- 
se Vaterlandsverräter und Kameradenschweine. Die Erin- 
nerung an den Widerstand verrückte sich ins Halbdunkel. 
Erst mit der Inszenierung einer kollektiven Schuldfrage als 
Konzeption von Abwehrmechanismen bot sich Läuterung 
der einst Verächteten an. Denn »das Gewissen ist persönlich, 
nicht kollektiv«‘, so der kategorische Imperativ, den Richard 
von Weizsäckers 1994 aufbot und damit rückwärtsblickend 
den Tenor der Zeit erläuterte. Mit dem Gang in den Wider- 
stand ist damit in erster Linie eine heroische Tat gemeint, die 
eine persönliche wie vor Kraft zur Distanzierung strotzende 
Entscheidung gegen jeden Konformitätsdruck war. Kurz 
und knapp: Es gab es, das andere Deutschland. So absurd 
diese Argumentation auch war, schließt sie doch auch ein, 
dass die tausendfach geleugnete individuelle Entscheidung 


für oder auch gegen das Mitmachen möglich war, so sehr 
setzte sie sich in den Folgejahren durch. Schon bald gehörte 
die Rechtfertigung des Widerstands zum elementaren Be- 
standteil der demokratischen Kultur der Bundesrepublik. 
Die Einführung des Widerstandsrechts, Artikel 20 (4) des 
Grundgesetzes, im Kontext einer Besänftigungstaktik ge- 
genüber der außerparlamentarischen Opposition 1968 legi- 
timierte den Widerstandsbegriff der Hitlerattentäter im 
nachhinein zuerst juristisch später erfolgte die Rehabilitie- 
rung auf ganzer Linie: »Der deutsche Widerstand war eine 
wichtige moralische Voraussetzung für die Rückkehr des 
deutschen Volkes in die Gemeinschaft der zivilisierten 
Nationen«‘, meinte der ehemalige Verteidigungsminister 
Volker Rühe und brachte auf den Punkt, was andere nur als 
»Grundlage im Reifeprozess meiner Generation«° umschrie- 
ben. Eine wissenschaftliche Kritik an der Fokussierung ofhi- 
zieller bundesdeutscher Erinnerung auf den Widerstand ent- 
wickelte sich parallel hierzu mit der Beleuchtung der 
Traditionshaftung und Entscheidungs-Verstrickung der Wi- 
derständler des 20. Juli. Bereits in den achtziger Jahren rück- 
ten die Denkvorstellungen der nationalkonservativen 
Opposition ins Blickfeld,° wobei allerdings die Flucht nach 
vorne, zu anderen Formen des Widerstands, das formelle 
Ende der kritischen Fahnenstange bedeutete. Die Wider- 
standsdefinition wurde ausgeweitet und kümmerte sich seit- 
dem in erster Linie um regionale Monografien widerständi- 
gen Handelns. 

Auch wenn sich heute die Stauffenberg-Nachfahren bit- 
ter darüber beschweren, dass gerade der Staatshistoriker 
Mommsen »mit einer Reihe von Unterstellungen versucht 
hat, bekannte Figuren des Widerstands zu diskreditieren«', 
so ist es doch klar, dass nicht alles, was nach Widerstand 
glänzte, auch Gold war. Ebenso unwidersprochen sind die 
aktuellen Ansätze, den deutschen Widerstand in totalitaris- 
mustheoretische Konzeptionen von Gedächtnis einzubau- 
en.® Peter Steinbach, Leiter der Gedenkstätte Deutscher Wi- 
derstand in Berlin warnt heute zwar vor einer all zu platten 
Form totalitarismustheoretischer Geschichte des Wider- 
stands, wenn er beispielsweise den Gesetzentwurf zur Er- 
richtung der Stiftung sächsischer Gedenkstätten zur Erin- 
nerung an die Opfer politischer Gewaltherrschaft ins Visier 
einer seichten Kritik nimmt, macht aber gleichzeitig eine zi- 
vilgesellschaftliche Variante davon auf. Indem er erstens den 
Begriff von seiner konkreten Zuschreibung abstrahiert, eine 
allgemeine Definition resistenten Verhaltens sucht und so- 
mit von seiner spezifischen Verstrickung loslöst, und indem 
er fordert, kein System gegenüber dem anderen zu priorisie- 
ren. Stattdessen präferiert Steinbach eine zivilgesellschaft- 
liche Erinnerungsarbeit und begründet die Notwendigkeit 
dieser mit der antizivilgesellschaftlichen Orientierung so- 
wohl des Nationalsozialismus als auch der DDR. Das Label 
der »Modernen Diktatur« und die dazugehörige Charak- 
terisierung durch einen monolithischen, machtkonzentrie- 
renden Staatsapparat, ein fehlendes Individuum und den 
Verlust der »Rechtsherrschaft« ermöglicht es Steinbach, den 
Widerstand gegen Diktaturen als Grundlage für die Zivil- 
gesellschaft festzulegen. 

In seiner Schlussbetrachtung zum nationalsozialistischen 
Widerstand schreibt Steinbach: »Die größten Gestalten des 
Alten und Neuen Testaments zeichnen sich durch ihre 
Konfrontation mit dem Zwielicht aus. Manche versagen, 
andere nicht, und die bewundern wir besonders [...] Wir 
vergessen fast [...], dass sie einst Verfolger, Staatsterroristen, 


Menschenschinder waren, wie Saulus bevor er zu Paulus 
wurde.« Und weiter, den Willen der Verantwortung, der aus 
der Schuld heraus führt als Kriterium aufzeigend: »Vor die- 
sem Hintergrund ist es nicht verständlich, wenn wir immer 
wieder mit Blick auf den Widerstand über die angebliche 
Verstrickung von Regimegegnern in Strukturen des Regimes 
diskutieren.« ' Grundsätzliche Offenheit unter gleichzeitiger 
Unnahbarkeit, dass sind hier die vorgeschlagenen Um- 
gangskriterien. Die Zeitverhaftung allen politischen Den- 
kens im Sinne von »Antisemitismus gehörte damals dazu 
wie heute ökologisches Bewusstsein« vermag es, ein prinzi- 
pielles Angreifen des deutschen Widerstands als einen 
Angriff auf alle Widerständler zu deuten. Das sind die 
Konsequenzen, die sich aus der Steinbach-These der »zivil- 
gesellschaftlichen Neuordnung aus dem Widerstand« her- 


ausfiltern lassen. 
Vom Sockel ins Herz 


Joachim Fest, konservatives Urgestein der publizistischen 
Zunft, nannte einst die Entscheidung zum Widerstand in 
seinem nunmehr neu aufgelegten Buch Der Staatsstreich 
stets einen Entschluss zum Überschritt in ein gesellschaft- 
liches Abseits, der einen außerdem oft auch in die mensch- 
liche Einsamkeit geschickt hat.'' Er meinte damit natürlich 
den deutschen Widerstand, nicht den im Warschauer Ghet- 
to, nicht den der Partisanen und auch nicht den kommunis- 
tischen. Weiter deutet er die über weite Strecken fehlende 
Respektsbekundung gegenüber den Hitler-Attentätern als 
eine Art Siegerjustiz, wenn er folgert »Einmal hineingeraten 
in die Abwehrmechanismen aus Schuldkomplex und 
Verdrängungsbedürfnis, begünstigt zudem von der Politik 
der Sieger, ist dem Widerstand jenes Gedächtnis versagt ge- 
blieben, das alles war, was diejenigen, die ihm angehörten, 
sich zuletzt versprochen hatten.« "? 

Heute haben fast alle die verkannten Helden von einst in 
ihr Herz geschlossen. Kritisch zwar, aber immerhin. Ge- 
schafft hat dies die Generation der Enkel, deren Bindung an 
den Nationalsozialismus über kulturelle und kommunikati- 
ve Weitergabeprozesse nicht weniger eng ist als die der Zeit- 
zeugInnen.'” Gab es fünfzig Jahre lang, zumindest in der se- 
riösen Historiographie, ausschließlich zwei Genres der Ge- 
schichtsschreibung — die der Anklage gegen die TäterInnen 
sowie die Versuche der Darstellung des Leides der Opfer - so 
darf der Blickwinkel durch die Generation der Enkel va- 
riieren. Das Schlagwort der historischen Ambivalenz macht 
die Runde. In ihr wird der Antisemitismus als konstituie- 
rendes Moment des Nationalsozialismus zum Nebenwider- 
spruch, so zumindest bei Wibke Bruhns Meines Vaters Land, 
bei der die Einführung des Arierparagraphen in die schrift- 
lich fixierten Statuten des Familienverbandes zwar ein 
Problem darstellt, letztlich aber die »Hurerei« des Vaters 
Hans Georg Klamroth das eigentlich Schmerzliche aus die- 
ser Zeit offenbart. Wenn der Vater aus Russland schreibt 
und dabei von Verhören mit Partisanenverdächtigen mit den 
Worten »besser, wenn eher mehr als zuwenig von diesen 
Tieren ins Graß beißen« erzählt, dann erwartet man doch 
zumindest einen deftigen Generationskonflikt. Mitnichten, 
die Kommentierung Bruhns erlahmt in der Aussage, dass 
Krieg niemals eine »Schönwetter-Angelegenheit« sei. Auch 
hier sind die moralischen Verwerfungen Klamroths, die 
Geschichte vom sexuellen Menage a quatre, wie der Spiegel 
schön frivol repetiert, den historischen Einordnungen weit 
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überlegen. Anstatt jenen unsäglichen Kreislauf der Erzäh- 
lung des Privaten, der wohl jede Familienbiographie umgibt, 
endlich aufzubrechen, erscheint das historisch Spezifische 
des Nationalsozialismus irgendwann nur noch als Hinter- 
grundbild eines banalen Familiendramas. Am 26. August 
1944 wurde der Wehrmachtsoffizier Hans Georg Klamroth 
hingerichtet, der Volksgerichtshof hatte ihn wegen Hoch- 
und Landesverrats im Zusammenhang mit dem gescheiter- 
ten Attentat vom 20. Juli verurteilt. Dabei hat er nicht ein- 
mal richtig mitgemacht, er war nur »Mit-Wisser, nicht Mit- 
Täter«. 

Ein ganzes Buch über die Traumabewältigung der Enkel 
der Widerstandskämpfer, herausgegeben von Felicitas von 
Aretin, erscheint diesen Monat. Von Aretin, Enkelin Hen- 
ning von Tresckows, Chef des Generalstabs der 2. Armee 
und Gegner Hitlers, befragte und untersuchte um die 250 
Nachfahren der »Verschwörer« des 20. Juli. Ähnlich der 
Traumaforschung der Überlebenden und Nachkommen der 
Shoah konstatiert sie, dass »der Einfluss des 20. Juli [...] bis 
in die Enkelgeneration zu reichen [scheint], vor allem, wenn 
traumatisierende Erfahrungen nicht aufgearbeitet wurden.« 
" Auch hier wird der historische Stoff trivialisiert. Die in der 
Nachgeschichte analysierten Probleme der Kinder und 
Enkel des vaterlandslosen Widerstands werden den Trau- 
mata der Shoah-Generation gleichgestellt, ein Ranking des 
Leidens gibt es nicht mehr. Stattdessen wird über die gravie- 
renden psychischen Auswirkungen gejammert: »Die 
Witwen haben keine Renten bekommen. Es gibt viele Fa- 
milien, die wirklich am Existenzminimum gelebt haben. 
Was eine wichtige Rolle spielt, ist, dass sie sich weiterhin als 
Außenseiter gefühlt haben. Und jede Debatte seit den 60er 
und 70er Jahren wirft dieses Gefühl erneut auf. Das der Iso- 
lation, dass man eigentlich denkt: Die Masse ist immer noch 
gegen uns.«' Und wieder das selbe Spiel, die Ambivalenzen 
werden affırmativ aufgelöst, denn seelische wie körperliche 
Grausamkeiten erleiden nur die Enkel der in Berlin- 
Plötzensee erhängten Widerständler. Mit der Kennzeich- 
nung, dass »die Opferrolle zur Hauptrolle [wird]« versuchte 
Günther Jacob vor Jahren bereits den Trend der autobiogra- 
phischen Oral-History und semiprofessionellen Traumafor- 
schung zu beschreiben und verband dies damals gleichzeitig 
mit der »Emanzipation von (anonymen) Gewisseninstan- 
zen und nationale[r] Befreiung.«“ In der Beschreibung des 
Deutschen Widerstands bei Felicitas von Aretin ist die 
Emanzipation dermaßen professionell, dass ein Verständnis 
gegenüber Eltern und Großeltern aufkommen vzuss. In der 
Darstellung des Privaten sowie seiner Verbindung mit einem 
therapeutischen Durcharbeiten regiert entweder der Mo- 
ment der Faszination oder der des Mitleids, oder eben bei- 
des. Der subjektive Moment gewinnt dabei soviel an Au- 
torität, wie er benötigt, um Auschwitz vom eigenen 
Stammbaum auf Distanz zu halten. Die damit anvisierte 
Versöhnung der Enkelgeneration — die einer Versöhnung der 
68er mit den einst angeklagten Vätern und Müttern gleich- 
kommt — mit der der Täter erscheint mustergültg, kürzt 
allerdings im Subtext das Geschehene auf den Topos der 
schuldlosen Schuld herunter. 


Sanfte Einbettung 
Der Versuch, innerhalb des neuen deutschen Familienro- 


mans Schuld und Unschuld anhand der individuellen Ge- 


schichte seiner Nächsten zu prüfen und zu verstehen, ist 


ernst gemeint, ohne Frage. Spürbar ist der Wille, nach der 
Banalität des Bösen zu suchen. Nicht zuletzt die Debatte um 
Daniel J. Goldhagens Hitlers willige Vollstrecker wird dazu 
beigetragen haben, eine generationsübergreifende Verstrick- 
ung innerhalb einer Betrachtung nationalsozialistischer 
Schuld zu thematisieren. Das Problem einer historischen 
Einbettung und Quasi-Relativierung wird dadurch nicht 
kleiner. Schon deshalb nicht, weil das zitierte Familienge- 
dächtnis qua Existenz einen notorischen Hang zur Unter- 
oder Übertreibung, zum Nebulösen und Konturlosen 
besitzt. 

Harald Welzer hat ausführlich das Familiengedächtnis 
der zweiten und dritten Generation untersucht und die 
prinzipielle Offenheit gegenüber Täter- und Opferbeschrei- 
bungen als ein Charakteristikum der Enkel beschrieben. In- 
nerhalb dieses Freimuts ist das Arrangement von Plotstruk- 
turen, die »die ursprünglichen Geschichten auf moralisch 
eindeutige Haltungen der Protagonisten reduzieren — und 
zwar auf eindeutig positive«, gängig und zeugt von der Kon- 
struktion eines »inneren Widerstands« zumindest aber der 
Verführung durch die Nazis.” Diese Dynamik wird im Falle 
deutscher Widerstandsdiskurse allerdings noch erweitert um 
einen Moment des Widersprüchlichen, bisweilen gar um 
eine Kritik. So ist die Benennung einer obrigkeitsstaatlichen 
und deutschtümelnden Herkunft der Attentäter des 20. Juli 
durchaus gängig — zeugt allerdings primär von einem Ab- 
lenkungsmanöver. Die ursprünglich angestrebte weiße 
Weste kann innerhalb dieser Varianten von öffentlich ver- 
handeltem Familiengedächtnis durchaus einen Grauschleier 
besitzen. 

Eine weitere in dieser Argumentationskette angelegte 
Grundintention ist die Versöhnung, deren Dilemma die 
Entscheidung zwischen wissen, im Sinne von erforschen, 
und retten ist. Welzer vermutet hinter diesem Zwiespalt ei- 
nen Entwurf der »Dritten Schuld« einer Enkelgeneration, 
die denkt, gegenüber der Elterngeneration das nötige Maß 
an Emphatie verweigert zu haben. In der Versöhnung liegt 
die Wiedergutmachung. Letztlich bleibt nicht anderes üb- 
rig als diesen Widerspruch über »Leeres Sprechen« und die 
Konzeption von Unschärfen aufzulösen. Dass dies nicht 
heimlich, sondern als offensive Herangehensweise prakti- 
ziert wird, zeigt beispielsweise der missbräuchliche Umgang 
mit der erkenntnistheoretischen Reflexion der Unschärfe- 
Konzeption Ludwig Wittgensteins, der mit seiner Fragestel- 
lung, ob das Unscharfe nicht oft gerade das ist, was wir brau- 
chen, die deutsche Unschuldsvermutung belegen soll.” In 
der autobiographischen Betrachtung des deutschen 
Widerstands macht sich die Poetik der Unschärfe wahr- 
scheinlich am besten. Das Opfer-Täter Zapping, die perma- 
nente Andeutung des Hin- und Hergerissen-Seins seitens 
der Enkel macht am Ende nicht nur wirr, sondern auch 
dumm. Die Vermutung, dass der zu erwartende Hype um 
den 20. Juli vielleicht inkompatibel mit dem neuen deut- 
schen Opferdiskurs sein könnte, bestätigt sich nicht. Die 
Sorglosigkeit, die über der bisweilen aufblitzenden kritischen 
Attitüde steht, reiht sich, wenn auch holprig, ein in die inter- 
generationelle Tradierung — dem Vorgang des gemeinsamen 
Verfertigens der Vergangenheit im Gespräch, dem Ausfüllen 
von Leerstellen und der Aneignung der Erzählweise insbe- 
sondere jüdischer Opfer. 
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Europe lies in Germany 


KONTINUITÄTEN UND MOTIVE DEUTSCH-EUROPÄISCHEN DENKENS 


ie aktuellen Versuche, deutsche Großmachtam- 
) bitionen auf europäischem Wege zu verwirklichen, 

auf eine lange Tradition zurück blicken. Ein Teil der 
geopolitischen Argumentationen des 19. und 20. Jahrhun- 
derts griff schon immer auf diese Idee zurück. 

Im vermeintlichen Gegensatz zu den offen imperiali- 
stisch-chauvinistischen Expansionsvorstellungen wurde 
und wird noch immer ein Bild von der friedliebenden 
Nation im Herzen Europas entworfen. Deutschland wird 
hier nicht als hegemonialer Staat präsentiert, sondern in 
umfassende Mittel- und Kerneuropakonzeptionen einge- 
bunden. Die Protagonisten dieser Ansätze argumentieren 
europäisch und meinen doch Deutschland. Die Lage 
Deutschlands in der Mitte Europas steckt schicksalsgleich 
das politische Selbstverständnis und damit auch die zu 
wählende Außenpolitik ab. Was als vermittelnde und aus- 
gleichende Position zwischen Ost und West propagiert 
wird, beinhaltet jedoch handfeste ideologische und strategi- 
sche Konzepte. Mit Argusaugen schaut man nach Westen, 
respektive über den Atlantik, denn es gilt mit den ökono- 
mischen und modernen Entwicklungen dort zu konkurrie- 
ren und sich im internationalen Wettbewerb zu behaup- 
ten. Entspannter betrachtet man die »Weiten« des Ostens, 
die Terrain für ökonomische und zivilisatorische Expansion 
bieten. Der eigene, grundlegend rassistisch konnotierte 
Überlegenheitsanspruch rechtfertigt hier die Rolle als 
Ordnungsmacht für den kulturellen, wirtschaftlichen und 
politischen Raum Osteuropa. 

Die im Spannungsfeld von Konkurrenz nach Westen 
und Expansion nach Osten angelegte deutsche Europa- 
politik folgt auch in ihrer weicheren Variante raum- und 
machtpolitischen Ambitionen. Der geopolitische Diskurs, 
der Europa als Raum bzw. als Zivilisation konstruiert und 
Deutschland seinen Platz in der Mitte zuweist, behält seit 
dem 19, Jahrhundert Bestand und erfuhr sowohl mit der 
Wiedervereinigung, als auch mit der soeben eingeleiteten 
EU-Osterweiterung neue Belebung. 


Geodeterminismus und Sozialdarwinismus 


Seit dem frühen 19. Jahrhundert entstand in der geogra- 
phischen Wissenschaft die Theorie von der »Natürlichkeit 
von Grenzen und Ländern«'. Ausgehend von einem »kon- 
kreten, einmaligen Idealzustand«, der Kongruenz von Staat 
und Land, d.h. geographischer und politischer Einheit, war 
den Geographen die Aufgabe beschienen, aus den vielen 
möglichen Frankreichs und Deutschlands das eine »geogra- 
phisch sanktionierte« zu entschlüsseln, »welches in der 
Natur der Erde als eine Art Code bereitliegt«. Diesen Geo- 
determinismus zu erkennen, war allerdings kein Leichtes, 
sondern eher ein Wechselspiel von Versuch und Irrtum, von 
der Annahme geleitet, »den natürlichen Eignungsraum 


durch die geschichtliche Bewegung« auszufüllen. Schon 
damals waren der hochgradige Konstruktionscharakter und 
die intellektuelle Schlichtheit des Konzeptes erkannt und 
bloßgestellt worden: »[Für] jeden Staat sind die natürlichen 
Grenzen da [...] wo die Territorialinteressen aufhören.« Die 
ehemalige Hilfswissenschaft Geographie jedoch konnte sich 
auf diesem Wege zur realpolitischen Stichwortgeberin mau- 
sern. 

Um die Jahrhundertwende entsteht die wissenschaft- 
liche Disziplin der Geopolitik, welche nun die bestimmte 
geographische Lage eines Staates zum Ausgangspunkt seiner 
außenpolitischen Interessen macht. Der Staat wird hierbei 
als ein organisches Gebilde beschrieben, das dem Druck des 
in ihm lebenden »Volkes« durch Ausdehnung in den Raum 
nachgeben muss. Geopolitik kann somit als Wegbereiterin 
des sozialdarwinistischen und faschistischen Lebensraum- 
konzeptes gesehen werden. Ein Topoi deutscher Geopolitik, 
welcher seit 200 Jahren von der Patrioten Guthsmuths bis 
Joschka Fischer bemüht wird, ist die so genannte Mittel- 
lage. 


. > 2 3 
»Im Herzen von Europa — welch eine gefährliche Lage« 


Da es den Geographen schwerfiel, eine geographische In- 
dividualität für Deutschland herauszukristallisieren, wur- 
den gerade seine landschaftliche Zersplitterung und eine 
innere, geistige Einheit bemüht, um seine nationale In- 
tegrität herzustellen. Denn »von wirklicher Einheit ließe 
sich nur sprechen, wenn man verschiedene und unterschie- 
dene Dinge, welche sich vereinigen lassen, voraussetze«‘, 
behauptete der Geograph Kapp, und weiter: »Deutschland, 
die Mitte einnehmend von Europa, zeige die vollendete 
Einheit aller sonst in diesem Erdteil vorkommenden Bo- 
denformen« und sei »durch seine Lage zur allseitigen 
Vermittlung geschaffen«. 

So wurde Deutschland, mit einigen Verrenkungen, 
nicht nur geographisch sanktioniert, sondern aufgrund der 
Mittellage auch mit künftigen weltpolitischen Aufgaben 
versehen. Es solle nicht weniger als der »Wortführer [...] im 
Dialog der Völker sein« und »allordnend die Geschicke der 
Welt bestimmen«.’ 

Dass dies nicht nur in der Rolle des ehrlichen 
Vermittlers geschehen solle, macht dann schnell die Aufzäh- 
lung der Gegner klar. Ist es in der einen Argumentation 
England, gegen das als Hauptgegner deutscher überseei- 
scher Weltpolitik eine deutsche Kriegsflotte aufgebaut wer- 
den soll, wird anderswo Russland zum Gegner des »ausbre- 
chenden Weltkampfes« benannt. 

Deutschlands weltgeschichtliche Bestimmung liege 
darin, Russland davon abzuhalten »auch in Mitteleuropa 
die vorherrschende Macht zu werden«. Man müsse daher 
im Verbund mit Österreich den »Orient« erobern, diesen 


»mit germanischen Bildungselementen füllen, europäisie- 
ren [...] und in wahrhaftes Culturland verwandeln«. 

Das Selbstbild Deutschlands als Herz Europas, als Ort 
des Dialoges zwischen Kulturen aus Ost und West geht ein- 
her mit dem Bedrohungspotential dieser geographischen 
Lage und damit, »dass dieser Raum seine Identität stets 
gegen Extreme zu verteidigen habe«.' 

Somit wurden im 19. Jahrhundert die Paradigmen 
zukünftiger Geopolitik festgeschrieben: eine deutsche 
Mittellage und ein wie auch immer definierter Umraum 
»Mitteleuropa«. Dieser zu durchdringende und zu beein- 
flussende Raum, wird in den folgenden Jahren im Zusam- 
menhang mit der Diskussion von Kriegszielen und politi- 
scher Neuordnung verschiedenste Konkretisierungen erfah- 
ren. 


Mitropa - Mehr als ein Speisewagen 


Die Idee eines geeinten mitteleuropäischen Wirtschafts- 
raumes tauchte bereits nach dem Wiener Kongress 1815 auf. 
Sie wurde z.B. von dem Wirtschaftswissenschaftler Friedrich 
List, der sich auch im Ausbau des deutschen Bahnwesens 
engagierte, als eine Zollunion der Kleinstaaten des deut- 
schen Bundes gefordert. Die 1917 gegründete Mitropa 
(Mitteleuropäische Schlaf- und Speisewagen AG) plant 
über 100 Jahre später die wirtschaftliche Expansion 
Deutschlands entlang der Bahnstrecke Berlin-Bagdad und 
unternimmt somit einen ersten Schritt, die deutsche 
Mitteleuropaideologie zunächst infrastrukturell zu füllen. 
Wie kam es zu solcherlei Anwandlungen? Während des 
Ersten Weltkriegs gerät die Landkarte Europas in Be- 
wegung. Es findet eine geopolitische Identitätswandlung 
der deutschsprachigen Zivilisation statt, die das Auftauchen 
von Mitteleuropa-Programmen beförderte." 

Die Vorstellung eines föderalistischen Kerneuropas 
bestehend aus Österreich-Ungarn und dem Deutschen 
Reich, dem sich bei Gelingen weitere Staaten von Skan- 
dinavien bis zur Türkei anschließen könnten, stößt in die 
Bedarfslücke nach neuen geopolitischen Ordnungskon- 
zepten. Sie geht auf den Reichstagsabgeordneten der libera- 
len Fortschrittlichen Volkspartei Friedrich Naumann zu- 
rück. Sein Buch Mitteleuropa wird in der Volksauflage zum 
Renner und 100.000 mal gedruckt. Um den potentiellen 
Partner Donaumonarchie nicht vor den Kopf zu stoßen, 
geht er weniger aggressiv als die Nationalistenverbände und 
Militärs vor und räumt Österreich-Ungarn regionale 
Besonderheiten in Religions- und Verfassungsfragen ein. 
Der Zusammenschluß soll nur in Wirtschafts- und Mi- 
litärangelegenheiten greifen. Der Widerpart seiner Kons- 
truktion ist in den drei »Weltstaaten« England, Russland 
und den USA definiert. Allerdings lässt auch Naumann 
keine Zweifel aufkommen, wer in der neuen Staaten- 
gemeinschaft das Sagen hat: »Und wie jedes Kunstwerk 
bestimmt wird durch den Künstler und den Stoff, so 
erwächst der Großstaat aus der führenden Nation und den 
begleitenden Völkern, aus den Ideen und Sitten der Herr- 
schenden und den Qualitäten der Beherrschten [.. .].« Um 
der K.u.K.-Monarchie die Partnerschaft dennoch schmack- 
haft darzureichen, malen Naumann und andere Mittel- 
europastrategen ein warmes Deutschlandbild: Deutschland 
sei dominant aber missbrauche seine Macht nicht, sei 
bestimmt zu ordnen, sei Wortführer im geschichtlichen 
Dialog der Völker und im Geist der Menschenverbrü- 


derung. Prinz Max von Baden bemüht sich im März 1918 
in einer Denkschrift namens Ethischer Imperialismus, die 
Ablösung Großbritanniens als führende Weltmacht folgen- 
dermaßen zu begründen: »Eine so ungeheure Kraft, wie wir 
sie in diesem Krieg entfaltet haben, muss sich vor der Welt 
ethisch begründen, will sie ertragen werden. Darum müs- 
sen wir allgemeine Menschheitsziele in unseren nationalen 
Willen aufnehmen.« Diese sich zwar humanitär gebaren- 
den, aber zweifelsohne vor nationalem Selbstbewusstsein 
strotzenden und expansionistisch angelegten Konzepte, die 
sich in der wilhelminisch-imperialistischen Weltpolitik aus- 
drücken, schlagen nach dem verlorenen Krieg eher in ein 


Klagelied der kontinentalen Mittellage um. 
Stehaufmännchen Paneuropa 


Als eine Konsequenz aus der Niederlage Deutschlands im 
Ersten Weltkrieg gründet Richard Nikolaus Graf 
Coudenhove-Kalergi 1923 die Paneuropa-Bewegung. An 
die Stelle des Nationalismus setzt der Sohn eines öster- 
reichischen Legaten einen auf den nationalen Vorteil 
bedachten »Europaismus«. Europa bildet für ihn als kultu- 
relle Einheit eines von mehreren Weltreichen. Europaskep- 
tische, allzu nationale Gemüter beschwichtigte er folgen- 
dermaßen: »Darum ist Paneuropa-Politik nationale Politik 
auf lange Sicht. Für den nationalen Deutschen gibt es nur 
zwei Wege, sein Volk aus der Sackgasse, in der es sich heute 
befindet, zu retten: entweder die Vorbereitung eines 
Revanchekrieges gegen seine Nachbarn [...] — oder aber die 
Vorbereitung Paneuropas, das allen Deutschen in Europa 
nationale Unabhängigkeit und Zusammenschluss inner- 
halb einer größeren Föderation gewährleistet.«" Couden- 
hove-Kalergi setzte also auf Denationalisierung und eine 
Aufweichung von Grenzen, um die beste Politik für das 
deutsche Volk als Ganzes durchzusetzen. In der Versöhnung 
Frankreichs mit Deutschland sah er den Schlüssel zur 
Einheit Europas, weswegen sein Entwurf von den Nazis als 
»frankojüdisches« Europakonzept diffamiert wurde. Zwar 
wird die völkische Komponente eines übernationalen 
Zusammenschlusses aller Deutschen in der aktuellen 
Europadebatte nur an Nebenschauplätzen diskutiert, die 
grundlegende Feststellung aber, Europa generell als 
Rahmen für die Durchsetzung nationaler Interessen zu 
betrachten, beweist spätestens mit den Kerneuropakonzep- 
ten der letzten zehn Jahre ihre Aktualität. 

Der Vordenker Coudenlove-Kalergi wurde von deut- 
scher Seite mit Ehrungen wie dem Großen Bundesver- 
dienstkreuz (1955) und dem Europäischen Karlspreis der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft (1966) geehrt. 


Innenansichten aus dem deutschen Dampfkessel 


Nach der Wiedervereinigung und in der Diskussion um die 
Integration der ehemaligen Ostblockstaaten wurde in 
Deutschland ohne zu Zögern an die verschiedenen Pan-, 
Kern- und Mitteleuropakonzepte angeknüpft. Schon Ende 
der Siebziger war in der Diskussion um die Aufstellung von 
»Pershing II«-Raketen in der BRD ein verharmlosendes, 
weil enthistorisierendes Selbstverständnis Deutschlands 
entwickelt worden: Als Frontstaat und Opfer der Mittellage 
zwischen den Blöcken käme ihm eine friedensstiftende, ver- 
mittelnde Aufgabe zuteil. Es wurde ein nostalgischer 
Mitteleuropabegriff in den Mund genommen, der die deut- 


En nn 2 u sel a uni. slanlanene nn 0 en 


) 
20" CENTURY ROCKS 


ANMERKUNGEN 


® Jaques Le Rider, 
Mitteleuropa, Auf den 
Spuren eines Begriffs, 


Wien 1994, 11 


"Ebd., 10. 


® Friedrich Naumann, 
Mitteleuropa, Berlin 


1915, 23. 


® Zit. n. Heiner Möller, 
Eine Laune der 
Geographie, in: iz3w Nr. 
210, Dezember/Januar, 


1995/96, 13. 


" Richard Nikolaus Graf 
Coudenhove-Kalergi, 


zit. n. Schultz, 
Grenzen. 


PHASEZ - 49 


u 
20" CENTURY ROCKS 


ANMERKUNGEN 


" CDU/CSU-Fraktion 
des Deutschen 
Bundestages (Hrsg.): 
Überlegungen zur 
europäischen Politik, 
Bonn 1994, nachzule- 
sen unter: 
http://www.wolfgang- 
schaeuble.de/position- 
spapiere/schaeuble- 
lamers94.pdf. Die fol- 
genden nicht extra 
gekennzeichneten 
Zitate n. eben da. 


"= Joschka Fischer, Quo 
Vadis Europa? In: 
http://www.joschka.de/ 
rsvgn/rs_dok/ 
0,,7106,00.htm 

Alle folgenden nicht 
extra gekennzeichneten 
Zitate n. ebenda. 


" Joschka Fischer, 


Interview, in: FAZ, 
6.3.2004, 9. 


50 - PHASE2 


sche Aggression in den Raumkonzepten des 19. und begin- 
nenden 20. Jahrhunderts sowie die NS-Vernichtungspolitik 
ausblendete. 

Auch in diesem Zusammenhang muss man etwa den 
Titel Die Mitte liegt ostwärts. Die Deutschen, der verlorene 
Osten und Mitteleuropa von Karl Schlögel verstehen, der 
sich in eine Flut von gut verkauften Publikationen über die 
ehemaligen deutschen Gebiete und Vertriebenen reiht und 
Deutschland abermals die Rolle eines kulturellen, wirt- 
schaftlichen und politischen Knotenpunktes im mitteleu- 
ropäischen Raum zuweist. Allerdings wird das deutsch-völ- 
kische Selbstverständnis als überlegene Ordnungsmacht 
mit dem Wissen um die nationalsozialistische Besatzungs- 
und Vernichtungspolitik hier zurückgestellt bzw. erheblich 
nivelliert. 

Der Wunsch kleiner ehemaliger Ostblockländer nach 
Westintegration belebte die Debatte um eine politische 
Neukonzeption Mitteleuropas. Auf den fahrenden Zug 
sprang Deutschland nicht nur auf, es wurde zur Lok. So 
stellten die CDU-Strategen Schäuble und Lamers in ihren 
Überlegungen zur europäischen Politik von 1994 in europäi- 
sierter Form dar, wie auf die traditionelle Geopolitik Bezug 
genommen werden kann:'' »Deutschland hat aufgrund sei- 
ner geographischen Lage, seiner Größe und seiner 
Geschichte ein besonderes Interesse ein Auseinanderdriften 
Europas zu verhindern, durch das es in seine alte Mittellage 
zurückversetzt würde [...].« Mit einer geopolitischen Er- 
pressungsmaßnahme zeigen: die deutschen: EU-Schaffner, 
wie die Entwicklung in Europa zu laufen habe, damit Deut- 
schland nicht zur historischen Wiederholungstat schreiten 
müsse: »Ohne eine solche Weiterentwicklung der (west-) 
europäischen Integration könnte Deutschland aufgefordert 
werden oder aus eigenen Sicherheitszwängen versucht sein, 
die Stabilität des östlichen Europas alleine und in der tradi- 
tionellen Weise zu bewerkstelligen.« 

Die Eingliederung Deutschlands in ein europäisches 
Bündnis erscheint hier als notwendige Maßnahme, um 
ganz Europa vor der möglichen Wiederholung der geopoli- 
tischen Zwänge, die aus der Mittellage resultieren, zu schüt- 
zen. Damit wird einerseits die Mittellage für die Rolle 
Deutschlands im zweiten Weltkrieg verantwortlich ge- 
macht. Gleichzeitig benutzt die CDU/CSU-Fraktion die 
wilhelminische und NS-Option; um sie gegen die europäi- 
schen Partner Deutschlands in Stellung zu bringen. Was 
tatsächlich als Fesselung Deutschlands durch Einbindung 
in europäische Bündnissysteme und Verpflichtungen 
begann, soll laut Schäuble und Lamers als Rahmen für die 
Verwirklichung wieder erstarkter nationaler Interessen fun- 
gieren. Und die liegen ein ums andere Mal im Osten, der 
»als Aktionsraum für deutsche Außenpolitik zurückgekehrt 
ist«. Durch die mittlerweile vollzogene Osterweiterung 
wurde Deutschlands zentrales Interesse an der »Stabilisie- 
rung des östlichen Europas« auf europäischer Vertragsebene 
durchgesetzt. 

In der Beurteilung der deutschen historischen Mission 
stehen die Visionäre Europas den Ideen ihrer historischen 
Vorgänger in nichts nach, wenn sie in Deutschland »eine 
besondere Verantwortung für die Integrierung des östlichen 
Teils Europas sehen«. 

Auch Joschka Fischer machte in seiner im Mai 2000 an 
der Humboldt-Universität gehaltenen Rede »Quo vadis Eu- 
ropa?« noch einmal klar, wie wenig sich an den Paradigmen 


deutscher Ostpolitik geändert hat.'” Aufgrund der Mittel- 


lage und den wirtschaftlichen Ressourcen in den östlichen 
Beitrittstaaten müsse Deutschland zum »Anwalt einer zügi- 
gen Osterweiterung« werden, denn diese »liegt gerade für 
Deutschland im obersten nationalen Interesse«. Zudem sei 
sie »eine einmalige Chance, unseren über Jahrhunderte 
kriegsgeschüttelten Kontinent in Frieden, Sicherheit, 
Demokratie und Wohlstand zu vereinen«. 

Wie auch schon Coudenhove-Kalergi sahen die deut- 
schen Eurostrategen eine Einigung mit Frankreich als 
Vorraussetzung für die institutionelle und politische 
Weiterentwicklung und Festigung der Europäischen Uni- 
on. Damit wurde die Idee eines harten »Kerns« neu aufge- 
legt, von dem aus Europapolitik gedacht, initiiert, vorange- 
trieben und durchgesetzt werden soll. 

Im Gravitationsraum des Zentrums befinden sich 
Staaten in unterschiedlich hohen Abhängigkeiten, die sich 
kerneuropäischen Kriterien nicht unterordnen können 
oder wollen und denen, wie es nach der Entscheidung 
Polens für eine Unterstützung der USA im Irakkrieg 
geschehen ist, aufgrund einer eigenständigen Entscheidung 
die Rolle des Störers im Integrationsprozess zugewiesen 
wird. 

In die luftigsten Höhen der Identitätsbildung konnte 
sich die aktuelle Kerneuropadiskussion heraufschwingen, 
als mit dem Irakkrieg das Feindbild USA auf der Bildfläche 
auftauchte. Was bisher auf der institutionellen Ebene verei- 
nigt wurde, sollte nun auf der Ebene der Identitätsbildung, 
insbesondere durch die ‚Konstruktion einer gemeinsamen 
Vergangenheit, geeint werden. Laut Habermas und Derrida 
sei das wiedergeborene »Old Europe« aus der gemeinsamen 
Erfahrung des Holocaust im Gegensatz zu den USA zu 
moralischen Grundlagen der Politik zurückgekehrt. Dies 
zeige sich besonders in der erhöhten Sensibilität für 
Verletzungen der persönlichen und körperlichen Integrität. 
Mit der Europäisierung des Holocaust löst sich Deutsch- 
land von geschichtspolitischen Beschränkungen und wan- 
delt die modifizierte Vergangenheitserinnerung zu einer 
Triebkraft für eine extralegitimierte »Zivilmacht Europa«. 

Die Bemühungen, Europa als friedliebenden, zivilisier- 
ten Widerpart zu zeichnen, mündeten bisher immer in An- 
tislawismus, Antiamerikanismus oder antienglischen Res- 
sentiments. Schon Friedrich List hatte seine Zollunion 
gegen die »ungebändigte Finanzmacht« Großbritanniens 
ins Leben gerufen. Coudenhove-Kalergi grenzte das konti- 
nentale Paneuropa vom überseeischen Imperialismus 
Englands ab. 

Interessant ist jedoch auch, dass trotzdem die Verquick- 
ungen kontinentaler Interessen mit den im Gegensatz dazu 
als imperialistisch definierten Interessen der jeweiligen 
Hegemonialmächte selbstverständlich sind. Zeigte die 
BRD trotz ihrer Kriegsgegnerschaft ein reges Interesse am 
Aufbau des Nachkriegsiraks, so sah auch Coudenhove- 
Kalergi durchaus die Vorteile einer britischen »extensiven 
Kulturmission«. 


Alter Westen und Neuer Osten 


In der aktuellen Furopadiskussion, die wohl zu aller erst 
von Außenminister Fischers jüngsten Ausführungen zur 
»strategischen Dimension Europas« angestoßen wurde, 
scheinen sich die Prämissen nur zum Teil geändert zu 
haben. »Kleineuropäische Lösungen greifen nicht mehr, die 
Bedingungen haben sich verändert«, lässt nun Fischer, im 
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Jahr 2000 noch eifriger Verfechter des Kerneuropakonzep- 
tes, verlauten. Peter Glotz stimmt ihm zu, dass angesichts 
der Österweiterung das Konzept von Frankreich und 
Deutschland als europäische Motoren nicht mehr realisier- 
bar sei. Dass dieser Wandel mehr die Begrifflichkeit denn 
das Konzept betrifft, zeigt schon der Entwurf der EU- 
Verfas-sung. Die entwirft auf militärischer Ebene erneut die 
Kon-zeption einer kerneuropäischen Zusammenarbeit und 
versucht so der ohnehin gängigen deutsch-französischen 
Praxis eine formalen Rahmen zu geben. 

Aufgrund der Antihegemonialreflexe besonders in den 
osteuropäischen Staaten scheinen für Fischer wie für Glotz 
jetzt allerdings offenere Begrifflichkeiten kerneuropäischer 
Konzeptionen funktionaler zu sein. So sprechen sie heute 
von »Gravitation«, was eine »strukturierte Zusammenar- 
beit« einiger voranschreitender Staaten in bestimmten Be- 
reichen bedeutet und bereits im Schengenabkommen und 
der Eurozone verwirklicht ist. 

Dennoch ist die Kritik an Fischers vermeintlicher Auf- 
gabe des Kerneuropakonzeptes groß, stellte es doch noch in 
den Verhandlungen über die EU-Verfassung eine wirksame 
Drohung dar, als hegemonialer Kern voranzuschreiten, 
wenn nicht alle auf Linie zu bringen seien. 

Im Vorgriff auf einen EU-Außenministerposten, so eine 
Spekulation des Nachrichtenmagazins Der Spiegel’, ent- 
wirft Fischer lieber »wuchtige Gedankengebäude« eines 
Visionärs, anstatt Deutschlands Mission für die Welt in 
Form von auswärtiger Kulturpolitik, Außenwirtschafts- 
politik und Menschenrechtspolitik voranzutreiben. 

Der 11. September als Ausdruck der Bedrohung durch 
den weltweiten Terrorismus ist für Fischer das Datum, an 
dem klar geworden, wie sehr Europa »die strategische 
Dimension von Krieg und Frieden« abginge.'“ Er konkreti- 
siert dies folgendermaßen: Angesichts des neuen Terroris- 
mus sei auf eine »kontinentale Dimension globaler Kon- 
fliktlösung« zu setzen. 

Mit dem in der EU-Verfassung verankerten Instru- 
mentarium der »neuen Nachbarschaftspolitik« soll durch 
eine verstärkte Anbindung von Weissrussland, Moldau, 
dem Balkan und den Maghrebstaaten an die Wirtschafts- 
und Sicherheitspolitik der EU geostrategische Sicherheits- 
politik betrieben werden. Damit würde man der »strategi- 
schen Dimension europäischer Verant-wortung« gerecht. 
Die europäische Verankerung der Türkei gilt Fischer darü- 
ber hinaus als »strategische Brücke in einer Konfliktstruktur 
des 21. Jahrhunderts«. 

Der Nahe und Mittlere Osten soll zu einem weiteren 
neuralgischen Punkt kontinentaler Konfliktlösung werden, 
deren Gelingen laut Fischer von der wachsenden Bedeu- 
tung der EU ausgeht. Mit einer »gemeinsamen« Nahost- 
politik wünscht er, das transatlantische Verhältnis zu erneu- 
ern, die Dialogfähigkeit mit Amerika herzustellen und 
Europa als mit den USA konkurrierende Größe aufs globa- 
le Parkett zu führen. Allerdings wird mit einem umfassend 
angelegten Modernisierungskonzept der amerikanischen 
Nahostpolitik ein weicheres, vermittelndes Alternativ- 
modell entgegengestellt. »Jetzt dämmert auch jenseits des 
Atlantiks die Erkenntnis, dass ein stärkeres Europa gut für 
Amerika ist. Die Rekonstruktion des Westens ist für eine 
positive Gestaltung der Globalisierung und die Gefahr des 
neuen Terrorismus von entscheidender Bedeutung.« 

In Abgrenzung zum militärischen Kampf der USA 


gegen den Terrorismus wird ein Stabilisierungskonzept ent- 
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worfen, welches an den »Wurzeln des Terrorismus« ansetzen 
soll. Durch die Anbindung der Region mit Hilfe von 
Sicherheitsabkommen und wirtschaftlicher Assoziation, 
sollen Armut und Unterdrückung überwunden werden. Im 
Gegensatz zur Unterstützung Israels von Seiten der USA 
entwerfen zuvorderst deutsche und französische EU-Politi- 
ker eine europäische Einflusszone, die bis an die Konflikt- 
staaten Israel, Iran und Irak reichen soll. Nach den An- 
schlägen von Madrid deutet die EU-Verfassungspolitik 
Polens und Spaniens daraufhin, dass die Rolle Europas als 
»Friedensmacht« mit größerer europäischer Geschlossen- 
heit vertreten wird. 

Ein wenig schärfer formulieren dieses neu auszulotende 
Verhältnis zu den USA Werner Weidenfeld und Josef 
Janning vom Centrum für angewandte Politikforschung 
(CAP) in einem Strategiepapier der Bertelsmann-For- 
schungsgruppe. Der 11. September wird für sie, scheinbar 
nicht ohne pragmatische Schadenfreude, zu einer histori- 
schen Zäsur, an der Europa die Chance bekommt, aus dem 
Schutz der nun selber bedrohten USA herauszutreten. Als 
strategischer Partner kann Europa nun zeigen, dass es »zu 
den wenigen Produzenten von Ordnung zählt«. Sie sind 
überzeugt, Europa hat Zivilmacht, auch dann, wenn sich 
die Europäer nicht ausschließlich als zivile Macht definie- 
ren. 

Selbst wenn das Denken einer Macht »Europa« und 
Deutschlands innerhalb dieser in seinen Dimensionen 
über die Jahrhunderte relativ flexibel zu sein scheint, so 
sind doch gewisse Strukturen im (deutsch-)europäischen 
Denken immer wieder reaktiviert worden. Die Betonung 
eines »zivilen« Machtanspruchs definiert sich in Abgren- 
zung zu der jeweils hegemonialen Weltmacht, wobei in da- 
maligen Konzepten das imperialistische England die Rolle 
der heutigen USA ausfüllt. Die expansive Dimension legi- 
timiert sich seit der Wiedervereinigung über die Verant- 
wortung für stabile Verhältnisse in den angrenzenden 
Gebieten und zeigt ihre Wandlungsfähigkeit im Prozess 
der EU-Osterweiterung bis hin zu den aktuellen Befrie- 
dungskonzepten. Mit der Rede von einer »kontinentalen 
Dimension globaler Konfliktlösung« wird erneut auf die 
Idee eines zivilisatorischen Raumes Bezug genommen. 

Die Rede vom Bedrohungspotential der deutschen 
Mittellage hat sich mit der Erweiterung der EU in 
Richtung größer angelegter Befriedungskonzepte verscho- 
ben. Als besonders relevante weil gefährdete Territorien 
werden nicht mehr Russland oder die osteuropäischen Sta- 
aten, sondern vielmehr der Nahe- und Mittlere Osten so- 
wie der Balkan definiert. 

Ausgehend von einem Kern, den noch immer das in der 
EU hegemoniale Deutschland mitbildet, scheint der Radius 
der Europäisierung, bzw. europäischen Durchdringung 
damals, wie auch in der aktuellen Debatte beliebig erwei- 
terbar und der »Raum Europa« den jeweiligen machtpoliti- 
schen Möglichkeiten der europäischen Stichwortgeber 
anpassbar. 


IRENE SEDOW und GERHARD CERNI 
Die Autoren sind Mitglieder der Antirassistischen 
Gruppe Leipzig. 
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Europa macht man nicht mit links 


KRITIK DES AUFRUFES DER BERLINER GRUPPE »KRITIK UND PRAXIS« UND 
»POSTPESSIMISTIN« ANLÄSSLICH DER EUROPA-DEMO VOM 30. APRIL 2004 


eine Betonung notwendig. Auch wenn die europäi- 

sche Integration als ein Projekt angelegt ist, das vor- 
erst den Status einer mit den USA ebenbürtigen Welt- 
macht nur beansprucht, ist die Realität doch mehr als nur 
vom Setzen weitreichender Zielmarken gekennzeichnet. 

Mit unterschiedlichen Konjunkturen, letztendlich aber 
doch stetig fortschreitend, werden die drei Grundsäulen 
der Europäischen Union — die ökonomische, rechtliche 
und politische Integration — ausgebaut. Insbesondere nach 
dem Irak-Krieg ist dieser Prozess mit einer vorher nicht da 
gewesenen Intensität identitätspolitischer Diskurse ver- 
knüpft. »Wer jetzt nicht begreift, dass [...] vieles auf Europa 
zuläuft, der wird es nie begreifen«, so heißt es in einem pro- 
grammatischen Papier der SPD-Bundestagsfraktion.' Und 
wirklich, es vergeht hierzulande kein Tag, an dem nicht 
über die Bedingungen und Möglichkeiten eines europäi- 
schen Nationalbewusstseins geforscht, sinniert, geredet und 
geschrieben wird. Europa sei im »Wissen und Denken [zu] 
verankern«, damit die Menschen bereit sind, »für die ge- 
meinsame Zukunft Mühen und Kosten auf sich zu neh- 
men«. So das Motto der deutschen Altphilologen bei ih- 
tem diesjährigem Jahrestreffen. Wenn eine qua Berufsstand 
verstaubte Wissenschaftsspezies wie diese zur Zielvorstel- 
lung »europäische Identitätsbildung« findet, dann muss 
jene hierzulande bereits eine Art intellektuelles Konsens- 
programm sein. 

Die Dichte der gegenwärtigen euronationalistischen 
Diskurse zeigt an, dass wir uns in einer Hochphase der 
Konstitution einer europäischen Großmacht befinden. Auf 
der Identifikationsebene wurde Europa nie mehr gemacht 
als heute. Gerade deshalb verdient es von linker Seite den 
schärfsten antinationalen Protest. 


I- uropa ist bereits. Das klingt banal und doch scheint 


Bündnispolitik 


Insofern standen wir dem Anliegen der Gruppe Kritik und 
Praxis aus Berlin, am Vorabend der offiziellen EU-Ost- 
erweiterungsfeiern eine europakritische Demonstration zu 
veranstalten, sehr offen gegenüber. Gerne hätten wir mit 
der Gruppe und anderen interessierten politischen Initiati- 
ven über die, angesichts der Realität, notwendige Schwer- 
punktsetzung einer Protestaktion diskutiert. Allein das war 
nicht möglich. 

Die KP hat sich — wie leidlich aus Zeiten revolutionä- 
rer 1. Mai-Demonstrationen der Vorgängerorganisation 
AAB bekannt — damit abgefunden, dem linken Publikum 
kurz vor dem Aktionstermin einen Aufruf und damit die 
inhaltliche Prämissen vor die Nase zu setzen. Die kann man 
dann mit einer symbolischen Unterschrift unter Plakat 
und/oder Aufruf, die nicht viel über den wirklichen Stand 
der Aus-einandersetzung sagt, unterstützen — oder auch 
nicht. 

Nimmt man an, Ziel einer Kampagne mit Demonstra- 
tionshöhepunkt ist es, gerade im Vorfeld potentielle Bün- 


dnispartnerInnen von der Wichtigkeit der eigenen Inhalte 
zu überzeugen und den Gegenstand sowie seine spezifische 
Kritik auf die Agenda auch anderer linker Gruppen zu set- 
zen, dann ist die gegenwärtige Praxis ziemlich fruchtlos. 
Der Raum für eine wirkliche Diskussion existiert nicht. 

Durch die Praxis des bloßen Abnickens eines Aufrufs, 
werden nur diejenigen gesammelt, die sich eh im eigenen 
Gruppendunst bewegen und diejenigen, die es nicht so 
genau wissen wollen. Widersprechende oder abweichende 
Positionen haben nur noch die Möglichkeit, ihre Sicht der 
Dinge durch das linke Nischenmedium ihrer Wahl darzu- 
stellen. Ebenso üblich ist es mittlerweile auch, mit der Kri- 
tik an der Kritik zur Demo zu reisen.’ 

Besser, als gar nicht mehr miteinander reden zu wollen. 
Nur geht es bei einer Demonstration um eine öffentliche 
Kritik. Insofern ist es nicht das schlechteste, wenn mit einer 
gewissen inhaltlichen Geschlossenheit nach außen getreten 
wird. Die frühzeitige Vermittlung der eigenen Gruppen- 
position an andere Gruppen stünde einem pluralistischem 
Kuddelmuddel entgegen. Stossrichtung und argumentative 
Überzeugungskraft einer Aktion ließen sich so um einiges 
steigern. Vorausgesetzt man weiss was man will. 

Nach der Lektüre des Aufrufs von KP und Postpes- 
simistIn‘ kommen diesbezüglich Zweifel auf. Denn die in 
der beschriebenen Bündnispolitik angelegte praktische 
Unmöglichkeit einer gemeinsamen Positionsfindung, kor- 
respondiert keinesfalls mit einer inhaltlichen Stringenz, der 
man es aus pragmatischen Gründen nachsehen würde, dass 
sie sich nicht bei anderen ums gemeinsame Handeln müht. 
Im Gegenteil. Auf der inhaltlichen Ebene böte der Aufruf 
die Grundlage für ein Bündnis, das so breit wäre, dass nicht 
mehr klar wäre, für was es steht. So drängt sich der 
Verdacht auf, dass die mangelnde Vermittlungstätigkeit der 
Berliner Vorbereitungsgruppe gegenüber anderen dezidiert 
europakritischen Gruppen, auch dem politischen Willen 
geschuldet ist, auf der Ebene der öffentlichen Repräsenta- 
tion eine weitgehende Anschlussfähigkeit im linken 
Bewegungsspektrum zu demonstrieren. 


Kapitalistische Konkurrenz oder alternative Weltord- 
nung? 


Für die KP ist die Europäische Union »Ausdruck des gro- 
ßen Falschen und damit Ziel unserer Kritik«.” Das klingt 
zunächst nach sattsam bekannter antikapitalistischer Rhe- 
torik. Vor allem begründet es noch nicht, warum der 
Ansatz der Kritik gerade am Gegenstand der EU ansetzt. 
Nicht viel präziser als linke Analyseraster a la »Junge 
Linke«, wodurch alle gesellschaftlichen Entwicklungen auf 
die immergleichen »Bewegungsgesetze des Kapitals«° run- 
tergebrochen werden und mit der Benennung des staatli- 
chen und kapitalimmanenten Charakters der europäischen 
Integration, die Notwendigkeit zur Kritik weitgehend 
begründet scheint, erklärt auch die KP: »Die EU ist nicht 
Gegner neoliberaler Globalisierungspolitik, sondern vor 
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allem Akteur.« 

Im Aufruf wird diese Zuschreibung mit der Rolle Euro- 
pas bei der Schaffung von Freihandelszonen, dem Liberali- 
sierungsprojekt europäischer Binnenmarkt und den sozial- 
politischen Anpassungsmaßnahmen, insbesondere der 
Osterweiterungsstaaten, an die gegenwärtigen Standards 
der Kapitalverwertung belegt. Die unter dem Begriff »Neo- 
liberalismus« subsumierten Phänomene lassen sich nicht 
von der Hand weisen. Schnell wird allerdings deutlich, dass 
die begriffliche Nähe des KP-Aufrufs zu Attac & Co eine 
inhaltliche Entsprechung hat. Die EU wird als Agent des 
weltweiten Neoliberalismus zum Ziel der Agitation. Spezi- 
fische Gründe, warum eine Linke gegen die entstehende 
EU-Macht Widerstand leisten sollte, werden durch die 
vorangestellte Ableitungslogik von vorneherein entwertet: 
Als »Sachwalterin von Kapitalinteressen im globalen Maß- 
stab« wird ihre Entstehung und ihr Handeln anderen neo- 
liberalen Projekten tendenziell gleichgemacht. 

Wie die USA und Ostasien müsse auch die EU als nor- 
maler Bestandteil einer aus den »Fragmentierungsprozessen 
des globalisierten Kapitalismus« entstehenden Triade, wel- 
che den anderen Blöcken in Konkurrenz entgegentritt, an- 
gesehen werden. 

Die Betonung des Allgemeinen wird bei der Ver- 
klärung oder Auslassung des Spezifischen unscharf bis 
falsch. Im KP-Aufruf wird dies explizit: »Die unterschied- 
lichen Varianten dieser weltweiten Konkurrenz haben 
mehr mit politischer und militärischer Macht als mit un- 
terschiedlichen Philosophien zu tun.« Das ganze ideologi- 
sche Programm der europäischen Aufholjagd, das sich aus 
Geschichtskonstruktionen ableiteten der »Friedensmacht 
Europa« über den »ehrlichen Makler« im Nahen Osten bis 
hin zur Selbststilisierung als sozialpolitischen Widerpart 
des amerikanischen »Shareholder-Kapitalismus« reicht, 
wird hier zu einem ideologischen Anhängsel, ohne eigene 
Qualität erklärt. In dem Versuch, Europa auf den Begriff 
des Neoliberalismus zu bringen, wird der aggressive Kurs 
der Europäer in Richtung Weltgeltung verniedlicht. 

Problematisch ist diese Sichtweise schon deshalb, weil 
sie die bereits existierenden Unterschiede der alternativen 
Weltordnungskonzepte nicht beachtet. Betrachtet man die 
Sicherheitsstrategie der Europäer (ESS), so wie sie auf dem 
Gipfel der EU-Staaten im Sommer 2003 in Thessaloniki 
beschlossen wurde, dann fällt die weitreichende Identität 
mit der US-amerikanischen Sicherheitsdoktrin auf.” Als 
Legitimation für die weltweite und nötigenfalls auch 
präventive Intervention werden, neben geostrategischen 
Interessen an der Sicherung von Energieexporte für die 
europäische Wirtschaft, ebenso Bedrohungsszenarien wie 
der internationale Terrorismus, die Verbreitung von Mas- 
senvernichtungswaffen und das Auseinanderfallen staatli- 
cher Systeme, angeführt. Auch die Verpflichtungen zur 
Aufrüstung und Effektivitätssteigerung des Militärpoten- 
tials markieren keinen Unterschied. 

Doch dabei bleibt es nicht. Die ideologisch begründe- 
te Stossrichtung gegen die »amerikanische Weltunord- 
nung« wird deutlich, wenn die Europäer die Stärkung einer 
»normengestützten Weltordnung« sowie ihre vermeintliche 
» Tradition des Multilateralismus« betonen. »So wie die Eu- 
ropäische Union eine neuartige Formation auf der Welt- 
bühne darstellt, wird auch ihre Außenpolitik einen neuen 
Charakter aufweisen. 


Was im Kommentar einer regierungsnahen Institutio- 


nen als zentraler Unterschied der Sicherheitsstrategien her- 
ausgestellt wird, ist mehr als nur das Allgemeine eines ethi- 
schen Imperialismus des Westens. »Wir brauchen eine ge- 
nuin europäische Vision des Völkerrechts, die ein leuch- 
tendes Beispiel geben kann«, forderte der Menschenrechts- 
experte Philip Alston auf der Gründungskonferenz der 
European Society of International Law im Mai diesen 
Jahres.” Die Aufholjagd der europäischen Gegenmacht ver- 
bindet sich mit einem moralischen Impetus, der sich deut- 
lich gegen die amerikanischeVormacht wendet und auf die 
ideologische Anschlussfähigkeit der Peripherie setzt. 

Die jüngste Vergangenheit europäischer Außenpolitik 
zeigt darüber hinaus, dass Traditionen deutscher und fran- 
zösischer Machtpolitik Konfliktbewertungen und strategi- 
sche Optionen in hohem Maße mitbestimmen. Anfang der 
neunziger Jahre war dafür sowohl die nach völkischen 
Kriterien vollzogene Balkanpolitik Deutschlands, als auch 
die Afrikapolitik Frankreichs an Hand kolonialer 
Traditionslinien bezeichnend.' Heute wird der Unter- 
schied zwischen den Konkurrenzmächten im Nahen und 
Mittleren Osten besonders deutlich. 

Die EU ist hier seit Jahren um eine strategische 
Partnerschaft mit den Ländern der Region bemüht. »Die 
Araber ziehen diesen Ansatz dem aus Washington vor«', 
schreibt die FAZ. Der Unterschied zwischen den USA und 
Europa liegt nach den Worten des deutschen Außenmini- 
sters darin, »ob [...] eine kooperative oder eine konfronta- 
tive Perspektive gegenüber dem arabisch-islamischen Kri- 
sengürtel« eingenommen wird." Die Differenzen im »Nah- 
ost-Quartett« bei der Ausarbeitung eines Friedensplans für 
Israel und die palästinensischen Autonomiegebiete ver- 
deutlichten dies zweifelsfrei. Während die EU sich auch 
gegenüber terroristischen und antisemitischen Organisa- 
tionen wie der Hamas kooperationsbereit zeigte, setzte die 
amerikanische Seite in viel stärkerem Maße auf das Selbst- 
verteidigungsrecht Israels und die Ausschaltung des 
Terrors, als Voraussetzung für eine friedliche Zweistaaten- 
lösung. Auch mit der finanziellen Unterstützung der Paläs- 
tinensischen Autonomiebehörde durch die EU zeichnen 
sich die unterschiedlichen Ansätze in der Nahost-Politik 
ab. Dass im europäischen Bestreben, rund um das Mittel- 
meer eine Freihandels- und Einflusszone zu verwirklichen, 
nicht nur das ökonomische Nutzenkalkül das politische 
Handeln bestimmt, ist offensichtlich. Neben dem geostra- 
tegischen Ziel, weitgehend unabhängig von den USA, eine 
regionale Sicherheitsstruktur zu verwirklichen, werden ent- 
sprechende Schritte auch von anderen ideologischen Fa- 
ktoren beeinflusst. Vom offensichtlichen Antiamerikanis- 
mus über die Spielarten des europäischen Antisemitismus 
bis zur deutschen Geschichtspolitik. 

Die Homepage des Auswärtigen Amtes titelt ihre Sei- 
ten, die sich mit der Nahostpolitik befassen mit dem Mot- 
to: »Gerade Deutschland ist moralisch verpflichtet, dafür 
einzutreten, dass Juden und Palästinenser in Sicherheit le- 
ben können.«'” Die europäische Gegenmachtkonzeption 
enthält somit auch einen Schuss hybrider Avantgardean- 
sprüche der Deutschen, die sich aus schuldabwehrender 
und instrumentalisierender Erinnerungspolitik speisen. 


Antiamerikanismus und Antisemitismus 


Im KP-Aufruf wird einer spezifisch ideologischen Kom- 


ponente der europäischen Machtwerdung kein besonderer 


Stellenwert eingeräumt. 

In der parolenartigen Kennzeichnung des in Europa zu 
bekämpfenden Gegenstandes tauchen »Standortnationa- 
lismus«, »Europäische Identität«, »vielfältige Formen des 
Rassismus« und des besagten »europäischen Neoliberalis- 
mus«, nicht aber Antisemitismus und Antiamerikanismus 
auf. 

Dass das europäische Projekt auf der Abgrenzung ge- 
genüber den USA fußt, wird auch von der KP geteilt. Es 
ge-lingt ihr aber nur zum Teil, die »Geburt Europas« aus 
der Abgrenzung von Negativ- und Feindbildkonstruktio- 
nen zu beschreiben. Auf die stereotype Entgegensetzung 
von Zivilität und Kriegtreiberei, von wohlfahrtsstaatlicher 
Tradition und »Wildwest-Kapitalismus« wird zwar verwie- 
sen, allerdings wird dies nicht in die Geschichte und Ge- 
genwart eines kulturellen deutsch-europäischen Antiameri- 
kanismus eingebettet. 

»Der linksliberale Jürgen Habermas, unterstützt von 
Jacques Derrida, propagierte die »Wiedergeburt Europas«, 
in der die Europäer ihre politische und kulturelle Identität 
erleben sollen. Weil auch ein Philosoph in Verlegenheit 
gerät, das kollektive und spezifisch Eigene der konkurrie- 
tenden Nationen unter erschwerten Bedingungen der 
gleichförmigen kapitalistischen Produktion zu bestimmen, 
hilft ihm das probate Mittel, einen starken Gegner zu nen- 
nen, dem man militärisch wie wirtschaftlich ohnehin un- 
terlegen ist und der deshalb besonders gut schmiert.« 

Der Antiamerikanismus, den die KP Deutschland und 
Europa attestiert, ist nur »Mittel«, nicht folgenreiche und 
potentiell sich vom ökonomischen Nutzen abkoppelnde 
Ideologie. So ist es zwar richtig, den europäischen An- 
spruch, die internationalen Beziehungen zu verrechtlichen, 
als Versuch der Auflösung der amerikanischen Hegemonie 
zu beschreiben. Allerdings ist die Sache nur mit der Be- 
schreibung des instrumentellen Charakters nicht umfas- 
send erklärt und ignoriert dazu noch, dass dem sowohl 
zweck- als auch wertrational bestimmten Ziel, europäische 
Einflusszunahme über Völker-Verrechtlichung zu errei- 
chen, auch eine Reihe klassischer, kultureller Ressentiments 
zur Seite gestellt werden. Dass Deutschland und Europa für 
die Menschenrechte eintreten, ist nicht zufällig, sondern 
geht auf den traditionell antiamerikanischen Diskurs zu- 
rück, der bereits Anfang des 20. Jahrhunderts Moral und 
Kultur gegen Interesse stellte.'* Die Gleichsetzung der USA 
mit Materialismus, Machtpolitik und ihre Stilisierung zur 
»Heimat des Mehrwerts« ist bis heute in Europa aktuell. 
Dem steht die europäische Angst zur Seite, der hiesige 
Werte- und Kulturpool könnte von »amerikanischer De- 
kadenz« überschwemmt werden. Wenn Habermas in sei- 
nem Plädoyer für eine europäische Geschichtsbetrachtung 
die postfaschistischen Staaten des Kontinents und seine 
ehemaligen Kolonialmächte mit Verweis auf römisches 
Recht und Code Napoleon daran erinnert, dass sie nicht nur 
die BegründerInnen, sondern auch die ursprünglichsten 
BewahrerInnen von bürgerlich-urbanen Lebensformen, 
Demokratie und Menschenrechten sind und zudem eine 
»moralische Konkurrenz« zu Amerika einfordert, dann ist 
dies nicht nur Ausdruck eines »probaten Mittels« für die 
angestrebte »Balance of Power«, sondern vielmehr noch 
Anzeichen für die Lebendigkeit einer großen Portion anti- 
amerikanischen Dünkels in Europa." 

Der Unterbelichtung des Antiamerikanismus korre- 
spondiert eine Wahrnehmungsschwäche der Bedeutung 


des Antisemitismus für die europäische Identitätsbildung,. 
Dabei müsste bekannt sein, dass in Europa antisemiti- 
sche und antizionistische Einstellungen das Meinungsbild 
breiter Bevölkerungskreise durchziehen.'‘ In der EU exi- 
stieren traditionelle judenfeindliche Ressentiments neben 
schuldabwehrenden antisemitischen Reflexen. Hinzu 
kommt der Judenhass eines großen Teils der migrantischen 
Communitys.” Die Bedrohung für Juden in Europa war 
lange nicht so groß wie heute. Die heimliche und offene 
Kollaboration europäischer Institutionen mit islamischen 
Gruppen in Nahost'* ist dabei auf der selben ideologischen 
Ebene gelagert, wie das ständige Drängen offizieller euro- 
päischer Vertreter und Medien in Richtung Israel, doch 
einzusehen, dass Selbstmordanschläge genauso falsch wie 
gezielte Tötungen der israelischen Armee sind. Neben sich 
offen judenfeindlich offenbarenden Attacken aus der 
Bevölkerung versteckt sich die EU-offizielle Variante des 
europäischen Antisemitismus oft hinter menschenrechtli- 
chen und zivilem Engagement. So erfolgte die Nicht- 
Veröffentlichung einer Studie über den europäischen 
Antisemitismus mit der Begründung, dies könne antiarabi- 
sche und antimoslemische Tendenzen in Europa stärken." 


Geschichtspolitik 


Nicht nur der Antisemitismus taugt der KP nur zur 
Randnotiz. Die Herausarbeitung des besonderen Interesses 
der Deutschen an europäischen Geschichtskonstruktionen 
vermisst man gleichfalls. Durchaus richtig wird die 
europäische Perspektive einer gemeinsamen Geschichts- 
konstruktion beschrieben: 

»Geschichte als europäische ist ein Potpourri ruhmrei- 
cher oder lehrreicher Taten von der Französischen Revolu- 
tion bis Auschwitz, die gleichermaßen schnurstracks im 
frohen Fortschrittsglauben, aber mit Bedacht, verdünnt 
werden. Was sich dieser Chemie nicht fügt, ist zum Bösen 
des Totalitarismus destilliert, dem Kommunismus und 
Nationalsozialismus eines Stoffes sind.« 

Dass Deutschland das größte Interesse daran hat, sich 
mit solch einer Konstruktion aus den Beschränkungen der 
Nachkriegszeit zu befreien, wird von der KP nicht benannt. 
Dem spezifisch instrumentellen Umgang der Deutschen 
widmen die Berliner in ihrem Aufruf einen Satz: »Ganz im 
Sinne des historical backspin faselt Joseph Fischer da von 
KZs [im Bezug auf menschenrechtlich daherkommende 
Kriegsbegründungen in Europa — d.A.] und beschwört ein 
»Nie wieder Auschwitz« «. An dieser Stelle scheint der Auf- 
ruf nur unaktuell. Im selben Sinnzusammenhang heißt es 
dann aber: »Von den lukrativen Nebengeschäften im Irak 
will er [Fischer — d.A.] nichts wissen.« 

Die Ideologie sei nur aufgesetzt, um das eigentliche 
ökonomische Interesse zu verdecken. Um sich in Deutsch- 
land von der Schuld der Vergangenheit lösen zu wollen, 
dazu braucht es aber keine Handelsbeziehungen mit Bag- 
dad. Dafür reicht die Melange aus Opferbewusstsein und 
neuem Größenwahn völlig aus. 

Aktuelle Dimensionsverschiebungen in der deutschen 
Geschichtspolitik, wie die Veränderung von einer schuld- 
abwehrenden Verleugnungs- zur Erinnerungsgemeinschaft 
im Gewand einer gesamteuropäischen Gesprächstherapie, 
kommen im KP-Aufruf nur in oben zitierter Unschärfe vor. 
Zwar wird die historische Gleichsetzung von Französischer 
Revolution, europäischer Kolonialgeschichte und Shoah 
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kritisiert, die spezifisch deutsche »Opfer«-Rolle innerhalb 
der Normalisierungsdiskurse der letzten Jahre werden aber 
nicht betrachtet. Gerade den Deutschen ist es über die Dis- 
kussion einer europäischen Geschichte« möglich, die bri- 
tischen und amerikanischen Alliierten als die Verursacher 
des »Zivilisationsbruchs Dresden« anzuklagen, die Ge- 
schehnisse von Stalingrad unter der Opfer und Täter 
gleichmachenden Rubrik »Grausamkeit des Krieges« zu 
subsumieren und in der Vertreibung der Volksdeutschen 
ein dem Holocaust ebenbürtiges Verbrechen zu sehen.” Im 
europäischen Geschichtswinkel ist deutsche Schuld mehr 
als abgegolten. Die Europäisierung ermöglicht Deutsch- 
land somit eine Form der Schuldabwehr auf neuem 
Niveau.’ 


Ökonomische Interessen Deutschlands 


Bei so viel Ignoranz gegenüber dem spezifisch deutschen 
Interessen an einer EU-Macht wundert es nicht, dass auch 
der ökonomische Hauptgewinner nur schlaglichtartig auf- 
taucht. »Gerade in den geografisch angrenzenden Ländern 
Deutschland und Österreich, die am meisten von der Ost- 
erweiterung profitieren, werden nationalistische Simmun- 
gen gegen die Erweiterung stärker«. Ansonsten macht die 
KP die kapitalistische Durchdringung der EU zur Sache 
»westeuropäischer Konzerne«. Das ist nicht völlig falsch 
aber auch nicht richtig. 

Schon lange war klar, dass die Europäische Union nicht 
zum Schaden des deutschen Kapitals eingerichtet wird. Ge- 
rade die EU-Osterweiterung zeigt, dass Deutschland seine 
ökonomische Führungsposition in Europa ausbaut und 
dies mehr bedeutet als Kapitalgewinne. In der FAZ freut 
sich der EU-Parlamentarier der CDU, Elmar Brok: »Das 
Handelsvolumen der EU mit den zehn Beitrittskandidaten 
ist inzwischen größer als mit den Vereinigten Staaten. Der 
deutsche Anteil daran beträgt 45 Prozent. Wir verdienen 
zur Zeit an den Beitrittskandidaten. Es muss festgehalten 
werden, dass der ökonomische Nutzen [...] enorm ist.«? 
Durch die Einbindung ganzer osteuropäischer Wirt- 
schaftszweige in eine von deutschen Konzernen organisier- 
te Arbeitsteilung erwachsen Abhängigkeiten, die letztend- 
lich auch die politische Souveränität der betroffenen Sta- 
aten mindern. 

Der deutsche Botschafter in Belgrad fordert die serbi- 
sche Regierung auf, ihre Entscheidung, das größte Stahl- 
werks des Landes nicht an deutsche Interessenten, sondern 
an die meistbietenden amerikanischen Anbieter zu verkau- 
fen, rückgängig zu machen und droht bei Zuwiderhand- 
lung mit einer Zurücknahme des in Serbien bereits wirt- 
schaftlich entscheidenden deutschen Investitionsaufkom- 
mens.” 

Leicht vorstellbar werden die möglichen politischen 
Folgen der deutschen Kapitalexpansion auch bei der Be- 
trachtung des Zeitungswesens in ost- und südosteuropäi- 
schen Ländern. Bis zu 80 Prozent der dortigen Zeitungs- 
titel werden von deutschen Kapitaleignern vertrieben.” Als 
das tschechische Parlament die Forderung nach Aufhebung 
der Benes-Dekrete zurückwies, reagierten viele Kommen- 
tatoren des deutsch dominierten Zeitungsmarktes in Tsche- 
chien mit beißender Kritik auf die »Prager Anmaßung«.” 
Auch wenn die deutschfreundliche Berichterstattung heut- 
zutage seltener auf direkten Manipulationsdruck zurückzu- 
führen ist, wird doch klar, dass die Besitzverhältnisse bei der 


Meinungsfindung nicht vollkommen unerheblich sind. 
Nicht zuletzt sollten kritische Stimmen aus Polen aufhor- 
chen lassen, welche die Verquickung von Kapitalexport 
und politischer Einflussnahme Berlins in Anspielung auf 
Konzepte deutscher Geopolitik als »Drang nach Osten« 
bezeichnen, der einer Kolonialisierung gleiche.” 

Zweifelsohne, mit der Osterweiterung der EU gelingt 
Deutschland die Schaffung eines Hinterhofes und damit 
die Verwirklichung eines Ziels, mit dem es in zwei Welt- 
kriegen scheiterte. Die gebetsmühlenartige Wiederholung 
der Phrase, der NS-Nachfolgestaat hätte seine Lehren aus 
der Vergangenheit gezogen, hat also durchaus einen realen 
Kern. 


Fazit 


Der Aufruf der KP und PostpessimistIn ist nur bedingt für 
die Kritik der Gegenmacht Europa geeignet. Indem beide 
Gruppen versuchen, die europäische Integration und die 
europäische Außenpolitik auf den analytischen Begriff des 
»Neoliberalismus« zu bringen, verfehlen sie eine kenn- 
zeichnende Beschreibung der europäischen Konstellation. 
Damit gelingt es aber auch nicht, zu begründen, warum 
sich Linke gerade jetzt und warum überhaupt, gegen dieses 
Europa wenden sollte. Hauptkritikpunkt bleibt ein allge- 
meiner Neoliberalismus, dem alle Phänomene in einer Art 
Zweck-Mittel-Relation untergeordnet sind. So scheint die 
Kritik an der europäischen Identität äußerst halbgewalkt 
und beliebig. Nimmt man den analytischen Bausatz ernst, 
könnte man sich demnächst auch der Agitation gegen die 
Nordamerikanische Freihandelszone widmen. Der Ansatz 
der KP ist nicht ein sich gegenwärtig massiv Bahn bre- 
chender europäischer Nationalismus, der sich in seiner 
Verwirklichungsphase aus dem Fundus kolonialer, völki- 
scher, antiamerikanischer und antisemitischer Ideologien 
bedient, noch geht es ihr darum, den besonderen deut- 
schen Beitrag und Gewinn an diesem Projekt in den Fokus 
der Kritik zu rücken. Somit wird auch ein neues, ideolo- 
gisch aufgeladenes Destruktionspotential in der Weltpolitik 
nicht gesehen. Stattdessen sieht Berlin jedoch die 
Möglichkeit mit der globalisierungskritischen Bewegung 
gemeinsame Sache zu machen: 

»Voraussetzung für den erfolgreichen Kampf gegen den 
europäischen Neoliberalismus und die vielfältigen Formen 
des Rassismus ist eine Internationalisierung der Kämpfe. 
Aufgabe der Linken hier ist es daher auch, Bündnisse mit 
der oft schwachen Linken in Osteuropa zu knüpfen. Einen 
Anfang dieser Zusammenarbeit gab es anlässlich der 
Proteste gegen IWF und Weltbank in Prag [...] Ende April 
gibt es eine internationale Mobilisierung gegen ein Treffen 
des WEF in Warschau.« 

Spätestens hier beißt sich die Katze in den Schwanz. Mit 
ihren positiven Bezügen auf ein »soziales und ziviles Eu- 
ropa«, mit ihren antisemitischen und antiamerikanischen 
Inhalten gehört die globalisierungskritische Bewegung zu 
den GeburtshelferInnen einer euronationalistischen Iden- 
tiät.” Mit solchen BündnispartnerInnen kann man Euro- 
pa nicht kritisieren, machen allerdings schon. 
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Good bye, Gramsci! 


WIE DEN NO-GLOBALS IHR TAFELSILBER GENOMMEN WIRD 


eute ziert Gramscis Vokabular nicht nur sozialde- 

mokratische Regierungserklärungen sondern 

auch die Publikationen der Nouvelle Droite. Aber 
gerade auch die Hoffnung der internationalistischen Lin- 
ken, die globalisierungskritische Bewegung, kommt nicht 
mehr ohne dieses aus: In den Erklärungen von Porto 
Alegre bis nach Florenz wird die »US-amerikanische 
Hegemonie« angeklagt und Strategien für erfolgreiche 
Einflussnahme der NGO’s in der Zivilgesellschaft ent- 
worfen. Von daher ist eine Auseinandersetzung mit 
demjenigen notwendig, der diese Begriffe einführte oder 
nachhaltig prägte. Es soll aufgezeigt werden, weswegen 
das Gramscianische Konstrukt der Hegemonie nicht zur 
Kritik des Bestehenden taugt und gerade durch seine 
Konstitution zu einer Analyse des Bestehenden führt, die 
der der No-Globals enstspricht, aber das Bestehende 
nicht transzendiert.' 


Die Erlebniswelt gramscianischer Prägung 


Die Neue Linke geriet bereits früh in die Krise: Basis und 
Überbau spielten nicht so recht ineinander, das revolu- 
tionäre Subjekt wollte einfach nicht so recht seine histo- 
tische Mission antreten. Daher begab man sich eifrig auf 
die Suche nach »unabgegoltenen« TheoretikerInnen. An- 
tonio Gramsci aus der Kommunistischen Partei Italiens 
erschien in einem besonders günstigen Licht, denn die 
kritische, nicht gerade orthodoxe Linke konnte ihn 
bequem zitieren, ohne direkt den anstößigen Geruch des 
Stalinismus auszuströmen. Es schien, dass er den alten, 
kommunistischen Parolen von der Eroberung des Staates 
noch einen kulturrevolutionären Habitus verleihen 
könnte. Sein Ansatz wich von den ökonomistischen 
Deutungsmustern ab und versuchte, der damals aufzie- 
henden Barbarei keine fatalistische Hoffnung auf ein 
bestimmt gutes Ende der Geschichte sondern ein Ringen 
um die Hegemonie entgegenzusetzen. Diverse Rezepti- 
onsrichtungen breiteten sich gerade Anfang der neunzi- 
ger Jahre aus und dies weit über Spektren hinaus, die sich 
der Emanzipation der Menschen verpflichtet fühlten. 
Seine societa civil, die wohl meist mit dem schillernden 
Begriff Zivilgesellschaft übersetzt wird, wurde das 
Eintrittsbillet zur Marxologie auf der akademischen 
Spielwiese. Verstand Lenin den Staat noch als »ein Organ 
der Klassenherrschaft, ein Organ zur Unterdrückung der 
einen Klasse durch die andere« > tritt bei Gramsci mit der 
Zivilgesellschaft zur repressiven noch eine konsensuale 
Seite hinzu. Kurz gefasst stelle sie »das Ensemble der 
gemeinhin »privat« genannten Organismen, und diejeni- 


gen der politischen Gesellschaft oder des Staates«’ dar, 
also all jene Strukturen, die befähigt seien, die öffentliche 
Meinung zu beeinflussen. So obliege ihr die höchst wi- 
dersprüchliche Aufgabe, die Gesellschaft vom Staate zu 
trennen, als auch beide zu verbinden.‘ Das ließ sie auf- 
grund ihrer Konstitution zum »Ort sozialer und politi- 
scher Auseinandersetzungen« werden. 


Des Pudels Kern 


Der überzeugte Sarde hatte die Rätebewegung Italiens 
scheitern schen, was ihm langsam dämmern ließ, dass der 
gewaltförmige Zwang des Staates zwar von Nöten, aber 
nicht ausreichend sei, um die Stabilität zum beruhigten 
Regieren zu gewährleisten. Um Herrschaft aufrechtzuer- 
halten, sei der Konsens der Regierten notwendig, welcher 
nun einmal in den lichtenen Sphären der Zivilgesell- 
schaft hergestellt werden würde. In diesen Sphären tobe 
erst einmal der Kampf um die Hegemonie. Grundsätz- 
lich meint er nicht mehr als die »geistige und moralische 
Führung« einer Klasse. Diese Führung reproduziere sich 
nun im Alltagsverstand der Massen, was praktisch durch 
die geschickte Auslegung von Ideologien durch die bür- 
gerliche Klasse geschehen würde; denn diese seien »prak- 
tische Konstruktionen, Instrumente politischer Füh- 
rung«.’ Vollziehe sich nun die ideologische Hegemonie 
einer Klasse, fasse sich diese mit den subalternen Klassen 
zu einem »historischen Block«' zusammen, welcher dann 
im Staat als hegemonialem Kräfteverhältnis kondensiert. 
Daher schafft Gramsci auch formelhaft Klarheit über die 
Verortung der Zivilgesellschaft: »Staat = politische 
Gesellschaft + Zivilgesellschaft, das heißt Hegemonie, 


gepanzert mit Zwang.« 
Gramsci im Schützengraben 


Noch ganz vom Stahlgewitter des Ersten Weltkrieges 
beeindruckt, welches die Menschen dazu zwänge, »sich in 
gemeinsamen Leiden und im gemeinsamen Widerstand 
in außergewöhnlichen Lebensformen gegenseitig zu 
schätzen« und »eine größere Aufrichtigkeit und eine 
engere Annäherung an das Menschsein im »biologischen« 
Sinne«!’ mit sich brächte, entwickelte er sein Modell vom 
Bewegungs- und Stellungskrieg. Die Oktoberrevolution 
hätte einfach auf die Eroberung des Staates abzielen kön- 
nen, da die gesellschaftliche Hegemonie der herrschen- 
den Klasse bedingt durch das Fehlen der Zivilgesellschaft 
im Osten nicht hätte hergestellt werden können. Ihre 
Führung wäre nur durch den Zwang des Staates möglich 
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' Diese Abhandlung ist 
sich der historischen 
Spezifik bewusst, denn 
Nation und Arbeit waren 
in der damaligen, ‚kom- 
munistischen’ 
Bewegung gängige 
Kategorien. Dennoch 
sind sie bei Gramsci 
maßgeblich und werden 
von seinen heutigen 
Adepten meist kritiklos 
übernommen. 
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gewesen, ein zügiger Bewegungskrieg hätte ausgereicht, 
um sie aus dem Weg zu räumen. Im Westen würde aber 
unter anderen Bedingungen Krieg gespielt, denn trotz 
der Räteblüte sei die Herrschaft der Bourgeoisie gesichert 
gewesen. Denn hier war der Staat »nur ein vorgeschobe- 


Volk-Nation«' könne letztlich die Hegemonie vorberei- 
ten und nur eine Verwurzelung in der Nation und im 
Volk könne gewährleisten, dass eine »national-populäre 
Revolution« vom Stapel gelassen werde, die letztlich 
die einzige sei, die nicht das Scheitern in sich trage. Die 


»WER ABER VERSUCHT, NUN IN DIESEM VERHÄLTNIS DEN SCHULDIGEN 
IN EINER KLASSE AUSZUMACHEN, NÄHRT DAS RESSENTIMENT UND MUSS 
DEN ANTISEMITISCHEN WAHN VIELLEICHT NOCH IN DIMITROFFSCHER 
»KLARHEIT: DEM FINANZKAPITAL IN DIE SCHUHE SCHIEBEN.« 


ner Schützengraben, hinter welchem sich eine robuste 
Kette von Festungen und Kasematten befand«". Die 
fröhliche Kunde von der europaweiten Ausrufung der 
Räterepubliken sei nur deshalb so früh verstummt, weil 
es versäumt worden wäre, hegemonial in der Zivilgesell- 
schaft zu werden. Nun solle in einem lang anhaltenden 
Stellungskrieg langsam jede Kasematte und jeder Fes- 
tungsring dem Klassenfeind abgetrotzt werden, um end- 
lich mittels der gesellschaftlichen Hegemonie Einzug im 
Winterpalais halten zu können. Die Neue Linke konnte 
aufatmen, nun wurde ihr Zeit eingeräumt und ihrem 
Marsch durch die Institutionen eine theoretische Krücke 
angeboten. Zudem schillert der Begriff der Hegemonie 
damals wie heute ansprechend: Er bietet die Möglichkeit, 
selbst im bürgerlichen Lager Differenzen aufzuspüren 
und politische Strömungen in ihrem Kräfteverhältnis 
entsprechend zu analysieren. Immanent ist ihm aber die 
Reduzierung gesellschaftlicher Prozesse auf ihr politisches 
Gewand. Folgt man der Gramscianischen Bestimmung 
des Begriffs, muss dieser blinde Flecken in der Kritik der 
ihn nutzenden Kader nach sich ziehen, wo eine Kritik der 
Politik, am Fetisch und dem Wahn beginnen sollte. 


Wollt Ihr den ethischen Staat? 


Gramscis Erringung der Hegemonie zielt letztlich auf die 
Eroberung des Staates. Staatlichkeit ist damit der Fix- 
punkt für gegenhegemoniale Bewegungen. Denn er er- 
teilt der Abschaffung des Staates eine klare Absage: Es sei 
doch offenkundig, dass »eine Gesellschaft nur in einem 
Staat existiert, der der Ursprung und das Endziel jeden 
Rechts und jeder Pflicht ist und der die Gewährleistung 
für die Permanenz und den Erfolg einer jeden sozialen 
Aktivität bildet«'?. Revolutionär würde sich die Unter- 
ordnung des Zwanges des Staates unter den Konsens der 
Zivilgesellschaft auswirken, was zu einem ethischen Staat 
führe, einem »Staat ohne Staat«'’. Da »der Citoyen nur als 
Nationalstaatsbürger [...] und die bürgerliche Gesell- 
schaft allein in der Form der Nation«' zu haben ist, ge- 
winnt auch diese bürgerliche Verkehrsform einen enor- 
men Stellenwert im Denken dieses Parteikommunisten. 
Das Projekt des ethischen Staates setzt nämlich den 
»nationalen Konsens durch die Vermittlung kultureller 
Werte von Seiten der Intellektuellen auf die Arbeiter« 
voraus. Da eine freie Assoziation der Individuen mittels 
Gramscis leninistischer Konzeption von der Erziehung 
der Massen nicht herzustellen ist, muss diese ebenso in 
die Kritik geraten. Nur kursorisch kann hier angemerkt 
werden, dass das Organische in seiner Konzeption des 
Intellektuellen einen wesentlichen Teil einnimmt. Nur 
»diese Gefühlsverbindung zwischen Intellektuellen und 


Nationalisierung des Proletariats markiere so eine Haupt- 
aufgabe der Ingenieure der Revolution, der organischen 
Intellektuellen. 


Wer anderen eine Grube gräbt... 


Gerade wenn es bei Gramsci um den Entwurf einer post- 
kapitalistischen Gesellschaft geht, der nur negativ zu 
machen ist, wird man beständig daran erinnert, dass 
dann Schluss sei mit den »parasitären Unproduktiven«'. 
Spätestens hier sollte einem dämmern, dass sich in 
Gramscis Kopf diejenigen Gedanken ausbreiteten, die 
bereits Marxens Tisch im Kapital mit »metaphysische[n] 
Spitzfindigkeit[en]«'” bereicherten. Wäre man gutgläu- 
big, hätte man erleichtert aufatmen können, als Gramsci 
den zivilgesellschaftlichen Konsens neben die staatliche 
Repression als notwendigen Bestandteil von Herrschaft 
stellte. Es wäre ja denkbar gewesen, hier wolle jemand 
dem Proletariat die verfolgende Unschuld nehmen. Aber 
weit gefehlt: Indem Gramsci dem faschistischen Theo- 
retiker Pareto”° in machiavellischer Tradition in der Defi- 
nition der Ideologie als bewusst geformtes Instrument ei- 
ner Klasse folgt, ist es schon abgemacht, dass er bürgerli- 
che Verkehrsformen affırmieren muss. Die Hegemonie 
der bürgerlichen Klasse erhebt sich aber nicht auf Grund 
ihrer geschickten Konstruktion von Weltanschauungen, 
denn ihre Ideologie wurde nie gewusst. Vielmehr ist sie in 
der Struktur dieser Gesellschaftsordnung angelegt, was 
auch die Fixierung auf eine Klasse aufheben muss. Das 
Kapitalverhältnis ist zwar nur als Widerspruch zwischen 
dem konstanten und dem lebendigen Teil des Kapitals 
möglich, aber der Fetischcharakter der Ware ist nun mal 
kein Ausdruck irgendeines Kräfteverhältnisses, sondern 
liegt diesem zu Grunde. Wird die kapitalistische Produk- 
tionsweise mit dem Messer der Kritik nicht entsprechend 
zerlegt, dann können sich ArbeiterIn und KapitalistIn 
noch so unversöhnlich gegenüberstehen, das wohlklin- 
gende Scheppern der Münzen in ihren Taschen und die 
sich vor ihnen erhebende Macht der Dinge, wird sie 
beide zur Exekution der Selbstverwertung zwingen. 


Der Untergang des proletarischen Morgenlandes 


Konstituiert sich nun der Tausch der Waren, ist die logi- 
sche Konsequenz der Souverän, welcher die Freiheit und 
Gleichheit der Charaktermasken sichert. Staatlichkeit ist 
damit kein freies Kampffeld, sondern die notwendige 
Entsprechung des Kapitals, sein »politisches Verhältnis«'. 
Gramsci konstruiert ein Konfliktfeld, in welchem der 
Kampf um Emanzipation unmöglich durchgeführt, 


geschweige denn »erfolgreich« abgeschlossen werden 


könnte. Die Institutionen, die sich in der Zivilgesellschaft 
erheben, fordern als Konsequenz der Etablierung die 
Einhaltung der Spielregeln, bestimmt auch die Natio- 
nalisierung, d.h. die Sorge um das Gemeinwohl, die Ab- 
straktion vom Individuellen. Die Hegemonie kann hier 
nicht hergestellt werden, sie ist längst strukturell gesi- 
chert. Wer aber versucht, nun in diesem Verhältnis den 
Schuldigen in einer Klasse auszumachen, nährt das Res- 
sentiment und muss den antisemitischen Wahn vielleicht 
noch in dimitroffscher Klarheit: dem Finanzkapital in 
die Schuhe schieben. Dies zeigt aber schon beständig das 


Scheitern auf, wenn versucht wird, den Antisemitismus 


Verwurzelung voran und fordert: »Kulturdifferenzen [...] 
können nur erhalten bleiben oder neu entstehen in Ge- 
meinwesen, die in ihrer Reproduktion selbstbestimmt 
und bis zu einem gewissen Grade autonom sind.«“ Wer 
diese Autonomie und damit die Differenz gefährdet, 
müsste eigentlich nicht ausgesprochen werden: Die »neo- 
liberalistische Globalisierungspolitik der amerikanischen 
Hegemonialmacht«”. Denn schließlich wird Hegemonie 
nicht nur innerhalb eines Staates sondern auch innerhalb 
der Gemeinschaft der Staaten hergestellt. Den USA sei es 
hier »durch die Implementation ökonomischer, sozialer 
und kultureller Elemente der amerikanischen Gesell- 


»WEM AN DER STAATEN- UND KLASSENLOSEN WELT- 
GESELLSCHAFT GELEGEN IST, SOLLTE MIT ALLEM BRECHEN, WAS IM 
GEGEBENEN HEGEMONIAL WERDEN KÖNNTE.« 


mittels eines Kräfteverhältnisses zu analysieren. Auch der 
eherne Gegenhegemon, die Arbeiterbewegung, war dage- 
gen nicht gefeit, ganz im Gegenteil, ihr zelebrierter My- 
thos von der Arbeit, die Abspaltung des Kapitalisten vom 
Produktiven ermöglicht(e) den Eintritt hin zum antise- 
mitischen Wahn. Wer nun nach Gramscianischer Weise 
das Scheitern dieser Bewegung in ihrem mangelnden 
Finfluss am nationalen Konsens oder in der fehlenden 
Verwurzelung sucht, der kritisiert am Faschismus auch 
nicht sein barbarisches Wesen, sondern muss zeigen, 
»dass selbst im Faschismus nicht alle Impulse der Revo- 
Jution verloren gingen«*. Wer also der volksgemein- 
schaftlichen Zurichtung »die Linderung der sozialen 
Probleme durch eine neuartige staatsdirigistische Züge- 
lung der kapitalistischen Gewinne und ihre Umvertei- 
lung [...] wie auch [...] die durch öffentliche Aufträge 
verminderte Arbeitslosigkeit«” zu Gute hält, zeigt, dass 
das Streben nach Hegemonie bestenfalls beim »radikalen 
Reformismus< eines Joachim Hirsch endet, aber wohl 
eher den Hass auf ‚Bonzen« und andere »Schmarotzer: an- 
feuert. 


Der hegemoniale Schurkenstaat 


Fine eigenständige Behandlung der Transformation der 
Theorie Gramscis in die heutigen, neogramscianischen 
Strategien wäre erforderlich. Hier kann allerdings nur ein 
kurzer Ausblick gewährt werden. Gramstci blieb in gewis- 
sen Regungen ambivalent. So hielt er gerade wegen seiner 
ideologischen Schnittstellen an den Mindeststandards des 
Liberalismus fest, meinte, dass »jede Ideologiekritik [...] 
‚rechts orientiert« [sei], [die] jene aus der Französischen 
Revolution hervorgegangenen Ideale en bloc zu eliminie- 
ten«“ versuche. Viele seiner heutigen Adepten finden sich 
in ihrem Kampf für den entsprechenden Gegenhegemon 
auch mit anderen Bündnispartnern zu Recht und folgen 
so dem organisch-nationalen Anteil des Werkes Gram- 
scis. »Gegen das Argument, dass ökonomische Gleichheit 
- die man besser als Chancengleichheit definieren sollte — 
die Kulturdifferenzen platt machen würde, ist anzufüh- 
ten, dass sie im Gegenteil, durch das heute bereits er- 
reichte Ausmaß des durch die großen Konzerne erzwun- 
genen Freihandels, platt gewalzt werden«”. Die Neo- 
gramscianerin Kebir schreitet klar als Verteidigerin der 


schaft direkt in das Alltagsleben der Völker«* gelungen, 
diesen den Eigensinn zu nehmen und die neoliberale In- 
vasion vorzubereiten. In dem Wust neogramscianischer 
Strategien zur Brechung der neoliberalen Hegemonie be- 
geistert sie der europäische Gedanke:” Nun entstünde ein 
neues Gebilde, welches die Nationalstaaten internationa- 
listisch verbinde und schließlich, wenn die »kalte Mitte«” 
überwunden sei, endlich einen neuen, gegenhegemoni- 
alen historischen Block bilden könne. Nach den düsteren 
Jahren können auch ergraute, neogramscianische 
Antiimperialisten wie ein Frank Deppe wieder herzlich 
jubeln, der »Schurken-Weltmacht«” ein neues Vietnam 
im Völkerfrühling und »ein friedliches, ein soziales und 
ein demokratisches Europa«” als Gegenpart wünschen. 
Letztlich konstruieren sie an der neuen, europäischen 
Identität fleißig mit, allerdings in ihrem Radius auf die so 
genannte globalisierungskritische Bewegung beschränkt”. 
Die Repräsentanten des Vereinigten Europas, die diese 
europäische Identität dann tatsächlich »hegemonial« wer- 
den lassen, benötigen heute keine alten Herren, die mit 
Marx-Zitaten eine peinliche Minute des Schweigens auf 
jedes Bankett zaubern. Und was sollen Menschen, die der 
Emanzipation auf die Sprünge helfen wollen, mit einem 
Theoretiker anfangen, der eine Klasse formieren möchte, 
»die sich selbst zur Kunst des Regierens erziehen«“ will, 
was letztlich auf die »Schaffung des Sozialstaates der 
Arbeit und der Solidarität«” hinauslaufen soll. Wem an 
der staaten- und klassenlosen Weltgesellschaft gelegen ist, 
sollte mit allem brechen, was im Gegebenen hegemonial 
werden könnte. Eine populäre Revolution wäre das Alte, 
beständig vorgeschichtlich Gleiche und führte wohl eher 
zur Einschränkung bis Aufhebung jeglichen, emanzipato- 
rischen Potentials. Die Erkenntnis, dass das Begreifen all- 
gemein werden müsste, um Revolution zu ermöglichen, 
ist doch eine Binsenweisheit. Aber dafür benötigt man 
keinen Antonio Gramsci. 
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Go straight to Hell 


STATT AUS DER GEWALT DER AUFKLÄRUNG GEBOREN GELTEN 
IN DER KRITIK AN ISRAEL DIE BÜRGERLICHEN GESELLSCHAFTEN ALS 
NATÜRLICHE VOLKSSTAATEN 


eder als die israelischen Luftstreitkräfte Scheich 
W Jassin seinen sehnlichsten Wunsch erfüllten und 

ihn ins Jenseits beförderten, noch als sie vier 
Wochen später dem Ansinnen seines Nachfolgers Rantisi — 
»| prefer Apache« — nachgaben, war Freude über den Tod 
der fanatischen Judenhasser zu vernehmen. Statt dessen 
war dies den Israelfeinden von Ramallah bis Rom, von 
Bagdad bis Berlin willkommener Anlass, »das Tor zur 
Hölle« (Rantisi) aufzustoßen und ihren Ressentiments frei- 
en Lauf zu lassen. Ob nun Kofi Anan die vextralegale 
Hinrichtung« oder Syriens Diktator Assad einen »verbre- 
cherischen Akt« verurteilte, ob amnesty international oder 
Hamas von einem »feigen Attentat« faselte, ob das 
Europäische Parlament einen »Akt des Terrors« oder die 
palästinensische Autonomiebehörde einen »Akt des Staats- 
sterrorismus« verdammte — einig war und ist man sich 
darin, dass Israels Kampf gegen die fanatischen Judenhas- 
ser diese erst recht zu ihren Taten anstachelt. 

Hinter der vorgeschobenen Befürchtung, dass »alleine 
die Hamas in dem Machtvakuum gewinnt« (FR) bzw. 
»Jassins gewaltsamer Tod [...] auch gemäßigte Palästi- 
henser in falsche Solidarität« zwingt« (WELT), verbirgt 
sich nicht nur eine völlige Verkennung des Antisemitis- 
mus, der noch nie äußerer Gründe bedurfte, um zur Tat 
zu schreiten. Vielmehr signalisiert die Zwanghaftigkeit, 
dem Morden Gründe unterzuschieben, ein unheimliches 
Einverständnis mit den Taten; eine Zustimmung, welche 
die Islamisten im Allgemeinen und die Palästinenser im 
Besonderen getrost als Aufforderung zum Weitermorden 
verstehen dürfen. Der alten Parole gemäß, »Wo Unrecht 
herrscht, wird Widerstand zur Pflicht«, fühlen sie sich 
berufen, es nicht bei diplomatischen Drohungen zu be- 
lassen, sondern ihren »totalen Krieg gegen Israel und 
seine Existenz« (Rantisi) fortzusetzen. Auch Großbritan- 
niens Außenminister Straw kann sich endlich als guter 
Europäer präsentieren, indem er Israels targeted killings 
verurteilt: »Diese so genannten gezielten Tötungen wi- 
dersprechen internationalem Recht und sind nicht zu 
rechtfertigen.« Die europäische Einigung vollzieht sich 
als Formierung gegen die USA und Israel; die Arbeitstei- 
Jung zwischen Europa und den Islamisten stabilisiert 
sich. 

Deutschland gefällt sich in der europäisch-arabischen 
Front gegen Israel einmal mehr als scheinbar ganz unpar- 
teiischer Vermittler. Die Rolle des übergeordneten Drit- 
ten, in der man sich in der moralischen Gewissheit des 
geläuterten Täters zum Richter aufspielen kann, dient 
aber nur dem einen Wunsch - selber über Israel zu Ge- 
ticht zu sitzen: »Das Opfer Jassin, fast blind und quer- 
schnittsgelähmt, war in ganz besonderem Maße wehrlos. 
Die Tötungsmethode — Beschuß aus Hubschraubern - ist 
[..] geradezu systematisierte Heimtücke [...] Die Regie- 


rung Israels handelte hier als Ankläger, Richter und Hen- 


ker in einem, was elementarer Rechtsstaatlichkeit wider- 
spricht. Todesstrafe ohne Verfahren auf Verdacht, mag er 
noch so stark sein, ist staatlicher Lynchmord.«' 

Den Kampf Israels gegen seine erklärten Todfeinde 
unter Kategorien des Individualstrafrechts zu subsumie- 
ren und Israel des »staatlichen Lynchmordes« zu bezichti- 
gen, dient keineswegs irgendeiner Wahrheitsfindung, 
sondern illustriert bloß die Anmaßung, Grundfragen ge- 
sellschaftlicher Existenz in juristische, moralische und po- 
litische Urteile zu übersetzen; eine Übung, bei der sich 
die Deutschen in ihrer Vergangenheitsbewältigung be- 
sondere Qualifikationen erworben haben. Die Voll- 
streckung des Urteils gegen den »Unrechtsstaat« über- 
lässt man dann gerne der Hamas. Was treibt die europäi- 
schen Freunde des »Friedens« so schlafwandlerisch an die 
Seite derjenigen, die zum »totalen Krieg gegen Israel und 
seine Existenz« (Rantisi) aufrufen? Was bringt die selbst 
ernannten Liebhaber des Rechtsstaates so in Rage, dass 
sie ihre eigene Grundlage vergessen: das Gewaltmonopol 
des Staates - um dessen Etablierung es in »Palästina« 
doch erst noch geht? Was treibt die Anhänger des starken 
Staates dazu, die »gezielten Tötungen« nicht als legitime 
Selbstverteidigung eines Staates zu werten, sondern als 
»Staatsterrorismus«? Israels Praxis der Liquidierung glü- 
hender Antisemiten, deren Vernichtungsideologie die im 
religiösen und nationalen Wahn unmündig Gehaltenen 
zum suicide bombing antreibt und diesen »privatisierten 
staatlichen Vernichtungsaktionen« (Gerhard Scheit) die 
höheren Weihen verleiht, außerhalb des Rechtskontextes 
zu stellen und nicht als legitimen Ausdruck des Rechtes 
eines Staates auf Selbstverteidigung zu werten, wider- 
spricht dermaßen eklatant der eigenen historischen Kon- 
stitution als Staat und bürgerliches Subjekt, dass mehr 
dahinter stecken muss als übliche Diplomatie. 

Der diskrete Antizionismus erlaubt sich heutzutage 
durchaus, Israel »ein Existenzrecht«, gelegentlich gar ein 
»Recht auf Selbstverteidigung« einzuräumen. Der Gestus 
der Großzügigkeit, mit dem dieses Recht zugestanden 
wird, sowie die Tatsache, dass dies Recht überhaupt 
Erwähnung findet, als stünde es irgendwie zur Dispositi- 
on, erweist dieses Gerede als Lippenbekenntnis. Nie wer- 
den Israels Militäroperationen als realer Ausdruck dessen 
begriffen, was im Begriff der Souveränität liegt, sondern 
immer als Willkür und Grausamkeit dargestellt. Antizio- 
nismus heute wird nicht müde, Bekenntnisse zum allge- 
meinen Recht auf Israels Existenz abzugeben und verur- 
teilt doch immer seine konkrete Politik. Was die Staats- 
fetischisten im Allgemeinen und die Deutschen im Be- 
sonderen in diesen Widerspruch treibt, ist kein logischer, 
sondern Ausdruck der Vorstellung, die man sich von der 
wahrhaften Legitimität eines Staates macht. Wo man sich 
ganz und gar dem Irrsinn der völkischen, das heißt sub- 
stantiellen Legitimation von Staatlichkeit verschrieben 
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hat, ist Israel, weil es im Begriff des Volksstaates nie auf- 
gehen kann, immer nur »unnatürliches Gebilde«. Denn 
als Staat aller in der Welt wegen ihrer Zuschreibung zum 
Judentum Verfolgten gerinnt die israelische Gesellschaft 
nie zu einer homogenen Gemeinschaft im Sinne völki- 
scher Ideologie. Sie muss qua Konstitution bürgerliche 
Gesellschaft bleiben, das heißt sie muss ihre Synthesis in 


Rechtsfall zu lösen. Das Recht, so schreibt Benjamin 1921 
in seinem Essay Zur Kritik der Gewalt, in dem er die 
Möglichkeit zur revolutionären Gewalt jenseits des Rechts 
nachweist, anerkennt »in der nach Ort und Zeit fixierten 
‚Entscheidung: eine metaphysische Kategorie«‘. Metaphy- 
sische Kategorie bleibt die Entscheidung, also die Präten- 
tion des Rechts, ein richtiges, gerechtes Urteil zu fällen, 


»DER DISKRETE ANTIZIONISMUS ERLAUBT SICH HEUTZUTAGE 
DURCHAUS, ISRAEL »EIN EXISTENZRECHT« GELEGENTLICH GAR EIN »RECHT 
AUF SELBSTVERTEIDIGUNG« EINZURÄUMEN«. 


abstrakter Vermittlung konstituieren und kann nicht ihr 
Heil in der Vernichtung von Vermittlung suchen — genau 
daran also sich nicht beteiligen, was Ziel und Zweck jedes 
Antisemiten ist: die Repräsentanten dieser Vermittlung 
zu vernichten, um so direkt in der Volksgemeinschaft 
(also dem individuellen Tod) aufzugehen. 

Legitimität, der Glaube an den Staat des Gemein- 
wohls, der »wir« alle sind oder zu sein hätten, ist der über- 
sinnliche Maßstab, auch »gesundes Volksempfinden« ge- 
nannt, an dem der Antizionist die Legalität Israels relati- 
viert. Wenn Israel die führenden Islamfaschisten? Paläs- 
tinas beseitigt, dann handelt es sich um eine extralegale 
Aktion eines Staates in ihren Augen deshalb, weil es Israel 
als wirklichen, also substantiell legitimierten Staat gar 
nicht gibt. So dienen die ewigen Verhandlungen über die 
konkrete Ausübung der israelischen Staatsgewalt lediglich 
dazu, die allgemeine Illegitimität Israels vorzuführen. Was 
immer auch die deutschen »Freunde« Israels, bekanntlich 
alles andere als prinzipiell der staatlichen Gewalt kritisch 
gegenüber eingestellt, an Israel scheinbar konkret bemän- 
geln, gemeint ist immer seine Konstitution als solche. In 
ihrer »Sorge um Israel« (Joseph Fischer) camoufliert sich 
der Drang, Israel zu bevormunden, zu entmündigen und 
jenen auszuliefern, die offen seine Vernichtung propagie- 
ren. Wo sich die Ideologen des alten Europa den insgeheim 
gehegten Wunsch, den Staat der Juden auszulöschen, nicht 
eingestehen mögen, erhoffen sie sich dies im Einverständ- 
nis mit dem Lauf der Dinge: das Grobe besorgen die islam- 
faschistischen Mörderbanden, den Rest die UNO, 
während die »Friedensmacht Europa« über die »Selbstver- 
giftung«° der israelischen Demokratie schwadroniert. 

Diese Auffassung vom Staat, dessen Begriff Israel auf- 
grund seiner Konstitution niemals genügen kann, findet 
sich in der vom Recht wieder, das für sich in Anschlag zu 
bringen für Israel aussichtslos ist. Das Paradox, Israel als 
Staat gleichzeitig anzuerkennen und nicht anzuerkennen, 
wiederholt sich auf der Ebene des Rechts dergestalt, die 
Liquidation der Hamas-Führer in den juristischen Kon- 
text einerseits hineinzuschreiben, d.h. formal danach zu 
fragen, ob es sich um einen legitimen, nämlich vom Recht 
sanktionierten Fall handelt (eine »durch Notwehr gerecht- 
fertigte Tötung« oder eine völkerrechtlich legale Aktion). 
Da sich der bürgerlichen Ideologie gemäß allein die aner- 
kannte Souveränität als Recht setzten kann, erweisen sich 
die rechtlichen Überlegungen als Scheinerwägungen, die 
Israel aus dem Recht ausschließen müssen — konsequenz- 
logisch begeht so Israel »staatlichen Lynchmord« oder, ge- 
mäfßigter, einen »Völkerrechtsbruch«. 

Doch die Tötung der Hamas-Führer ist nicht als 


weil in der Wirklichkeit nur »die seltsame und zunächst 
entmutigende Erfahrung von der Unentscheidbarkeit aller 
Rechtsprobleme« gemacht wird. In eben dieser Weise ist es 
auch der objektiv-realen Ohnmacht des Rechts geschuldet, 
wenn die Tötung von Jassin nicht eindeutig als Fall präven- 
tiver Notwehr ausgewiesen werden kann. In seinem Fall 
war »wohl kaum direkte technische Vorbereitung von 
Anschlägen betroffen, sondern geistige Anstiftung, mut- 
maßlich ausdrücklich, jedenfalls durch Hetzreden, mit 
Sicherheit durch Nichtdistanzierung von solchen Taten, 
die bei seiner Autorität ermunternd wirken mussten. Da ist 
die Verhinderungswirkung [auf künftige Terrormorde] 
unwahrscheinlicher. Und man muss sich darüber klar sein, 
dass die Rechtfertigung der Tötung geistiger Urheber und 
geistiger Komplizen von Terrortaten als präventive Not- 
wehr ins Uferlose führt«. 

Somit haben es die Staatsfetischisten, die sich über 
Israels Rechte zu Gericht setzen, mit einer Gewalt zu tun, 
die den Bezug zum Recht abgelegt hat. Diese reine Gewalt 
erregt ihr Schaudern. Was sie vorgeben, keinesfalls tolerie- 
ren zu können, was sie als Bedrohung empfinden, vor der 
sie keinesfalls kapitulieren wollen, ist die »beliebige 
Freigabe von Gewalt«. Dies jedoch nicht, weil die Gewalt 
als prinzipiell nicht mit dem Recht zu vereinbarende zu 
schmähen ist, sondern weil die Gewalt, die den Unter- 
drücker tötet, »durch ihr bloßes Dasein außerhalb des 
Rechts« gefürchtet wird. Was ihnen ein Greuel ist, ist je- 
doch der materialistischen Kritik ein Grund zur Hof- 
fnung. Denn nichts ist einzuwenden gegen die Existenz 
einer Gewalt, die schlicht nur dem einen Zweck dient und 
die ihre Begründung in genau diesem Zweck trägt: dem 
Tyrannenmord, der Beseitigung eines der schlimmsten 
Feinde Israels und der Juden. Analog zu Benjamins Satz, 
der Vollzug der Todesstrafe könne moralisch sein, niemals 
ihre Legitimierung, ist das moralische Urteil über die Tö- 
tung von Jassin, Rantisi und anderen eines in Bezug auf die 
vollbrachte Tat. Der Tyrannenmord lässt sich nicht ratio- 
nalisieren, nicht aus einem abstrakten Prinzip bündig 
ableiten. Seine Wahrheit besteht nur als Impuls. »Denn auf 
die Frage »Darf ich töten?« ergeht die unverrückbare Ant- 
wort als Gebot »Du sollst nicht töten«. Dieses Gebot steht 
vor der Tat. Aber es bleibt [...] unanwendbar, inkommen- 
surabel gegenüber der vollbrachten Tat. Aus ihm folgt über 
diese kein Urteil [...] Dieses steht nicht als Maßstab des 
Urteils, sondern als Richtschnur des Handelns für die han- 
delnde Person oder Gemeinschaft, die mit ihm in ihrer 
Einsamkeit sich auseinanderzusetzen und in ungeheuren 
Fällen die Verantwortung, von ihm abzusehen, auf sich zu 
nehmen haben. 


Die Aversion auf Israels Politik ist so zum einen Aus- 
druck des Hasses auf alle, die in der Geschichte jemals den 
‚Iyrannenmord propagierten und gar praktizierten. Es ist 
der Hass auf alle, die die revolutionäre Gewalt zwecks Li- 
quidation des Führers als ultima ratio keineswegs verachte- 
ten. Diese revolutionäre Gewalt war bekanntlich noch nie 
Sache der Deutschen. Für sie hat die Gewalt im Privatei- 
gentum des Staates zu bleiben. So erweist sich, dass in der 
den Antisemitismus konstituierenden kapitalen Rechts- 
und Staatsordnung für einen jüdischen Staat kein Platz 
vorgesehen ist. Alle angeführten Tatsachen sind dieser 
Ideologie von Grund auf nichts als austauschbare Jetons, 
an denen der allgemeine Wille zum völkischen Staat sich 
darzustellen hat. Seit Jahrzehnten demonstrieren die 
Palästinenser in der UNO wie das geht: Von »Massakern« 
bis »Mauerbau«, von »Besatzung« bis »Brunnenvergif- 
tung«, von »Rassismus« bis »Ritualmord« haben sie alles im 
juristischen und moralischen Gepäck. Im immerwähren- 
den Prozess gegen die Juden ist Freispruch nicht vorgese- 
hen. 

Ideologie, das heißt objektiv notwendiges, und schon 
deshalb falsches Bewusstsein auf der Höhe bewusstloser 
Gegenwart einerseits, der Totalausfall der Religionskritik, 
das heißt der beherzte Rückfall noch hinter die bürgerliche 
Aufklärung andererseits, fallen in der mehr oder weniger 
bewusst gestalteten deutsch-europäischen und islamisch- 
arabischen Politik in eins. Es ist diese Identität von Ideo- 
logie und Wille zum Aufklärungsverrat, die den postmo- 
dernen Antizionismus ausmacht. Scheinaufgeklärt und 
pluralistisch ignoriert man den totalen Machtanspruch der 
Islamfaschisten. Wie einst Deutschland seine kapitalisti- 
sche Rückständigkeit in den barbarischen Vorsprung des 
Volksstaates transformierte, so schicken sich die islami- 
schen Gesellschaften an, diesen Umschlag auf dem Niveau 
der Gegenwart zu wiederholen. Der Antizionismus, die 
geistige Brücke nach Deutscheuropa, ist zugleich das 
Programm totaler Integration wie totaler Vernichtung. 
Israel muss zerstört werden, damit die Katharsis gestiftet 
werden kann, die die Umma zur Volksgemeinschaft trans- 
formiert. 

Das haben die Deutschen schon hinter sich. Die un- 
verbrüchliche Treue zu ihrem Staat haben sie im Massen- 
mord bekundet und so ihre Volksgemeinschaft Wirklich- 
keit werden lassen. Die Tat ist vollbracht und im Ge- 
schwätz der Vergangenheitsbewältigung vergessen. Unver- 
brüchlich erhalten hat sich der deutsche Staatlichkeits- 
wahn, der den Volksstaat fordert und das Gegenteil der 
»Abschaffung des Staates« (Bakunin), nämlich die Ab- 
schaffung Israels reklamiert. In der moralischen Em- 
pörung über die praktische Selbstverteidigung Israels ge- 
gen die Barbarei zeigt sich der Groll der bürgerlichen 
Gesellschaft gegen ihre eigene Grundlagen. Denn in der 
Verallgemeinerung der deutschen Vorstellung von völki- 
scher Legitimität verdrängt und bekämpft die bürgerliche 
Gesellschaft ihre aufklärerische und revolutionäre Ver- 
pangenheit, die in der geist- und geschichtslosen Propa- 
panda der totalen Geltung der Menschenrechte unter- 
schlagen wird. Ohne die Guillotine keine Revolution für 
die Menschenrechte, und ohne die Exekution des 14. Lud- 
wig kein gleiches Recht für alle. Ohne Lenins Befehl zur 
Liquidierung der Zarenfamilie keine Abschaffung der 
Leibeigenschaft. Solange die Palästinenser sich der Orga- 
nisatoren des antisemitischen Terrors nicht selbst entledi- 
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gen, wird Israel sie zwingen müssen, den Judenmord nicht 
zum Staatsprogramm zu machen. 

Darin besteht das Unglück Israels, die revolutionäre 
Politik der Konstitution aufgeklärter Staatlichkeit in ei- 
nem historischen Moment treiben zu müssen, in dem die 
bürgerlichen Gesellschaften Europas die Dialektik der Auf- 
klärung soweit treiben, dass sie ihre eigenen, gewaltsamen 
Grundlagen abschneiden und sich als natürliche Volks- 
staaten verklären. Blind für ihr eigenes Gewordensein muss 
das an Israel denunziert werden, worin die bürgerliche 
Gesellschaften an ihre Robespierres, Franklins und Lenins 
gemahnt werden könnten. Weil die Konstitution Israels 
nicht abgeschlossen ist und nach Lage der Dinge noch 
lange nicht abgeschlossen sein wird, erscheinen seine 
Staatsmänner als Barbaren, wo sie doch nur Vollstrecker 
nachgeholter bürgerliche Revolutionierung sind, und des- 
wegen gilt Ariel Scharon als Ausbund der Hölle, während 
er doch nur in die Fußstapfen eines israelischen Lenin, 
eines zionistischen Robespierre, eines jüdischen Benjamin 
Franklin tritt. 

Als der deutsche Staat einmal mehr oder weniger öf- 
fentlich erwog, und es vielleicht auch tat, unter Verzicht 
auf alle Rechtsstaatlichkeit die einzige aus den Revolten 
nach ’68 hervorgegangene Gruppe zu liquidieren, welche 
die Frage nach dem Gewaltmonopol auf genau der Ebene 
zu stellen wagte, auf der sie allein zu stellen ist (wobei 
dahingestellt bleiben mag, in welcher Anmaßung dies 
geschah), da ruderte die Ursprungs-RAF samt ihrer An- 
hänger sofort wieder zurück. Indem sie den deutschen 
Staat allein in moralischen und juristischen Kategorien de- 
nunzierte, anstatt dessen Staatlichkeit als solche (und über- 
haupt), erwiesen sie, dass es ihnen keineswegs um die 
Abschaffung von Staat und Kapital ging, sondern sie sich 
als Partisanen eines moralischen Antiimperialismus ver- 
standen, der von den Grünen um Joseph Fischer viel wirk- 
samer und erfolgreicher betrieben werden konnte. Und 
nicht von ungefähr ist einer der damaligen Vordenker die- 
ser politischen Strategie der Moralisierung und Juridifizie- 
rung der Kritik der Gewalt heute bundesdeutscher 
Innenminister und zugleich einer der wenigen, der auszu- 
sprechen wagt, worin Staatlichkeit ihre Wurzel hat. Als 
guter Deutscher spricht Schily Israel zwar das Recht auf 
gezielte Tötungen als »unserer Rechtsauffassung widerspre- 
chend« ab, gibt aber zu verstehen, dass ein »wirklicher« 
Staat wie der Deutsche natürlich jedes Recht der Welt hat, 
die, die ihn bedrohen, zu liquidieren.' 

Israel dagegen mag tun und lassen, was es will: Das 
objektive Dilemma seiner Existenz schlägt so oder so zum 
Nachteil aus. Die Internationale der Antisemiten agiert wie 
im Märchen vom Hasen und vom Igel. Setzt sich Israel 
gegen den Islamfaschismus zu Wehr, dann riskiert es, von 
den Deutschen aller Fraktionen der »Selbstvergiftung« sei- 
ner Demokratie und des »Staatsterrorismus« gescholten zu 
werden. Hält es sich der höheren Moral oder des interna- 
tionalen Drucks wegen zurück, dann werden Attentäter 
erst recht ermutigt und feiern diese Zurückhaltung als 
Erfolg ihres Irtsinns. So oder so: Eben darin besteht die 
grausige Objektivität des Antisemitismus, dem nur die 
Etablierung der staaten- und klassenlosen Weltgesellschaft 
das Ende setzen könnte. 
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b die PR-Abteilung der SPD die letzte Ausgabe der Phase 2 gelesen hat, 

werden wohl erst HistorikerInnen kommender Generationen klären 

können. Nach einer möglichen Interpretation jedoch haben die Chef- 
StrategInnen der SPD erkannt, dass sie durchschaut wurden und treten nun 
mit ihrem Plakat »Friedensmacht Deutschland« die Flucht nach vorne an. 
Wahrscheinlicher jedoch ist, dass unser investigativer Ehrgeiz den Trend 
erkannt und richtig interpretiert hat. Dann bliebe für die historische Zunft nur 
noch zu klären, warum eine richtige Analyse in weiten Teilen radikalen Linken 
nicht geteilt wird. Zumindest die CDU setzt mit ihrer Plakatserie, »Europa 
macht man nicht mit links«, einige Erkenntnisse unseres letzten Schwerpunktes 
in die Praxis um. Sie ist wohl ähnlich wie wir der Auffassung, dass die Linke von 
Europa eigentlich die Finger zu lassen hat und sie die Heimatbezüge lieber 


anderen überlassen sollte. 
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ei einem solchen Feedback darf auch die Kritik nicht fehlen. Von der 
Bahamas wurde der Artikel »Bündnisoptionen« von Jörg Kronauer aus 
Phase 2.11 beanstandet. Kronauer hatte unter anderem die These ver- 
treten, die EU-Ambitionen Polens sowie das Engagement im Irak wären vor- 
nehmlich wirtschafts- und sicherheitspolisch motiviert. Hierzu die Bahamas: 
»Polen ginge es [laut Kronauer] doch auch nur um Öl und Rüstungsgeschäfte. 
Er bringt es fertig, zu unterstellen, die aktuelle polnische Regierung zeige 
»Ansätze für eine imperialistische Außenpolitik«, die san die alte polnische 
Expansionsstrategie« eines Großpolens von der Ostsee bis zum Schwarzen 
Meer« anknüpfe. Diese Analyse, in leninistischem Jargon vorgetragen, ist die 
Aufforderung, den Polen auf gut antiimperialistisch die nie praktisch geworde- 
ne Solidarität zu entziehen.« 
So weit, so gut. Im Artikel »Basisbanalitäten zum Fahnenstreit« aus der Nr. 
44 stand allerdings auch noch mehr: »Es existiert der Konsens, eine zu eindeu- 
tige Solidarität mit Israel zu verhindern, die an den Fahnen Israels festgemacht 
werden kann. Dieser Konsens trägt von den Antiimps bis zu den Vertretern 
einer — dann praktisch nicht mehr existenten — kritischen Solidarität« mit Israel, 
von der Antifa-Gruppe Kritik & Praxis Berlin bis zur Jungle World, von konkret 
bis zur Antifa-Zeitung Phase 2. Die beschworene Formel lautet: 
»Nationalfahnenverbot«, sie meint: Israel. [...] Wehe aber, man benennt die 
islamfaschistische Bedrohung und ihre linken Helfershelfer beim Namen. 
Dann wird plötzlich alles kompliziert, dann wird solange differenziert bis von 
der Solidarität nichts mehr übrig bleibt. [...] Für Bozic scheint möglich, was für 
Redakteure der Phase 2 auf einer Veranstaltung Mitte März an der Hamburger 
Universität nicht vorstellbar schien. Die behaupteten allen Ernstes, was 
Gremliza sich immer lauter räuspernd andeutet: daß die Linke ganz mehrheit- 
lich für den Kampf gegen den Antisemitismus stünde, Konservative dagegen 
zwangsläufig Antisemiten seien.« Offensichtlich wurde von der Bahamas der 
Unterschied zwischen »kritischer Solidarität« und der Kritik einer spezifischen 
Erscheinungsform der Israel-Solidarität verwechselt. Unseres Erachtens nach 
fällt es nicht unter den Begriff »kritische Solidarität«, sich in Deutschland für 
Israel unabhängig von dessen aktueller Regierung einzusetzen, also 
Antisemitismus und Antizionismus in Deutschland und Europa anzugreifen. 
Allerdings fällt ein Verhalten, dass Empfehlungen zur Bekämpfung des palästi- 
nensischen Terrorismus ausspricht, schon eher unter die Bezeichnung »kritische 
Solidarität«. Zumindest entsteht der Anschein, diese Form der Solidarität hängt 
dann doch davon ab, wie der »islamische Faschismus« von Israel bekämpft wird. 
Allerdings fragen wir uns, welcher oder welche Konservative einer Analyse 
folgen wird, die Antisemitismus als Reflex auf und damit als Folge des 
Kapitalverhältnisses begreift, während dies in einer Linken, die sich jenseits der 
Jungen Welt verordnet, durchaus noch Gehör finden dürfte. Auf besagter 
Veranstaltung in Hamburg waren eben nicht nur ReferentInnen von Phase 2, 
sondern auch der Publizist Ralf Schröder anwesend, der »konservativ« vom 


lateinischen conservare — bewahren — ableiten und so zu dem Schluss kommen 


möchte, Neokonservative würden die Standards der bürgerlichen Gesellschaft 
bewahren wollen. Schröder scheint dabei zu übersehen, dass sich das konserva- 
tive »bewahren« auf eine vorbürgerliche gesellschaftliche Schichtung bezieht. 
Dementsprechend gehen auch die meisten Unions-Mitglieder auf Distanz zu 
Angela Merkels pro-amerikanischem Kurs. 
or 

uf den ebenfalls von der Bahamas geäußerten Vorwurf hingegen, wir 

würden die positiven Bezüge der Linken auf die Völker dieser Welt 

inklusive des irakischen Widerstands nicht kritisieren, lassen wir an 
dieser Stelle die Antifa Nierstein mit ihrem LeserInnen-Brief an uns antworten: 
»Liebe GenossInnen, Hallo Antideutsche, Liebe LeserInnen und Leser der 
Phase, von Anfang an haben wir die AA/BO solidarisch begleitet und selbst- 
verständlicherweise auch die Phase 2 abonniert. Leider ist der Anspruch, eng an 
der Praxis orientiert zu schreiben, schon bald verloren gegangen. Die ersten paar 
Ausgaben der Phase 2 waren auf unserem Büchertisch immer schnell vergriffen, 
Artikel wurden diskutiert, rauskopiert und es wurde sogar vehement für dieses 
Zeitungsprojekt geworben. 

Diese Zeiten sind seit der Israel-Nummer vorbei, die Phase 2 meist 
Ladenhüter und wir haben einige neuwertige Exemplare (7) zurückgeschickt. 
Zudem nehmen viele von uns Euer Layout als genauso vielseitig und kreativ 
wahr, wie ca. 80 Prozent des Inhaltes. Zunehmend jedoch verschärft sich das 
unsolidarische Verhältnis in den Artikeln der Berliner und Leipziger Redaktion 
zu den aktionistischen Linken. Gerade aus Leipzig finden wir das doch sehr 
schade, haben wir doch [...] zusammen mit dem Bündnis gegen Rechts nicht 
unerheblich zusammengearbeitet. Schließlich haben wir die Wurzendemo, die 
Saalfelddemo, die »Save The Resistance--Demo oder den 1. Mai 1998 vehement 
— als eine der wenigen Gruppen im Westen — von Anfang an unterstützt, und 
konstruktiv mitgetragen. Eine Fortsetzung und Weiterentwicklung dieser Praxis 
scheint aus Leipzig nicht mehr gewünscht zu sein. Stattdessen nehmen wir 
Sektierertum und Spaltungsbestrebungen wahr. 

Spätestens mit der Stossrichtung der aktuellen Ausgabe [Phase 2.11 mit 
ihrem Europaschwerpunkt, die Red.] erklärt Ihr Euch zu unsolidarischen 
Kritikern der undogmatischen und internationalistischen neuen Linken. Heute 
drängst sich uns die Befürchtung auf, das die , zu den Organen gehört, deren 
Nichterscheinen wir nicht mehr bedauern würden. Selbstkritisch müssen wir 
jedoch anmerken, dass wir das Konzept der Phase 2, eine Plattform für den 
Diskussionsprozess zwischen aktiven Gruppen zu gestalten — trotz Versuchen 
und Anfängen — leider nur theoretisch mitgetragen haben. Zur inhaltlichen 
Auseinandersetzung mit antideutschen Positionen möchten wir auf die 
Grundsatzposition des Antifaschistischen Infoblatts verweisen, deren Erklärung 
wir unterstützen und auf unsere Startseite übernommen haben. 

Verhindern wir die feindlichen Übernahmen linker Zeitungsprojekte! 
Antinational statt Antideutsch! 
AntiFa Nierstein« 
vr 

benfalls zum Europa-Schwerpunkt der Ausgabe 11 schrieb uns eine 

Leipziger Gruppe in Gründung: »Weder wollen wir eine Bewegung initi- 

ieren, noch lässt sich heutzutage die links-rechts-Unterscheidung und der 
Verbleib in der radikalen Linken begründen, denn: »Bei vielen Linksradikalen 
in anderen EU-Ländern ist Antisemitismus regelrecht schick“, in Deutschland 
gibt es seine Flut antisemitischer Hetzbriefe und Anrufe aus allen Teilen des 
politischen Spektrums gegen jüdische Organisationen und Prominente‘, in 
Hamburg werden auf einer Antifa-Demo Träger von Israel-/GB- und USA- 
Fahnen angegriffen u.s.w. Angesichts von hunderttausend linken und linksra- 
dikalen Idioten und Antisemiten beim letzten ESF lohnt es sich auch nicht, um 
die schon immer schwammigen Begriffe »links« bzw. »linksradikal« zu kämpfen. 
Neben versprenkelten ideologiekritischen Ansätzen habt ihr auch noch mani- 
pulationstheoretische Ansätze, welche ihr schon auf das deutsche »Projekt 
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Zivilgesellschaft: angewendet habt: »Die deutsche Zivilgesellschaft ist also keine 
Wewegung, die sich selbst hervorgebracht hat, sondern sie bedurfte immer 
sehon der Anleitung von oben.« Bzw.: »Der von Schröder geforderte Aufstand 
(der Anständigen, G.i.G.] war Kalkül.“ Auch lässt die Wahl Eurer Lieblingsbe- 
grifle (‚Europa-Projekt«, Projekt Zivilgesellschaft«) nicht beweisen aber doch er- 
alınen, dass ihr auf Seiten der Regierung weniger moralische Ideale, sondern 
imehr Kalkül und Strategien zur Durchsetzung von einem »konkurrenzfähigem 
Wirtschaftsraum« im Falle des Europa-Projektes vermutet.‘ Barbara Haucks In- 
ferpretation [...], dass es den ‚Versuch von Habermas und Co.« gäbe, ein Wir- 
Gefühl innerhalb Europas zu installieren‘, lässt locker jener Lesart Raum, die 
etwas über »Manipulation« lesen will. [...] Auch wir behaupten nicht, dass es gar 
keine Interessen- und Kampagnenpolitik von »denen da oben« gibt. Die Kritik 
Hechter sich bei uns aber insbesondere gegen »das Verlangen nach dem ab- und 
ausgrenzenden Kollektiv, während Ihr euch leider äußerst selten darum schert«. 
Die »machtpolitischen und wirtschaftlichen Interessen interessieren uns als 
Antifaschisten nur dort, wo sie diesem Verlangen direkt oder indirekt zu Gute 
kommen. Je nach dem, ob dieses Verlangen durch das vereinte Europa gefähr- 
licher oder schwächer wird, muss Europa von Antifaschisten kritisiert werden. 
Zur Zeit muss Europa kritisiert werden — aber nicht per se.« 

Weiter heisst es: »Wird Europa nicht wegen dem Verlangen, gegen Israel 
nd Amerika die moralischere Welt darzustellen, kritisiert, sondern wegen 
‚Oiroßmachtambitionen« bzw. »weltpolitischen Ambitionen«, dann handelt es 
sich im schlimmsten Fall um einen verkappten Antiamerikanismus. [...] 
Nebenbei relativiert ihr wiederum und zwangsläufig den zweiten Weltkrieg: 
“Wenn [Deutschland] mit Hilfe dieser Mixtur anhebt, zum dritten Mal nach 
der Weltmacht zu greifen, dann nicht als bloßer Wiedergänger der Geschichte. 
Nicht durch Zwang und bloße militärische Niederwerfung macht man sich das 
Wosourcenpotential des Kontinents zu eigen. Europäische Integration und EU- 
Wrweiterung gelten bisher als der effizientere Weg.“ Deutschland greift also 
‚urch die EU zum dritten Mal zur Weltmacht. Und wenn Deutschland wie- 
‚erholt zur Weltmacht greift, dann ist es durch diesen Fakt bewiesen: 
Deutschland macht sich das Ressourcenpotential des Kontinents zu eigen. Und 
Schröder ist bekanntlich der neue Hitler.« 

Dass unterschiedliche Formen der Vermittlung zwischen Gesellschaft, 
Wirtschaft und Staat — Zivilgesellschaft, aber auch Volksgemeinschaft sind zwei 
«Juvon — möglich sind, kann sich die Gruppe in Gründung nicht vorstellen; dass 
@ politische Präferenzen für die eine und gegen die andere geben kann, eben- 
Kills nicht. Die Zivilgesellschaft organisiert sich sehr wohl selbst, nichtsdesto- 
irotz wird sie politisch protegiert und stellt die gewünschte Form der Beziehung 
Awischen BürgerIn und Staat dar. Die Gruppe in Gründung scheint der Auffas- 
Jung zu sein, Politik wäre nicht in der Lage, ihre Ziele zu bestimmen und diese 
ftional zu verfolgen. Analoges gilt für die Außenpolitik: Völkische Analysen 
und Einteilungen entsprechen zwar den gewohnten Konfliktbewertungsmaß- 
wiben deutscher und damit zunehmend auch europäischer Außenpolitik, 
Nlchtsdestotrotz werden nicht überall auf der Welt autochtone Kulturen unter- 
Atlitzt, sondern eben nur dort, wo es auch deutschen Interessen entspricht. Zwar 
sind im Auswärtigen Amt sicherlich alle der Meinung, die Unterdrückung der 
übetanischen Kultur durch die Volksrepublik China sei eine Schande, deshalb 
Wird aber noch lange nicht der Konflikt mit China bzw. die Aufrüstung der 
übetanischen Mönche betrieben. 

Europa wird von uns kritisiert, weil es den Deutschen erlaubt, als ver- 
imeintlich moralischere Welt seine Großmachtambitionen zu verwirklichen. 
Wieso diese Feststellung »verkappter Antiamerikanismus« sein soll, verstehen 
wir jedenfalls nicht. Eher drängt sich der Eindruck auf, dass dort, wo der 
„schlimmste Fall« mit Zitaten nicht zu belegen ist, er notfalls in Aussicht gestellt 
werden muss. Uns überdies einen Hitler-Schröder-Vergleich zu unterstellen, 
mag diesem Vorgehen entsprechen, bleibt dabei aber eine »Schweinerei«. Aus 
dem angeführten Zitat lässt sich mit Sicherheit eines nicht herauslesen: dass wir 
versuchen würden, die aktuelle deutsche Außenpolitik durch eine 


Gleichsetzung mit dem Nationalsozialismus zu desavouieren. 


um Artikel »Ein Strafgerichtshof gegen unbegrenzte Gerechtigkeit« aus 

dem Schwerpunkt der Ausgabe 11 schrieb uns ein Leser unter der 

Überschrift »Linke Legendenbildung«: »Nicht nur in der Phase 2 
wurde der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) und deren Unterstützerin- 
nen und Unterstützer Ziel linker Kritik. 

Detailgetreu wird immer wieder die Argumentation der moralischen 
Unterstützerlnnen dieser Institution nachgezeichnet, die dann, da man sie 
schon mal gelesen hat, für bare Münze genommen wird, was die Ausrichtung, 
Funktion und Kompetenz des IStGH angeht. Es bedarf nicht einer geschliffe- 
nen Sprachkritik, nicht ideologiekritischer Analysen, es Bedarf überhaupt kei- 
ner Kritik im eigentlichen Sinne, Es reicht völlig aus entweder regelmäßig 
Tageszeitungen zu lesen, Nachrichtensendungen zu schauen oder einfach ein 
wenig zu googlen. Ein Prozess oder eine Anhörung zum israelischen Grenzzaun 
findet vor dem IStGH nicht statt und hat auch nie stattgefunden. Es gab zwar 
eine Anhörung zum Grenzzaun in Den Haag im Februar 2004, [nicht] aber vor 
dem Internationalen Gerichtshof [...]. 

An diesem Punkt ist es auch notwendig, ein paar Sätze zu dem Artikel von 
Tobias Ebbrecht zu verlieren. Den »Fehler«, den der Autor macht, ist keiner, der 
so einfach zu berichtigen wäre, es geht eher darum, was in dem Artikel nicht 
steht und in welchem Licht er den IStGH scheinen lässt. Er trägt damit indi- 
rekt zur Verfestigung von »Missverständnissen« bei und nicht zum Erkenntnis- 
gewinn. Wenn er z.B. gleich zu Beginn des Artikels auf den American 
Servicemember Protection Act (ASPA) eingeht und dabei doch das wirkungs- 
vollste Instrument des ASPAs vorzustellen vergisst. Im ASPA sieht der Autor 
einfach nur den gesamten Widerstand der USA gebündelt und stellt als einzi- 
ges Element, wie auch in den bürgerlichen Medien üblich, die skandalträchtige 
Invasion Den Haags vor, ohne ein Wort über die Bilateral Immunity 
Agreements (BlIAs) zu verlieren. Mit den BIAs macht sich die USA eine recht- 
lich umstrittene »Lücke« im Vertragswerk des IstGHs, im sogenannten Rome 
Statute, zu nutze, denn in Art. 98 des Rome Statute ist ausdrücklich darauf ver- 
wiesen, dass ein Staat nicht gegen andere völkerrechtliche Verpflichtungen zur 
Kooperation mit dem IStGH gezwungen werden darf. So schließt die USA ein- 
fach ein bilaterales Abkommen mit anderen Staaten, unter Androhung der 
Streichung der amerikanischen Militärhilfe für das entsprechende Land bei 
Nicht-Abschluss des Vertrages, die den Ländern eine Kooperation mit dem 
IStGH verbietet, wenn es um Angehörige der amerikanischen Streitkräfte oder 
US-Staatsbürger geht. Und schon gibt es für diese Länder eine völkerrechtliche 
Verpflichtung gem. Art. 98, die einer Zusammenarbeit mit dem IStGH entge- 
gensteht. 

Zum Verständnis der amerikanischen Außenpolitik, zu ihrem Verhältnis 
des International Law oder gar zum Wissen über den ASPA trägt Kronauers 
Darstellung in Phase 2 nicht viel bei. Fest steht im Artikel nur eines: ASPA ist 
gleich Interessenpolitik; IStGH ist gleich europäische Moralpolitik. 

Genauso wenig wird im gesamten Artikel erklärt, was der IStGH faktisch 
ist, denn der Artikel bleibt immer da stehen, wo die einzelnen VertreterInnen 
des moralinsauren Alten Europa ihre Hoffnungen und Wünsche artikulieren. 
Wenn Habermas und Derrida mit ihrer »Wiedergeburt Europas und Ulrich 
Beck mit seinem Artikel »Wie Versöhnung möglich werden kann«, herangezo- 
gen werden um nachzuweisen, dass der IStGH die Bewältigung von Nürnberg 
sei, wird nach dem Motto völlig losgelöst« gearbeitet. Dass sich in der Debatte 
um den IStGH auf die Nürnberger Prozesse berufen wird und diese zum 
Präzedenzfall bagatellisiert werden sollen, bestreite ich gar nicht, doch wäre es 
wesentlich interessanter zu erfahren gewesen, welche alternativen Modelle zum 
IStGH aktuell bestehen und wie sich deren Verhältnis zu Nürnberg bewerten 
lässt. Gerade die USA bevorzugen Ad-hoc-Strafgerichtshöfe, was eines der 
Argumente für Tobias Ebbrecht ist, die Nürnberger Prozesse so hervorzuheben. 
So bleibt der Artikel eine Beschäftigung mit innerdeutschen Debatten über 
Vergangenheitsbewältigung und Großmachtsambitionen, nicht mehr und 
nicht weniger. Warum der IStGH »ein Strafgerichtshof gegen unbegrenzte 
Gerechtigkeit« sein soll, kann nach der Lektüre des Artikels nicht verstanden 
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Trying to maintain 


HIPHOP UND DIE MÖGLICHKEITEN ÄSTHETISCHER PRAXIS 


hier auch gehen soll, auf den Punkt: »It’s bigger than 

hip-hop«. Das mag in zwei Richtungen gelten. Zum 
einen trägt dieser Satz die Einsicht, dass das, was HipHop 
kommuniziert, nicht auf HipHop beschränkt, sondern von 
gesellschaftlichen Umständen konterkariert wird. Ist 
HipHop, wie alle ästhetischen Produkte, Teil eines solchen 
Zusammenhangs, bedarf die Diskussion konkreter Phäno- 
imene allgemeiner Kriterien, im Rahmen einer ästhetischen 
Theorie. 

Der Satz gilt aber noch in eine andere Richtung. Es 
stellt sich hier die Frage nach dem Engagement der Pro- 
duzentInnen, die Frage, inwiefern ästhetische Produktion 
weierlei darstellen kann: Eingriff in die gesellschaftlichen 
Verhältnisse und Selbstbehauptung gegen genau diese. 
Ähnliches hatte wohl auch Talib Kweli im Sinn, als er gegen 
das Geschrei von der Selbstaufgabe an das fetischisierte Ob- 
Jekt meinte: »We do not live for hip-hop, it lives for us«. Ist 
Isthetische Produktion also eine spezifische gesellschaftliche 
Praxis? Kann sich in ihr das Subjekt, der/die KünstlerIn, 
pegen die Ansprüche gesellschaftlicher Verhältnisse behaup- 
ton? 


D ie HipHop-Gruppe Dead Praz bringt das, um was es 


line ähnliche Frage bearbeitet für das Gebiet der Bildenden 
Kunst der durch seine Theorie der Avantgarde weithin 
bekannte Ästhetiker Peter Bürger. Das bringt uns vom kon- 
kteten Beispiel des afroamerikanischen HipHops zwar erst 
einmal ab, deutet aber auf den allgemeineren Kontext hin, 
für den es beispielhaft steht. Nämlich das Verhältnis von 
Subjekt und Gesellschaft im Rahmen ästhetischer Produk- 
tion und ihrer Formen. Bürger stellt anlässlich eines Vor- 
trags' die Frage, ob die Möglichkeit gegeben sei, dass sich 
das Subjekt im Kunstwerk den gesellschaftlichen Umstän- 
den entgegenstellt. Sein Gegenstand sind Selbstportraits, 
die in Auseinandersetzung mit Ohnmachtserfahrungen im 
Ersten Weltkrieg entstanden sind’, Je eins von Beckmann, 
Dix und Kirchner’. Bürger bejaht die Möglichkeit ästheti- 
scher Selbstbehauptung, indem er die Portaits der drei 
Maler als Versuch, das Verhältnis von Künstler und Wirk- 
lichkeit neu zu bestimmen, darlegt. Voran ging die Erken- 
hitnis, dass angesichts der Ereignisse des Krieges bisherige 
künstlerische Verfahren nicht mehr ausreichen, die Wirk- 
lichkeit erfahrbar zu kommunizieren. Es geht um eine Rea- 
lititserfahrung, die keiner der Maler zuvor so hatte machen 
müssen: Das Subjekt scheint den Ablauf der geschichtli- 
chen Entwicklung nicht zu bestimmen, nimmt sich viel- 
mehr als durch den Krieg entmachtet wahr. 

Auf diese Situation reagieren Beckmann, Dix und 
Kirchner mit Selbstporträts, die eine Wendung des Subjekts 
gegen die Realität darstellen. Da das Selbstporträt die Be- 
trachtung des Subjekts in den Mittelpunkt ästhetischer 
Produktion rückt und das Konkrete der Kriegswirklichkeit 
aus der Darstellung bannt bzw. sich nur noch auf den 


Gesichtern der Porträtierten abzeichnet. Hier geschieht in 
der Ästhetik, was laut Wirklichkeitserfahrung nicht sein 
dürfte: Das Subjekt wird — in all seinen Wunden — zum 
Mittelpunkt des Interesses. Denn droht es im Kriegsprozess 
noch zu verschwinden, legt das Kunstwerk gerade diesen 
Prozess still, indem das Subjekt im Moment der Konfron- 
tation dargestellt wird. Zudem kommt ihm relative 
Handlungsmächtigkeit zu, teilbestimmt es doch das Sujet 
und erfährt sich in der künstlerischen Handlung als wir- 
kend. 

Bis hierhin bleibt unbeantwortet, ob es für den Künstler 
eine Evidenz seiner selbst außerhalb des ästhetischen Pro- 
duktion gibt, ob Ästhetik als gesellschaftspolitische Praxis in 
irgendeiner Spezifik wirkungsmächtig ist. An dieser Stelle 
ist man gar nicht soweit entfernt von der Problematik des 
HipHop. Ein Beispiel mag das illustrieren: Was kann ein 
tag, jener künstlerisch hingemalte Namenszug, bedeuten? 
Entstanden sind Tags in den 1970er Jahren in New York als 
Antwort auf eine Situation, die David Toop so beschreibt: 
»If the city refused to come to young blacks and Puerto 
Ricans, then they would go to the city.« Tags waren eine 
Artikulation von rassistisch wie sozial Ausgegrenzten, deren 
Probleme das »weiße Amerika« nicht kennen wollte. Tags — 
rein semantisch auch bedeutend, auf etwas Anspruch zu ha- 
ben, etwas bezeichnen zu können — begannen in diesen An- 
fangszeiten von HipHop, gemalt auf U-Bahnen und Ge- 
bäude, a]! city zu gehen. Sie stellen den Versuch dar, sich 
und die eigenen Probleme ins gesellschaftliche Bewusstsein 
zu drängen, einen Handlungsspielraum auszutesten. Ästhe- 
tische Produktion dient hier zweierlei: der Selbstvergewis- 
serung als Subjekt, d.i. erst einmal nur handlungsfähiger 
Mensch und dem Eingriff in gesellschaftliche Verhältnisse. 
Der zweite Punkt ist strenggenommen — im Blick auf die 
Engagementfrage — schon ein wenig mehr als die benann- 
ten Maler machten, da der Eingriff, das Kunstwerk, einen 
Adressaten bekommt. 


Immer noch nicht gelöst ist aber die Frage, ob ästhetische 
Selbstbehauptung nur eine formale Lösung eines realgesell- 
schaftlich weiterhin existenten Problems ist; eine ideologi- 
sche also. Das Argument dafür ist einfach: Selbstporträts, 
die das Subjekt befähigen, das Grauen des Krieges zu den- 
ken, ändern nichts daran, dass Kriege geführt werden und 
das Subjekt darin eingebunden ist. Ebenso können noch so 
viele Tags gemalt werden, an rassistischer und sozialer 
Ghettoisierung ändert das nichts. Diese Problematik führt 
auf zwei Komplexe, die anzureißen sind, um die Frage nach 
ästhetischer Produktion als spezifisch gesellschaftliche Pra- 
xis angemessener beantworten zu können. Zum einen muss 
nach der Beziehung von Kunst und Gesellschaft gefragt 
werden, zum anderen nach den Besonderheiten künstleri- 
scher Formen. 

In der Theorie des Romans (1914/15) entwickelt Georg 
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' Den Vortrag »Kunst 
und Ereignis. Versuch 
über die konvulsivische 
Ästhetik« hielt Bürger 
am 29.Januar 2004 im 
Rahmen der »Mosse- 
Lectures« an der 
Berliner Humboldt 
Universität. 


? Der kulturgeschichtlich 
nicht unproblematische 
Rekurs auf Bürgers 
Analyse von Werken 
aus dem Ersten WK, 
wie der spätere Bezug 
auf Lukäcs, zwecks 
einer Annäherung an 
HipHop kann, trotz aller 
zu machenden 
Differenzierungen, 
Gültigkeit beanspru- 
chen. Sofern man von 
einer durch die kapitali- 
stische 
Gesellschaftsformation 
dominierten 
Subjektformung aus- 
geht. 


® Max Beckmann 
»Selbstbild als 
Krankenpfleger«, Otto 
Dix »Selbstbildnis als 
Soldat« und Ernst 
Ludwig Kirchners 
»Selbstporträt mit abge- 
hauener Hand«, 


* David Toop, Rap 
Attack. African Rap To 
Global Hip Hop. 
London 2000, 15. 
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® Louis Althusser, 
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Ders, Lenin and 
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Essays. London 1971, 
204. (meine Überset- 
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Ideologie und ideologi- 
sche Staatsapparate. 
In: Ders.: Marxismus 
und Ideologie. 
Westberlin 1973, 133. 
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Albums von 
»Reflection Eternal« 
(Talib Kweli & Hi-Tek) 
‚Rawkus 

Records 2000, 

Text: 
http://www.ohhla.com. 
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Lukäcs eine Theorie über den Zusammenhang von ästheti- 
scher Form und Gesellschaft. Lukäcs konstatiert das »Aus- 
einanderfallen und Nichtausreichen der Welt“ gegenüber 
dem Individuum und fragt nun, wie es trotz dieses Gegen- 
satzes von Subjekt und Objekt zur Einheit ästhetischer 
Formen, die ihren Bezugspunkt in der Empirie der gesell- 
schaftlichen Realität haben, kommen kann. Eingedenk des- 
sen, dass Form als »die Auflösung einer Grunddissonanz 
des Daseins«‘, also als Herstellung von Ganzheit definiert 
wird, kann ästhetische Form nicht einfach Inhalte abbilden, 
sondern muss sich dialektisch gegen die Realität wenden, 
der ihre Inhalte entstammen. Dies gelingt, indem Lukäcs 
Ironie zum Formprinzip des Romans, seines Untersu- 
chungsgegenstands, erhebt. Ironie leistet in einer Bewegung 
zweierlei. Sie setzt das seine Sehnsüchte dem Bestehenden 
aufprägen wollende Subjekt als normativ gegen die Welt. 
Während in ihr zugleich die Einsicht in die gesellschaftliche 
Beschränktheit, eben jener Subjektivität, gelingt. Auf diese 
Weise existieren in der ästhetischen Form Subjekt und 
Objekt nebeneinander, ohne sich in einem Gemeinsamen 
aufzulösen. In diesem Sinne führt Ästhetik in ihren utopi- 
schen Momenten die Möglichkeit einer Überwindung der 
unversöhnten Differenz von Subjekt und Objekt am Ge- 
genstand vor. 

Allerdings bleibt die Überwindung eine rein formale, 
weil »diese Wandlung [...] niemals von der Kunst aus voll- 
zogen werden« kann, insofern die Kunst veine an die Em- 
pirie des geschichtlichen Augenblicks gebundene Form [ist] 
und jeder Versuch, das Utopische als seiend zu gestalten, 
[...] nur formzerstörend, aber nicht wirklichkeitsschaffend”” 
endet. Setzt ein Kunstwerk nämlich die Versöhnung von 
Subjekt und Objekt als existent, verfällt es ins ideologische, 
da es die gesellschaftliche Realität nicht mehr zum Aus- 
gangspunkt hat. Mit Lukäcs lässt sich die Frage nach der 
Evidenz ästhetischer Selbstbehauptung somit klar beant- 
worten: Nur im Prozess geschichtlicher Revolutionierung 
kann sich das Subjekt der eigenen Wirkung versichern, in- 
dem es die gesellschaftlichen Verhältnisse nach den eigenen 
Bedürfnissen aller umgestaltet. Ästhetik mag lediglich An- 
stoss zu solcher Handlung sein. In erweiterter Perspektive 
gibt dies eine Antwort auf unser Problem. Zwar kann sich 
das Subjekt im ästhetischen Produkt tatsächlich behaupten, 
das tag, das Selbstporträt sind dann im Kleinen eine Ant- 
wort auf ein gesellschaftliches Problem, aber sie sind es nur 
in der Form und nur in ihr haben sie gesellschaftliche 
Realität. An der Form lässt sich nämlich eine Erfahrung 
machen, die der der Realität entgegengesetzt ist. In dieser 
sich unterscheidenden Erfahrung liegt die gesellschaftli- 
che Relevanz von Kunst als Gegenstand, an dem sich 
Ideologie bricht. Das tag kann — es muss das freilich nicht 
— bei BetrachterInnen eine Erfahrung auslösen, die ihnen 
die Probleme afroamerikanischer Jugendlicher in den 
Blick rücken, Probleme, die es »ja eigentlich nicht gibt«. 


Klingt letztere Ausführung einerseits recht naiv-aufkläre- 
risch, muss auch auffallen, dass zumindest das tag-Beispiel 
Lukäcs komplexer Kunstwerkdefinition nicht genügt, wes- 
halb es hier auch ad acta gelegt werden soll und später 
durch die Interpretation zweier HipHop-Songs ersetzt wer- 
den wird. Um die Idee, die in Lukäcs Form-Inhalt-Dialek- 
tik angelegt ist, gesellschaftstheoretisch zu fundieren, muss 


hier noch das Verhältnis von Kunst und Gesellschaft in den 
Blickpunkt gerückt werden, bevor die Frage ästhetischer 
Praxis an HipHop-Songs diskutiert werden kann. 

In einem Brief von 1966 gibt Althusser einen wichtigen 
Hinweis zur Bestimmung des Verhältnisses von Kunst und 
Gesellschaft: » Was Kunst uns realisieren lässt, und uns des- 
halb in der Form des »Sehens, »Wahrnehmens und 
‚Fühlens« gibt [...], ist die Ideologie, aus der sie geboren wird, 
in der sie badet, von welcher sie sich selbst als Kunst absetzt 
und auf die sie anspielt.« Althusser artikuliert prägnant den 
»Doppelcharakter«, der Kunst, den sie in Bezug auf Ideo- 
logie einnimmt. Meint Ideologie bei Althusser »das ima- 
ginäre Verhältnis der Individuen zu ihren realen 
Existenzbedingungen«. Also wie im Sinne von Marx Fe- 
tischtheorie gesagt werden kann, die Wahrnehmung von 
gesellschaftlichrelationalen Eigenschaften von Dingen als 
natürlich und damit überhistorisch notwendig, so kommt 
Kunst eine spezifische Stellung zu diesem gesellschaftlichen 
Verhältnis zu. Sie ist Produkt dieses Verhältnisses, zugleich 
aber produziert sie Distanz zu ihm, weil sie die eigene 
Beschaffenheit als Ergebnis eines Produktionsprozesses 


“ offen legt und der Erfahrbarkeit zugänglich macht. 


Indem ästhetische Produkte sich nämlich als Einheit 
konstituieren, so wäre im Anschluss an Lukäcs fortzufah- 
ren, bilden sie eine Form aus, in der Gegensätze in ver- 
söhnter Differenz erscheinen, was spezifische Anforderun- 
gen an ihre Rezeption stellt. Kunstwerke sind dann 
Gegenstände, an denen Begriffe instrumenteller Vernunft 
scheitern, weil sie sich fetischisierter Erscheinungsweisen 
verwahren und so immer ein Nichtidentisches bleiben. An 
dem sich in Form kritischer Rekonstruktion die Erkenntnis 
gewinnen lässt, dass Gegenstände ihrer Abstraktion nicht 
von sich aus, quasi natürlich entsprechen, sondern beides 
gesellschaftlich aufeinander zugerichtet ist. In diesem Sinne 
stellen Kunstwerke die Möglichkeit des Bruchs mit der 
Logik der Realabstraktion dar, die Gegenstände erst als 
gleichgemachte Wertgegenständlichkeiten erscheinen lässt, 
nicht aber den Prozess gesellschaftlicher Formung, der sie 
als Gleichgemachte konstituiert. Geben Kunstwerke 
Anstoss zur gegenständlichen Erfahrung dieses Prozesses, 
bergen sie an sich Potentiale der Einsicht in die Verhältnis- 
se, die sie und ihre RezipientInnen formen und werden so 
zum Eingriff ins Bestehende. 


IV 


Revoltiert also im Kunstwerk gewissermaßen der 
Gegenstand gegen seine Abstraktion, lässt sich mit Blick auf 
die ProduzentInnen die Frage stellen, ob KünstlerInnen 
kraft ästhetischer Produktion die Anstrengung vollziehen, 
sich eigener Handlungsfähigkeit zu versichern. In Ideologie 
schlüge eine solche Praxis erst dann um, sähe das Subjekt 
von der gesellschaftlichen Formung seiner Selbst, seiner 
Praxis ab. Ein Beispiel wie ästhetische Formen einer solchen 
Gefahr begegnen können, stellt der Song For Woman’ von 
Talib Kweli & Hi-Tek dar. 

For Woman, ein eher klassischer HipHop-Song, aber 
von komplexer Architektur und Dramaturgie, erzählt, ge- 
tragen von melancholischer Melodie, die Schicksale afro- 
amerikanischer Frauen aus mehreren Generationen. Der 
Song beginnt mit der Geschichte einer 107jährigen Frau, 
die »from nigger to colored to negro to black / To afro then 
african-american and right back to nigger« lebte, und 


beschreibt so die Kontinuität rassistischer Ressentiments, 
von der männlicher Rapper und DJ ebenso betroffen 
sind, Im weiteren Verlauf wird die besondere Situation 
alro-amerikanischer Frauen als Opfer geschlechtsspezifi- 
scher Repression spezifiziert. Schon darin ist der Song 
konkreter Eingriff in die von Sexismen durchprägte 
HipHop-Community." 

Die doppelte Strategie des Songs, einerseits als Selbst- 
behauptung gegenüber rassistischen Ressentiments zu die- 
nen und andererseits die Differenz zu den von geschlechtli- 
cher Gewalt betroffenen Afro-Amerikanerinnen zu artiku- 
lieren, äußert sich in der ästhetischen Struktur von For 
Women. Die einzelnen Episoden beschreiben zuerst die Lei- 
den einer einzelnen Frau, um dann zum Versuch überzuge- 
lien, sich gegen diese zu stellen. Dieser Moment ist es, in 
dem eine weibliche Stimme diejenige Kwelis unterläuft und 
sich zum Ende der Strophe mit anderen Frauenstimmen zu 
einem Chor verbindet und für Momente die »männliche 
Artikulation« (Kweli erzählt) hinter sich lässt. Dass jedoch 
selbst diese Struktur unter dem »männlichen Blick« der 
anleitenden Künstler steht, wird deutlich, wenn in den 
finalen Worten, in der die Melancholie des Songs zu Wut 
iind jeglicher Diskussion sich verweigernder Vehemenz 
wird, weibliche und männliche Stimme auseinanderstre- 
ben. In jenen Versen, die von Hoffnung, Grauen und der 
elgenen Praxis darin handeln, dominiert schließlich die 
weibliche Stimme, nicht weil sie erwa akustisch lauter wäre, 
sondern weil der Inhalt sie in den Vordergrund drängt. 
Insofern behauptet sich hier der Inhalt kraft der Form 
gegen seine Produzenten, wodurch der Eindruck widerlegt 
Ist, dass der »männliche Blick« die Spezifik der doppelten 
Repressionserfahrung von Frauen voll erfassen kann. 

Mehr noch: In der ästhetischen Form behauptet sich 
diese Erfahrung nicht nur gegen das Bestehende, sondern 
Zugleich gegen mögliche Vereinnahmungsversuche; eine 
Dialektik, in der sich Wahrheit mittels des Kunstwerks 
jegen die ProduzentInnen behauptet. Vor dem Hinter- 
grund dieses Beispiels kann eine These über das Besondere 
Isthetischer Praxis anformuliert werden: Bricht die ästheti- 
sche Form mit den Logiken der kapitalistischen Gesell- 
schaftsformation, bzw. führt diese vor, ist davon immer 
auch die politische Positionierung der ProduzentInnen in- 
sofern betroffen, als diese in jener gilt und damit durch 
gesellschaftliche Formungsprozesse in gewissem Grade be- 
schränkt ist. Das heißt, dass in ästhetischen Produkten zwar 
konkrete Eingriffe in gesellschaftliche Konflikte formuliert 
werden können, diese Eingriffe durch die Form des 
Kunstwerks zugleich aber einem Prozess der Hinterfragung 
\interliegen, der die gesellschaftliche Formung des Eingriffs 
selbst offenlegt. Ästhetische Praxis kann so durch ihre spe- 
Zifische Form dem Abdriften in fetischisierte Artikulations- 
formen, ins Ideologische also, entgegenarbeiten. 


VI 


Mit Umi Says” von Mos Def lässt sich diese These weiter 
ausformulieren, da der Song das Verhältnis von Subjekt 
und Gesellschaft auf allgemeinerer Ebene behandelt als For 
Woman. Entsprechend changiert Umi says ständig zwischen 
den Polen Utopie und Repressionserfahrung, Ohnmacht 
und Selbstbehauptung. Mos Def schildert seine von Gewalt 
und Unsicherheit gezeichnete Situation und schließt hof- 
fend: »Sometimes I just wanna be a man, but«. Das »but« 


leitet keine neue Zeile ein, sondern die Strophe bricht ab. 
Dies weist auf die Unmöglichkeit hin, unter kapitalisti- 
schen Zwangsverhältnissen, die sich hier zusätzlich in der 
Komponente des Rassismus äußern, Mensch und anders zu 
sein. Die Schilderung der Hoffnung bleibt prekär: »Going 
insane / Losing my brain / Trying to maintain«. 

Der Akt der Selbstbehauptung produziert sich auch 
hier über die ästhetische Struktur. Die Ruhe, die den Song 
trägt und die von Rhythmik wie Melodik ausgeht, positio- 
niert sich gegenüber dem geschilderten Inhalt und schafft 
so eine kritische Distanz zum Gegenstand, in der ästheti- 
sche Selbstbehauptung diskutiert wird. Anfangs beschreibt 
Mos Def die Problematik der Produktion seines Werks. Es 
bleibt ihm keine Zeit, den Text aufzuschreiben; die Gefahr 
droht, den Moment der Artikulation versperrt zu bekom- 
men: » Tomorrow may never appear / You better hold this 
very moment very close to you«. Was als Utopie fungieren 
kann, ein sich Verlieren im Moment, da keine Gefahr 
droht, wird hier auf inhaltlicher Ebene ad absurdum ge- 
führt. Die gesellschaftliche Realität bietet diese Möglichkeit 
nicht, simultan gelingt sie aber auf rein formaler Ebene. Am 
ästhetischen Produkt findet ein Interesse des Subjekts 
gegenständlichen Ausdruck und weist so den Mechanismus 
der Entmachtung zurück, ohne dabei in Ideologie zu ver- 
fallen, was geschähe, würden die Bedingungen einer gelun- 
genen Zurückweisung als existent gesetzt werden. 

Die titelgebenden Verse pointieren eben diese Position, 
weil die zweite Zeile der ersten entgegenläuft und ab »Umi« 
lauter werdend in den Song tritt: »My Umi said shine your 
light on the world / Want black people to be free...«. Cha- 
rakterisiert der erste Vers einen utopischen Zustand, bricht 
im zweiten die Realität der noch zu erringenden Befreiung 
ins Blickfeld. Das Kunstwort »Umi«, das wohl eine Zu- 
sammensetzung aus »you« und »me« ist, zeigt in dieser 
Formung die Utopie des versöhnten Ineinander des Nicht- 
identischen. Die aus dieser Perspektive ans Subjekts heran- 
getragene Forderung zu »shinen« findet nicht die notwen- 
digen Bedingungen in der Realität. Was bleibt, ist in Pers- 
pektive auf einen unbestimmten anderen Zustand, Befrei- 
ung zu erringen. Entsprechend übertönt »Want black peo- 
ple to be free« utopische Elemente; darin liegt der Hinweis, 
wo diese zu verwirklichen wären. 

Meine These wäre also so fortzusetzen: Ästhetische Pro- 

duktion stellt eine spezifische Form gesellschaftlicher Praxis 
dar, weil sie, eingedenk der partiellen Ohnmacht des Sub- 
jekts, Möglichkeit wie Notwendigkeit eines anderen Zu- 
stands negativ erfahrbar macht. Indem sie an einem Gegen- 
stand, in dem Ungleiches versöhnt erscheint, die repressive 
Situation kennzeichnet, in der Ungleiches nur unter dem 
Primat des Gleichgemachten gilt, also gar nicht. Hierin wie 
in der konkreteren Thematisierung gesellschaftlicher Kon- 
flikte positioniert sich ästhetische Produktion in der gesell- 
schaftlichen Realität gegen diese. Sie wird Selbstbehaup- 
tung gegenüber den bestehenden Verhältnissen. 
Dass aber engagierte Kunst nicht gleich emanzipatorischer 
sein muss, zeigt das Beispiel Dead Praz. Ihr Zer5 ger free- 
Album ist fast durchgehend getragen von militaristischen 
Beats. Wenn auf solchem Grund dann von befreiender Pra- 
xis gehandelt wird, ist das mehr als nur uncharmant. 


CHRISTOPH SCHAUB 
Der Autor lebt in Berlin. 
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ANMERKUNGEN 


" Allerdings werden 
auch in diesem Song 
abzulehnende 
Frauenbilder, wie das 
Ideal der Frau als 
Mutter, transportiert. 
Indem die Form aber, 
wie meine Analyse 
zeigen soll, den 
»männlichen Blick« 
generell in Frage stellt, 
problematisiert sie auch 
diesen Topos gegen 
ihre Produzenten. 


” Mos Def: »Black on 
both sides«, Rawkus 
Records 1999. Text: 
www.ohhla.com. 
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Kill Bill 3 


DIE GROSSEN MOTIVE UND GESTALTEN DES FORTSCHRITTS UND DER 
KRITIK DER GESELLSCHAFT SIND KRAFTLOS GEWORDEN - JETZT 
REGIERT DIE RACHE IM FILM 


geworden. Explizit etwa in einer Reihe asiatischer 

Filme, in Troja, Man of Fire, Punisher oder bei Kill 
Bill, wo Rache als ästhetischer Genuss und Konsum zele- 
briert wird, geradezu als totaler Konsum, der mittels 
nichtlinearer Erzählweise noch die eigenen Produktions- 
bedingungen konsumiert. Oder implizit in den Zombie- 
und Splatter-Filmen, in denen der fordistische Massen- 
konsument in eigener Sache wiederkehrt und Rache an 
seiner scheintoten Fxistenz nimmt, in The Day after To- 
morrow, wo die geschändete Natur zurückschlägt, ja 
sogar The Passion of the Christ verweist auf Mel Gibsons 
Rachebedürfnis an uns allen, insofern uns die Gewalt- 
darstellungen weniger die Leiden Christi vorhalten sollen 
als unsere Schuld gegenüber dem, der alle Schuld auf sich 
genommen hat. 

Als Teilnehmer im gesellschaftlichen Diskurs sind 
Filme darauf angewiesen, ihr eigenes Außen zu reformu- 
lieren. Kurzum, sie verweisen auf die bürgerlich-kapitalis- 
tische Gesellschaft. Worauf könnte die Rache verweisen? 


R ache ist im Film vermehrt zum treibenden Motiv 


Rache, Staat und Recht 


Rache scheint zunächst ein Bedürfnis aus vorbürgerlicher 
Zeit. Bereits die monotheistischen Religion versuchte, 
durch allgemeinverbindliche Regeln von maßlosem Um- 
gang abzuhalten (Auge um Auge, Zahn um Zahn, A.T.), 
zugleich führten sie eine unverfügbare und maßlose 
Gerechtigkeit ein: die Gnade Gottes. Die bürgerliche 
Gesellschaft hat die Gerechtigkeit ganz auf sich genom- 
men und sich damit zur freien Selbstgesetzgebung im 
Maß von Allgemeinheit und Gleichheit verpflichtet. Im 
Gewaltmonopol des Staates und in der Maßgeblichkeit 
allgemeinverbindlicher Rechtsformen scheinen die Halt- 
und Maßlosigkeit individueller oder gemeinschaftlicher 
Gewaltexzesse durch ausgleichende Gerechtigkeit über- 
wunden, und der infinite Progress, welcher der Verket- 
tung von Rache und Vergeltung innewohnt, scheint 
durch allgemeinverbindliche Rechtsurteile abgebrochen. 
Ja, die Entscheidungen und Urteile sind im System 
öffentlichen Rechts, insofern jede Übertretung der 
Rechtsnorm sich ihrer vorweg schon bewusst ist, im 
Grunde auch vorweg schon gefallen. 

Doch dass keiner mehr gegen den anderen Gewalt 
auszuüben braucht, indem der Eine, der ausgeschlossene 
und neutrale, aber souveräne Dritte alle Gewalt auf sich 
nimmt, das muss zunächst als Eingeständnis begriffen 
werden, dass alle es sonst tun würden. Die Verfassung 
und das Gewaltmonopol des Staates sind aber nicht ein- 
fach Eingeständnis und Ausdruck davon, dass die Gewalt 
fortlebt, sondern freie Gewalt und Individualität erhalten 
diese Bedeutung erst durch das, was sie verhindert. 
Maßlose Gewalt und individuelles Faustrecht können 


durch das Gewaltmonopol des Staates und das Recht 
nicht einfach abgelöst und durch ein bürgerliches Zeit- 
alter außer Kraft gesetzt werden, denn sie sind beiden 
weder geschichtlich noch logisch vorgängig. 

Wenn die Bedeutung von individueller Gewalt aber 
durch allgemeines Recht und eine allgemeine Verfassung 
erst gesetzt wird und diese Bedeutung nicht außerhalb 
derselben existiert, so kann die bürgerliche Gesellschaft 
auch eine Bedeutung nicht einfach ablösen, die sie erst 
hervorbringt. Der Zeit, wo der Mensch des Menschen 
Wolf ist, sind nicht Staat und Recht gefolgt, sondern die- 
ser Naturzustand ist Folge einer zeitlosen, rein geltungs- 
logischen Verdrängung durch Recht und Gesetz, die ihr 
Anderes als ihren Mangel aussetzen, so dass der Mangel 
da auftauchen muss, wo Staat und Recht nicht sind: 
räumlich im rechtsfreien Raum und in der Natur (sei es 
die innere des Menschen oder die des gesellschaftlichen 
Außen), zeitlich in der Vorgeschichte von Staat und 
Gesetz. Entsprechend kann der Staat sich als permanente 
Besetzung eines Ausnahmezustandes legitimieren, den er 
selbst erst schafft, so dass auch die ständige Drohung 
eines zukünftigen Rückfalls für den Fall, dass Staat und 
Recht ausgesetzt oder abgeschafft werden, nur aufrechter- 
halten werden kann, solange Staat und Recht wirksam 
bleiben. Die Selbständigkeit und die Vorgängigkeit der 
Rache entsteht also überhaupt erst, wenn Staat und Recht 
gesetzt sind und einerseits die Vorstellung eines Anderen 
und einer Vorgeschichte von Recht und Gesetz heraus- 
setzen, andererseits aber diese Vorstellungen auch einer 
Kritik durchsichtig machen, die eine solch unmittelbare 
Selbständigkeit und Vorgeschichte zum notwendigen 
Schein herabsetzen kann. Recht und Staat haben also 
willkürliche Gewaltherrschaft und Rache nicht übernom- 
men, indem sie sich an ihre Stelle gesetzt haben, sondern 
zusammen mit Recht und Staat entsteht die Notwendig- 
keit des Scheins einer vorbürgerlichen Zeit, eines rechts- 
freien Raumes und eines zutiefst naturwüchsigen Innern 
von Mensch und Natur. 

Individuelles Rachebedürfnis gehört damit einerseits 
zu diesem ausgeschlossenen Anderen, andererseits ist die- 
sem Anderen aber der Begriff einer allgemeingültigen 
Geltung und Rechtsnorm vorausgesetzt; denn nur wenn 
eine allgemeine Norm schon gesetzt ist, der alle gleicher- 
maßen unterworfen sind, kann ein individuelles Schuld- 
verhältnis und das Bedürfnis nach seiner Vergeltung ent- 
stehen. Wenn nun aber individuelle Gewalt durch Staat 
und Recht ebenso beständig ausgesetzt wie produziert 
wird, wie wird dann die Bedeutung von Rache und Ver- 
geltung und das Bedürfnis danach produziert? 


Kollektive Gewalt und Rache 


Rache gewinnt Bedeutung erst, wenn es zum Exzess 


gegenüber einer als allgemeingültig gesetzten Rechts- 
horm kommt. Dieser Exzess muss im doppelten Sinne 
- verfolgt werden: Er ist erstens maßlos gegenüber der Be- 
Atlmmtheit der Rechtsnorm und zweitens individuell ge- 
genüber ihrer Allgemeinheit und der Neutralität ihrer 
Ainatlichen Anwendung. Zunächst gilt es zu verfolgen, 
warum Rache immer auf individueller Erfahrung beruht 
und sowohl persönlich ausgeübt und befriedigt als auch 
egen jemand persönlich gerichtet sein muss. Diese Be- 
Atimmung gelingt zunächst negativ, d.h. durch Abgren- 
Jung zu Formen nicht-individueller Gewalt. Denn wo 
exzessive Gewalt kollektiv auftritt, fordert sie letztlich die 
Allgemeinheit und den Staat heraus, und zwar gleich im 
doppelten Sinne: Einerseits im Sinne einer Provokation, 
die den Staat angreift und auf die der Staat reagieren 
muss, andererseits im Sinne einer Art Hypermoral, wel- 
che die staatliche Ordnung an ihre eigentliche Aufgabe 
‚erinnert oder gleich durch eine höhere Ordnung überbie- 
ten will. Die kollektive Gewalt ist daher als ein existen- 
alistischer und dezisionistischer Selbstbegründ-ungsakt 
angelegt, denn sie kann selbst noch nicht als neue 
Ordnung auftreten, sich aber bereits an die Stelle einer 
höheren setzen und von dort her, von einer vorwegge- 
Nommenen Geltung aus im Sinne eines transzendentalen 
öllens argumentieren. Die radikale Negation des 
estehenden soll gelingen, indem die Negation ihre 
\östimmung von dieser höheren Ordnung her bezieht, 
„U, vom Kommunismus oder vom Reich Gottes. Die 
dewalt muss sich dabei selbst zum Mittel der Durch- 
tung und Verwirklichung dieses höheren Zwecks her- 
Ihetzen. Gewalt und Exzess sind hier nicht als Rache, 
dern zuerst als Vollendung eines je in der Daseinswelt 
ithaltenen, aber höheren Sinnes angelegt, der auf Be- 
ung des Bestehenden zielt im Sinne einer historischen 
ler religiösen Mission. (Faschistische Gewalt ist davon 
le Kehrseite. Sie versteht sich als Überlebenskampf der 
ünverfügbaren Faktizität — einer biologisch-natürlichen 
oder kulturell-völkischen — in einer unmittelbar gegebe- 
en Gemeinschaft, einer Faktizität, die sich gegen ihre 
Zersetzung durch die höhere Ordnung einer abstrakten 
A Igemeinheit wehren muss.) Wie immer solche Gewalt 
Auch aus der Erfahrung von Ungerechtigkeit hervorgeht 
= solange sie als notwendige Verdinglichung und 
Verzeitlichung eines sinnvollen, übergeordneten Zwecks 
verstanden werden muss und daher im Grunde nicht aus 
einer schlechten Vergangenheit, sondern aus der besseren 
Zukunft herkommt, ist sie gerade nicht Rache. 
Rache zielt vielmehr umgekehrt auf die Wiederher- 
stellung einer Ordnung, die durch einen Exzess gestört 
‚wurde, und kalkuliert auf das Begleichen einer offenen 
Rechnung. Gemeinsam ist der individuellen Rache mit 
len Formen kollektiver Gewalt nur der Genuss der er- 
ngenen Wahl: tun zu müssen, was man tun muss. 
Während die kollektive, öffentliche und politische Ge- 
Walt dabei jedoch ihre Auserwähltheit und ihr Bewusst- 
ein des Höheren genießt, ist die Rache auf rein persön- 
liche und unteilbare Erfahrung zurückverwiesen. Sie 
immt nicht explizit ein Übergreifendes oder ein höheres 
gemeinwohl in Anspruch und legitimiert sich aus des- 
sen möglicher Zukunft, sondern geht einer persönlichen 
tgangenheit nach und verschiebt diese in die Zukunft. 
Mit dieser Abgrenzung ist bereits angedeutet, wie die 
gemeinheit der Verfassung und der Rechtsnorm für 


das persönliche Rechtsempfinden wirksam wird: Der Ur- 
sprung der Rache kann nur aus einer Erfahrung kom- 
men, der eine allgemeinverbindliche Norm als Maß 
schon gesetzt ist, so dass ein Begriff von Gerechtigkeit 
schon existiert und für die Persönlichkeit wirksam wird. 
Das Bedürfnis nach Rache entspringt nun aus der Mes- 
sung einer Differenz, der Differenz zwischen dieser Norm 
und einem Exzess, der als radikale Unverhältnismäßigkeit 
erfahren wird. Die Möglichkeit der Messung einer Dif- 
ferenz setzt also schon eine Norm voraus, der alle unter- 
worfen sein sollen. Und diese Norm wird verletzt, so dass 
auf der einen Seite jemand schuldig ist. Auf der anderen 
Seite setzt die Möglichkeit der Erfahrung dieser Verlet- 
zung der Norm voraus, dass sich jemand mit der Norm 
identifiziert. Die allgemeine Norm wirkt also allseitig in- 
dividualisierend: Der allgemeinen Rechtsnorm als Maß 
der Gerechtigkeit muss ein Subjekt zugrunde liegen, das 
die Geltung der Norm beansprucht und Gerechtigkeit 
für sich will, und für die Verletzung muss jemand per- 
sönlich verantwortlich sein. Etwas als unverhältnismäßig 
zu erfahren und sich dazu ins Verhältnis zu setzen, das 
kann nur gedacht werden als Verhältnis von 
Rechtssubjekten zum Recht. 


Rache wird kalt genossen 


Das Unhaltbare der Rache aber ist, dass sie die All- 
gemeinheit der Norm mit der Individualität unmittelbar 
in eins setzt. Sie nimmt also das Allgemeine in Anspruch, 
aber sie nimmt es immer nur persönlich. Die Norm, die 
allgemeinverbindlich gelten soll, wurde verletzt, und nun 
wird die Verletzung ebenso individuell aufgenommen wie 
ihre Vergeltung, statt den Ausgleich der Normverletzung 
durch eine neutrale Instanz gleichgültig besorgen zu las- 
sen. 

Die Verletzung der Norm fordert aber nicht einfach 
Rache als Wiederherstellung der Norm heraus, so dass ein 
Rechtssubjekt auf individuelle Weise seine gestörte 
Identität wiederherstellt, sondern für diese Wiederher- 
stellung stellt das Subjekt sich selbst außerhalb der Norm. 
Rache ist nicht nur der Genuss, eine Unverhältnis- 
mäßigkeit zu vergelten, die Differenz zu schließen und 
das Schließen dieser Differenz wie einen Mehrwert zu 
genießen, Rache ist auch die Befriedigung, dabei selbst 
die Grenze des Erlaubten überschreiten zu dürfen. Wie 
die Erfahrung des Rausches durch Drogen ergibt sich 
auch der Rausch der Rache, indem sie die Norm zunächst 
aus Berechnung übertritt. Die Rache übertritt nicht nur 
die Norm und stellt sich selbst auf Exzess ein, sie speku- 
liert bereits auf den Mehrwert zwischen Norm und 
Exzess. Daher setzt das Bedürfnis nach Rache nicht nur 
den Begriff des allgemeinen Rechts voraus, durch den 
sich allererst ein Subjekt zu einer Unverhältnismäßigkeit 
ins Verhältnis setzen kann; auch die Vergeltung dieser 
Unverhältnismäßigkeit gelingt nur durch ihre eigene 
Berechnung. Denn dass Rache kalt genossen werden 
muss, heißt ja, dass sich die Befriedigung beim Beglei- 
chen einer offenen Rechnung nicht durch die unmittel- 
bare Begleichung, sondern durch eine Kalkulation und 
eine kaltblütige Vergeltung einstellt. 

Doch so exzessiv die Rache auftritt und so sehr sie der 
Befriedigung dient, sie kommt von der eigenen Befrie- 
dung nicht los. Denn Rache ist nicht das Genießen des 
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eigenen Exzesses, sondern umgekehrt: Rache ist der 
Genuss, einen Exzess, der eine bestehende Ordnung ver- 
letzt hat, exzessiv auszugleichen — aber um sich in der Wie- 
derherstellung der Normalität zu vollenden (bei Kill Bill, 
wie überhaupt im amerikanischen Kino, steht dafür die 
Kleinfamilie). Sie will einen unhaltbaren Zustand aus- 
gleichen und die Norm und die damit verbundene Sub- 
jektivität durch einen Selbstreinigungsprozess schließen, 
ganz so, als könne es im Grunde Harmonie und Gerech- 
tigkeit geben ohne Exzess. 

Das Verhältnis von Exzess und Vergeltung verweist 
schließlich auf eine zeitliche Dimension, genauer auf die 


nun genau die abstrakte Allgemeinheit der Verfassung 
und des Rechts, die prekär werden, weiterhin in 
Anspruch. Sie kann diesem Anspruch selbst aber nicht 
gerecht werden, weil sie ihn allseits personifiziert und 
einen unterbestimmten Begriff von allgemeinem Recht 
und Individualität mit sich führt, nämlich einen Begriff, 
der seine eigenen Voraussetzungen gerade nicht in der 
Allgemeinheit von Staat und Recht einholt und hierüber 
entwickelt. 

Dass Rache auf das Versagen von Recht, Gesetz und 
Staat verweist, ist jedoch nichts neues. Wo die Formen 
und Institutionen abstrakter Allgemeinheit in die Krise 


»WO DIE FORMEN UND INSTITUTIONEN ABSTRAKTER ALLGEMEIN- 
HEIT IN DIE KRISE GERATEN ODER ÜBERFORDERT SIND, DA SPRANG FÜR 
GEWÖHNLICH DER HELD EIN.« 


Notwendigkeit der Verzeitlichung: Die Verletzung der 
Geltung des Rechts und des Rechtssubjekts kann nicht 
unmittelbar, sondern muss in der Zeit geschlossen wer- 
den. Die Vergeltung muss in der Zeit ausgetragen werden 
und zwar so, dass die Vergangenheit solange wiederkehrt 
und unmittelbar gegenwärtig bleibt, bis sie ihre Zukunft 
eingeholt, Vergeltung geübt und die Zukunft mit einer 
abgegoltenen Vergangenheit versöhnt hat, so dass eine an 
sich zeitlos gültige Norm ausgeglichen und befriedigt ist. 
Das, was als unverhältnismäßig gilt und unmittelbar 
räumlich nicht geschlossen werden kann, bleibt solange 
gegenwärtig und wird solange aufrechterhalten, bis das 
eigentliche Bedürfnis der Rache gestillt ist: ein Leben 
ohne Exzess. Dieses logische Verhältnis von Normalität, 
ihrer exzessiven Störung und Vergeltung bis zur Wieder- 
herstellung der Norm ist nicht nur besonders geeignet, 
um es als Geschichte zu erzählen, diese Erzählung enthält 
geradezu Geschichte als solche, sie erzählt gleichsam die 
Geschichte der Geschichte. Denn wie immer die Über- 
schreitung der Norm dieselbe reproduziert, ob als Prozess 
der Gerechtigkeit, als Verschiebung des Diskurses, als Ka- 
pitalprozess des Geldes G-W-G’-W-G” (der wiederum 
zur Geltung bringt, dass die gesellschaftlich notwendige 
Durchschnittsarbeitszeit durch den FExzess der 
Mehrwertproduktion stets neu gesetzt wird): Immer 
muss eine rein logische Ordnung, um allgegenwärtig und 
damit zeitlos zu gelten, sich verräumlichen und verzeitli- 
chen und ihre Durchsetzung als Geschichte auslegen, 
und insofern erzählen die verschiedenen Geschichten 
doch immer dieselbe Logik. 


In der vom Staat gelassenen Lücke 


Wenn in der gezeigten Weise ein allgemeiner Begriff der 
Rache entwickelt werden kann, worauf könnte dann 
deren Zunahme in den Filmen der letzten Zeit verweisen? 
Wenn anfangs gesagt wurde, dass Staat und Recht exzes- 
sive Gewalt und Rache als ihr mangelhaftes Anderes 
dadurch aussetzen, dass sie es zugleich auf sich nehmen 
und sich an die Stelle des Anderen setzen, so muss umge- 
kehrt dieses Andere dort durchbrechen, wo Staat und 
Recht zwar Voraussetzung bleiben, aber ihre Stellung 
nicht halten können und prekär werden. Rache nimmt 


geraten oder überfordert sind, da sprang für gewöhnlich 
der Held ein. Auf die Spitze getrieben wird diese Indi- 
vidualisierung einer gleichwohl allgemeinen Norm in den 
Superhelden (Superman, Batman, Spiderman etc.). Sie 
treten selbst nur als Stellvertreter und Vollstrecker 
abstrakter Allgemeinheit auf, arbeiten also gerade nicht 
auf eigene Rechnung (daher auch ihre Gespaltenheit und 
die Notwendigkeit der Maske bzw. der Verwandlung, vgl. 
den entsprechenden Dialog in Kill Bill 2; Grenzfigur zwi- 
schen privater Vergeltung und Verteidigung des All- 
gemeinwohls ist Zorro, und auch die Maskerade fällt hier 
entsprechend halbherzig aus). Wo diese personifizierte 
Allgemeinheit des Rechts nun aber auf eigene Rechnung 
arbeitet, also gerade nicht als Hilfe, Ersatz oder Über- 
trumpfung für einen unwilligen oder schwachen Staat 
und eine hilflose Öffentlichkeit einspringt, da wird die 
abstrakte Allgemeinheit überhaupt prekär und unhaltbar 
(in Mystic River trifft diese Alternative von staatlicher und 
individueller Vergeltung aufeinander). Solch eine Pri- 
vatisierung des öffentlichen Rechts kann sich überhaupt 
nur in Situationen behaupten, die noch nicht oder nicht 
mehr von der staatlichen Rechtsordnung erschlossen sind. 
Noch nicht etwa im Western, der im Held oder im Sheriff 
den Staat entweder vorwegnimmt (amerikanischer 
Western) oder bereits das Versagen staatlicher Ordnung 
vorwegnimmt und den Held in die Sinnlosigkeit entlässt 
(Italo Western). Nicht mehr in den Situationen, die, von 
staatlicher Ordnung verlassen, nunmehr sich selbst über- 
lassen sind (so z.B. in den Rächerfilmen mit Charles 
Bronson oder Dirty Harry, die oft in bestimmten Vier- 
teln der Großstädte spielen, oder in vollendeten post- 
staatlichen Situationen wie in Mad Max). Genau zwischen 
noch-nicht und nicht-mehr von Staat und Recht kann 
sich nur die Bande etablieren, die wie die Mafia als das 
exakte Gegenstück der öffentlich-staatlichen Ordnung die 
ausgeschlossenen, nicht-öffentlich-rechtlichen Formen 
ausnutzt und Verträge, Schulden, Rechtsicherheit etc. auf 
private oder familiäre sowie auf gewaltsame Weise erle- 
digt. Für die Mafia ist Rache genau das, was für den Staat 
und den Bürger die Rechtsprechung sein soll: leiden- 
schaftslose Pflicht. 


"Nach Fortschritt und Kritik 


Dass im Film Rache verstärkt als treibendes Motiv auf- 
‚kommt, verweist also ganz allgemein auf einen Legitima- 
‚Wonsverlust der universalisierenden Formen der bürger- 
Jieh-kapitalistischen Gesellschaft — aber auch auf den pre- 
kiren Status der Gesellschaftskritik. Denn neu ist, dass 
‚das Maß der Kritik nicht immanent gewonnen wird, die 
‚bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft sich also nicht 


mehr an sich selbst kritisiert und für diese Kritik nur et- 
herausgesetzt werden muss, durch das die Gesell- 
haft überboten werden kann, wie dies etwa die Unter- 
fickten oder der Held durch ihre Gewalt leisten. Hier 
„rd die Kritik aus dem immanenten Werden der 
sellschaft heraus gewonnen, so dass letztlich die Gesel- 
haft durch sich selbst ihr Maß der Kritik heraussetzt 
nd ihre Immanenz in diesem Maß der Kritik abgibt, in 
Ihem Maß mithin, durch das sie sich transzendieren und 
At zu dem werden kann, was sie eigentlich sein soll. Im 
Iden ist sich die Gesellschaft nur selbst äußerlich 
vorden, um durch seine Taten dem zu entsprechen, was 
"an sich ist. Üblicherweise hieß das, schwarze Schafe zu 
ledigen oder eine an sich bewahrenswerte Ordnung zu 
Ihlitzen. Wo nun aber diese universellen Formen als sol- 
prekär oder sogar grundsätzlich angezweifelt werden, 
für eine solch radikale Kritik nicht ebenso das Maß 
Iigeben, da muss »Kritik« sich auf das zurückziehen, was 
© für authentische und irreduzible Größen hält, die übrig 
eiben, wenn die universellen Formen der bürgerlichen 
jesellschaft unhaltbar werden: Natur, Innerlichkeit, Sinn- 
lichkeit, Familie, Körperlichkeit. Mehr noch: Das, worauf 
die Selbstbestimmung und Selbstgesetzgebung der bür- 
jerlichen Gesellschaft vermeintlich zurückfällt, wird 
umgekehrt vorgestellt als das an sich gegebene, natürliche 
und harmonische Leben, das nun Rache nimmt für die 
Verletzungen, die der Kapitalismus durch seinen Exzess 
des Geldes als G’ und die bürgerliche Vernunft mit ihrer 
Anmaßung einer autonomen Selbstgesetzgebung und 
ren selbstherrlichen, aber uneingelösten Versprechungen 
verübt haben. 
Während die Verschiebung der Geltungslogik, genau- 
er der Exzess gegenüber der Norm und seine Vergeltung, 
Geschichte erscheint, was der Gesellschaftskritik das 
‚Rätsel der Verschränkung von logischer Ordnung und 
teschichtlicher Durchsetzung aufgibt, wird im Rache- 
tausch des Kinos die Schwierigkeit dieses Rätsels durch 
keine Personifizierung und Naturalisierung unterlaufen. 
6 erscheinen Sparzwang und Sozialabbau als Rache 
für, dass die Gesellschaft über ihre Verhältnisse gelebt 
it, also in der Vergangenheit unverhältnismäßig und 
zessiv war und sich gegenüber der Zukunft verschuldet 
hat. Sie hat sozusagen eine Zukunft vorweggenommen, 
lie jetzt bezahlt werden muss, bis sie abgegolten ist, d.h. 


die Gegenwart ist die Vergeltung einer Zukunft, welche 
die Vergangenheit bereits gehabt hat. Wie in der Ökono- 
mie wird auch in der Ökologie die Krise als Rache der 
Natur verstanden, die sich für ihre exzessive Ausbeutung 
und die »Störung ihrer inneren Ordnung« rächt. Sogar 
Selbstmordanschläge und islamischer Antiimperialismus 
werden als Rache derjenigen ausgegeben, die in ihrer 
natürlichen kulturellen Entwicklung durch Fremdherr- 
schaft und Ausbeutung gestört wurden. Ja, die ganze glo- 
bale Ordnung der Natur und der Kulturen, der Völker 


»WO UNIVERSELLE FORMEN ALS SOLCHE PREKÄR ODER SOGAR GRUND- 
SÄTZLICH ANGEZWEIFELT WERDEN, DA MUSS »KRITIK« SICH AUF DAS ZURÜCK- 
ZIEHEN, WAS SIE FÜR AUTHENTISCHE UND IRREDUZIBLE GRÖßEN HÄLT...« 


und ihres Zusammenlebens scheint letztlich ins 
Ungleichgewicht gebracht durch das Eindringen eines 
verselbständigten Selbstzweckes, wie er im Geld als Ka- 
pital liegt, sowie durch ein ausbeuterisches Partikular- 
interesse (Amerika, Judentum), das von diesem Selbst- 
zweck profitiert und ihn darum als universelles Interesse 
ausgibt. Das Problem, dass das Allgemeine immer durch 
erwas Partikulares, ja durch eine Singularität dargestellt 
und durchgeführt werden muss, dass also das Recht nur 
durch eine Person geltend wird oder das Geld nur durch 
irgendetwas, das als Geld gilt, und dass weder eine 
Trennung von Allgemeinem und Einzelnem noch ihre 
unmittelbare In-Ein-Setzung haltbar ist, dieses Problem 
der Verschränktheit von Singularität und abstrakter All- 
gemeinheit kommt gar nicht erst in den Blick. Denn dem 
Partikular- und Einzelinteresse wird vorgehalten, dass es 
immer schon und immer nur partikulares Eigeninteresse 
ist, so wie es überhaupt nur Besonderes und Partikulares 
zu geben scheint und Partikulares sich nur zum Zwecke 
der Verschleierung von Macht und Ausbeutung als 
Universelles ausgeben kann, so dass es zwangsläufig mit 
der Rache einer jeden derart unterdrückten und ausge- 
beuteten Selbstbestimmtheit und Besonderheit - ob völ- 
kisch, kulturell oder individuell — zu rechnen hat. 

Die Zunahme des Motivs der Rache im Film ist ein 
Anzeichen dafür, dass die großen Motive und Gestalten 
des Fortschritts und der Kritik der Gesellschaft kraftlos 
geworden sind. Kein Proletariat vermag das immanente 
und objektive Wesen der Gesellschaft: die Arbeit, be- 
wusst zu verkörpern und sich dadurch zum Maß der 
Geschichte zu erheben, kein Held kann die Herstellung 
und den Schutz der öffentlichen Ordnung auf sich neh- 
men, und die Kämpfe derjenigen, die als wie immer 
unterdrückte sich noch als freie und gleiche Rechtssub- 
jekte durchsetzen müssen, sind längst erzählt. Daher wer- 
den Erzählungen, die sich durch ihr Happy End nur 
noch die Krone der Folgerichtigkeit aufsetzen, zuneh- 
mend gegenstandslos und abgelöst durch solche, die 
Situationen und Ereignisse vorbereiten, mit denen spek- 
takuläre Effekte zu erzielen sind. 


FRANK ENGSTER 


Der Autor ist Mitarbeiter des Instituts für Methodenkritik 
Berlin. 
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»In Motion« 


Game over Krauts! 


lang ein Schattendasein im Kalender der antifaschistischen Linken. 

Zum 50. Jahrestag 1995 legte sie dann drei Demonstrationen und 
einen Kongress in Berlin nach, während sich Teile der politischen Elite noch 
nicht einmal sicher waren, ob der 8. Mai 1945 für Deutschland ein Tag der 
Niederlage oder des Sieges war. Dieses Jahr demonstrierten in Rostock etwa 
350 AntifaschistInnen unter dem Motto »Game over Krauts«, um »jedem 
Revisionismus der politischen Rechten und der ‚Neuen Mitte«, jeder 
Verwischung der Grenzen zwischen deutschen Tätern und ihren Opfern und 
jedem positiven Bezug auf die deutsche Nation entschieden entgegenzutre- 
ten!« Bei der Demo gab es Polizeiübergriffe und Gewahrsamnahmen. Die 
Geschehnisse am 8. Mai in Berlin lassen dagegen ernsthafte Zweifel auf- 
kommen, ob die dort demonstrierenden Antifas nicht ähnliche Probleme 
haben wie die politischen Eliten. Die Plattenbausiedlung Marzahn erlebte 
eine »antifaschistische« Demonstration, bei der Trotzkisten, PDS-Jugend 
und ein nicht unbeträchtlicher Teil der 400 DemonstrantInnen das Vor- 
gehen der Polizei gegen israelsolidarische Demonstranten bejubelten, die 
zuvor mitsamt Israel-, USA- und GB-Fahnen aus der Demo ausgeschlossen 
wurden. Während anti-israelische Sprüche aus der Demo skandiert wurden, 
heizte die Lautibesatzung die Stimmung mit »Haut ab«-Rufen gegen die 
FahnenträgerInnen an, Das Antifaschistische Bündnis Marzahn/Hellersdorf 
(ABM) bedauerte im Nachhinein die Vorfälle und kündigte eine 
Stellungnahme dazu an. (www.kein-verstecken.de) In Dresden wurde ein 
Naziaufmarsch durch eine Spontandemonstration von ca. 300 Antifa- 
schistInnen gestört. In Dortmund fand eine antifaschistische Demonstration 
mit 250 Teilnehmenden statt. 


R OSTOCK, BERLIN, DRESDEN. Der 8. Mai fristete jahrzehnte- 


Revolutionär in den Mai 


Organisierte Autonomie (OA) auch in diesem Jahr ausgerichteten 

revolutionäre 1. Mai Demo wurde die Gruppe Zusammen Aktiv 
Kämpfen (ZAK) aus Sulzbach-Rosenberg nach einem kurzen Gerangel mit 
USK-Einsatz des Platzes verwiesen. Der Lautsprecherwagen kommentierte 
dies mit den Worten: »Dies ist eine internationalistische Demonstration, die 
sich aus verschiedenen Gruppen zusammensetzt. Diese Demo richtet sich 
gegen Imperialismus, Kapitalismus und auch Antisemitismus. Wer aber 
‚Solidarität mit Israel ruft, hat nichts kapiert und auf dieser Demonstration 
nichts zu suchen.« ZAK hatte mit dem Transparent »Kein Friede mit 
Deutschland — Gegen Antisemitismus und Antiamerikanismus« und Rufen 
(»Nie wieder Heimat«, »Gegen jede Form von Antisemitismus — Lang lebe 
Israel — Für den Kommunismus«) gegen Redebeiträge des Tayad-Kommitees 
und des Palästina-Soli-Kommitees, in denen es u.a. hieß, dass ein 
Revolutionär für sein Volk und seine Heimat zu kämpfen habe, protestiert. 
Daraufhin wurde die Gruppe abgedrängt. Die Angreifer trugen 
Palästinafahnen und einer ein T-Shirt mit dem Foto Scheich Jassins. Die 
Demonstration ging anschließend mit ihren palästinensischen und iraki- 
schen Nationalfahnen samt der Aufschrift »Allah ist groß« weiter. Die OA 
spricht in einer Erklärung zu der Demo von »einem kleineren Zwischenfall 
mit sog. »Antideutschen«, die in Nürnberg allerdings keinerlei Bedeutung 
haben«. Sie betont, »den Zwischenfall nicht überzubewerten«. 


N ÜRNBERG, 1. Mai 2004. Bei der unter anderem durch die 


Für Israel — gegen Freie Radios und Veganismus!? 


AMBURG, 24. April 2004. Die antisemitisch motivierten Über- 

griffe aus der Antifademo am 30. Januar in Hamburg auf vor- 

nehmlich Berliner GenossInnen zog nach mehreren Verlautbarun- 
gen und Veranstaltungen am 24. April eine Demonstration von ca. 200 
überwiegend angereisten israelsolidarischen Personen in Hamburg nach sich. 
Auch diese Demo unter der Headline »Flagge zeigen! Für Israel — gegen Old 
Europe« wurde fast erwartungsgemäß von einigen AntisemitInnen at- 
tackiert. Mobilisierung und Demonstration waren bezüglich der Frage, mit 
wem gegen wen demonstriert werden soll, ziemlich widersprüchlich. Nach- 
dem »Wer schweigt stimmt zu«, die erste Stellungnahme der Bahamas- 
Redaktion, ausnahmslos die gesamte Hamburger Linke für die Angriffe im 
Januar verantwortlich machte, war der Aufruf wesentlich sachlicher. 
Aufgerufen wurde »gegen das europäisch-arabische Bündnis gegen Israel, 
gegen all die linken und rechten »Israelkritiker«, antiamerikanischen Pazi- 
fisten und ihren globalen Feldzug gegen den »Imperialismus« und »Kolonia- 
lismus« [zu] demonstrieren.« Hamburg sei der richtige Ort, weil hier die 
links-liberale Szene bis zu den Autonomen in ihrem Protest für die Sache der 
PalästinenserInnen und gegen Israel einig sei. In einem »Last call« der Ber- 
liner Vorbereitungsgruppe hieß es dann gar: »Liebe Freundinnen und Freunde 
Israels, Sie mögen eine linke oder eine konservative Vergangenheit haben, Sie 
mögen sich heute als Liberaler, als Neokonservativer verstehen, oder gar als 


Kommunist, das tut für die Entscheidung, auf dieser Demonstration mirzu- 
gehen nichts zur Sache. [...] Wenn Sie sich mit uns darin einig sind, dass es 
höchste Zeit ist, »Flagge zu zeigen — für Israel — gegen Old Europe«, dann 
kommen Sie.« Die Redebeiträge auf der Demonstration beschäftigten sich 
dann allerdings wieder mehr der Ausgangsthese der Bahamas, statt Israel- 
solidarität, Old Europe oder auch nur die Vorfälle vom 30. Januar in ihr 
Zentrum zu stellen. Wichtigste Botschaft war die Nichtzugehörigkeit zu 
irgendeiner Linken. 

Redebeiträge und Aufruf der Hamburg-Demo: www.redaktion-bahamas.org 


Nazis, Nazis, Nazis 


»Endlich weg damit!« findet in Berlin-Köpenick eine Demonstration 

gegen das neue Schulungszentrum in der NPD-Zentrale in Köpenick 
und den Abschiebeknast Berlin-Grünau statt. Die Demonstration bildet den 
vorläufigen Höhepunkt der seit März laufenden Kampagne, in deren Rah- 
men auch am 1. Mai der ca. 2.500 TeilnehmerInnen zählende Naziauf- 
marsch von NPD und freien Kameradschaften von ca. 3.500 Anti- 
faschistInnen gestoppt wurde. Dagegen ging in Leipzig am 1. Mai die fast 
schon traditionelle und bis 2014 angemeldete Worch-Demo mit ca. 1.000 
Nazis relativ unbehelligt vonstatten. Bereits in der Nacht zum 21. April 
steckten unbekannte vor der NPD-Zentrale ein vermutlich gestohlenes Auto 
in Brand und sorgten so für erheblichen Schaden an der Fassade des Gebäu- 
des. 


Infos: www.koepenick-kampagne.antifa.de 


B BERLIN-KÖPENICK, 6. Juni 2004. Im Rahmen der Kampagne 


... hat sich aufgelöst 


desweiten Trend nicht verschließen und lösen uns auf. Gruppen 

haben ihre Zeit, Themen auch. Die Antifabewegung der 90er hat sich 
überlebt und ein ganzer Teil von ihr hat sich faktisch aufgelöst. Wenn das 
Konzept des »revolutionären Antifaschismus« (Antifa ist der Kampf ums 
Ganze etc.) der 90er jemals richtig war, so kann es auf die derzeitige politi- 
sche Lage schon längst keine Antworten mehr geben. [...] Wir haben — auch 
um der viel beklagten Inhaltslosigkeit der Antifa entgegenzuwirken — ange- 
fangen, uns mit Themen zu beschäftigen, die unserer Meinung nach zentral 
für linksradikale Arbeit sind. Also etwa die soziale Frage, Globalisierung und 
Privatisierung und die Möglichkeit einer radikalen Kapitalismuskritik. 
Dabei stellt sich die Frage, wie es geschehen konnte, dass die inhaltliche 
Neuorientierung die schon vor zwei bis drei Jahren begann, nicht von allen 
Gruppenmitgliedern so mitgetragen wurde. Offenbar ist es nur unzurei- 
chend gelungen, diesen schwierigen Diskussionsprozess so zu gestalten, dass 
er für alle eine Perspektive innerhalb der Antifa K geboten hätte. [...] Mit 
erwas Wehmut aber auch viel Lust in diesen spannenden und weiten Feldern 
zu wirken, verbleibt ein letztes Mal eure Antifa K.« 


K ÖLN. Antifa K: »Et kütt wie et kütt. Auch wir wollen uns dem bun- 


BAD HOMBURG, 28. 3. 2004. »Die Antifa Bad Homburg war in Klausur 
und hat entschieden - sich mit sofortiger Wirkung aufzulösen. Damit haben 
über drei Jahre linksradikalen Engagements und der Versuch, Trouble ins 
ruhige Hinterland zu bringen unter dem Label antifa hg ein Ende gefunden. 
Da die Weltrevolution jedoch vorläufig noch nicht stattgefunden hat, wird 
das Projekt »alle Verhältnisse umzuwerfen ...« (K. Marx) in einem größeren 
Rahmen unter dem Namen autonome antifa [f] weitergeführt. Die 
Auflösung der antifa hg ist in diesem Sinne nur eine geschlossene 
Umstrukturierung, die eine Intensivierung linksradikaler Politik im Rhein- 
Main-Gebiet und darüber hinaus zur Folge haben soll. Dementsprechend 
bedeutet das Ende der antifa hg keine Ruhe für den Hochtaunuskreis und 
sicherlich keine Langeweile für den (Bad Homburger) Staatsschutz. Alles 
wird größer und besser.« 


GÖTTINGEN. Die Antifa (M) hat sich ebenfalls aufgelöst. Offizielle Ver- 
lautbarungen über Neukonstituierungen standen bei Redaktionsschluss 
noch aus. 


NÜRNBERG. Bei der Gruppe Krisis können Robert Kurz und Roswitha 
Scholz auf eine Vielzahl an Jahren der Zugehörigkeit verweisen. Aber alles 
hat nun mal ein Ende, so auch die Zeit der beiden in der Gruppe Krisis. 
»Zunehmende Spannungen und scharfe Auseinandersetzungen [...] immer 
wieder schwer vereinbare Vorstellungen, hinsichtlich der Diskussionskultur 
nach innen und außen [...] der oft übermäßig zugespitzte Stil von Robert 
Kurz« und »sein Hang zu einer allzu schnellen Definition von Frontstellun- 
gen in Debatten« führten Anfang April zur Trennung. Diese erfolgte erst, 
nachdem die Krisis-Reaktion schon »regelrecht funktionsunfähig« war. Der 
Publikationsmarkt wird dadurch wahrscheinlich um ein Medium reicher, 
weil Kurz, Scholz & Co. anderweitig ihre Interpretationen der Krisentheorie 


welterverfolgen und veröffentlichen werden. Ebenso wird 
die Zeitschrift Krisis weiter erscheinen. Für Mai ist das 
Incheinen des Buches »Dead Men Working« und das 
Jaltesseminar »Sozialkritik an den historischen Grenzen 
Je Kapitalismus II« anberaumt worden. 

a Infos zu Krisis: www.giga.or.at/others/krisis 


Kommunismus statt Europa 


ERLIN, 30. April 2004. Auf eindeutige Positionie- 

rungen gegenüber der globalisierungskritischen Be- 

wegungen wollten sich KP Berlin und Postpes- 
UmisuInnen in ihrem Aufrufpapier für die Demo anlässlich 
‚er Weierlichkeiten zur EU-Osterweiterung am Vorabend 
es |, Mai in Berlin dann doch nicht festlegen. Argumen- 
Werten sie sowohl mit dem Motto als auch seitenweise im 
Auliuf gegen Europa und positive Bezugnahmen durch die 
Linke, so fielen sie mit dem abschließenden Appell, globa- 
Inlerungskritische Events wie das EEF in Warschau wahr- 
Aunehmen, hinter die eigene Argumentation auch schon 
Wieder zurück. Dazu kam, dass im Aufruf selbst die Kritik 
Au Antiamerikanismus und Antisemitismus auch eher ver- 
‚halten geäußert wurde. Die Demo selbst ließ keine Rück- 
lilünse zu, inwieweit man diese zugunsten der eigenen 
Windnisfihigkeit zurückgestellt hat. Schließen lässt sich — 
Angesichts der mit 1.000 Leuten eher mäßigen Resonanz — 
Alien auf die Tatsache, dass angesichts bahnbrechender Pro- 
‚er Europäisierung die radikale Linke in Bezug auf 
jpakritik keineswegs auf der Höhe der Zeit ist. 
u www.kp-berlin.de 


Ite Zone 


ERA, 30. April 2004. Den während der 
Staatsantifakampagne 2000 vielerorts ausgelobten 
Programmen gegen Nazis und Initiativen für die 
Kung von deren Opfern — umgangssprachlich als CIVI- 
bekannt — wurden ohne größere Proteste mittlerweile 
Geldhahn wieder zugedreht. Dem steht die seit andert- 
Jahren wieder zu konstatierende Zunahme von 
übergriffen gegenüber. In Orten, in denen sich seit 
# (lie Naziszene einer gewissen Deckung durch Stadt 
Polizei sicher sein kann, ist es für Linke in der Regel 
Jer unmöglich, alternative Projekte und linke Gruppen 
eublieren. Im thüringischen Gera, im Januar 2004 
Iimlich durch den Nazi-Mord an einem Russland- 
schen in die Schlagzeilen geraten, hat in den letzten 
t die Antifaschistische Aktion Gera (AAG) allen Wid- 
Iten zum Trotz kontinuierlich eine linke, antifaschisti- 
Praxis etabliert. Mit der Demo unter dem Motto »pro- 
‚movement.revolution« am Vorabend des 1.Mai, an 
e 200 Leute aus der Region teilnahmen, wurde er- 
aut bewiesen, dass auch unter widrigsten ostzonalen 
Wedlingungen eine über Anti-Nazi-Politik hinausweisende 
politische Perspektive angestrebt wird. Zur Verhinderung 
eines von der NPD organisierten Konzertes in der Geraer 
Innenstadt mobilisiert die AAG für den 12. Juni. 
Infos: www.aag.antifa.de 


Erika vertreiben! (2) 


die Geschäftsstelle des »Bundes der Vertriebenen« 

ein und entwendeten Akten zu einem Gerichtsver- 
führen gegen eine Journalistin und dem Verfahren gegen 
ie Autonome Antifa (P, über das im letzten »in Motion« 
bereits berichtet wurde. Die Akten über das geplante 
j Zentrum gegen Vertreibung« wurden im Klo herunterge- 
splile. Zudem wurden Wasserhähne aufgedreht und 
abmontiert, sodass es zu erheblichen Wasserschäden kam. 
Die Taz berichtet, im »Bekennerschreiben wird Steinbach 
vorgeworfen, sie habe den Menschenrechtsdiskurs — »Men- 
Achenrecht auf Heimat und Eigentum« — aufgegriffen und 
Jen BdV damit »bündnisfähig für andere gesellschaftliche 
Üruppen« gemacht. Unterzeichner ist der Bekennerbrief 
init »Steinbach auf die Bahamas — Antifa heißt Wasserschä- 
ılen«.« (Taz vom 15. April 2004) Im Verfahren gegen die 
Autonome Antifa (f) wurden zwischenzeitlich die Haus- 
Aurchsuchungen per Gerichtsbeschluss für rechtswidrig 
befunden. 
ine Presseschau zu dem Vorfall: 
Www.autonome-antifa.com 


RB ONN. Über die Ostertage brachen Unbekannte in 


Auf nach Polen 


it diesem Schlachtruf hätte 1939 die deutsche 

Wehrmacht beim Überfall auf Polen ebenso los- 

gezogen sein können, wie dies deutsche Nazi- 
hooligans 1996 taten, um im Umfeld des Fußball- 
Länderspieles gegen Polen »Juden zu versohlen«. Wenn 
zum Jahrestag des Warschauer Ghettoaufstandes, die noch 
wenigen Überlebenden zum Gedenken an den Ort ihres 
unvorstellbaren Leidens zurückkehren und sich dort den 
anti-israelischen NoGlobals und den in Polen von Nazis 
unterwanderten attaclern gegenübersehen müssen, dann 
ist das schon eine Zumutung sondergleichen. Wenn ausge- 
rechnet deutsche NoGlobals geschichtsvergessen unter der 
Headline »Auf nach Warschau« zum ZEF Ende April 2004 
mobilisierten, kann den polnischen Grenzbeamten keiner 
so richtig verübeln — wenn auch aus ganz anderen Gründen 
geschehen -, diese nicht ins Land gelassen zu haben. 
Manchmal wird eben aus völlig falschen Gründen doch das 
Richtige getan. 


Gekämpft und verloren 


war am Boden, als die Funktionäre das Aus für die 

Olympiabewerbung verkündeten. »Eine politische 
Entscheidung«, urteilte die Stimme des Volkes, die Städte 
»aus kriegsführenden Staaten« wie »London, New York und 
Madrid« von vornherein ausgeschlossen hätte. Nur vier 
Tage zuvor hatte am 15. Mai die Demonstration »Fatal 
Error — The Game Is Over« des Antiolympischen Komitees 
Leipzig stattgefunden. Etwa 800 Teilnehmende demons- 
trierten gegen die geplante Inszenierung von nationaler 
Zusammengehörigkeit, Leistungswahn und den Glauben 
an Olympia als Jobmaschine. Die Argumente gegen Olym- 
pia bildeten dabei ein buntes Potpourri. Nach der 
Demonstration zog dann noch eine ca. 100-köpfige 
Gruppe durch die für Proteste gesperrte Innenstadt und 
stürmte unbehelligt eine Bühne, auf der unter großem 
Beifall der Evergreen »New York, New York« zum Besten 
gegeben wurde. Häme löste im Nachhinein der »wenig sou- 
veräne Umgang Leipzigs mit den marginalen Protesten« 
(SZ vom 17. Mai) aus. Olympiabegeisterte wollten gegen 
die Demonstration eine Menschenkette mit 5.000 Leuten 
organisieren. Obwohl alle PassantInnen in der Leipziger 
Innenstadt persönlich angesprochen wurden und selbst die 
Universitätsbibliothek von einem Rekrutierungskomman- 
do heimgesucht wurde, kam die Kette nicht zustande. Ihrer 
Beschreibung in der Lokalpresse, die als einzige 5.000 
Kettenglieder auszumachen vermochte, tat das keinen Ab- 
bruch. Blinde Begeisterung und Repression will sich 
Leipzig auch in Zukunft erhalten: »Der Slogan »One 
Familiy« bleibt«, verkündete das Rathaus. 
Infos: www.nein-zu-olympia.de 


N EIPZIG. Die Stimmung in der Messeheldenstadt 


Offene Rechnungen 

ELTOW-SEEHOF, 24. April 2004. Mehrere 

Gruppen aus Potsdam und Berlin begaben sich auf 
Strafexpedition ins Brandenburgische. Analog zu 
früheren Aktivitäten in Babenhausen und Gollwitz ging es 
auch bei der Kampagne »Schon gezahlt? — Antisemiten den 
Boden entziehen!« weniger um Aufklärung als vielmehr 
darum, als NestbeschmutzerInnen von außen der unnach- 
giebigen Haltung der EinwohnerInnen bei der Rückgabe 
arisierten Eigentums Tribut zu zollen. Diese verschließen 
sich bislang erfolgreich gegenüber Revisionsansprüchen 
ehemaliger EigentümerInnen. In gewohnter Manier kehren 
die DorfbewohnerInnen den Spieß um und fühlen sich als 
Opfer. Auch wenn die Demo, an der ca. 70 Menschen teil- 
nahmen, nichts zur Einsicht in die Folgen der Arisierungen 
beigetragen haben dürfte, so wurde zumindest gezeigt, dass 
sie in ihrer antisemitischen Schuldabwehr nicht völlig in 
Ruhe gelassen werden. Dass die Aktion an die richtige 
Adresse gerichtet wurde, davon zeugten die Beschimpfun- 
gen und verbalen Anfeindungen, die die umstehende 
Dorfgemeinschaft der Demo entgegenbrachte. 
Infos: www.antifanews.de 


PHASE 2, Göttingen 


En 5 0 


PHASEZ 


ZEITSCHRIFT GEGEN 
DIE REALITAT 


NEXT DATES.. 


18.-20.06. 2004 Il BAD SULZA 


Seminar: »Deutschland stirbt aus« 
http://www.junge-linke.de 


23.-27.06.2004 || DRESDEN 

»Choosing Right?« European Conference 
Against New Right Wing 

Extremism, 
http://www.unitedagainstracism.org 


25.-27.06.2004 Il DORTMUND 

Die Kosten rebellieren... Internationale 
Versammlung zu Prekarisierung, 
http://www.labournet.de/diskussion/arbei 
tV/realpolitik/prekaer/kongress.htmi 


02. u. 03.07.2004 Il FRANKFURT AM 
MAIN 

Arno Lustiger: »Jüdischer Widerstand im 
nationalsozialistischen Europa« 
http://www.fritz-bauer-institut.de/ 


07.-11.07.2004 II ITALIEN | 
MONTECCHIO EMILIA 

Mondiali Antirazzisti 

Die alljährliche antirassistische Fußball- 
WM. 

http://lola.d-a-sh.org/ 
-antira/main.php?language=german 


23.-27.8.2004 u. 11.-15.10.2004 II 
Bildungsbausteine gegen Antisemitismus 
http://www.bildungsteam.de/bausteine. 
htm 


24.07.2004 II LEIPZIG 

Bundesweite Demonstration: »Die neue 
Heimat Europa verraten. Keine 
Kollaboration mit der europäischen 
Nation!« 18 Uhr, Augustusplatz 

Infos zur Demo und zur 
Mobilisierungstour: 
http://www.nadir.org/bgr 


02.9.-15.10.2004 Il WETZLAR 
Legalisierter Raub. Der Fiskus und die 
Ausplünderung der Juden in Hessen 
1933-1945, Wanderausstellung, 
http://www,fritz-bauer-institut.de/ausstel- 
lungen/legalisierterraub.htm 


29. u. 30.10.2004 Il LEIPZIG 


Ladyfest Leipzig, 
http://www.ladyfestleipzig.de 


29.-31.10.2004 II LEIPZIG 

Seminar »Kritische Theorie und 
Antisemitismus«, im Rahmen der 
Seminarreihe »das leben ist dEINE denk- 
fabrik« 


01.-03.10.2004 II BERLIN 

Kongress »Out of this world IV«, 
Kongress zu Science Fiction, Politik, 
Utopie. http://www.outofthisworld.de 


03.10.2004 Il ERFURT 


Gegenaktivitäten zu den Einheitsfeiern. 
Watch out for infos. 
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